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Wie der Iran-Krieg einen Aufschwung in Deutschland bremsen könnte



2026-03-12


 Stand: 12.03.2026 • 08:30 Uhr 

 Die schwarz-rote Bundesregierung setzt auf Wachstum. Doch der Anstieg der Energiepreise wegen des Iran-Kriegs könnte einen Strich durch die Rechnung machen. Was bedeutet das für Wirtschaft und Politik? 

 Nach Jahren wirtschaftlicher Schwäche endlich wieder Wachstum - das ist die Hoffnung der Bundesregierung. Von ermutigenden Signalen sprach noch vor wenigen Wochen Wirtschaftsministerin Katherina Reiche. "Vor uns liegt die Chance, wieder Fahrt aufzunehmen", sagte die CDU-Politikerin. 

 Zuvor hatten auch Bundeskanzler Friedrich Merz (CDU) und Vizekanzler Lars Klingbeil (SPD) immer wieder betont, wie wichtig für sie die Rückkehr zu Wirtschaftswachstum sei. Nicht zuletzt ist Wachstum auch mit höheren Steuereinnahmen verbunden, die die Politik angesichts drohender Haushaltslöcher unbedingt braucht. 

 11.03.2026 

 Hohe Preise für Energie belasten die Konjunktur. Die Wirtschaft dürfte langsamer wachsen als erwartet. mehr 

 Doch inzwischen gibt es Zweifel, ob das mit dem Aufschwung so locker klappt. Die jüngsten Daten zum Export und zur Auftragslage der deutschen Industrie sind enttäuschend ausgefallen. Dazu kommen nun die wirtschaftlichen Folgen des Iran-Kriegs. Vor allem der höhere Energiepreis belastet: Für die Unternehmen steigen die Kosten, zudem könnten die höheren Kosten an den Zapfsäulen der Konsumlaune der Verbraucher zumindest kurzfristig einen Dämpfer verpassen. 

 Dazu kommt der Faktor Unsicherheit, sagt Oliver Holtemöller vom Institut für Wirtschaftsforschung in Halle (IWH): "Wir wissen nicht, wie lange dieser Konflikt andauern wird." Und diese Unsicherheit könnte sich auch negativ auf die Investitionstätigkeit der Unternehmen auswirken. 

 Trotzdem rechnen Konjunkturforscher vorerst nicht mit gravierenden Folgen fürs Wachstum. Nach Einschätzung von Geraldine Dany-Knedlik vom Deutschen Institut für Wirtschaftsforschung in Berlin (DIW) dürfte die Erholung der Wirtschaft sogar an Fahrt aufnehmen. Für dieses Jahr rechnet das DIW trotz des Anstiegs bei den Energiepreisen mit einem Wachstum von 1,0 Prozent beziehungsweise 1,4 Prozent im kommenden Jahr. 

 Hintergrund 11.03.2026 

 Wirtschaft und Verbraucher sorgen sich vor noch höheren Energiepreisen. Was macht die Inflation? mehr 

 Ein Grund für die vorerst kaum gesenkte Konjunkturprognose: Deutschland sei heute weniger abhängig von fossilen Energieträgern aus der Golfregion als in der Energiekrise 2022, als die Abhängigkeit von Gas und Öl aus Russland die Wirtschaft viel mehr belastete, heißt es vom DIW. Für die Politik bedeute das, "Ruhe bewahren und Ruhe ausstrahlen", so Danky-Knedlik. 

 Kurzfristige Subventionen wegen der gestiegenen Energiepreise lehnen die meisten Ökonomen ab. Clemens Fuest, der Präsident des Münchner Ifo-Instituts sagt es so: "Preissignale über Rabatte oder Steuersenkungen auszuschalten, ist volkswirtschaftlich schädlich." Nicht nur, dass eine solche Maßnahme für den Staat teuer ist - es sei eine der großen Stärken der Marktwirtschaft, dass Preisänderungen Anreize setzen, das Kaufverhalten anzupassen, so Fuest. 

 Analyse 11.03.2026 

 Der Iran-Krieg treibt die Energiepreise. Ökonomen warnen vor hoher Inflation - und Zinserhöhungen der EZB. mehr 

 Zurücklehnen könne sich die Politik aber nicht, betont Professor Oliver Holtemöller vom IWH. Im Gespräch mit dem ARD-Hauptstadtstudio verweist er auf die Notwendigkeit struktureller Reformen: "Aus ökonomischer Perspektive ist es fünf nach zwölf, was die Reformen anbetrifft." Deutschlands Wirtschaftsleistung sei heute in etwa so hoch wie 2019. 

 Während die Wirtschaft in anderen Ländern seitdem gewachsen sei, habe Deutschland seitdem faktisch kein Wirtschaftswachstum und keine Produktivitätsverbesserungen gehabt. Die Fragezeichen über der aktuellen Wirtschaftsentwicklung vergrößerten sogar die Notwendigkeit dafür, jetzt zum Beispiel Reformen bei den Sozialversicherungen anzugehen, um die Kosten der Unternehmen zu senken. 

 Auch Geraldine Dany-Knedlik vom Berliner DIW hofft auf "ein Frühjahr und einen Frühsommer der Reformen". Gerade im Bereich Bürokratieabbau könne noch einiges geschehen. Das würde auch einen Beitrag dazu leisten, dass die staatlichen Ausgaben für Infrastruktur aus dem schuldenfinanzierten Sondervermögen besser genutzt werden. Hier habe es der Staat selbst in der Hand, für eine schnellere Umsetzung zu sorgen. 

 Allerdings müsse es sich auch wirklich um zusätzliche Investitionen handeln, betont die DIW-Forscherin - sonst sei der Wachstumseffekt gering. Und das könne schließlich auch der Politik nicht egal sein. 
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Weimer und der Buchhandlungspreis: Die Erkenntnisse bleiben dünn



2026-03-11


 Stand: 11.03.2026 • 18:35 Uhr 

 Gegen Kulturstaatsminister Weimer steht der Vorwurf der Lüge im Raum. Mit Verweis auf eine standardisierte E-Mail versucht sich der Politiker zu verteidigen - und lässt einige Fragen unbeantwortet. 

 Es ist ein harter Vorwurf, den die drei Buchhandlungen durch ihre Anwälte ausrichten lassen: Kulturstaatsminister Wolfram Weimer habe sie angelogen. 

 In der Absage-Mail, die sie vor einem Monat auf ihre Bewerbung für den Buchhandlungspreis erhielten und nun durch ihre Anwälte veröffentlichten, hieß es nämlich: "Leider muss ich Ihnen mitteilen, dass Sie von der unabhängigen Jury nicht für eine Auszeichnung ausgewählt wurden." Unterzeichnet ist die Nachricht von einem Mitarbeiter aus dem Haus des Kulturstaatsministers. 

 Anfang März stellte sich heraus, das stimmt so nicht. Die Jury hatte die drei Buchhandlungen sehr wohl ausgewählt. Weimer hatte sie nach einer Abfrage beim Verfassungsschutz von der Preisträger-Liste aber wieder streichen lassen. 

 Die Buchhandlungen und ihre Anwälte wollen deshalb nun eine Dienstaufsichtsbeschwerde gegen Weimer prüfen. "Eine derartige Lüge wie in der Absage-E-Mail an die Buchhandlungen ist feige und eines Bundesbeauftragten für Kultur und Medien nicht würdig", teilt einer der Anwälte, Sven Adam, mit. Kulturstaatsminister Wolfram Weimer habe nicht nur den Preis beschädigt, "sondern auch sein eigenes Amt". 

 Analyse 10.03.2026 

 Nach der Streichung von Juryvorschlägen für den Deutschen Buchhandlungspreis gab es Kritik an Kulturstaatsminister Weimer. mehr 

 Weimer lässt sich am Mittwoch durch einen Regierungssprecher verteidigen: Die E-Mail sei "eine standardisierte Absage" gewesen. "Aus Gründen des Geheimschutzes gab es bei den betreffenden drei Sonderfällen keine andere Handhabe wie bei den anderen, die am Ende nicht ausgewählt wurden." Das ist auch schon alles, was Weimer zunächst zu der E-Mail mitteilen lässt. 

 Dass die Standard-Absage gegenüber den drei Buchhandlungen ein Fehler gewesen sei oder dass man in Betracht ziehe, gegenüber den Betroffenen klarzustellen, dass es nicht die Jury gewesen ist, die sie nicht ausgewählt habe - danach klang heute nichts. Auf die Frage, wie er sich zu dem Vorwurf der Lüge verhalten wolle, Unverständnis beim Regierungssprecher: "Ich weiß jetzt nicht, was da interpretationswürdig ist." 

 Hinzu kommt, mehr als eine Woche nach Bekanntwerden des Vorgangs bleiben noch immer wesentliche Fragen ungeklärt. Weder der Kulturstaatsminister noch das Bundesinnenministerium oder der Verfassungsschutz wollen auf Nachfragen antworten. Immer wieder verweist der eine auf den anderen, antworten gar nicht oder kommunizieren missverständlich. 

 Beamte hätten "Informationen erhalten, die Zweifel aufkommen ließen, ob nun diese drei wirklich preiswürdig sind", sagte Weimer in einem Interview der Funke Mediengruppe. Das klingt nach Hinweisen von außen. Auf Nachfrage heißt es aus seinem Haus allerdings: "Es wurde intern geprüft." 

 Wurden die Buchhandlungen im Rahmen ihrer Bewerbung darüber informiert, dass eine Abfrage beim Verfassungsschutz möglich ist? Darüber habe er "keine Kenntnis", so der Regierungssprecher. Aus den Teilnahmebedingungen für den Buchhandlungspreis ergibt sich die Möglichkeit jedenfalls nicht ausdrücklich. 

 10.03.2026 

 Zuvor hatte der Kulturstaatsminister drei linke Buchhandlungen vom Deutschen Buchhandlungspreis ausgeschlossen. mehr 

 Hat der Kulturstaatsminister von der Möglichkeit Gebrauch gemacht, beim Verfassungsschutz nachzufragen, welche Art von Erkenntnissen gegen die Buchhandlungen vorliegen? Selbstverständlich habe es "auf Arbeitsebene" zwischen dem Haus des Kulturstaatsministers und dem Bundesinnenministerium "einen Austausch über die Erkenntnisse" des Verfassungsschutzes gegeben. 

 Aber: "Details des Austauschs werden wir nicht kommentieren." Denn: Man befinde sich hier "sehr schnell im Bereich des Geheimschutzes". 

 Immer wieder ist Weimer in den vergangenen Monaten angeeckt. Im September des vergangenen Jahres mischte sich der Kulturstaatsminister in ein Programm von Jan Böhmermann im Berliner Haus der Kulturen der Welt (HKW) ein. 

 In einem Brief forderte er den HKW-Intendanten dazu auf, Einfluss auf Künstler und Veranstalter zu nehmen. Beobachter werteten dies als Eingriff in die kuratorische Freiheit der Kultureinrichtung, was eine Debatte über politische Einflussnahme auf Kunst auslöste. 

 Kurz nach Ende der Berlinale kamen Gerüchte auf, dass Weimer die Filmfest-Chefin Tricia Tuttle loswerden wolle. Einen entsprechenden Bericht der Bild-Zeitung dementierte der Kulturstaatsminister nicht. Es folgte eine Welle an Solidaritätsbekundungen für die Berlinale-Chefin. 

 Analyse 02.03.2026 

 Die Berlinale-Abschlussgala sorgt für Debatten - und Spekulationen über die Zukunft der Festivalchefin. mehr 

 Nach nicht mal einem Jahr im Amt habe Weimer schon tonnenweise Porzellan in der Kulturlandschaft zerschlagen, sagt der Vorsitzende des Kulturausschusses im Bundestag, Sven Lehmann. "Ich habe das Gefühl, er ist diesem Amt einfach nicht gewachsen", so der Grünen-Politiker weiter. 

 Die Linke wird noch deutlicher. Seit Amtsantritt betreibe Weimer "rechte Cancel-Culture", erklärt der Bundestagsabgeordnete David Schliesing. "Wer so in die Kunst- und Kulturfreiheit hineindirigiert und auch noch unehrlich agiert, ist als Kulturstaatsminister nicht tragbar", sagt der Linken-Politiker. 

 Aus seiner Sicht sei alles andere als ein sofortiger Rücktritt Weimers ein weiterer Skandal. Rücktrittsforderungen an Weimer weise er "selbstverständlich" zurück, sagt dazu der Regierungssprecher heute. "Herr Weimer nimmt seine Aufgabe mit der vollen Unterstützung der Bundesregierung wahr." 
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"Digitaler Wahnsinn" - Günther bekräftigt Social-Media-Verbot für Jüngere



2026-03-11


 Stand: 11.03.2026 • 11:43 Uhr 

 Auf dem Weg "in den Abgrund": Mit drastischen Worten hat Schleswig-Holsteins Ministerpräsident Günther seine Forderung nach einem Social-Media-Verbot für Jüngere bekräftigt. Und er ist nicht allein. 

 In einigen Ländern gibt es sie schon - die Altersgrenze für die Nutzung sozialer Medien. Auch in Deutschland schwelt die Debatte. Eine Kommission soll Vorschläge erarbeiten. Doch immer mehr Politiker drücken aufs Tempo, etwa Schleswig-Holsteins Ministerpräsident Daniel Günther. 

 Der CDU-Politiker wählte drastische Worte, um seine Forderung zu bekräftigen. "Wenn wir so weitermachen wie bisher, ohne einzugreifen, führt das unsere Gesellschaft in den Abgrund", sagte Günther dem Redaktionsnetzwerk Deutschland (RND). Dass man nicht schon vor Jahren gehandelt habe, sei eine "schwere Sünde" gewesen. Die jüngere Generation habe inzwischen "erhebliche Schäden" erlitten. 

 Nun müsse endlich etwas gegen den "digitalen Wahnsinn" getan werden: "Jeder Monat, den wir warten, schadet Kindern und Jugendlichen." Er könne sich sogar ein Verbot für alle unter 18 vorstellen. "Aber die Hauptsache ist, dass wir überhaupt etwas machen, und zwar schnell." Der Ministerpräsident nahm die Bundesregierung in die Pflicht: "Es gibt keinen Grund mehr zu warten." Sowohl im Bundestag als auch im Bundesrat sei eine Mehrheit für ein Verbot absehbar. 

 16.02.2026 

 Die Bundesregierung will vor der Entscheidung erst eine Kommission des Familienministeriums anhören. mehr 

 Unterstützung bekam Günther aus Mecklenburg-Vorpommern. "Beim Social-Media-Verbot für Kinder und Jugendliche muss mehr Tempo rein", sagte Ministerpräsidentin Manuela Schwesig dem Berliner Tagesspiegel. 

 CDU und Teile der SPD hatten sich zuletzt dafür ausgesprochen, die Nutzung von Social Media für Kinder unter 14 Jahren ganz zu verbieten - und für Jugendliche Beschränkungen einzuführen. Die CSU lehnt das bislang ab und kritisiert, dass die Debatte an der Lebenswirklichkeit vorbeigehe. Doch inzwischen gibt es auch CSU-Stimmen, die ein Verbot befürworten. Bayerns Landtagspräsidentin Ilse Aigner erklärte bei einem Empfang der schleswig-holsteinischen CDU, dass sie deren Vorschlag unterstütze. 

 23.02.2026 

 Weltweit wird über Social-Media-Verbote diskutiert. In Solingen verzichten Fünftklässler bereits stadtweit auf soziale Medien. mehr 
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SPD pocht auf Reform der Schuldenbremse



2026-03-11


 Stand: 11.03.2026 • 10:16 Uhr 

 Die SPD macht Druck bei der Reform der Schuldenbremse und verweist dabei auf den Koalitionsvertrag. Kanzler und CDU-Chef Merz war hier zuletzt auf Distanz zum Regierungspartner gegangen. 

 Die SPD fordert erneut eine umfassende Reform der Schuldenbremse und widerspricht damit Bundeskanzler und CDU-Chef Friedrich Merz. 

 "Es darf sich nicht wiederholen, dass wir unser Land auch wegen einer falsch konstruierten Schuldenbremse jahrzehntelang kaputtsparen und dann mit einem gigantischen Sondervermögen aus neuen Schulden wieder reparieren müssen", sagte der haushaltspolitische Sprecher der SPD-Fraktion, Thorsten Rudolph, der Rheinischen Post. Nötig sei eine "modernisierte Schuldenregel mit Investitionsbooster". 

 Technische Anpassungen reichten nicht, unterstrich Rudolph mit Blick auf Merz' Äußerungen, wonach es bei der Reform der Schuldenbremse nur um "ein paar technische Fragen" gehe. 

 FAQ 09.04.2025 

 Die nächste Bundesregierung aus CDU, CSU und SPD will die deutsche Wirtschaft wieder in Schwung bringen und Migration begrenzen. mehr 

 SPD-Generalsekretär Tim Klüssendorf erinnerte an den Koalitionsvertrag, wo die Reform der Schuldenbremse fest vereinbart ist. Die SPD erwarte von der Union, dass sie zur gemeinsamen Vereinbarung stehe. "Ein erneuter Stillstand bei den Investitionen in der Zukunft wäre für unser Land sehr schwer verkraftbar", sagte Klüssendorf in der Rheinischen Post. 

 Am Montag - nach der Landtagswahl in Baden-Württemberg - war Merz bei der Frage der weiteren Lockerung der Schuldenbremse auf Distanz zum Koalitionspartner gegangen. Er habe bereits mehrfach betont, "eine weitere Verschuldung kommt nicht infrage", sagte der Bundeskanzler. "Die Schuldentragfähigkeit ist nach meiner Einschätzung bereits erreicht. Mehr geht nicht." 

 Der haushaltspolitische Sprecher der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Christian Haase, bekräftigte diese Position. "Ich spreche mich für eine harte Schuldenbremse aus. Die bisherige Schuldenbremse ist ein Erfolgsmodell", sagte der CDU-Politiker der Rheinischen Post. 

 20.02.2026 

 Weniger Streit und ein selbstbewusstes Europa: Kanzler Merz hat auf dem CDU-Parteitag zu mehr Geschlossenheit aufgerufen. mehr 

 Bei ihrem Parteitag in Stuttgart im Februar hatten die CDU-Delegierten einen Beschluss gefasst, wonach die im Koalitionsvertrag vorgesehene "Modernisierung der Schuldenbremse" nicht "in ihrer weiteren Aufweichung bestehen" dürfe. 
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Sechs Tote in der Schweiz: Mutmaßlicher Brandstifter offenbar psychisch krank



2026-03-11


 Stand: 11.03.2026 • 23:40 Uhr 

 Nach dem Brand eines Busses in der Schweiz gibt es Hinweise auf eine psychische Erkrankung des mutmaßlichen Brandstifters. In der Kleinstadt Kerzers waren gestern sechs Menschen gestorben. Weitere fünf wurden verletzt. 

 Der Mann, der den Brand in einem Linienbus in der Westschweiz mutmaßlich verursacht hat, war offenbar psychisch krank. Laut Staatsanwaltschaft wurde der Schweizer als psychisch instabile Person beschrieben, die am Rande der Gesellschaft lebte. Am Abend bestätigten die Ermittler Medienberichten zufolge, dass der 65-Jährige einer der sechs Toten ist. Fünf Menschen waren bei dem Brand verletzt worden. 

 Der Linienbus hatte gestern Abend in der Kleinstadt Kerzers im Kanton Freiburg etwa 20 Kilometer westlich der Hauptstadt Bern Feuer gefangen. Nach Angaben von Augenzeugen war der mutmaßliche Brandstifter mit Säcken beladen in den Bus eingestiegen. 

 11.03.2026 

 Der Polizei zufolge könnte das Feuer vorsätzlich gelegt worden sein. mehr 

 Plötzlich habe sich der Mann mit einer brennbaren Flüssigkeit übergossen und angezündet. Das Feuer breitete sich nach Behördenangaben rasch aus. Onlinevideos zeigten meterhohe Flammen und schwarze Rauchwolken, die aus den Fenstern des Busses aufstiegen. 

 Das Fahrzeug brannte im Ortszentrum von Kerzers völlig aus. Die Polizei geht von einer vorsätzlichen Tat aus, einen terroristischen Hintergrund schließt sie aber aus. 

 09.01.2026 

 In der Schweiz wurde der Toten der Brandkatastrophe gedacht. Der Barbesitzer wurde unterdessen festgenommen. mehr 

 Die Schweizer Politik reagierte entsetzt auf das Unglück. In der Hauptstadt Bern gedachten beide Kammern des Parlaments der Todesopfer. Nationalratspräsident Pierre-André Page sagte: "Dieses tragische Ereignis erschüttert nicht nur eine Region, einen Kanton, sondern weit darüber hinaus." 

 Bundespräsident Guy Parmelin schrieb auf der Plattform X: "Es bestürzt mich und macht traurig, dass wiederum Menschen in der CH bei einem schweren Brand ums Leben gekommen sind." Zum Jahreswechsel waren bei dem Brand einer Bar im Skiort Crans-Montana 41 Menschen gestorben, zahlreiche weitere wurden verletzt. 
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Mindestens sechs Tote bei Busbrand in der Schweiz



2026-03-11


 Stand: 11.03.2026 • 02:43 Uhr 

 Meterhohe Flammen und eine riesige Rauchsäule: In der Schweiz sind bei einem Brand in einem Linienbus mindestens sechs Menschen gestorben. Laut Polizei könnte das Feuer vorsätzlich gelegt worden sein. 

 Bei einem schweren Brand in einem Bus sind in der Schweiz sechs Menschen ums Leben gekommen. Mindestens fünf weitere wurden laut Polizei in der Ortschaft Kerzers im Kanton Freiburg verletzt, darunter auch ein Rettungssanitäter. 

 Auf Videos in sozialen Medien waren der brennende Bus, meterhohe Flammen und eine riesige Rauchsäule zu sehen. Die Feuerwehr löschte die Flammen, aber der Bus brannte völlig aus und wurde später mit weißen Planen von der Öffentlichkeit abgeschirmt. 

 "Eine vorsätzliche Tat könnte die Ursache für dieses Drama sein", teilte die Polizei am späten Abend mit. "Möglicherweise wurde das Feuer vorsätzlich gelegt." Die Schweizer Zeitung Blick zitierte einen Augenzeugen, nach dessen Angaben ein Mann Benzin im Bus ausgeschüttet und sich selbst in Brand gesetzt haben soll. Diese Angaben sind auch bei der Polizei eingegangen, wie eine Sprecherin bei einer Pressekonferenz sagte, bestätigen könne sie das zunächst aber nicht. 

 Der Bus des Unternehmens Postauto verkehrte auf einer Strecke zwischen der Ortschaft Düdingen und Kerzers. Postauto verbindet in der Schweiz vor allem ländliche Gebiete. Kerzers liegt etwa 26 Kilometer westlich von Bern. Der Brand brach laut Polizei kurz vor der Endstation in Kerzers aus. 

 Der Schweizer Bundespräsident Guy Parmelin zeigte sich über den Vorfall bestürzt. Es mache ihn traurig, dass erneut Menschen bei einem schweren Brand ums Leben gekommen sind, erklärte er auf der Plattform X. In der Silvesternacht waren bei einem Brand im Skiort Crans-Montana 40 Menschen gestorben, darunter viele Jugendliche. 

 25.01.2026 

 Der Schweizer Bundespräsident Parmelin reagierte mit Verständnis auf Italiens Empörung. mehr 
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Kommentar zur geplanten EU-Förderung: Mini-Atomreaktoren sind keine Lösung



2026-03-12


 Stand: 10.03.2026 • 19:05 Uhr 

 EU-Kommissionschefin von der Leyen will die Entwicklung von Mini-Atomreaktoren fördern. Ein Fehler - denn die teure Technologie existiert nur auf dem Reißbrett und verschreckt Investoren. 

 EU-Kommissionspräsidentin Ursula von der Leyen macht eine Rolle rückwärts. Sie will wieder auf Atomenergie setzen und diese Kehrtwende sogar mit EU-Mitteln fördern. Da fragt man sich natürlich: Warum ist das überhaupt nötig, wenn die Atomenergie nun wieder ein Erfolgsmodell sein soll? 

 Die Wirklichkeit sieht anders aus. Neben Sicherheitsproblemen und der immer noch ungelösten Entsorgungsfrage sind es vor allem die hohen Kosten, die private Investoren abschrecken. Atomkraft rechnet sich nicht, deshalb machen Investoren einen großen Bogen um neue Kraftwerke. Dort, wo sie laufen, hängt die Atomkraft am Tropf staatlicher Subventionen. 

 Nirgends in Europa ist das so offensichtlich wie in Frankreich. Der letzte Neubau in der Normandie ging erst kürzlich ans Netz - nach sage und schreibe 17 Jahren Bauzeit und mit einer beispiellosen Kostenexplosion. Am Ende war das Kraftwerk mehr als sechs Mal so teuer wie geplant. So etwas kann sich eigentlich kein Staat leisten, schon gar nicht das hoch verschuldete Frankreich. 

 Dann müssen die alten Reaktoren eben länger laufen - das war zuerst die Antwort von Frankreichs Präsident Emmanuel Macron. Die Laufzeit liegt inzwischen bei einer Lebensdauer, die man sich vor einigen Jahren noch nicht vorstellen konnte. Weil aber auch 60 Jahre mal zu Ende gehen, setzt der französische Staat nun auf den Neubau von sogenannten Mini-Atomreaktoren. Sie sollen die Rettung bringen, sind aber auch teurer als gedacht. Und das ist der Grund, weshalb Frankreich zusammen mit einigen anderen EU-Ländern seit Monaten enormen Druck in Brüssel macht und Unterstützung einfordert. 

 Dass Kommissionspräsidentin von der Leyen dem Druck jetzt nachgibt, ist ein Fehler. Die Mini-Atomreaktoren sind nämlich nicht nur klein und teuer, sie existieren bisher nur auf dem Reißbrett. In der westlichen Welt jedenfalls ist noch kein Mini-Atomreaktor im kommerziellen Betrieb, in den USA sind private Investoren reihenweise abgesprungen. 

 Kein einziger Zulieferer weltweit kann im Moment eine Bauzeit zusagen und zu vereinbarten Kosten anbieten - darauf wies kürzlich der Chef von Deutschlands größtem Stromerzeuger RWE, Markus Krebber, hin. Sein Fazit: Null Bereitschaft, ein solches Investitionsrisiko zu übernehmen. Wenn die ganz Großen der Energiewirtschaft in den Mini-Atomreaktoren ein Investitionsgrab sehen, sollte die EU nicht noch öffentliches Geld hinterherwerfen. 

 Die EU-Gelder, die von der Leyen in Paris versprochen hat, sind besser eingesetzt für erneuerbare Energien. Und vor allem für die Entwicklung von Speichertechnologie. Das ist weniger riskant, bringt günstigeren Strom für Verbraucher und Industrie. Und, auch nicht unwichtig: Es hinterlässt unseren Kindern und Enkelkindern keine Müllhalden mit Atomabfall. 
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EU-Parlament zeichnet Merkel mit Europäischem Verdienstorden aus



2026-03-11


 Stand: 10.03.2026 • 15:06 Uhr 

 Altkanzlerin Merkel gehört zu den ersten Empfängern des neuen Europäischen Verdienstordens des Europaparlaments. Gewürdigt wird damit unter anderem ihr Beitrag zur europäischen Integration. 

 Die frühere Bundeskanzlerin Angela Merkel bekommt den höchsten Europäischen Verdienstorden. Damit steht sie in einer Reihe mit dem ukrainischen Präsidenten Wolodymyr Selenskyj sowie dem früheren polnischen Präsidenten Lech Walesa. 

 Mit dem erst im vergangenen Jahr eingeführten Orden werden laut EU-Parlament Menschen gewürdigt, die einen wichtigen Beitrag zur europäischen Integration oder zur Förderung europäischer Werte geleistet haben. Es ist die erste europäische Auszeichnung dieser Art, die von einem EU-Organ ausgeht. 

 22.10.2021 

 Seit fast 16 Jahren gehört Bundeskanzlerin Merkel zu den wichtigsten Personen der Europäischen Union. mehr 

 Die Ehrung hat drei Stufen. Merkel, Selenskyj und Walesa erhalten die höchste Ehrung. Weitere Orden gehen vor allem an frühere Präsidenten und Premierminister von EU-Ländern oder beispielsweise an den früheren Chef der Europäischen Zentralbank, Jean-Claude Trichet. Auch Persönlichkeiten aus Sport und Kultur werden ausgezeichnet. 

 Merkel war in ihrer Zeit als Bundeskanzlerin von 2005 bis 2021 als Krisenmanagerin Europas bekannt. Dabei nahm sie an mehr als 100 Gipfeln der Staats- und Regierungschefs teil und begleitete unter anderem die Finanzkrise, den Brexit und die Corona-Pandemie. 

 Mit Informationen von Kathrin Schmid, ARD-Studio Brüssel 
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Von der Leyen hält Atomkraft-Abkehr für "strategischen Fehler"



2026-03-11


 Stand: 10.03.2026 • 13:14 Uhr 

 Zum Auftakt des Atomenergie-Gipfels hat EU-Kommissionspräsidentin von der Leyen die Abkehr von der Kernkraft als "strategischen Fehler" bezeichnet. Investitionen sollen jetzt von der EU abgesichert werden. 

 EU-Kommissionspräsidentin Ursula von der Leyen hat die Abkehr von der Atomkraft in Europa als einen "strategischen Fehler" bezeichnet. 

 Zugleich kündigte sie auf einem Spitzentreffen in Frankreich künftige Risikoabsicherungen der Europäischen Union in Höhe von 200 Millionen Euro für private Geldgeber an, die in neue Atomtechnologien investieren. "Die Mittel dafür werden aus unserem Emissionshandel kommen", sagte von der Leyen. 

 Sie bedauerte das Schrumpfen des Anteils an Atomkraft am europäischen Energiemix. 1990 stammte etwa ein Drittel des europäischen Stroms aus Kernenergie, heute seien es knapp 15 Prozent, erklärte sie. "Ich glaube, dass es für Europa ein strategischer Fehler war, einer zuverlässigen, bezahlbaren Quelle für emissionsarmen Strom den Rücken zu kehren", sagte die Kommissionspräsidentin. 

 FAQ 30.01.2025 

 Seit knapp zwei Jahren wird in Deutschland kein Atomstrom mehr produziert. mehr 

 Im Vorfeld des Treffens hatte sich vor allem Frankreich bereits für bessere Finanzierungsmöglichkeiten für neue Reaktoren eingesetzt. "Wir müssen es schaffen, diese Projekte besser zu finanzieren, sowohl konventionelle als auch innovative Atomvorhaben", sagte Präsident Emmanuel Macron zum Auftakt. Staatliche Hilfen und Fördermechanismen müssten EU-weit verbessert werden. 

 Der französische Präsident wiederholte damit die Forderung, Atomenergie und erneuerbare Energien gleichzustellen. Auch setzte er sich für mehr Investitionen in die Entwicklung kleiner, modularer Atomreaktoren (small modular reactors, SMR) ein. "Unsere amerikanischen Freunde, die Kanadier und Chinesen sind bei diesen Innovationen an vorderster Front, die Europäer müssen im Rennen bleiben", sagte Macron. 

 23.05.2025 

 Eine Positionierung pro Atomenergie werde es mit der SPD nicht geben, so der neue Umweltminister. mehr 

 An dem Atomenergie-Gipfel nehmen Vertreter von etwa 40 Staaten und Organisationen teil, unter ihnen neun Staats- und Regierungschefs, unter anderem aus Ruanda, Marokko und Belgien. 

 Aus Deutschland, das im April 2023 seine letzten Atomkraftwerke abgeschaltet hatte, wird kein Regierungsvertreter erwartet. 

 Im jahrelangen Streit um EU-Gelder für Atomkraft hatte Deutschland sich im Mai vergangenen Jahres der Position Frankreich angenähert. Wirtschaftsministerin Katherina Reiche (CDU) zeigte sich damals offen für eine Förderung der Forschung an SMR-Reaktoren aus dem EU-Haushalt. 

 Bundesumweltminister Carsten Schneider (SPD) lehnte es erneut ab, in Deutschland neue Atomkraftwerke zu bauen. Das sei ein Holzweg, sagte Schneider im rbb24 Inforadio: "Deutschland ist zu Recht ausgestiegen aus der Atomkraft. Wir sind beim Ausbau der Erneuerbaren Energien extrem schnell." 

 SMR-Reaktoren lehnt Schneider ebenso ab wie deren Finanzierung durch die EU. Die Kleinreaktoren seien "genauso gefährlich und sogar weniger effizient", so Schneider. "Und vor allem möchte ich nicht, dass über die Europäische Union deutsches Geld in solche Reaktoren investiert wird." 
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Terrorverdacht nach Explosion vor Synagoge in Lüttich



2026-03-12


 Stand: 09.03.2026 • 15:42 Uhr 

 Am frühen Morgen ist es im belgischen Lüttich zu einer Explosion vor einer Synagoge gekommen. Die Bundesstaatsanwaltschaft prüft einen Terrorverdacht, führende Politiker sprechen von Antisemitismus. 

 Nach einer Explosion vor einer Synagoge im belgischen Lüttich spricht Premierminister Bart De Wever von einer antisemitischen Tat, die sich direkt gegen die jüdische Gemeinschaft in Belgien gerichtet habe. Die belgische Bundesstaatsanwaltschaft geht nach eigenen Angaben "Hinweisen auf eine terroristische Straftat" nach. 

 De Wever verurteilte jeglichen Antisemitismus und sprach der jüdischen Gemeinschaft seine Solidarität aus. "Antisemitismus ist ein Angriff auf unsere Werte und auf unsere Gesellschaft. Er muss ohne jede Zweideutigkeit bekämpft werden", erklärte er auf der Plattform X. Innenminister Bernard Quintin äußerte sich ähnlich. 

 Nach Angaben der Lütticher Polizei ereignete sich die Detonation gegen 4 Uhr morgens. Mehrere Fensterscheiben gegenüberliegender Gebäude seien zersprungen. Niemand sei verletzt worden. Die Polizei sperrte die überwiegend aus Wohnhäusern bestehende Straße am Ufer der Maas gegenüber dem Stadtzentrum weiträumig ab. 

 25.01.2024 

 Seit Beginn des Gazakrieges ist die Zahl antisemitischer Straftaten extrem gestiegen. mehr 

 Innenminister Quintin kündigte an, die Sicherheitsvorkehrungen an ähnlichen Einrichtungen zu verschärfen. Einen Zusammenhang zum Krieg im Nahen Osten stellte er nicht her. Seit Beginn der Angriffe Israels und der USA auf den Iran haben mehrere Länder in Europa ihre Sicherheitsvorkehrungen hochgefahren, darunter auch Deutschland. 

 Auch der Lütticher Bürgermeister Willy Demeyer verurteilte die Explosion scharf. Diese sei "gezielt" vor der Synagoge ausgelöst worden, sagte er dem Radiosender RTBF. "Wir wollen in der Stadt keine importierten Konflikte, die eigentlich anderswo stattfinden", fügte er mit Blick auf den Iran-Krieg hinzu. 

 Lüttichs katholischer Bischof Jean-Pierre Delville zeigte sich solidarisch mit den jüdischen Bürgern der Stadt. Eine solche Gewalttat sei zutiefst inakzeptabel und könne durch nichts gerechtfertigt werden. "Synagogen, Kirchen, Moscheen und alle Gebetsstätten müssen stets Orte der Andacht, des Friedens und der Sicherheit für diejenigen bleiben, die sich dort versammeln", so Delville. 

 Lüttich liegt gut 40 Kilometer von der deutschen Grenze entfernt. Die Synagoge wurde 1899 errichtet und beherbergt auch ein Museum zur Geschichte der jüdischen Gemeinde in der Stadt. In ganz Belgien leben etwa 45.000 bis 50.000 Jüdinnen und Juden. 
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ORF-Intendant Weißmann tritt zurück



2026-03-12


 Stand: 09.03.2026 • 14:07 Uhr 

 Der Indendant des österreichischen öffentlich-rechtlichen Rundfunks ist mit sofortiger Wirkung zurückgetreten. Hintergrund sind Vorwürfe der sexuellen Belästigung. Weißmann bestreitet jegliches Fehlverhalten. 

 Der Intendant des Österreichischen Rundfunks (ORF), Roland Weißmann, ist mit sofortiger Wirkung zurückgetreten. Das teilte der Sender mit. Hintergrund ist der Vorwurf sexueller Belästigung einer Mitarbeiterin. 

 Der 57-Jährige weist die Anschuldigung zurück. Sein Anwalt Oliver Scherbaum erklärte, der Rücktritt erfolge allein, um Schaden vom Unternehmen abzuwenden. Weißmann läge bis heute kein genauer Sachverhalt vor. Die Vorwürfe seien in keinster Weise aufgeklärt. 

 03.04.2024 

 Vorbild Ungarn: Neue Chatprotokolle offenbaren, wie die FPÖ Österreichs Medien kontrollieren wollte. mehr 

 Nach Angaben des Anwalts war der Stiftungsrat des ORF von der Mitarbeiterin über unangemessenes Verhalten Weißmanns zu Beginn seiner Amtszeit als Intendant informiert worden. Das Gremium habe ihm daraufhin eine Frist von wenigen Tagen für einen Rücktritt eingeräumt. 

 Der Stiftungsrat ist das 35-köpfige Kontrollgremium des ORF. Der Rat dankte dem 57-Jährigen für seine Verdienste und die 30-jährige Tätigkeit für den ORF. Zugleich erklärte das Gremium, der im Raum stehende Vorwurf erfordere "eine rasche und transparente Aufklärung". Dabei müsse der Schutz der betroffenen Person das oberste Ziel sein. 

 Auch der Vorsitzende des Stiftungsrats Heinz Lederer betonte, die Vorwürfe müssten "transparent und mit aller Konsequenz aufgeklärt werden können". 

 Der Zeitpunkt des Rücktritts fällt in eine wichtige Phase für den Sender. Eigentlich galt Weißmann als ein Favorit für die im Sommer anstehende Wahl des neuen ORF-Intendanten. Die Bewerbungsfrist beginnt in wenigen Wochen. "Dieser Vorgang geschieht bezeichnenderweise wenige Monate vor der bevorstehenden Generaldirektorwahl im ORF", betont Scherbaum. 

 Zudem richtet der ORF im Mai den Eurovision Song Contest (ESC) aus. Der Wettbewerb gilt als eines der größten Musikevents weltweit und ist regelmäßig auch eine Bühne für den gastgebenden Sender. 

 Dieses Jahr steht er wegen der vorangegangenen Debatten über die Teilnahme Israels auch weltpolitisch im Fokus. Weißmann hatte sich in den vergangenen Monaten stets für das Antreten Israels eingesetzt. 

 20.08.2025 

 Der österreichische Countertenor JJ gewann im Mai das Finale in Basel und holte den Wettbewerb nach Österreich. mehr 

 Weißmann war Mitte der 1990er-Jahre zum ORF gekommen und übernahm später leitende Redaktionsposten. 2012 wurde er Chefproducer der Fernsehsparte, 2017 auch stellvertretender Finanzchef. 

 2021 wurde Weißmann zum Intendanten gewählt und trat das Amt am 1. Januar 2022 an. Er wollte den ORF digitaler, jünger und gesellschaftlich vielfältiger machen. Unter seiner Leitung wurde das Online-Angebot für junge Zielgruppen ausgebaut. 

 Die Nachfolge Weißmanns übernimmt vorübergehend die bisherige Hörfunkdirektorin Ingrid Thurnher. Als ehemalige Moderatorin der TV-Abendnachrichten ist sie eine der bekanntesten Journalistinnen in Österreich. Die Intendantenstelle soll ab dem 1. Mai ausgeschrieben werden, die Wahl ist für August geplant. 
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Glasgower Bahnhof wegen Großbrand geschlossen



2026-03-12


 Stand: 09.03.2026 • 12:39 Uhr 

 Ein Großbrand in einem Nebengebäude des Glasgower Bahnhofs hat zur Schließung des größten Bahnhofs in Schottland geführt. Die Löscharbeiten dauern an. Wann der Bahnverkehr wieder aufgenommen werden kann, ist unklar. 

 Ein Großbrand in Glasgow hat zur Schließung des größten Bahnhofs in Schottland geführt. Wie die britische Bahngesellschaft National Rail mitteilte, wird es voraussichtlich noch bis zum Abend zu Störungen im Zugverkehr kommen. Wann der Bahnhof Glasgow Central wieder geöffnet werden kann, ist demnach noch unklar. 

 Am Sonntagnachmittag war ein Gebäude neben dem Bahnhof in Brand geraten. Wie britische Medien berichteten, war das Feuer in einem E-Zigaretten-Geschäft im Erdgeschoss ausgebrochen. Das vierstöckige Gebäude aus dem Jahr 1851 stürzte demnach teilweise ein. Verletzt wurde dabei niemand. 

 Die Löscharbeiten dauern weiter an. Der Einsatz habe inzwischen reduziert werden können, teilte die Feuerwehr am frühen Morgen mit. Neun Löschfahrzeuge seien jedoch weiter vor Ort. Zwischenzeitlich war die Feuerwehr mit 18 Löschfahrzeugen und mehr als 60 Feuerwehrleuten im Einsatz gewesen. 

 Der Bahnhof selbst wurde durch das Feuer nicht beschädigt. Züge hielten dort aber nicht mehr, lediglich auf unterirdischen Gleisen fuhren einige Züge durch. Zahlreiche Verbindungen wurden gestrichen, Fahrgäste müssen mit massiven Störungen rechnen. Der Glasgower Bahnhof gehört zu den verkehrsreichsten Bahnhöfen in Großbritannien. 
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Schweizer Volksabstimmung über Rundfunkgebühren gescheitert



2026-03-11


 Stand: 08.03.2026 • 14:22 Uhr 

 In der Schweiz ist eine Volksabstimmung über Kürzungen beim Öffentlich-Rechtlichen Rundfunk gescheitert. Die Initiatoren wollten eine niedrigere Abgabe und die Stärkung privater Anbieter. 

 In der Schweiz ist eine Volksabstimmung über die deutliche Reduzierung der Rundfunkgebühren gescheitert. Die Ablehnung des Vorschlags lag laut Hochrechnung bei rund 62 Prozent und war damit deutlicher als angenommen, wie das Politik- und Kommunikationsforschungsinstitut gfs.bern beim Fernsehsender SRF berichtete. 

 Der Sender SRF gehört zum Medienhaus SRG, das durch die Abgabe finanziert wird. Die SRG ist vergleichbar mit ARD und ZDF. Sie hat einen gesetzlichen Informationsauftrag und produziert Radio- und Fernsehprogramme in den vier Landessprachen Deutsch, Französisch, Italienisch und Rätoromanisch. 

 08.03.2026 

 In einer Volksabstimmung entscheiden die Schweizer über eine deutliche Reduzierung des Rundfunkbeitrags. mehr 

 Kritiker wollten die Medienabgabe von heute 335 Franken im Jahr auf 200 Franken (umgerechnet 222 Euro) senken und Unternehmen ganz befreien. Das sollte Haushalte entlasten. Sie wollten, dass die SRG Programme eindampft, damit private Anbieter etwa bei Sport und Unterhaltung mehr Raum haben. 

 Die niedrigere Gebühr hätte etwa dem entsprochen, was Haushalte in Deutschland für ARD, ZDF und Deutschlandradio zurzeit zahlen. Unabhängig von der Volksabstimmung hatte die Schweizer Regierung bereits eine Senkung der Gebühr auf 300 Franken bis 2029 beschlossen. Zudem werden mehr Unternehmen von der Abgabe ausgenommen. 
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Referendum in der Schweiz: Sind 200 Franken Rundfunkbeitrag genug?



2026-03-11


 Stand: 08.03.2026 • 05:58 Uhr 

 Der Rundfunkbeitrag in der Schweiz soll von 335 auf 200 Schweizer Franken pro Haushalt und Jahr gekürzt werden: Über diese Forderung stimmt die Bevölkerung heute ab. Die Initiative kommt aus der rechtskonservativen SVP. 

 Wie vor jeder Volksabstimmung hat das Schweizer Fernsehen Gegner und Befürworter zur "Arena"-Talkshow eingeladen. Doch diesmal in eigener Sache: Es geht um die sogenannte "Halbierungsinitiative", die der Schweizer Rundfunk- und Fernsehgesellschaft (SRG) das Budget radikal kürzen will. 

 Der Slogan lautet "200 Franken sind genug" als Rundfunkbeitrag pro Jahr und Haushalt (umgerechnet rund 222 Euro), also deutlich weniger als die 335 Franken, die aktuell gezahlt werden müssen. Außerdem fordert die Volksinitiative, dass Unternehmen gar keine Beiträge mehr zahlen sollen. 

 Bei derart massiven Kürzungen, so warnt SRG-Generaldirektorin Susanne Wille in der Fernseh-Arena, könne der Programmauftrag nicht mehr erfüllt werden, den Preis werde das Publikum zahlen. 

 Information, Wissen, Kultur, Unterhaltung in allen vier Landessprachen der Schweiz - das wäre kaum noch möglich, sagt auch Manuel Puppis, Medienwisenschaftler an der Universität Fribourg. 

 Mit dem halben Budget lasse sich das gleichwertige Angebot auf Deutsch, Französisch und Italienisch und ein kleineres Angebot auf Rätoromanisch nicht mehr finanzieren: "Es ist ganz klar ein Angriff. Es wird ein Medium stark beschädigt." 

 Zunächst kritisierte die rechte SVP den öffentlich-rechtlichen Rundfunk als zu links. Nun wird wirtschaftsliberal argumentiert. 

 Die Anti-SRG-Initiative kommt aus Kreisen der rechts-konservativen Schweizerischen Volkspartei. SVP-Politiker werfen den öffentlich-rechtlichen Programmen schon lange immer wieder vor, politisch zu sehr auf der linken Seite zu stehen. 

 Vor der Volksabstimmung plädieren sie jetzt allerdings vor allem mit wirtschaftsliberalen Argumenten für ihr radikales Sparprogramm. 

 Thomas Matter, SVP-Nationalrat, sagt: "Die SRG soll auf die Segmente verzichten, die die Privaten bieten können. Ich spreche zum Beispiel den Online-Bereich an, wo die SRG sehr stark ist, aber auch so stark, dass die Privaten, die diese Gebührengelder nicht bekommen, keine Chance haben im Wettbewerb." 

 Die Schweizer Regierung und eine Parlamentsmehrheit lehnen die Initiative zur Mittelstreichung für den ÖRR ab. 

 "Gratis gibt's nur Propaganda", heißt es im Song des Service Public Kollektivs, einer Gruppe von rund hundert Menschen aus Kunst und Kultur, die für ein Nein bei der Volksabstimmung werben. 

 Auch die Regierung in Bern und eine Mehrheit im Parlament lehnen die "Halbierungsinitiative" von Rechtsaußen ab, allen voran kurioserweise Medienminister Albert Rösti von der SVP. Er gehörte, bevor er Regierungsmitglied wurde, zu den Initianten des Angriffs auf die Finanzierung des öffentlich-rechtlichen Rundfunks. 

 Warum Rösti die Seiten gewechselt habe, will der SRF-Moderator vom Medienminister wissen, der darauf verweist, dass er nun eben die Regierungslinie zu vertreten habe. Und dass er ja, als vorauseilende Reaktion auf die Forderungen der "Halbierungsinitiative", bereits eine schrittweise Kürzung der Radio- und Fernsehabgaben durchgesetzt habe. 

 20.02.2026 

 Die KEF empfiehlt ab 2027 einen Rundfunkbeitrag von monatlich 18,64 Euro. Nun müssen die Länder entscheiden. mehr 

 Für die SRG-Journalisten seien die Sparpläne und die Debatten vor der Volksabstimmung auch journalistisch eine Herausforderung, meint Medienwissenschaftler Puppis. 

 Die gesamte Berichterstattung der SRG stehe dabei "unter massiver Beobachtung" und unter Druck, auf keinen Fall den Eindruck zu erwecken, man beziehe Position für die eine oder andere Seite. Puppis sagt, die SRG agiere hier "extrem vorsichtig", auch weil sie wisse, "dass man ständig Angriffen ausgesetzt wird". 

 Vor acht Jahren lehnten die Schweizerinnen und Schweizer mit großer Mehrheit die "No Billag"-Initiative ab, die die komplette Abschaffung der Rundfunkbeiträge forderte. Für die Volksabstimmung über die Halbierungsinitiative deuten Umfragen auf einen knappen Ausgang - demnach sind 54 Prozent der Befragten gegen die radikale Beitragskürzung. 

 "Das Rennen bleibt offen, bei Vorteilen für die Gegnerschaft", sagt Martina Mousson vom Meinungsforschungsinstitut GFS Bern. "Aber am Ende des Tages ist es eine Frage der Mobilisierung. Wer kann bis zum Schluss besser mobilisieren?" 
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Przemysław Czarnek wird neuer Spitzenkandidat der PiS



2026-03-11


 Stand: 08.03.2026 • 04:30 Uhr 

 Die polnische PiS-Partei hat beim Parteitag in Krakau ihren Spitzenkandidaten für das Amt des Premierministers vorgestellt: Przemysław Czarnek. In seiner Rede zeigte er klar seine politische Richtung für den Wahlkampf. 

 Der PiS-Vorsitzende Jaroslaw Kaczynski hat den Kandidaten seiner Partei für das Amt des Premierministers bekanntgegeben. Przemysław Czarnek soll kommendes Jahr als Spitzenkandidat für die PiS ins Rennen gehen, wie Kaczynski beim Parteitag in Krakau eröffnete. 

 Czarnek war während der vergangenen PiS-Regierung bereits Bildungs- und Wissenschaftsminister. Während seiner Amtszeit war er in etliche Kontroversen verwickelt. Unter anderem bezüglich der politischen Beeinflussung von Schulen und staatlichen Immobilienzuschüssen für PiS-nahe katholische Organisationen. 

 11.10.2025 

 Tausende haben in Warschau gegen irreguläre Zuwanderung und die Migrationspolitik der EU demonstriert. mehr 

 Außerdem äußert er sich regelmäßig frauenfeindlich, homophob und unterstützt die Verschwörungserzählung, die liberal-konservative Regierung von Donald Tusk sei von Deutschland gesteuert. 

 In seiner mehr als einstündigen Rede auf dem Parteitag kritisierte er unter anderem, die in seinen Augen von der Europäischen Union auferlegten Grünen-Gesetze: "Wir haben unseren eigenen Kohlenmix, denn wir haben unsere natürlichen Reichtümer. Finger weg von denen. Wir haben unsere Kohle, unsere Kohle." 

 Außerdem gab er der Tusk-Regierung die Schuld, an den hohen Benzinpreisen und kritisierte alles, was sie bislang getan hat. Teil seiner Rede war auch immer wieder das Anti-Deutsche-Narrativ: "Wir wissen, dass Deutschland unser Nachbar ist. Wir wissen, dass der Handel mit Deutschland wichtig ist. Wir wissen, dass Deutschland unser wichtiger Wirtschaftspartner ist. Aber eben Partner - wir wollen Partner sein und nicht Diener, keine Sklaven." 

 Czarnek warb für das Motto des Präsidenten Karol Nawrocki "Polen zuerst, die Polinnen und Polen zuerst". Beobachter vermuten, dass die PiS mit dieser Nominierung im Wahlkampf die Stimmen der Wähler der rechten bis rechtsextremen Konfederacja gewinnen möchte. Die Parlamentswahlen in Polen werden voraussichtlich im Herbst 2027 stattfinden. 
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Rechtsruck in Chile: Kast als neuer Präsident vereidigt



2026-03-11


 Stand: 12.03.2026 • 05:25 Uhr 

 Chiles neuer Präsident Kast gewann wie sein Vorbild Trump mit einem Wahlkampf gegen Zuwanderer und Kriminalität. Damit setzt sich der Rechtsruck in Lateinamerika fort - die deutsche Industrie sieht eine Chance. 

 Der auf der linken Seite: 40 Jahre jung, er kam ohne Krawatte, den oberen Hemdknopf offen. Der andere, rechts von ihm, 60, mit glatt gekämmtem, grauem Seitenscheitel, den blauen Krawattenknoten unterm Hals. 

 Es war mehr als eine Amtsübergabe im Kongress der chilenischen Küstenstadt Valparaíso: Chile hat einen radikalen Wechsel gewählt. Auf Gabriel Boric, einen einstigen Studentenführer, der eine linke, grüne und soziale Agenda vertrat, folgt mit dem 60-jährigen José Antonio Kast ein konservativer, strenggläubiger Katholik, Sohn eines deutschen Wehrmachtsoffiziers, der aus seiner Bewunderung für den einstigen Militärdiktator Pinochet keinen Hehl machte und nun den Schulterschluss mit der neuen globalen Rechten sucht. 

 Gabriel Boric (links) schüttelt seinem Nachfolger José Antonio Kast die Hand. 

 In seiner ersten Amtsansprache zeichnet er das Erbe der Vorgänger in dunkelsten Tönen und verspricht eine "Notstandsregierung", die sich auf Ordnung, Sicherheit und Wirtschaftswachstum konzentriert. "Eine Notstandsregierung ist keine leere Worthülse", so Kast am späten Abend aus dem Moneda-Palast in der Hauptstadt Santiago. "Sie schafft Ordnung im Chaos. Sie bringt Erleichterung im Leid. Sie sorgt für ein hartes Durchgreifen, wo Straflosigkeit herrscht. Und sie ist reale, konkrete und mögliche Hoffnung für all jene, die zu lange ignoriert wurden." 

 Mit dem Amtsantritt Kasts in Chile rückt in Lateinamerika ein weiteres Land weit nach rechts. Wie US-Präsident Donald Trump gewann er mit einem Wahlkampf gegen Zuwanderer und Kriminalität. Schon am Wochenende vor Amtsantritt war Kast nach Florida gereist, zu einem von Trump einberufenen Treffen, mit dem Namen "Schild Amerikas" (The Shield of the Americas). 

 Dort kündigte Trump eine regionale "Militärkoalition zur Ausrottung der kriminellen Kartelle" an. "Wir setzen Raketen ein. Wenn Sie das wünschen", so Trump bei seiner Rede, "sie sind extrem präzise. Pium - direkt ins Wohnzimmer. Das war's dann mit der Kartellperson." Kast applaudierte neben anderen rechtsgerichteten Staatschefs Lateinamerikas wie Argentiniens Präsident Javier Milei oder El Salvadors Nayib Bukele. 

 15.12.2025 

 Wahlbeobachter deuten den Sieg des ultrarechten Politikers Kast als Entscheidung gegen das Establishment. mehr 

 Zwar zählt Chile statistisch gesehen noch immer zu den sichersten und stabilsten Ländern in Lateinamerika. Doch hat sich, wie überall in der Region, inzwischen auch dort die Organisierte Kriminalität, beispielsweise Ableger der venezolanischen Gruppe "Tren de Aragua", breit gemacht. Im einst ruhigen Chile gab es plötzlich Erpressungen, Geiselnahmen und Auftragsmorde. Mehr als 60 Prozent der Chilenen fühlen sich nicht mehr sicher. 

 Verknüpft hat Kast das Thema im Wahlkampf erfolgreich mit der Sorge der Chilenen vor irregulärer Einwanderung. Rund zwei Millionen Zugewanderte gibt es im 19-Millionen-Einwohner-Staat - vor allem Venezolaner, die vor Krise und Unterdrückung in ihrer Heimat flohen, davon rund 300.000 ohne offizielle Papiere. Diese würde er als Präsident abschieben, zur Not mit nichts als ihrer Kleidung am Leib, kündigte Kast im Wahlkampf in Trump-Manier an. 

 Belege dafür, dass diese überdurchschnittlich in Straftaten verwickelt seien, legte er nicht vor. Sowas vergifte den gesellschaftlichen Zusammenhalt, findet Yngrid Becerra, und missachte die Menschlichkeit von Migranten. Vor elf Jahren floh sie vor dem sozialistischen Regime in Venezuela, heute arbeitet sie im katholischen Hilfswerk Fundación de Rosas mit bedürftigen chilenischen Senioren. 

 "Wir sind Menschen, die hier arbeiten, Steuern zahlen, die Gesellschaft stützen." Kasts Diskurs macht ihr Angst: "Er behindert die Integration, weil es uns ausgrenzt und diskriminiert." 

 Doch es ist dieser Diskurs, mit dem Kast die Wahl deutlich für sich entschieden konnte und seine Wähler fordern nun konkrete Aktion - auch in der Wirtschaft. Auch die steht, entgegen der Schwarzmalerei Kasts, im regionalen Vergleich recht gut da: sie gilt als wettbewerbsfähig und produktiv, allerdings mit starkem sozialen Gefälle und einem weniger starken Wachstum als noch vor einigen Jahren. 

 Während Boric die Wochenarbeitszeit senkte und den Mindestlohn erhöhte, verspricht Kast nun Bürokratieabbau, Genehmigungsverfahren zu beschleunigen - kurz: eine unternehmerfreundliche und marktliberale Wirtschaftspolitik. 

 Das sehen auch viele deutsche Unternehmer in Chile als Chance, gerade angesichts der aktuellen Weltlage. "Chile hat eine breite Rohstoffpalette, strategische Rohstoffe - sei es das Lithium, sei es Kupfer -, die maßgeblich zu der Energiewende beitragen. Der ideale Partner oder das ideale Partnerland", sagt Ludwig Hecker, Geschäftsführer von Soilfe, einem in Chile ansässigen Partner einer Maschinenfabrik aus Emsbüren. Sie produzieren unter anderem Bergbaumaschinen für den Kupferabbau. 

 Kast sei weder ein Trump noch ein Milei oder Bolsonaro, sagt Cornelia Sonnenberg, Geschäftsführerin der Deutsch-Chilenischen Handelskammer. Deutschland täte gut daran, sich unvoreingenommen auf ihn einzulassen. 

 Deutschland und Europa seien allerdings spät dran, hätten sich zu lange auf die Partnerschaft mit den USA verlassen, sagt Ökonomin Marcela Vera. Mittlerweile ist China Chiles wichtigster Handelspartner. Aber "Made in Germany" werde noch immer sehr geschätzt, sagen die deutschen Unternehmer. Sie sehen die neue Regierung Kast als Chance. 

 Am Internationalen Frauentag richteten sich viele Proteste gegen die neue Frauen- und Gleichstellungsministerin. 

 Die venezolanische Pflegekraft Yngrid Becerra, aber auch Tausende Teilnehmer, die am Weltfrauentag am 8. März auf Chiles Straßen demonstrierten, machen sich dagegen Sorgen um die Zukunft ihres Landes. Dort waren Dutzende Plakate zu sehen, die Kast als Marionette von US-Präsident Trump zeichneten. Für Alarm sorgt auch die Ernennung einer evangelikalen Abtreibungsgegnerin zur neuen Frauen- und Gleichstellungsministerin. 

 Die ersten Ankündigungen, die Kast am Abend der Vereidigung in Santiago zu Migration und Sicherheit machte, klangen zunächst gemäßigter als der Diskurs im Wahlkampf. Der politische Analyst und Schriftsteller Patricio Fernández bleibt abwartend, er fragt sich wie viele, welcher Kast nun tatsächlich regiert: "Wird es ein versöhnlicher Kast sein, im Sinne der politischen Tradition Chiles, die auf Kompromisse und weniger Konfrontation setzt - oder erleben wir einen konfrontativen, streitbaren und harschen Kast?" 

 Fakt sei: er präsentiere sich als Teil des Spektrums der neuen globalen und populistischen Rechten, so Fernández. Fakt sei aber auch, dass er aus einer deutlich konservativeren Tradition der chilenischen Rechten stammt und dass es diese Rechte ist, die ihn im Kongress stütze. 
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US-Präsident Trump sieht Iran-Krieg "so gut wie beendet"



2026-03-11


 Stand: 10.03.2026 • 07:19 Uhr 

 US-Präsident Trump sieht den Krieg gegen Iran weitgehend entschieden. Außerdem kündigte er an, bestimmte Ölsanktionen auszusetzen - ohne jedoch Details zu nennen. Kurz danach sanken die Ölpreise deutlich. 

 US-Präsident Donald Trump geht von einer nur noch kurzen Dauer des Iran-Kriegs aus. Man liege vor dem Zeitplan, sagte er bei einer Pressekonferenz, ohne diesen Zeitplan näher zu erläutern. Der Krieg werde zwar nicht in dieser Woche enden - Trump antwortet mit "Nein" auf eine entsprechende Frage. Dies werde jedoch "sehr bald" der Fall sein, sagte er, ohne ein konkretes Datum zu nennen. 

 Die USA hätten den Krieg in vielerlei Hinsicht bereits gewonnen, aber, so Trump wörtlich, man habe noch nicht genug gewonnen. Er lobte die operativen Erfolge des US-Militärs. Die iranischen Streitkräfte seien nahezu komplett außer Gefecht gesetzt, so der Präsident. Die große Gefahr in dem Krieg sei seit drei Tagen vorüber, so Trump weiter, ohne dies weiter auszuführen. 

 03.03.2026 

 Die US-Regierung hat mitgeteilt: Israel hätte Iran auch ohne die USA angegriffen. mehr 

 Zuvor hatte er dem Sender CBS in einem Interview gesagt, Iran habe keine Marine mehr, keine Kommunikationssysteme und keine Luftwaffe. Seine Raketen seien fast vollständig zerstört, und die Drohnen samt Fabriken ausgeschaltet. Militärisch gesehen habe das Regime in Teheran nichts mehr, so Trump. 

 Die USA gehen nach Angaben des Präsidenten nun gegen die Drohnenproduktion des Irans vor. Die Drohnenstarts seien um 83 Prozent zurückgegangen, sagte er und sprach von 51 zerstörten iranischen Kriegsschiffen. Seit Beginn des Krieges Ende Februar hat das US-Militär eigenen Angaben zufolge mehr als 5.000 Ziele im Iran angegriffen. 

 Angesprochen auf den neuen Führer des Iran, Modschtaba Chamenei, sagte Trump, er erwarte von diesem keine andere Politik, als dessen Vater, Ali Chamenei, zuvor vertreten hatte. Modschtaba Chamenei war am vergangenen Wochenende zum neuen Obersten Führer des Iran erklärt worden. 

 Porträt 09.03.2026 

 Wer ist Modschtaba Chamenei und was bedeutet seine Ernennung zum obersten Führer des Iran für das Land? mehr 

 Insidern zufolge erwägt der US-Präsident außerdem Maßnahmen zur Marktberuhigung. Dazu gehörten eine Lockerung der Ölsanktionen gegen Russland sowie die Freigabe strategischer Reserven, sagten mehrere Insider der Nachrichtenagentur Reuters am Montag. 

 Auf einer Pressekonferenz sagte Trump selbst zwar, die Vereinigten Staaten würden "bestimmte ölbezogene Sanktionen aussetzen, um die Preise zu senken". Man werde diese bestimmten Sanktionen gegen einige Länder aufheben, bis die Straße von Hormus wieder offen sei. Er äußerte sich nicht dazu, welches Land oder welche Länder von dem Schritt profitieren könnten. 

 FAQ 09.03.2026 

 
 
 Die Ölpreise haben erstmals seit 2022 die Marke von 100 US-Dollar übersprungen. mehr 

 Kurz nach der jetzigen neuen Prognose Trumps zum Endes des Kriegs sanken die Ölpreise deutlich. Der Preis für ein Fass Rohöl der Sorte Brent fiel auf rund 89 Dollar. In der Nacht zum Montag waren es noch fast 120 Dollar. 

 Mit Informationen von Samuel Jackisch, ARD-Studio Washington 

 19.10.2023 

 Ausgewählte Inhalte und die wichtigsten Eilmeldungen von uns finden Sie auch in unserem WhatsApp-Channel. whatsapp.com 
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Bundesregierung zieht Personal der Botschaft in Teheran ab



2026-03-11


 Stand: 08.03.2026 • 01:03 Uhr 

 Das Auswärtige Amt hat aus der Bedrohungslage in Iran Konsequenzen gezogen - und das Personal der deutschen Botschaft in Teheran vorübergehend aus dem Land gebracht. Auch Spanien hat sein Botschaftspersonal abgezogen. 

 Nach weiteren schweren Angriffen der USA und Israel auf Iran hat die Bundesregierung das Personal der deutschen Botschaft in der Hauptstadt Teheran vorübergehend im Ausland in Sicherheit gebracht. Das Auswärtige Amt teilte mit, das Personal sei aufgrund der Bedrohungslage temporär aus dem Land verlegt worden. Die Botschaft sei aber weiter erreichbar. 

 Mitte Januar war das Personal dort schon reduziert worden. Das hatte zur Folge, dass die konsularische Unterstützung schon stark eingeschränkt gewesen sei, hieß es weiter aus dem deutschen Außenministerium. So sei die Visastelle bereits vorübergehend geschlossen gewesen. 

 Die Sicherheit der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter habe oberste Priorität und werde ständig im Krisenstab der Bundesregierung thematisiert, hieß es aus dem Auswärtigen Amt weiter. "Die notwendigen Maßnahmen zur Wahrung der Sicherheit werden fortlaufend überprüft und angepasst." 

 Nach Informationen der Nachrichtenagentur dpa sind die Botschaftsmitarbeiter und der Botschafter auf dem Landweg in ein Nachbarland gereist. Die Mitarbeiter anderer Botschaften seien demnach über Aserbaidschan ausgereist. 

 Auch Spanien hat sein Botschaftspersonal in Teheran angesichts der anhaltenden Angriffe auf Iran aus Sicherheitsgründen abgezogen. Der Botschafter und wichtige Mitglieder der Belegschaft, die bislang in der iranischen Hauptstadt geblieben seien, hätten soeben die Grenze zu Aserbaidschan überquert und seien in Sicherheit, schrieb Außenminister José Manuel Albares am Samstag in einem Beitrag auf der Online-Plattform X. Die übrigen spanischen Botschaften in der Region seien weiterhin im Dienst und nähmen Notrufe entgegen. 

 Dieses Thema im Programm: NDR Info | Nachrichten | 07.03.2026 | 23:00 Uhr 

 07.03.2026 • 17:57 Uhr 

 07.03.2026 • 15:04 Uhr 

 Interview 07.03.2026 • 11:05 Uhr 

 06.03.2026 • 20:05 Uhr 

 19.10.2023 • 10:00 Uhr 

 Video 08.03.2026 • 04:40 Uhr 

 Video 07.03.2026 • 23:35 Uhr 


Tagesschau Schleswig-Holstein

2026-03-12 Straßen in SH: So groß sind die Schäden nach dem harten Winter

2026-03-12 Eckernförde: 15-Jähriger stirbt nach Streit vor Supermarkt

2026-03-12 Gericht kippt Wedeler Straßenreinigungssatzung

2026-03-12 Iran-Krieg treibt Düngerpreise hoch - Bauern in SH in Sorge

2026-03-11 A20: Gefährdet der geplante Weiterbau Zwergschwäne in Steinburg?

2026-03-11 Brandserie in Nortorf: Polizei sucht seit Jahren nach Täter

2026-03-11 Schacht-Audorf: Fremde sprechen Kinder an - das rät die Polizei

2026-03-12 Bundeswehr verlängert Nachtflüge in Jagel um eine Woche

2026-03-12 "Schnell-Einsatzgruppe Höhensicherung" für Feuerwehr Heide

2026-03-12 Fehlalarm in Eutin: Spezialeinheit mit Gasmasken ausgerückt

2026-03-12 Kreis gibt grünes Licht für Klinikplanung in Pinneberg

2026-03-11 Meeresschützer wollen Finnwal aus Lübecker Bucht retten

2026-03-11 Deutschland gibt Notfall-Ölreserven frei - Großteil lagert im Norden

2026-03-11 Landtagswahl 2027 in SH: Termin voraussichtlich am 18. April

2026-03-11 An Sonn- und Feiertagen einkaufen: Hier gilt die Bäderregelung in SH

2026-03-11 Anke Erdmann soll Bürgerbeauftragte in Schleswig-Holstein werden

2026-03-11 Handball: Kiel feiert in der European League Derbysieg gegen Flensburg

2026-03-12 Interview: Chef-Steward der "Gorch Fock" hört nach 40 Jahren auf



Straßen in SH: So groß sind die Schäden nach dem harten Winter



2026-03-12


 Stand: 12.03.2026 • 10:32 Uhr 

 Die Straßen in Schleswig-Holstein sind so geschädigt wie lange nicht mehr. Jetzt werden sie geflickt. Aber für nachhaltige Sanierungsmaßnahmen fehlt den meisten Kommunen nach eigenen Angaben das Geld. 

 Der harte lange Winter hat den ohnehin vielerorts alten Straßen stark zugesetzt. In Heide (Kreis Dithmarschen) etwa geht die Stadtverwaltung von rund 50 Prozent mehr Schlaglöchern aus als in den vergangenen Jahren. Dem Technischen Betriebszentrum (TBZ) Flensburg wurden nach eigenen Angabe in diesem Jahr schon 100 Straßenschäden im Stadtgebiet gemeldet. 2025 waren es im gesamten Jahr nur 90 Fälle. 

 In Schleswig (Kreis Schleswig-Flensburg) spricht die Stadt ebenso von steigendem Aufwand für Instandsetzungen. Auch im Süden des Landes haben sich die Temperaturen bemerkbar gemacht. Die Stadt Bad Oldesloe schreibt auf NDR Anfrage, dass die Winterschäden überdurchschnittlich hoch seien. Die Sprecher in Ahrensburg (beide Kreis Stormarn) berichten von einer Verdreifachung der wetterbedingten Straßenschäden. 

 In den ersten drei Monaten des Jahres hat die Stadt Heide 30.000 Euro nur für Gussasphalt ausgegeben. 

 Bei Frost oder Regen sind Reparaturen kaum möglich. "Erst ab etwa fünf Grad kann sich der Gussasphalt richtig im Loch festsetzen", erklärt Tom Quade vom Baubetriebshof in Heide. Kühlere Temperaturen würden dazu führen, dass das Material zu schnell abkühlt und nicht richtig haftet. 

 Zu dieser Jahreszeit ist das erhöhte Aufkommen von Schlaglöchern normal. Dieses Jahr sind es aber mehr als sonst. 

 In Heide setzen die Straßenarbeiter auf ein klassisches Verfahren mit Heißasphalt. Dabei wird Gussasphalt in Granulatform auf rund 230 Grad erhitzt, bis er flüssig wird. Das Material wird anschließend in die vorbereitete Schadstelle gegossen und verteilt. Zum Abschluss streuen die Arbeiter feinen Edelsplitt auf die Oberfläche. Je nach Größe des Lochs kann es bis zu zwanzig Minuten dauern, bis der Asphalt ausgehärtet ist. 

 05.03.2026 

 In Heide gibt es laut dem Baubetriebshof nach dem harten Winter rund 50 Prozent mehr Straßenschäden als in den Vorjahren. ndr 

 Je nach Verfahren halten geflickte Schlaglöcher im Idealfall mehrere Jahre. Um zu verhindern, dass überhaupt Schlaglöcher entstehen, kann man brüchige Stellen vor dem Winter überkleben. Eine Variante ist das sogenannte Patcherverfahren. Mit einem Spezialfahrzeug oder handgeführten Geräten ziehen Fachkräfte Asphaltstreifen über die Fahrbahn. 

 Die Streifen sollen verhindern, dass Schlaglöcher entstehen. 

 Die Stadt Lübeck setzt seit 2012 auf das sogenannte DSK-Verfahren. Dabei werden dünne Asphaltdeckschichten in Kaltbauweise auf bestehende Fahrbahnen aufgebracht. Die zusätzliche Deckschicht soll laut Stadt die Lebensdauer der Fahrbahn um etwa fünf bis acht Jahre verlängern. 

 Nicht alle Kommunen sind jedoch in der Lage die Verfahren anzuwenden. Neben finanziellen Aspekten berichten manche Stadtsprecher von Schwierigkeiten in der Materialbeschaffung. In Ahrensburg herrschte nach Angaben der Stadt eine besondere Anspannung, weil es sehr zeitweise schwer war, an Heißasphalt zu gelangen. 

 Auch wenn extra Asphaltschichten neue Schäden länger hinauszögern können, lösen sie das Grundproblem nicht. Laut der befragten Straßenmeistereien hängt die Lebensdauer der Asphaltstreifen vom Wetter und der Höhe der Verkehrsbelastung ab. Der ADAC fordert deshalb neben schnellen Reparaturen auch langfristige Investitionen. "Viele kommunale Straßen sind inzwischen mehrere Jahrzehnte alt. Deshalb braucht es [...] regelmäßige Zustandskontrollen, frühzeitige Sanierungen und vor allem ausreichend finanzielle Mittel", so ADAC Sprecher Rainer Pregla. 

 Laut ADAC ist es unwahrscheinlich bei Schäden die Kosten erstattet zu bekommen. 

 Für viele Kommunen scheitert es jedoch am Haushalt. In Heide versucht die Stadt mindestens eine Straße im Jahr komplett zu erneuern. "Ob wir das auch in Zukunft so durchhalten können, ist bei der finanziellen Situation fraglich", prognostiziert Heider Bürgermeister Oliver Schmidt-Gutzat (SPD). 

 Auch die Landes- und Bundesstraßen sind stark betroffen. Deshalb verdoppeln sich die Ausgaben für die Sanierungen. "Normalerweise stecken wir jährlich rund fünf Million Euro in die laufende Unterhaltung, in diesem Jahr werden es absehbar rund elf Millionen Euro werden", erklärt Verkehrsminister Claus Ruhe Madsen (CDU). 

 In den kommenden zwölf Monaten soll aber nicht nur geflickt werden. Mehr als 270 Millionen Euro stehen für Bau- und Sanierungsprojekte zur Verfügung, die der Landesbetrieb für Straßenbau und Verkehr (LBV.SH) angehen will. 

 10.02.2026 

 Das Winterwetter setzt den Straßen zu, der Asphalt ist übersät mit Schlaglöchern. Das Land will sanieren - doch das wird dauern. ndr 

 29.01.2026 

 Genehmigung und Planung von Infrastrukturprojekten kosten bisher viel Zeit. Die Landesregierung will Unternehmen früher ins Boot holen. ndr 

 Video 18.02.2026 

 Kaputte Straßenlaterne oder neues Schlagloch? Vielerorts kann man solche Probleme inzwischen digital melden - auch in Pinneberg. ndr 

 Dieses Thema im Programm: NDR 1 Welle Nord | Nachrichten für Schleswig-Holstein | 12.03.2026 | 10:00 Uhr 

  



Eckernförde: 15-Jähriger stirbt nach Streit vor Supermarkt



2026-03-12


 Stand: 12.03.2026 • 11:47 Uhr 

 In Eckernförde ist gestern ein Jugendlicher nach einem gewaltsamen Streit ums Leben gekommen. Die Fahndung nach den mutmaßlichen Tätern blieb bislang ohne Erfolg. 

 Wie die Polizei und Staatsanwaltschaft Kiel mitteilen, ist es gestern Abend gegen 20.45 Uhr vor einem Supermarkt in der Innenstadt in Eckernförde (Kreis Rendsburg-Eckernförde) zu einer körperlichen Auseinandersetzung gekommen. Infolge dessen sei ein 15 Jahre alter Jugendlicher gestorben, so die Beamten weiter. 

 Kurz nach dem Streit fanden Einsatzkräfte den Jugendlichen in der Straße Schiefkoppel - rund 2,5 Kilometer entfernt vom Rewe-Markt in der Eckernförder Innenstadt. Demnach hatte er schwere Verletzungen und musste reanimiert werden. Auf dem Weg ins Krankenhaus sei der 15-Jährige dann gestorben, so Polizei und Staatsanwaltschaft. Laut Polizeisprecherin Stephanie Lage soll die Leiche des Jugendlichen noch heute obduziert werden. 

 Nach der Gewalttat ermittelt das Kommissariat 1 der Bezirkskriminalinspektion Kiel. 

 Laut Polizei waren mehrere Personen an dem Streit am Supermarkt beteiligt. Demnach berichteten Zeugen, dass im Anschluss ein Fahrzeug weggefahren sei. Vor Ort stellten die Beamten Blutanhaftungen fest - Personen befanden sich aber nicht mehr vor Ort. 

 Laut Staatsanwaltschaft und Polizei laufen die Ermittlungen auf Hochtouren. Die sofort eingeleitete Fahndung nach den Personen und dem Fahrzeug verlief bislang jedoch erfolglos. Zeugen werden gebeten, sich bei der Kriminalpolizei in Kiel zu melden: (0431) 160 33 33 

 Dieses Thema im Programm: NDR 1 Welle Nord | Nachrichten für Schleswig-Holstein | 12.03.2026 | 08:00 Uhr 

  



Gericht kippt Wedeler Straßenreinigungssatzung



2026-03-12


 Stand: 12.03.2026 • 11:19 Uhr 

 Das Oberverwaltungsgericht in Schleswig hat die Straßenreinigungssatzung gestoppt - wegen formeller und inhaltlicher Fehler. Die Gebühren waren 2023 stark gestiegen. 

 Die Straßenreinigungs- und Gebührensatzung der Stadt Wedel (Kreis Pinneberg) ist weitgehend unwirksam. Das hat das Schleswig-Holsteinische Oberverwaltungsgericht (OVG) in Schleswig (Kreis Schleswig-Flensburg) entschieden. Geklagt hatte ein Grundstückseigentümer. Nach Angaben des Gerichts enthält die Satzung sowohl formelle als auch inhaltliche Fehler. 

 Schon formal sei die Satzung fehlerhaft zustande gekommen. Laut Gericht gab es beim damaligen Beschluss der Gemeindevertretung mehrere Pannen - die Vorsitzende sprach von einem "Ausfertigungschaos". Auch inhaltlich sieht das Gericht nach eigenen Angaben Mängel. So sei nicht klar geregelt, welche Reinigungsarbeiten die Stadt selbst übernimmt und welche Pflichten auf Anwohnerinnen und Anwohner übertragen werden. Zudem fehlten Regeln dazu, wann die Gebühren entstehen und fällig werden. 

 2023 hatte Wedel die Straßenreinigungsgebühren deutlich erhöht - teils um mehr als 1.000 Prozent. Grundlage war eine neue Berechnung der sogenannten Frontmeter von Grundstücken. Hunderte Anwohner legten Widerspruch ein, mehrere klagten gegen die Satzung. 

 Nach Angaben einer Stadtsprecherin wird Wedel die Straßenreinigungs- und gebührensatzung überarbeiten - und damit auch die Höhe der Gebühren neu berechnen. Ob diese damit sinken oder steigen, sei offen und abhängig von der konkreten Ausgestaltung der neuen Satzung und der Neukalkulation der Gebührensätze, heißt es auf NDR-Nachfrage. 

 Sollte es durch die Neuberechnung zu geringeren Einnahmen oder Ausfällen bei den Straßenreinigungsgebühren kommen, muss Wedel diese ausgleichen. Dafür will die Stadt auf den allgemeinen Steuerhaushalt zurückgreifen oder gegebenenfalls die kommunalen Steuern erhöhen. Ob die Stadt die neue Satzung auch rückwirkend geltend macht, ist noch unklar. 

 In der Ratssitzung der Stadt im Februar konnten die Politikerinnen und Politiker den städtischen Haushalt für 2026/2027 nicht beschließen. Die Stadt Wedel bleibt damit zunächst weiterhin ohne genehmigten Haushalt. 

 Dieses Thema im Programm: NDR 1 Welle Nord | Nachrichten für Schleswig-Holstein | 12.03.2026 | 09:30 Uhr 

  



Iran-Krieg treibt Düngerpreise hoch - Bauern in SH in Sorge



2026-03-12


 Stand: 12.03.2026 • 05:00 Uhr 

 Die Preise für Stickstoffdünger sind zuletzt stark angestiegen, da er hauptsächlich aus Erdgas gewonnen wird. Durch den Iran-Krieg rechnet der Bauernverband mit einer weiteren Verteuerung. 

 Jan Henning Ufen bewirtschaftet in Karolinenkoog (Kreis Dithmarschen) 300 Hektar Ackerland. Er baut Weißkohl, Rotkohl, Winterweizen und Zuckerrüben an. Um die Pflanzen mit Nährstoffen zu versorgen, ist er zur Zeit oft mit dem Traktor auf den Feldern unterwegs. Pro Hektar benötigt er zum Düngen im Jahr etwa 200 Kilo Stickstoff, sagt er. 

 Etwa die Hälfte des Jahresbedarfs hat er nach eigenen Angaben bereits im vergangenen Jahr gekauft, demnächst muss er nachkaufen. Und das wird deutlich teurer als bisher. Bewegte sich der Preis im vergangenen Jahr immer unter 550 Euro pro Tonne Harnstoff (Stickstoffdünger), ist er seit Anfang Februar auf 680 Euro gestiegen. Das hat die aktuelle Preisabfrage der Landwirtschaftskammer SH ergeben. 

 Landwirt Jan Henning Ufen hat etwa die Hälfte seines Düngerbedarfs im vergangenen Jahr eingekauft. 

 Der Hauptrohstoff für Stickstoffdünger ist Erdgas, das zu einem großen Teil in den Staaten am Persischen Golf gefördert wird. Das wird für die Landwirtschaft in Schleswig-Holstein ein größer werdendes Problem, fürchtet der Bauernverband. "Die Straße von Hormus ist nicht passierbar und die produzierenden Werke werden beschossen. Da viele Düngemittel aus dem Nahen und Mittleren Osten stammen, werden die Preise vermutlich weiter steigen", sagt Kristin Schultz, Vorstandsmitglied im Kreisbauernverband Dithmarschen. Daher fordern sie und ihre Kollegen vom Bauernverband SH steuerliche Entlastungen, zum Beispiel bei der CO2-Abgabe. 

 Auch Hendrik Mahlkow vom Kieler Institut für Weltwirtschaft sieht das Problem und weist darauf hin, dass 30 bis 40 Prozent der weltweiten Düngerexporte aus dem Nahen Osten stammen. Für Landwirte sei es kurzfristig unmöglich, auf Stickstoff zu verzichten, da der Boden die Nährstoffe für eine ertragreiche Ernte brauche. Langfristig könnten Landwirte überlegen, auf andere Fruchtfolgen umzustellen. Erbsen oder Linsen zum Beispiel könnten Stickstoff aus der Luft binden und den Boden für die kommenden Früchte anreichern. 

 Die Bestände an Stickstoffdünger bei Ceravis in Rendsburg reichen noch etwa bis April. 

 Händler Malte Sangel ist für den Bereich Düngemittel beim Agrarhandel Ceravis in Rendsburg (Kreis Rendsburg-Eckernförde) zuständig. Ihre Vorräte an Harnstoff würden noch etwa bis Ostern reichen, sagt er. Doch aktuell will er keinen neuen nachbestellen, sondern noch einige Tage abwarten. Das Rekordniveau der Preise von 2022, ausgelöst durch Russlands Krieg gegen die Ukraine, ist zwar derzeit noch nicht erreicht. Sangel sieht aber auch jetzt eine problematische Entwicklung der Preise. Sollte sich die Lage am Golf entspannen, werden auch die Preise stark sinken, so hofft er. Wer zu früh zu einem höheren Preis einkauft, ist gegenüber den Wettbewerbern im Nachteil. 

 Malte Sangel vom Agrarhandel Ceravis ist unsicher, wann er neuen Dünger nachbestellen soll. 

 Wie viel die Früchte von seinem Hof kosten werden, wenn sie ab dem Sommer geerntet werden, kann Jan Henning Ufen noch nicht einschätzen. Schon jetzt sei er aber sicher, dass er mit dem Weizen in diesem Jahr keinen Gewinn erzielen werde. Denn da Weizen am Weltmarkt gehandelt werde, habe er auf den Preis keinen Einfluss. Und der steige aktuell nicht so stark wie der von Öl und Erdgas. Wie auch der Bauernverband hofft er auf ein baldiges Ende des Kriegs im Nahen Osten. Vor allem wegen der vor Ort leidenden Menschen. Aber auch wegen der Folgen für die Landwirtschaft in Schleswig-Holstein. 

 05.03.2026 

 Bei dem hohen Dieselverbrauch werden einige Speditionen schnell in Existenznot geraten, warnt der Logistikverband in SH. ndr 

 09.03.2026 

 Während Daniel Günther eine Steuersenkung auf Kraftstoffe vorschlägt, bringen die Grünen in SH eine Art ÖPNV-Steuer ins Spiel. Sinnvoll, findet Heiner Monheim. ndr 

 06.03.2026 

 Der Krieg in Nahen Osten hat Heizöl schlagartig verteuert. Schon zuvor lagen die Preise höher als vor der Energiekrise. Eine Übersicht. ndr 

 Dieses Thema im Programm: NDR Fernsehen | Schleswig-Holstein Magazin | 11.03.2026 | 19:30 Uhr 



A20: Gefährdet der geplante Weiterbau Zwergschwäne in Steinburg?



2026-03-11


 Stand: 11.03.2026 • 17:05 Uhr 

 Wie geht es nach Bad Segeberg weiter mit dem Bau der A20? Naturschützer meinen: am besten gar nicht. Zu groß sei der Eingriff in die Natur und zu gering der Nutzen, argumentieren sie. 

 Mit dem Weiterbau der A20 scheinen weitere Auseinandersetzungen bei den kommenden Abschnitten programmiert. Ein aktuelles Beispiel dafür ist der Abschnitt 6, der auf einer Länge von neun Kilometern nördlich von Bokel (Kreis Rendsburg-Eckernförde) nach Hohenfelde (Kreis Steinburg) führen soll. "Wenn das real wird, dann wäre das schlimm", findet Lothar Wittorf vom BUND Steinburg, und er sagt das mit Blick auf das Breitenburger Moor im Kreis Steinburg. Das Moor liegt am Ende des geplanten Abschnitts 6, östlich von Lägerdorf und nahe des geplanten Autobahnkreuzes A20/A23. 

 Jetzt im März rasten nach Angaben des BUND bis zu 1.000 Zwergschwäne auf einem großen Moorsee. Dietrich von Prondzinski aus Weddelbrook (Kreis Segeberg) zählt die Vögel täglich, an diesem Mittwochmorgen hat er 750 gezählt. Dieses Gebiet, nach Angaben von Naturschützern ein Raum mit großer Artenvielfalt, haben die Zwergschwäne erst vor wenigen Jahren für sich entdeckt. Eine ähnlich große Kolonie gibt es noch in der Eider-Treene-Sorge Region, einem Niederungsgebiet, das sich über die Kreise Dithmarschen, Nordfriesland, Rendsburg-Eckernförde und Schleswig-Flensburg erstreckt. 

 Als die Autobahn 20 geplant wurde, waren die Zwergschwäne noch an der Stör zu Hause. 

 Als die Autobahn 20 geplant wurde, waren die Zwergschwäne nach Angaben von Thomas Behrends vom NABU in Kellinghusen noch an der Stör zu Hause. Der Moorsee war entstanden, als seine Fläche vor zwanzig Jahren wiedervernässt wurde. Erst über die Jahre hat er sich dann zu einem sogenannten Schlafsee für die Zwergschwäne entwickelt. Auch Kraniche, Gänse, Kiebitze und Austernfischer haben sich auf den Flächen rund um den See angesiedelt. 

 Die Zwergschwäne halten sich nicht nur auf dem See auf. Morgens bei Sonnenaufgang wachen sie auf und fliegen auf die umliegenden Felder der Hörner Au Niederung, um Nahrung zu suchen. Die A20 soll in nur zwei, drei Kilometern Abstand verlaufen. Betroffen wäre nach Angaben der Umweltschützer zudem ein hochfrequentiertes Nahrungsgebiet bei Osterhorn (Kreis Pinneberg), rund zehn Kilometer südlich von Kellinghusen. 

 Bis jetzt haben die Autobahnplaner keine Planfeststellungsunterlagen veröffentlicht, aus denen hervorgeht, wie Autobahn und Vogelwelt nebeneinander existieren können. Nach Angaben eines Sprechers des Bau-Planungsunternehmens DEGES sind aktuell Fachleute vor Ort. Sie erfassen in den kommenden Monaten Anzahl und Verhalten der Brut- und Rastvögel, darunter auch die Zwergschwäne. Daraus will die DEGES dann einen Bericht erstellen, der im Herbst vorliegen und in die geplante Streckenführung mit einfließen soll. Der Sprecher betonte, dass die Planer auch in einen intensiven Austausch mit den Naturschutzgruppen vor Ort gehen wollen. So gibt es unter anderen die Gruppe "Zwergschwan", zu der auch Dietrich von Prondzinski gehört. 

 Mit einem Baubeschluss rechnet die DEGES in frühestens drei Jahren. Wann genau sie die Planfeststellungsunterlagen veröffentlicht, ist noch unklar. Der NABU, sagt Thomas Behrends, habe bereits vor einigen Jahren seine Punkte gegenüber den Planern vorgebracht - und beschreibt den bisherigen Austausch als sachlich und konstruktiv. Er wolle sich aber erst zu den Planungen äußern, wenn die Unterlagen veröffentlicht werden, so Behrends. "Die werden wir dann prüfen." 

 12.11.2025 

 Die Landesregierung und Umweltorganisationen hatten seit Monaten verhandelt. Es ging um den Schutz für Fledermäuse. ndr 

 Dieses Thema im Programm: NDR 1 Welle Nord | Nachrichten für Schleswig-Holstein | 11.03.2026 | 10:00 Uhr 



Brandserie in Nortorf: Polizei sucht seit Jahren nach Täter



2026-03-11


 Stand: 11.03.2026 • 18:23 Uhr 

 Die Polizei sucht weiter nach einem mutmaßlichen Brandstifter in Nortorf und Umgebung. Seit Mai 2022 bringen die Ermittler insgesamt 37 Feuer mit der Serie in Verbindung. Nun liegt ein Täterprofil vor. 

 Brennende Mülltonnen, Autos und Häuser - eine Brandserie in Nortorf und Umgebung im Kreis Rendsburg-Eckernförde beschäftigt nunmehr seit fast vier Jahren die Ermittler. Jetzt hat sich die zuständige Polizeidirektion Neumünster mit einem Aufruf an die Bevölkerung gewendet. Laut Sprecherin Constanze Becker liegt inzwischen ein Täterprofil vor: Demnach geht die Polizei davon aus, dass es sich um einen Einzeltäter handelt, der aus Nortorf oder Umgebung kommt und sich sehr gut in der Gegend auskennt. 

 "Wir bitten die Bewohner - wenn es im Nahbereich gebrannt hat - ihre Videoaufzeichnungen am Haus genau zu überprüfen, ob darauf möglicherweise fremde Personen zu sehen sind", so der Aufruf von Constanze Becker. Weiterhin rät die Polizei, auch im nahen Umfeld - oder sogar im Familienkreis - genau hinzuschauen und Auffälligkeiten "niedrigschwellig" der Polizei zu melden. 

 Ein weiterer Punkt, der den Ermittlern auffiel und zu Hinweisen führen könnte: Zwischen Juni 2024 und Januar 2025 setzte die Brandserie aus. 

 Seitdem registrierten die Ermittler erneut elf Feuer, die der Serie zugeordnet werden. Größtenteils handelt es sich dabei laut Becker um angezündete Strohballen, Müllcontainer und Autos. Doch unter den insgesamt 37 Fällen waren auch zwei Reetdachhäuser: Eines brannte im Juni vergangenen Jahres in Schülp bei Nortorf nieder - zwei Personen konnten sich noch rechtzeitig ins Freie retten. Auch im nahe gelegenen Springwedel brannte 2024 ein Reetdachhaus. Gegen den mutmaßlichen Brandstifter besteht deshalb der Anfangsverdacht des versuchten Mordes. 

 Die Staatsanwaltschaft hat eine Belohnung von 3.000 Euro ausgesetzt. Hinweise nimmt die Polizei unter der Nummer (0431) 94 50 entgegen. 

 04.06.2025 

 Bis zu 120 Feuerwehrleute waren im Einsatz. Nun laufen Mordermittlungen. Außerdem wurde eine Belohnung für Hinweise ausgesetzt. ndr 

 19.06.2025 

 Die Beamten rufen die Bevölkerung mit einem Plakat zur Mithilfe auf. Außerdem wurden 3.000 Euro als Belohnung ausgelobt. ndr 

 Dieses Thema im Programm: NDR 1 Welle Nord | Nachrichten für Schleswig-Holstein | 11.03.2026 | 16:00 Uhr 

  



Schacht-Audorf: Fremde sprechen Kinder an - das rät die Polizei



2026-03-11


 Stand: 11.03.2026 • 17:53 Uhr 

 Unbekannte haben am Montag aus einem Transporter heraus in Schacht-Audorf ein sechsjähriges Mädchen angesprochen. Laut Polizei wurden anschließend weitere Fälle gemeldet. Was können Eltern tun? 

 "Es macht nicht gerade Angst, aber ich habe Respekt. Wir müssen die Augen aufhalten", sagt Vater Andreas Ketelsen aus Schacht-Audorf (Kreis Rendsburg-Eckernförde). Er hat ein Kind, das die Grund- und Gemeinschaftsschule in der Gemeinde besucht. In der Nähe wurde laut Polizei am Montag gegen 14.30 Uhr ein sechsjähriges Mädchen von unbekannten Personen aus einem weißen Transporter heraus angesprochen. Nachdem das Mädchen nicht auf das Gespräch eingegangen sei, sei der Mann weitergefahren, sagte Constanze Becker von der Polizeidirektion Neumünster. 

 Der Vorfall wurde nach Angaben der Polizei anschließend in den sozialen Medien veröffentlicht - das führte zu weiteren Anzeigen bei der Polizei. Die Hinweise würden derzeit ausgewertet, bislang sei es allerdings zu keinem strafrechtlich relevanten Verhalten gekommen. Trotzdem fährt die Polizei in Schacht-Audorf nach eigenen Angaben verstärkt Streife. 

 Gleichzeitig werden Eltern von der Polizei gebeten, ihre Kinder nicht allein auf den Schulweg zu schicken, sondern in Gruppen. "Den Kindern macht das extrem Angst, da haben wir schon viele Gespräche geführt. Mit meinem Kind, aber auch mit anderen Kindern, die man kennt", schildert Andreas Ketelsen die Situation. 

 Auch bei Petra Pröwing sind die Unbekannten ein großes Thema bei ihren Kindern: "Ich habe sie explizit noch mal geimpft, dass sie auf gar keinen Fall bei irgendjemandem einsteigen, mitgehen sollen. Wenn ihnen das unheimlich vorkommt, sollen sie einfach losschreien." 

 Die Polizei weist explizit darauf hin, dass Eltern das Selbstbewusstsein ihres Kindes stärken sollen. Ove Fallesen ist bei der Landespolizei Schleswig-Holstein im Bereich Präventionsarbeit für die Aktion "Sicherer Schulweg" verantwortlich. Im Interview mit NDR Schleswig-Holstein gibt er Tipps für Eltern und Kinder. 

 Was kann man Kindern sagen, wie sie am besten reagieren, wenn ein weißer Transporter hält und ein fremder Mensch sagt: Hast du Lust auf Süßigkeiten? Komm doch mal näher und nimm die Tüte mit... 

 Ove Fallesen: Innerhalb der Familie sollte ganz klar über Grenzen gesprochen werden und es sollte auch den Kindern ganz selbstbewusst vermittelt werden, dass es total in Ordnung ist, wenn sie nein sagen und das ganz konsequent und laut - vor allem auch gegenüber fremden Personen. Die Polizei leistet ja auch ihren Beitrag in diesem Bereich. Eine Kernaufgabe der Prävention "Sicherer Schulweg" fängt schon an bei den Kleinsten im Kindergarten, über die Polizeihandpuppenbühnen, und daraufhin weiter für die Schulanfänger sicherer Schulweg zusammen mit den Schulen, aber auch mit den Eltern. 

 Also wir verweisen darauf, dass bitte Eltern auch ganz eindringlich mit den Kindern darüber sprechen sollten, nämlich nein zu sagen, bestmöglichst auch den Schulweg zu üben. Es ist nicht immer so, dass der kürzeste Weg der geeignetste ist. Denn lieber sollten belebtere Wege aufgesucht werden, auch gemeinsam mit dem Kind sollten Schulwege geübt und begangen werden. Auch im Hinblick darauf, wenn es im Notfall zu Hilfesituationen kommt oder das Kind sich unsicher fühlt und Hilfe benötigt: wo kann das Kind sich Hilfe holen? In bestimmten Geschäften, Praxen, auch an sogenannten Klippo-Plätzen. 

 Ove Fallesen von der Landespolizei bittet Eltern darum, mit ihren Kindern unter anderem den Schulweg abzusprechen. 

 Klippo-Plätze - sind das sogenannte Sicherheitsplätze? 

 Fallesen: Genau. Auch an vielen Polizeidienststellen zum Beispiel hängen so kleine Klippo-Sticker mit diesem Handzeichen (Anm. der Redaktion: Es ist ein Zeigefinger, verkreuzt mit dem Mittelfinger). Es gibt auch Geschäfte, die entsprechend auch mit einem Aufkleber von außen versehen sind, die sich daran beteiligen, dass Kindern dort entsprechend geholfen wird und sie einen sicheren Ort haben. Darüber hinaus ist es auch sehr wichtig, dass Kinder möglichst nicht alleine gehen sollten, sondern in Gruppen - aber auch nicht in zu großen Gruppen. Das wiederum würde auch schon wieder für große Unruhe und eine gewisse Dynamik innerhalb der Kinder sorgen, Aber zumindest zu zweit sollten Kinder gerne gehen. 

 So sieht das Klippo-Logo von Kinderschutzpunkte Neumünster vom Kinderschutzbund aus. 

 Was raten Sie Eltern jetzt zum Beispiel in Schacht Audorf, wie sie mit dieser Angst am besten umgehen, ohne dass man Panik bekommt? 

 Fallesen: Im Grunde genommen geht es darum - ähnlich wie mit dem frühen Radfahren oder wenn es mit dem Laufrad losgeht - draußen den Straßenverkehr zu erkunden. Danach geht es dann aufs Fahrrad. Aber auch grundsätzlich spazieren zu gehen - einfach mal zu erlauben, den Bewegungsradius des Kindes zu vergrößern. Dann geht natürlich die Angst mit einher - aber früh sensibilisieren, aufklären, ohne jetzt aber zu sehr Angst zu schüren. (...) Genauso ist es der Umgang mit Fremden. Also, frühzeitig zu stärken, dahingehend zu sagen: "Nein!" - wirklich auch sich trauen, um Hilfe zu rufen und wegzulaufen. 

 Ein Tipp ist auch: Vermeiden Sie bitte auf T-Shirts oder auf Rucksäcken ein Namensschild. Oder auch auf den eigenen Autos (...). 'Pia fährt mit', 'Luke an Bord'. Wenn ein Fremder die Kinder mit Namen ansprechen kann, ist es schon ganz klar ein ganz großer Vertrauensvorschuss, der dem Kind vorgegaukelt wird. Das kann schon ein Hemmnis sein, eben nicht nein zu sagen, weil das Kind denkt: "Oh, da kennt mich jemand." 

 Und wenn ich als Elternteil etwas mitbekomme? 

 Fallesen: Wir gehen natürlich allem nach, aber wir bitten vor allem auch Eltern darum, bezüglich dem Verbreiten von Gerüchten von Mitschnackern, auch mal wiederkehrend, das bitte ganz sorgfältig zu prüfen. Und in erster Linie an die 110 heranzutreten, und nicht schon irgendwelche Bilder oder Gerüchte über soziale Netzwerke zu streuen. Das kann nur unbegründet Sorgen und Hysterie verbreiten. Also bitte sofort niedrigschwellig mit der Polizei in Kontakt treten. Wir werden dann alles Mögliche dafür tun, dass wir der Sache hinterhergehen (...). 

 Das Interview führte NDR Moderatorin Maja Herzbach. 

 Video 11.03.2026 

 Es wurden offenbar mehrere Vorfälle in wenigen Tagen von besorgten Eltern gemeldet. Schule und Polizei sind alarmiert. ndr 

 10.03.2026 

 Dieses Thema im Programm: NDR 1 Welle Nord | Moin! Der Tag in Schleswig-Holstein | 11.03.2026 | 15:15 Uhr 



Bundeswehr verlängert Nachtflüge in Jagel um eine Woche



2026-03-12


 Stand: 12.03.2026 • 08:32 Uhr 

 Nun sollen die Trainingsflüge bis zum 26. März dauern. Grund ist das Wetter. 

 Die Bundeswehr verlängert die Nachtflüge des taktischen Luftwaffengeschwaders 51 "Immelmann“ in Jagel (Kreis Schleswig-Flensburg) bis zum 26. März. Seit Anfang des Monats trainieren die Besatzungen jeweils von Montag bis Donnerstag in den Abend- und Nachtstunden. Eigentlich sollten die Übungen bereits am 19. März enden. 

 Laut Bundeswehr sind die Nachtflüge für die Aus- und Weiterbildung der Besatzung sehr wichtig. 

 Schlechtes Wetter bremst Ausbildung 

 Grund für die Verlängerung ist laut Bundeswehr das wechselhafte norddeutsche Wetter. Oberleutnant Tobias Ley erklärt, dass Gewitterwolken oder schlechte Bedingungen sowohl am Standort als auch in den vorgesehenen Übungsgebieten Flüge zeitweise unmöglich gemacht hätten. Um alle geplanten Ausbildungsflüge durchführen zu können, sei deshalb eine zusätzliche Woche angesetzt worden. 

 Die Nachtflüge sind laut Bundeswehr ein wichtiger Teil der Aus- und Weiterbildung der Besatzungen. Je nach Auftrag dauern die Einsätze zwischen 45 Minuten und zwei Stunden. 

 Dieses Thema im Programm: NDR.de | Regional-Update aus dem Studio Flensburg | 12.03.2026 | 07:46 Uhr 

  



"Schnell-Einsatzgruppe Höhensicherung" für Feuerwehr Heide



2026-03-12


 Stand: 12.03.2026 • 08:27 Uhr 

 Der Heider Hauptausschuss hat am Mittwoch zugestimmt, denn Einsätze in großen Höhen werden häufiger. 

 Der Hauptausschuss der Stadt Heide (Kreis Dithmarschen) hat am Mittwochabend einstimmig beschlossen, eine "Schnell-Einsatzgruppe Höhensicherung" in der Freiwilligen Feuerwehr Heide einzurichten. Laut Beschlussvorlage finden Feuerwehreinsätze immer häufiger auf Dächern, Baukränen oder Brücken statt. 

 Schnell in großen Höhen helfen - das soll die "Schnell-Einsatzgruppe Höhensicherung". 

 Zehn Einsatzkräfte sollen als Teil dieser Fachgruppe speziell ausgebildet und ausgerüstet werden, um Menschen in der Höhe zu sichern bis beispielsweise die Höhenrettung eintrifft und den Einsatz übernehmen kann. 10.000 Euro sind aus dem Haushalt für unter anderem Ausrüstung für die Absturzsicherung vorgesehen. Die Kosten für die Schulungen der Mitglieder der Einsatzgruppe werden auf etwa 3.000 Euro pro Person geschätzt. 

 Dieses Thema im Programm: NDR.de | Regional-Update aus dem Studio Heide | 12.03.2026 | 08:05 Uhr 

  



Fehlalarm in Eutin: Spezialeinheit mit Gasmasken ausgerückt



2026-03-12


 Stand: 12.03.2026 • 09:50 Uhr 

 Ein merkwürdiger Geruch und Atemwegsbeschwerden bei einem Mann haben einen Großeinsatz der Feuerwehr ausgelöst. 

 In Eutin (Kreis Ostholstein) hat eine Gefahrgut-Spezialeinheit in der Nacht auf Donnerstag ein Wohnhaus untersucht. Ein Bewohner hatte zuvor den Notruf gewählt. Laut Leitstelle war ihm ein merkwürdiger Geruch aufgefallen. Außerdem klagte er über Atemwegsbeschwerden. Etwa 40 Einsatzkräfte der Feuerwehr rückten aus, der Bewohner wurde notärztlich betreut. Nach ersten Messungen im Haus kam aber schnell Entwarnung. Eine Vergiftung konnten die Experten ausschließen. Was den Geruch ausgelöst hatte, ist bisher unklar. 

 Mit Schutzanzügen und Gasmasken rückten die Spezialisten zum Einsatz aus. 

 Dieses Thema im Programm: NDR 1 Welle Nord | Nachrichten für Schleswig-Holstein | 12.03.2026 | 09:30 Uhr 

  



Kreis gibt grünes Licht für Klinikplanung in Pinneberg



2026-03-12


 Stand: 12.03.2026 • 09:42 Uhr 

 Nach Zustimmung des Kreises startet jetzt die Suche nach einem Planungsbüro für das neue Zentralklinikum am Ossenpadd. 

 Der Hauptausschuss des Kreises Pinneberg hat am Dienstagabend grünes Licht für den nächsten Schritt beim geplanten Zentralklinikum am Ossenpadd in Pinneberg gegeben. Das teilten die Regio Kliniken mit. Damit konnte noch am selben Abend das zweistufige Vergabeverfahren zur Suche eines Generalplaners starten. 

 So soll das neue Zentralklinikum am Ossenpadd aussehen - voraussichtlich 2033 soll es soweit sein. 

 Architekturbüros können sich demnach bis zum 13. April bewerben. Aus den Bewerbungen werden bis zu fünf Büros ausgewählt, die anschließend konkrete Entwürfe für den neuen Gesundheitscampus entwickeln. Eine Expertenjury prüft die Konzepte. Voraussichtlich im November soll feststehen, welches Planungsbüro den Zuschlag erhält. 

 Die Geschäftsführerin der Regio Kliniken, Regina Hein, spricht von einem entscheidenden Schritt zur Sicherung der stationären Versorgung im Kreis Pinneberg. Am neuen Standort sollen die bisherigen Standorte der Regio Kliniken in Elmshorn und Pinneberg zusammengeführt werden. Die Kosten werden auf rund 750 Millionen Euro geschätzt. Der Bau soll nach aktuellem Stand 2029 beginnen, die Fertigstellung ist für 2033 geplant. 

 Dieses Thema im Programm: NDR 1 Welle Nord | Nachrichten für Schleswig-Holstein | 12.03.2026 | 09:30 Uhr 

  

 05.01.2026 • 09:57 Uhr 



Meeresschützer wollen Finnwal aus Lübecker Bucht retten



2026-03-11


 Stand: 11.03.2026 • 16:40 Uhr 

 Das verirrte Jungtier hat sich schon zweimal in einem Netz verheddert. Für den Wal könnte das noch gefährlich werden. 

 Meeresschützer versuchen seit mehreren Tagen einen Finnwal am Rande der Lübecker Bucht von Leinenresten zu befreien. Am Dienstag haben Rettungskräfte das Tier erneut von einem Stellnetz befreit. Laut dem Deutschen Meeresmuseum war der Wal dabei aber enorm gestresst. Deshalb wollten die Helfer in der Situation eine weitere Annäherung nicht riskieren. Dabei wäre diese notwendig. Denn ein Seil hat sich einmal um den Körper des Tieres gewickelt. Das könnte den Meeressäuger einschnüren, wenn er weiter wächst. 

 Bei dem Finnwal handelt es sich vermutlich um das selbe Tier, das Anfang des Jahres in der Flensburger Förde gesichtet wurde. 

 Die Organisation Sea Shepard hält sich deswegen mit einem Schlauchboot am Priwall in Travemünde bereit. Bei der nächsten Sichtung, wenn das Tier nicht mehr unter Stress steht, wollen sie erneut ausrücken und die Leine zerschneiden. Dabei muss aber das Wetter mitspielen. Der Finnwal irrt vermutlich schon seit Wochen durch die Ostsee. Experten vermuten, dass er einem Heringsschwarm gefolgt ist. 

 Dieses Thema im Programm: NDR 1 Welle Nord | Nachrichten für Schleswig-Holstein | 11.03.2026 | 16:30 Uhr 

  



Deutschland gibt Notfall-Ölreserven frei - Großteil lagert im Norden



2026-03-11


 Stand: 11.03.2026 • 19:19 Uhr 

 Seit Beginn des Iran-Kriegs steigen die Energiekosten stetig, was zunächst vor allem an den Tanksäulen sichtbar wird. Um den Markt zu stabilisieren, soll nun ein Teil der nationalen Ölreserven freigegeben werden. Die größten Mengen lagern in Norddeutschland. 

 Deutschland wird sich an einer international koordinierten Freigabe von Erdöl und Öl-Produkten aus nationalen Reserven beteiligen, um die Preisanstiege an den internationalen Märkten seit Beginn des Iran-Krieges zu dämpfen. Das kündigte Bundeswirtschaftsministerin Katherina Reiche (CDU) am Mittwoch in Berlin an. Der Weltmarktpreis sei um mehr als 30 Prozent gestiegen. Die Gasversorgung in Deutschland sei aber gesichert, erklärte die Ministerin. 

 Außerdem teilte die CDU-Politikerin mit, dass Tankstellen in Deutschland künftig nur noch einmal am Tag ihre Spritpreise erhöhen dürfen. Dieses Modell wolle die Bundesregierung so rasch wie möglich einführen. 

 11.03.2026 

 Deutschland will nun einen Teil der nationalen Ölreserven freigeben, um die angespannten Märkte zu stabilisieren. mehr 

 Niedersachsens Wirtschaftsminister Grant Hendrik Tonne (SPD) begrüßte die Entscheidung der Bundesregierung. Sie sei "ein starkes Signal zur Stabilisierung der Märkte und könne dazu beitragen, den Ölpreis zu senken. Zugleich wies er daraufhin, dass eine mögliche Entlastung für Verbraucherinnen und Verbraucher sowie für die Wirtschaft nur temporär sei. "Daher bleibt es Aufgabe von höchster Priorität, die Energieversorgung so breit wie möglich aufzustellen und Abhängigkeiten zu reduzieren", erklärte Tonne. 

 Auch die Entscheidung, dass Tankstellen künftig nur noch einmal am Tag die Preise erhöhen dürfen, begrüßte der SPD-Politiker. Die von Bundesministerin Reiche angekündigte Verschärfung der kartellrechtlichen Missbrauchsaufsicht für den Kraftstoffsektor könne aber nur ein erster Schritt sein, um Mitnahmeeffekte zulasten der Bevölkerung und der Wirtschaft zu unterbinden.“ 

 Jedes Land muss gesetzlich vorgeschriebene Vorräte an Erdöl- und Erdölerzeugnissen lagern, um im Notfall die Versorgung zu sichern - aber auch, um die Märkte zu stabilisieren. Mindestens für 90 Tage müssen diese Vorräte nach Verpflichtungen der Internationalen Energieagentur (IEA) und der Europäischen Union ausreichen. 

 Wichtige Lager-Standorte dieser Reserven befinden sich unter anderem in Niedersachsen - zum Beispiel bei Wilhelmshaven. Dort gibt es einen unterirdischen Speicher in einem Salzstock, eine sogenannte Kaverne. Andere Reserven lagern in Sottorf in der Nähe von Hamburg und im schleswig-holsteinischen Heide. Der größte Teil des Rohöls wird unterirdisch in großen Kavernen vorgehalten, einige Vorräte befinden sich aber auch oberirdisch in Tanklagern. 

 Verwaltet wird die gesamte deutsche Ölreserve hauptsächlich vom in Hamburg ansässigen Erdöl-Bevorratungsverband (EBV). Der ist zuständig für eine verlässliche Verfügbarkeit, wenn Importe kurzfristig ausfallen sollten. 

 Audio 10.03.2026 

 Eine Idee: Der Staat senkt die Steuern auf Kraftstoffe vor. Doch vor vier Jahren wurde das meist nicht weitergegeben an den Verbraucher. ndr 

 06.03.2026 

 Benzin und Diesel kosten zeitweise zwei Euro oder mehr - auch die Gaspreise steigen. Der Tourismus ist ebenfalls betroffen. ndr 

 Derzeit liegt die Bevorratungspflicht in Deutschland bei etwa 19,6 Millionen Tonnen Erdöl oder Erdölerzeugnissen, wie der EBV auf Anfrage von NDR Info mitteilte. Diese Menge bemisst sich nach dem Umfang der während der vergangenen drei Kalenderjahre durchschnittlich im Laufe von 90 Tagen in die Bundesrepublik eingeführten Mengen. Ein Großteil dieser vorgeschriebenen Menge befindet sich in Norddeutschland. So lagern nach Angaben des Betreibers Nord-West-Kavernen Gesellschaft zehn Millionen Kubikmeter Erdöl allein in Wilhelmshaven. Insgesamt lagere die Gesellschaft rund 15 Millionen Kubikmeter Rohöl und Mineralölprodukte an mehreren Standorten ein. 

 Nach der nun erfolgten Freigabe muss der EBV seinen Mitgliedern - etwa Importeuren und Herstellern von Rohöl, Diesel und Benzin - die Reserven zum derzeit geltenden Marktpreis verkaufen. 

 Audio 11.03.2026 

 Pauline Heinrichs sagte auf NDR Info, die derzeitigen Probleme müssten ein Weckruf sein, rascher auf fossile Energien zu verzichten - Atomenergie sei dabei keine Alternative. ndr 

 Über die Freigabe der Öl-Reserven entscheidet in Deutschland das Bundesministerium für Wirtschaft und Energie. Die gesetzliche Grundlage dazu liefert das Erdöl-Bevorratungsgesetz. 

 Das Wirtschaftsministerium hatte auf Anfrage von NDR Info am Dienstag zunächst noch mitgeteilt, dass derzeit nicht der richtige Zeitpunkt für eine Freigabe sei. Es bestehe bisher kein Versorgungsengpass und eine einseitige Freigabe der Reserven in Deutschland würde für den Ölpreis hierzulande kaum Auswirkungen haben. 

 Bereits seit Montag diskutierten auch die Energieminister der G7-Staaten eine mögliche Freigabe der Reserven. Sie stützen sich auf Beurteilungen der Internationalen Energieagentur IEA, die die derzeitige Lage fortlaufend bewertet. Deutschland ist Mitglied in der IEA und, wie das Ministerium betont, "als viertgrößter Verbraucher von Mineralöl und Mineralölprodukten ein starker und verlässlicher Partner des IEA-Krisenmechanismus". Am Mittwoch beschlossen die 32 IEA-Mitgliedsländer einstimmig, eine Rekordmenge strategischer Ölreserven freizugeben - insgesamt werden dem Markt 400 Millionen Barrel Rohöl zur Verfügung gestellt, wie es in einer in Paris veröffentlichten Mitteilung hieß. 

 In der 50-jährigen Geschichte griffen die in der IEA organisierten Staaten erst fünf Mal zum Mittel der Freigabe von Notfall-Reserven. Anlässe waren der Golfkrieg 1990/91, die von den Hurrikans "Katrina" und "Rita" 2005 angerichteten Schäden in den USA, der Ausfall libyscher Ölexporte im Jahr 2011 und zuletzt 2022 zwei Mal infolge des russischen Angriffskrieges auf die Ukraine. Auch Deutschland beteiligte sich und gab einen Teil der nationalen Ölreserve frei. 

 Audio 11.03.2026 

 Vorbild für das staatliche Eingreifen beim Benzinpreis ist Österreich. Dort sind Preiserhöhungen nur dreimal die Woche erlaubt. Doch soweit sei Deutschland noch nicht, kommentiert Markus Gürne. ndr 

 Audio 11.03.2026 

 Die Menge werde den Preis dämpfen, sagte der Energiesicherheitsexperte Andreas Goldthau auf NDR Info. Aber oft könne man die Maßnahme nicht ergreifen. ndr 

 Audio 11.03.2026 

 Vor allem Logistik-Unternehmen sind betroffen, aber auch Airlines und Reedereien sowie Betriebe, die Erdöl als Rohstoff benötigen. ndr 

 09.03.2026 

 Während Daniel Günther eine Steuersenkung auf Kraftstoffe vorschlägt, bringen die Grünen in SH eine Art ÖPNV-Steuer ins Spiel. Sinnvoll, findet Heiner Monheim. ndr 

 Audio 10.03.2026 

 Europa müsse sich langfristig von den großen Fossil-Importen strategisch unabhängig machen, sagte Guntram Wolff vom Kiel Institut für Weltwirtschaft auf NDR Info. ndr 

 Audio 06.03.2026 

 In Erwartung, dass der blockierte Seeweg die Preise steigen lässt, verteuert sich Öl bereits jetzt raketenschnell. Später dürfte der Preis aber nur langsam wie eine Feder wieder fallen. ndr 

 Dieses Thema im Programm: NDR Info | Aktuell | 11.03.2026 | 08:40 Uhr und NDR Fernsehen | NDR Info | 11.03.2026 | 16:00 Uhr 



Landtagswahl 2027 in SH: Termin voraussichtlich am 18. April



2026-03-11


 Stand: 11.03.2026 • 16:23 Uhr 

 Im Jahr 2027 wird in Schleswig-Holstein ein neuer Landtag gewählt. Während der Wahltag zuletzt im Mai war, wird er diesmal wohl auf den 18. April fallen. Das Kabinett muss darüber jedoch noch entscheiden. 

 Es zeichnet sich ab, dass die nächste Landtagswahl in Schleswig-Holstein am 18. April 2027 stattfinden wird. Die vergangenen Wahlen waren jeweils im Mai. Dass es nun voraussichtlich ein etwas früherer Termin wird, hat mehrere Gründe. Einer davon ist die Landesverfassung: In Artikel 19 heißt es, dass die Neuwahl frühestens 58 und spätestens 60 Monate nach Beginn der Wahlperiode stattfindet. Das heißt, zwischen dem 8. April und dem 7. Juni 2027. In diesem Zeitraum sucht die Landesregierung nach einem möglichst günstigen Termin. 

 Ziel ist eine hohe Wahlbeteiligung und dass es genügend Wahlhelfer gibt. Deshalb werden Ferienzeiten, Feier- und Brückentage gemieden. Laut einer Sprecherin des Innenministeriums blieben nach einer Abwägung nur noch der 18. April und der 30. Mai als geeignete Tage. Gegen den 30. Mai sprach ihr zufolge, dass die Konstituierung des neuen Landtages und Gesprächen über eine Regierungsbildung nah an die Sommerferien kämen. 

 Das Landeskabinett hat bereits über den Wahltag beraten und die Landesverbände der im Landtag vertretenen Parteien wurden um Stellungnahmen gebeten. Endgültig entscheidet das Kabinett laut der Sprecherin in einer seiner nächsten Sitzungen, wann die Landtagswahl 2027 stattfindet. 

 19.09.2025 

 Der CDU-Landeschef will auch nach der nächsten Landtagswahl 2027 Ministerpräsident bleiben. Das sind seine Gründe. ndr 

 08.11.2025 

 Kämpfer setzte sich in einer parteiinternen Urwahl gegen die Parteichefin Serpil Midyatli durch. Das Ergebnis war deutlich. ndr 

 Dieses Thema im Programm: NDR 1 Welle Nord | Moin! Der Tag in Schleswig-Holstein | 11.03.2026 | 13:45 Uhr 



An Sonn- und Feiertagen einkaufen: Hier gilt die Bäderregelung in SH



2026-03-11


 Stand: 11.03.2026 • 05:00 Uhr 

 Es ist Tradition: In bestimmten Monaten haben viele Geschäfte in Schleswig-Holstein auch an Sonntagen und Feiertagen geöffnet. Ab dem 15. März wirkt wieder die Bäderregelung. Die Orte zum Einkaufen in der Übersicht. 

 Büsum (Kreis Dithmarschen), Travemünde und Grömitz (beide Kreis Ostholstein), St. Peter-Ording (Kreis Nordfriesland), Laboe (Kreis Plön) und viele andere: In fast 100 Tourismus-Hochburgen in Schleswig-Holstein kann laut Bäderregelung von Sonntag an wieder eingekauft werden. Die Regelung gilt in Schleswig-Holstein zwischen dem 15. März und 31. Oktober. Zusätzlich kann ebenfalls zwischen dem 17. Dezember und 8. Januar auch am Sonntag eingekauft werden. Öffnen dürfen laut Wirtschaftsministerium Geschäfte des täglichen Bedarfs - explizit ausgenommen davon sind zum Beispiel Möbelhäuser, Autohäuser und Baumärkte. 

 Ladenbetreiber haben die Möglichkeit, ihre Waren für sechs Stunden zwischen 11 und 19 Uhr anzubieten. Verpflichtet sind sie dazu nicht. Ziel ist es, vor allem den Gästen in Schleswig-Holstein gute Einkaufsmöglichkeiten zu bieten. Daran hätten die Tourismusorte ein großes Interesse, sagte der zuständige Minister Claus Ruhe Madsen (CDU) Ende 2023 bei der Bekanntgabe, dass die Bäderregelung bis 2028 verlängert wurde. 

 Aus Sicht des Handelsverbandes Nord zahlen sich die zusätzlichen Verkaufstage für die Geschäfte aus. "Die Bäderregelung stärkt den Einzelhandel vor Ort und trägt dazu bei, dass weniger Kunden sonntags online einkaufen", meint Annett Rabe, Sprecherin des Handelsverbandes Nord. Sie verdeutlicht, dass verkaufsoffene Sonntage generell mehr Verkaufstage in der Hochsaison bedeuten. So hätten Einzelhändler die Möglichkeit, ihren Umsatz zu steigern. Auch für das aktuelle Weihnachtsgeschäft sei die Bäderregelung wichtig. 

 Laut Rabe sei sie außerdem für Touristen "ein großer Pluspunkt", da diese im Urlaub stets einkaufen können. Das mache die Tourismusorte in Schleswig-Holstein zusätzlich attraktiv. 

 Widerspruch kommt seit Langem von der Gewerkschaft Ver.di. Bert Stach, Landesfachbereichsleiter Handel bei ver.di Nord, sagte NDR Schleswig-Holstein: "Wir sehen die Bäderreglung sehr kritisch. Zusätzlich geöffnete Sonntage belasten die Beschäftigen." Der Sonntag sei aus Perspektive von Verd.di ein gemeinsamer freier Tag, "für den gesellschaftlicher Konsens besteht", so Stach. Er sei wichtig für das Sozialleben. Beispielsweise kämen Familien zusammen oder man engagiere sich in Vereinen. 

 Kreis Dithmarschen: 

 Kreis Herzogtum Lauenburg:
 

 Lübeck: 

 Kiel: 

 Flensburg: 

 Kreis Nordfriesland: 

 Kreis Ostholstein: 

 Kreis Plön: 

 Kreis Rendsburg-Eckernförde: 

 Kreis Schleswig-Flensburg: 

 Kreis Steinburg: 

 14.03.2025 

 Vom 15. März bis 31. Oktober und neuerdings auch über die Weihnachtsfeiertage und Neujahr gilt eine erweiterte Bäderregelung. ndr 

 Dieses Thema im Programm: NDR Fernsehen | Schleswig-Holstein 18:00 | 10.03.2026 | 18:00 Uhr 



Anke Erdmann soll Bürgerbeauftragte in Schleswig-Holstein werden



2026-03-11


 Stand: 11.03.2026 • 08:51 Uhr 

 Die ehemalige Co-Chefin der Grünen in SH ist nach Informationen von NDR Schleswig-Holstein als Nachfolgerin von Samiah El-Samadoni (SPD) vorgesehen. 

 Schleswig-Holstein bekommt eine neue Bürger- und Polizeibeauftragte: Die Parteispitzen von CDU und Grünen haben am Mittwoch (11.3.) Anke Erdmann (Grüne) für das Amt vorgeschlagen. Die 53-Jährige soll die Nachfolge von Samiah El-Samadoni (SPD) antreten und in der Landtagssitzung in der kommenden Woche gewählt werden. Erdmann überzeuge mit ihrer Empathie und parlamentarischen Erfahrung, so die Vorsitzenden beider Landtagsfraktionen. 

 Die 53-jährige Anke Erdmann soll in der kommenden Woche gewählt werden. 

 Erdmann war bereits Abgeordnete des Landtags, Staatssekretärin und zuletzt bis Ende 2025 Co-Vorsitzende der Grünen in Schleswig-Holstein. Sie ist mit SPD-Landeschef und Kiels Noch-Oberbürgermeister Ulf Kämpfer verheiratet. Weil er als Spitzenkandidat zur Landtagswahl antreten wird, hatte Erdmann ihr Parteiamt niedergelegt. 

 Audio 22.11.2025 

 Auf ihrem Parteitag in Neumünster haben die Grünen Lydia Rudow und Gazi Freitag als neues Führungsduo gewählt. ndr 

 23.11.2025 

 Auf ihrem Parteitag in Neumünster haben die Grünen Lydia Rudow und Gazi Freitag als neues Führungsduo gewählt. ndr 

 Dieses Thema im Programm: NDR 1 Welle Nord | Nachrichten für Schleswig-Holstein | 11.03.2026 | 08:00 Uhr 



Handball: Kiel feiert in der European League Derbysieg gegen Flensburg



2026-03-11


 European League 

 1:0 für den THW Kiel in der Landesderby-Woche gegen die SG Flensburg-Handewitt: In der sportlich bedeutungslosen European-League-Partie, dem 115. Duell der Erzrivalen, setzte sich der Handball-Rekordmeister am Dienstag mit 36:29 (18:15) durch. 

 von Matthias Heidrich 

 Am Sonnabend (20 Uhr, in voller Länge im NDR Audio-Livestream) treffen die beiden Handball-Schwergewichte in der Bundesliga bereits wieder aufeinander. Dann geht es um wichtige Punkte für die Champions-League-Qualifikation. 

 Das Europacup-Duell ging klar an die Kieler, die nach der jüngsten, historischen Stuttgart-Pleite wie ausgewechselt auftraten und in Bence Imre (sieben Tore) ihren besten Werfer hatten. Flensburg hingegen muss sich vor allem nach der Vorstellung in Hälfte zwei mächtig steigern, will es nicht auch im 116. Landesderby, das ebenfalls in der THW-Halle ausgetragen wird, den Kürzeren ziehen. 

 Tore Kiel: Imre (7), Nacinovic (6), Duvnjak (5), Johansson (5), Reinkind (4), Bilyk (4), Pekeler (3), Ankermann (2)
Flensburg: Grgic (5), Jakobsen (5), Pytlick (3), Golla (3), Novak (3), Tönnesen (2), Horgen (2), Volz (2), Knutzen (2), Kirkelökke (1), Möller (1)
Zuschauer: 8.220 

 Die "Zebras" standen schon vor dem Spiel als Staffelerster fest und haben damit den direkten Sprung ins Viertelfinale (28. April/5. Mai) geschafft. Die Mannschaft von Trainer Filip Jicha bekommt es mit dem Sieger des Play-off-Duells zwischen IFK Kristianstad aus Schweden und RK Nexe aus Kroatien zu tun. 

 Die Flensburger sind Tabellenzweiter und müssen ebenfalls in die Play-off-Runde, um das Ticket für die Runde der letzten Acht zu buchen. Dort geht es am 31. März auswärts und am 7. April zu Hause gegen das dänische Team Skanderborg-Aarhus. 

 Im Viertelfinale würde Bundesligarivale TSV Hannover-Burgdorf auf den Titelverteidiger warten. Das Final Four der vier besten Teams in der European League steigt am 30. und 31. Mai in Hamburg. 

 Auch wenn es sportlich um nichts mehr ging, lieferten beide Teams den gut 8.000 Zuschauern in der THW-Halle von Beginn an eine rasante Partie. Tempo-Handball vom Feinsten war zu sehen, wobei die Kieler in der ersten Hälfte ohne technischen Fehler auskamen. Flensburg leistete sich von der 17. bis zur 27. Minute eine Durststrecke mit lediglich drei Toren, so dass die Führung der "Zebras" zur Pause in Ordnung ging. 

 Nach dem Seitenwechsel blieb der THW auf dem Gaspedal, während der SG-Motor mächtig ins Stottern kam. Vor allem die Flensburger Defensive leistete sich zu viele Aussetzer und insgesamt zu viele technische Fehler. Nach 47 Minuten hatten die Kieler einen Neun-Tore-Vorsprung (32:32). Der Rest war Schaulaufen für den 67. Derbysieg des THW. 

 Der Gruppensieg und der direkte Einzug der "Recken" ins Viertelfinale hatte schon zuvor festgestanden. Dort könnte es gegen Titelverteidiger Flensburg gehen. 

 Nach der frustrierenden Niederlage in Stuttgart droht der deutsche Handball-Rekordmeister die "Königsklasse" erneut zu verpassen. 

 Dieses Thema im Programm: 

 In der sportlich bedeutungslosen European-League-Partie setzte sich der Handball-Rekordmeister 36:29 durch. Am Sonnabend treffen die Erzrivalen in der Liga wieder aufeinander. 

 Der Gruppensieg und der direkte Einzug der "Recken" ins Viertelfinale hatte schon zuvor festgestanden. Dort könnte es gegen Titelverteidiger Flensburg gehen. 

 Die SG kommt gegen die Sachsen in der Handball-Bundesliga spät in Fahrt. Erst ein Vier-Tore-Sprint in der zweiten Halbzeit sorgt für die Entscheidung. 

 Nach der frustrierenden Niederlage in Stuttgart droht der deutsche Handball-Rekordmeister die "Königsklasse" erneut zu verpassen. 

 © Norddeutscher Rundfunk 



Interview: Chef-Steward der "Gorch Fock" hört nach 40 Jahren auf



2026-03-12


 Stand: 10.03.2026 • 20:57 Uhr 

 Mit der "Gorch Fock" ist er eine Strecke von 500.000 Seemeilen gesegelt. Burkhart Kempcke war als Chef-Steward für den Kommandanten und seine Gäste verantwortlich. Er hat an Bord auch Könige und Bundespräsidenten bewirtet. 

 Er ist insgesamt 500.000 Seemeilen auf der "Gorch Fock" unterwegs gewesen - das entspricht etwa 22 Weltumsegelungen. Seit knapp 40 Jahren arbeitet Burkhart Kempcke als Chef-Steward auf dem Segelschulschiff. Am Donnerstag wird er von der Marine offiziell verabschiedet und geht in den Ruhestand. Ein Chef-Steward ist vergleichbar mit einer Servicekraft, die für den Kommandanten und seine Gäste verantwortlich ist. Er hat zum Beispiel schon Bundespräsidenten und Mitglieder von Königsfamilien bewirtet. Sein persönliches Highlight: die Weltreise 1987/88 auf der "Gorch Fock". 

 Wie fühlen Sie sich so kurz vor der offiziellen Verabschiedung? 

 Burkhart Kempcke: Ja, ich fühle mich gut. Ich werde die "Gorch Fock" mit Sicherheit vermissen.  Aber es war eine tolle Zeit hier. 

 Wie sind Sie zu diesem außergewöhnlichen Job gekommen? 

 Kempcke: Das war mehr oder weniger Zufall. Ein Arbeitskollege hatte mir erzählt, dass auf der "Gorch Fock" eine Stelle frei wäre. Daraufhin habe ich mich beworben - und bin seit 1987 dabei. Ich habe ganz normal im Service bei einem Gastronomen gelernt. Damals nannte sich das noch Kellner. Meine Ausbildung habe ich in einem Kieler Restaurant gemacht.  

 Warum haben Sie sich entschieden auf der "Gorch Fock" anzufangen und auf so kleinem Raum zu arbeiten? 

 Kempcke: Am Anfang war das eher ein Test - einfach mal etwas anderes. Außerdem sieht man hier deutlich mehr von der Welt. Wir haben ja den Vorteil, dass wir nicht die ganze Zeit in Auslandshäfen arbeiten müssen. Manchmal haben wir auch ein oder zwei Tage frei, die wir selbst gestalten können. Das haben wir meistens genutzt. Teilweise konnten wir auch fünf Tage oder länger frei machen. 

 An welche Highlights erinnern Sie sich aus den vergangenen 40 Jahren auf der "Gorch Fock"? 

 Kempcke: Toll war natürlich die Weltreise 1987/88 gewesen. Die dauert elf Monate - mit Silvester auf See, Weihnachten auf Samoa nördlich von Neuseeland. Das war schon eine tolle Sache für mich. Ich habe schon ziemlich viele Länder und ziemlich viele Städte gesehen.  Insgesamt waren es 125 verschiedene Häfen. Davon dreimal New York, dreimal die Bermudas, Hawaii, Acapulco in Mexiko. In Australien war ich einen ganzen Monat. Das hat schon etwas. 

 Burkhart Kempcke war mit der "Gorch Fock" unter anderem in Australien, auf Hawaii und in New York. 

 Welche Gäste haben Sie schon mal auf der "Gorch Fock" bedient? 

 Burkhart Kempcke: Sehr viele Botschafter, Bundespräsidenten, Verteidigungsminister, Königsfamilien wie die aus Schweden waren schon an Bord. Das ist immer etwas Besonderes. Das bleibt auch immer noch etwas Besonderes. Da stumpft man nicht ab, weil man hat ja nicht jeden Tag eine Königin vor sich sitzen. 

 Was genau waren Ihre Aufgaben als Chef-Steward? 

 Kempcke: In erster Linie bin ich für den Kommandanten zuständig. Wenn Gäste an Bord sind, kümmere ich mich um die Bewirtung. Gelegentlich richten wir auch größere Essen auf dem Schiff aus, teilweise mit rund 200 Gästen. Das ist immer spannend. Ich sorge dann dafür, dass alles reibungslos läuft. 

 Kempcke ist gebürtiger Kieler und hat einige Jahre als Kellner gearbeitet. 

 Freuen Sie sich darauf, dass es jetzt nach fast 40 Jahren auf See so ein bisschen ruhiger wird? 

 Kempcke: Eigentlich wird es gar nicht ruhiger. Ich habe zwei Kinder und eine Frau - mit ihnen möchte ich jetzt mehr Zeit verbringen. 

 06.01.2026 

 Im Sommer will der Dreimaster die "Five Sisters Trophy" verteidigen. Davor führt eine lange Reise von Kiel über den Atlantik. ndr 

 29.06.2025 

 Gut 130 Schiffe waren bei idealen Bedingungen auf der Förde unterwegs. Die "Gorch Fock" führte die Parade an. ndr 

 Video 11.11.2025 

 Es ist kein gewöhnlicher Auftrag für die Handwerker: insgesamt 23 neue Segel bekommt das Segelschulschiff der Marine. ndr 

 Dieses Thema im Programm: NDR Fernsehen | Schleswig-Holstein Magazin | 10.03.2026 | 19:30 Uhr 
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Nur auf Verdacht: EU-Parlament stimmt gegen Massenüberwachung bei freiwilliger Chatkontrolle



2026-03-11


 Das Europaparlament hat mit deutlicher Mehrheit für die Verlängerung der freiwilligen Chatkontrolle gestimmt – möchte diese aber deutlich einschränken. Nach einer überraschenden Ablehnung zuvor im Justiz-Ausschuss hatten sich die Fraktionen von EVP, S&D sowie Renew im Vorfeld auf gemeinsame Änderungsanträge geeinigt. 

 Bei der freiwilligen Chatkontrolle 1.0 handelt es sich um eine Ausnahmeregelung. Eigentlich verbietet die Datenschutzrichtlinie für elektronische Kommunikation das Überwachen von Nachrichten ohne Einwilligung der betroffenen Nutzer. Seit 2021 erlaubt aber eine vorübergehende Ausnahme Anbietern eine freiwillige Chatkontrolle. Kommission und Rat wollten sie ein zweites Mal verlängern – das Parlament hat dem nun zugestimmt. Die Ausnahmeregelung wäre sonst am 3. April ausgelaufen, nun ist sie bis 3. August 2027 verlängert. 

 Neu ist allerdings eine Einschränkung, die das Parlament fordert: In dem von der grünen Fraktion eingebrachten Änderungsantrag 5, der vom Parlament mit Mehrheit beschlossen wurde, heißt es, dass das Scannen nur „zielgerichtet, spezifisch und beschränkt“ auf einzelne Nutzer:innen oder eine bestimmte Gruppe von Nutzern stattfinden dürfe, wenn es einen „begründeten Verdacht“ auf eine Verbindung zu Material über sexuellen Kindesmissbrauch gibt und dieser von der zuständigen Justizbehörde identifiziert worden sei. Durch die Einschränkung wäre ein massenhaftes anlassloses Scannen wie bisher bei der freiwilligen Chatkontrolle nicht mehr möglich. 

 Die freiwillige Chatkontrolle stand seit Anbeginn in der Kritik, weil es sich um eine Form der Massenüberwachung handelt – auch wenn verschlüsselte Kommunikationen davon ausgeschlossen sind. Zuletzt kritisierte der Europäische Datenschutzbeauftragte das „wahllose Scannen“. Die EU-Kommission selbst konnte in ihren Evaluationsberichten nie die Verhältnismäßigkeit der Maßnahme nachweisen. Nun hat sich das EU-Parlament entschieden, die freiwillige Überwachung auf Verdachtsfälle zu begrenzen. 

 Bei Digitalorganisationen und Datenschützern löste das Ergebnis Freude aus. Konstantin Macher von der Digitalen Gesellschaft kommentiert gegenüber netzpolitik.org: „Der lautstarke Protest der Zivilgesellschaft hat Wirkung gezeigt. Das Europäische Parlament ist standhaft geblieben und hat das Scannen auf konkrete Verdachtsfälle begrenzt. Das ist eine gute Nachricht.“ 

 Ralf Bendrath, Fraktionsreferent für Grundrechte bei den Grünen im EU-Parlament, spricht auf Mastodon von einem „großen Sieg für den digitalen Datenschutz“. Das sei keine Massenüberwachung mehr. „Jetzt werden die Verhandlungen mit den Mitgliedstaaten interessant. Sie sollen bereits morgen früh beginnen“, so Bendrath weiter. 

 Die neue Position des Parlaments steht den Plänen der EU-Kommission und vermutlich auch des Ministerrats entgegen. 

 Wie geht es weiter mit der Chatkontrolle? 

  

 Gleichzeitig verhandeln die EU-Gesetzgeber im Trilog über die CSA-Verordnung. Dieses geplante Gesetz ist ungleich wichtiger: Es wird dauerhaft gelten, es könnte Anbieter auch gegen ihren Willen verpflichten, eine Chatkontrolle 2.0 durchzuführen, und es könnte auch verschlüsselte Kommunikation betreffen. 

 Über diese Form der verpflichtenden Chatkontrolle haben wir in den letzten vier Jahren sehr viel berichtet. Während die EU-Kommission eine verpflichtende Chatkontrolle auch für verschlüsselte Kommunikationen einführen will, haben sich sowohl das Europaparlament als auch der EU-Ministerrat in ihren Verhandlungen nicht darauf geeinigt. Die Trilog-Verhandlungen sind nun entscheidend dafür, ob diese umfassende und gefährliche Überwachungsmaßnahme abgewendet werden kann. Neben der Chatkontrolle 2.0 gibt es weitere mögliche Grundrechtseingriffe durch die CSA-Verordnung. 

   

 Update 16:15 Uhr:
Wir haben ergänzt, dass der Änderungsantrag 5 von der Grünen Fraktion im Europaparlament eingebracht wurde. 

 Die Arbeit von netzpolitik.org finanziert sich zu fast 100% aus den Spenden unserer Leser:innen.
Werde Teil dieser einzigartigen Community und unterstütze auch Du unseren gemeinwohlorientierten, werbe- und trackingfreien Journalismus jetzt mit einer Spende. 




Verhandlungen in Brüssel: Bundesregierung sägt am Datenschutz



2026-03-10


 Im Ringen um eine Reform der Datenschutzgrundverordnung (DSGVO) unterstützt die deutsche Bundesregierung offenbar den Vorschlag der EU-Kommission für eine weitergehende Aufweichung. Konkret setzt sich Deutschland im Rat der EU-Mitgliedstaaten dafür ein, personenbezogene Daten unter Umständen von der DSGVO auszunehmen. Das berichtet MLex [Paywall] unter Berufung auf einen Kompromissvorschlag der Deutschen. 

 Der Rat verhandelt derzeit über seine Position zu einem Gesetzespaket, mit dem die EU-Kommission Teile ihrer Digitalregulierung überarbeiten will, um Europas Wettbewerbsfähigkeit zu erhöhen. Das „Digitaler Omnibus“ genannte Sammelgesetz soll unter anderem sich überlappende Datennutzungsgesetze zusammenführen, die Anwendung von KI-Regeln aufschieben und die DSGVO reformieren. 

 Während die EU-Kommission behauptet, es handle sich dabei lediglich um Vereinfachungen und technische Anpassungen, gehen einzelne Vorschläge faktisch weit darüber hinaus. 

 Besonders umstritten ist der Vorschlag, pseudonymisierte Daten teilweise von der DSGVO auszunehmen. Unter Pseudonymisierung versteht man das Ersetzen direkter Identifikationsmerkmale wie Namen oder Telefonnummern durch ein Pseudonym, etwa eine Buchstaben- oder Zahlenkombination. Bislang gelten unter der DSGVO in der Regel auch pseudonymisierte Daten als personenbezogen. Erst bei einer Anonymisierung fallen Daten aus dem Geltungsbereich der Verordnung, also wenn sie nicht mehr einer Person zuzuordnen sind. 

 Die Kommission will hier einen sogenannten relativen Personenbezug einführen. Vereinfacht gesagt bedeutet das: Daten sollen für Verarbeiter dann nicht mehr als personenbezogen gelten sollen, wenn es unwahrscheinlich ist, dass sie Personen hinter Pseudonymen re-identifizieren. 

 Der Europäische Datenschutzausschuss, in dem die nationalen Aufsichtsbehörden organisiert sind, und der Europäische Datenschutzbeauftragte, übten an dem Vorhaben scharfe Kritik. Sie sehen darin eine Schwächung des Schutzniveaus der DSGVO und fürchten Rechtsunsicherheiten. 

 Die Databroker-Files-Recherchen von netzpolitik.org und Bayerischem Rundfunk hatten erst kürzlich erneut gezeigt, dass unter anderem pseudonymisierte Standortdaten aus der Online-Werbung bei Datenhändlern angeboten werden und sich damit sehr leicht Personen re-identifizeren lassen – auch hochrangige Beamte der EU-Kommission. Solche vermeintlich durch Pseudonymisierung geschützten Daten können für Betroffene erhebliche Risiken bedeuten. 

 In ihrem Vorschlag beruft sich die EU-Kommission auf die jüngste Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofes. Kritiker:innen wie die Berliner Datenschutzbeauftragte Maike Kamp merkten jedoch an, dass dies auf einer selektiven Auslegung der EuGH-Rechtsprechung beruhe. Der Vorschlag der Kommission könne dazu führen, dass etwa Daten aus Online-Tracking nicht mehr der DSGVO unterliegen würden. 

 Der Datenschutzaktivist Max Schrems und die Organisation noyb warnen zudem davor, dass die Änderung die Arbeit von Aufsichtsbehörden weiter erschweren und kleine sowie mittlere Unternehmen ohne große Rechtsabteilungen überfordern könnte. Eine Aufweichung der Regeln zu pseudonymisierten Daten hatten unter anderem große Tech-Konzerne jahrelang gefordert. 

 Nach ersten Verhandlungen in der Arbeitsgruppe Vereinfachung hatte die zypriotische Ratspräsidentschaft Ende Februar vorgeschlagen, den umstrittenen Passus und weitere Vorschläge der Kommission ganz zu streichen. Statt einer geänderten Definition sollten lieber Richtlinien des Europäischen Datenschutzausschusses klären, wann pseudonymisierte Daten möglicherweise nicht der DSGVO unterliegen. 

 MLex zufolge unterstützt eine Reihe von Staaten den Vorschlag der Ratspräsidentschaft, darunter Österreich, Belgien, Kroatien, Bulgarien und die Niederlande. Dagegen wendet sich dem Bericht zufolge Deutschland, unterstützt von Dänemark. 

 Die Bundesregierung, in der Arbeitsgruppe vertreten durch das CDU-geführte Digitalministerium, betone die Notwendigkeit eines relativen Personenbezugs beziehungsweise einer relativen Anonymisierung, so MLex. Sie schlage eine Änderung der Definition personenbezogener Daten unter Verweis auf den bereits bestehenden Erwägungsgrund 26 der DSGVO vor. 

 Dort heißt es: „Um festzustellen, ob eine natürliche Person identifizierbar ist, sollten alle Mittel berücksichtigt werden, die von dem Verantwortlichen oder einer anderen Person nach allgemeinem Ermessen wahrscheinlich genutzt werden, um die natürliche Person direkt oder indirekt zu identifizieren, wie beispielsweise das Aussondern.“ Tatsächlich ist der relative Personenbezug in dieser Fußnote bereits angelegt, indem auf die Fähigkeiten und die Motivation des Verarbeiters zur Re-Identifizierung abgestellt wird. 

 Dass der Schritt, den Erwägungsgrund für die Definition personenbezogener Daten zu nutzen, ein Risiko für kleine und mittlere Unternehmen birgt, sieht allerdings offenbar auch die Bundesregierung. Laut MLex schreibt sie, der Text müsse „sorgfältig formuliert werden, damit er nicht zu weiteren Unsicherheiten führt und es für Verantwortliche, Auftragsverarbeiter und betroffene Personen schwieriger macht, ihre Rechte und Pflichten zu verstehen.“ 

 Die Arbeit von netzpolitik.org finanziert sich zu fast 100% aus den Spenden unserer Leser:innen.
Werde Teil dieser einzigartigen Community und unterstütze auch Du unseren gemeinwohlorientierten, werbe- und trackingfreien Journalismus jetzt mit einer Spende. 



Social-Media-Verbot: So schwach argumentiert die Familienministerin



2026-03-10


 Familienministerin Karin Prien spielt eine wichtige Rolle in der aktuellen Debatte um ein Social-Media-Verbot bis 14 Jahre. Ihr Ministerium hat eine Expert*innen-Kommission für „Kinder- und Jugendschutz in der digitalen Welt“ einberufen. Bis Sommer sollen Fachleute Empfehlungen für eine Strategie der Bundesregierung ausarbeiten. Aber offenbar wollen sich weder Karin Prien noch andere wichtige Politiker*innen in Deutschland so lange gedulden. 

 Unter anderem Bundeskanzler Friedrich Merz (CDU), Vizekanzler Lars Klingbeil (SPD) und Justizministerin Stefanie Hubig (SPD) haben sich bereits für eine konkrete Maßnahme ausgesprochen: ein Verbot sozialer Medien für alle unter 14 Jahren, begleitet von Alterskontrollen für alle. Das bekräftigen ein Beschluss der Regierungspartei CDU und ein Forderungspapier wichtiger SPD-Politiker*innen. 

 Die Familienministerin unterstützt diese Pläne, wie ihre jüngste Rede vor dem Bundestag zeigt. Darin sagt sie: 

 Ich bin sehr froh darüber, dass sich sowohl die CDU in ihren Beschlüssen als auch die SPD in ihrem Diskussionspapier für eine solche Altersgrenze bei 14 Jahren ausgesprochen haben. 

 In Wissenschaft und Zivilgesellschaft stoßen die Forderungen auf Widerspruch. Organisationen aus unter anderem Kinderschutz, Pädagogik, Datenschutz und Kirche warnen eindringlich vor Social-Media-Verboten und den Alterskontrollen, die unweigerlich notwendig wären, um solche Verbote durchzusetzen. Die Argumente der Kritiker*innen beziehen sich unter anderem auf die Rechts- und Forschungslage, auf Gefahren für Datenschutz und Privatsphäre und auf die Abwägung der Grundrechte auf Schutz, Teilhabe und Information. 

 Auch die Familienministerin hat in ihrer Bundestagsrede vom 5. März versucht, ihre Position mit Argumenten zu untermauern. Unsere Analyse von vier zentralen Passagen der Rede zeigt jedoch: Die Ministerin argumentiert unsauber. Die von ihr angeführten Aspekte sprechen nicht für ein Social-Media-Verbot, sondern eher dagegen. 

 Der Familienministerin zufolge haben ihre politischen Forderungen eine wissenschaftliche Grundlage. Sie sagt: 

 Es ist inzwischen wissenschaftlicher Konsens, dass übermäßige Bildschirmzeit und Social-Media-Konsum bei Kindern und Jugendlichen zum Teil dramatische negative Auswirkungen auf die neurologische Entwicklung, auf die Aufmerksamkeitsspanne, auf die kognitive Flexibilität hat. 

 Richtig ist: In vielen Studien haben Forschende untersucht, wie sich Bildschirmzeit oder Social-Media-Konsum auf junge Menschen auswirken. Es gibt aber keinen Konsens darüber, dass die Auswirkungen „dramatisch“ sind. Diese Aussage der Ministerin ist irreführend. 

 Wer einen Eindruck über Konsens oder Dissens in der Wissenschaften bekommen möchte, kann sich sogenannte Meta-Studien anschauen. Dafür sichten Forscher*innen systematisch die Forschungslage und fassen möglichst alle aussagekräftige Studien zu einer Fragestellung zusammen. 

 Eine solche Meta-Studie zur Bildschirmzeit junger Menschen hat zum Beispiel die Fachzeitschrift Jama Psychiatry im Jahr 2022 veröffentlicht. Hierfür haben Forschende 87 Studien mit rund 160.000 Proband*innen ausgewertet. Das Ergebnis: Bei Kindern unter 12 Jahren gibt es eine „kleine, aber bedeutsame Korrelation“ zwischen Bildschirmzeit und Verhaltensproblemen wie Wut, Angst oder ADHS. Letzteres ist eine Störung, bei der Menschen unaufmerksam, impulsiv und hyperaktiv sein können. 

 Wichtig ist hier der Unterschied zwischen Kausalität und Korrelation. Korrelation heißt: Die Phänomene hängen zusammen; es ist aber unklar, was die Ursache ist. Vielleicht macht die erhöhte Bildschirmzeit die Kinder tatsächlich aggressiv und ängstlich – vielleicht lenken sich aggressive oder ängstliche Kinder aber auch gerne am Bildschirm ab. Die Meta-Studie kann das nicht beantworten. 

 Generell hat Bildschirmzeit nur einen losen Bezug zur Forderung nach einem Social-Media-Verbot, denn junge Menschen nutzen Bildschirme noch für viele andere Dinge. Das zeigt die deutsche KIM-Studie. Hierfür befragen Forschende jedes Jahr Kinder zwischen sechs und 13 Jahren und deren Eltern. Die drei häufigsten Freizeit-Aktivitäten der unter 14-Jährigen sind demnach: Freund*innen treffen, Fernsehen, Hausaufgaben. Erst weiter hinten kommen „Videos, Filme und Serien online“ – noch hinter der Aktivität „Draußen spielen“. 

 Was Kinder im Netz erleben, und was Politik daraus lernen kann 

  

 Eine Meta-Studie zu den Folgen von Social-Media-Konsum ist im Jahr 2024 bei Jama Pediatrics erschienen. Hierfür haben Forschende 143 Studien mit rund einer Million Proband*innen ausgewertet. Dabei ist ihnen aufgefallen, dass sich die Ergebnisse der Studien teils stark unterscheiden. Sie beklagen einen „Mangel“ an Evidenz und Verallgemeinerbarkeit. In anderen Worten: Es gibt Dissens. Dennoch erkennen die Forschenden eine „kleine“ bedeutsame Korrelation zwischen Social-Media-Nutzung und beispielsweise Angst und Depression. 

 Starke Schwankungen zeigt auch eine Meta-Studie zur Verbreitung von Social-Media-Sucht in 32 Ländern: Je nach Studie sind demnach fast alle Menschen (82 Prozent) Social-Media-süchtig – oder niemand (0 Prozent). Die Forschenden sprechen von einem „heterogenen Phänomen“ mit einem „Spektrum unterschiedlicher Ausprägungen“. 

 Zu den neurologischen Folgen sozialer Medien ist die Forschungslage dünn. Für eine 2025 veröffentlichte Meta-Studie haben Forschende nur zwölf Studien gefunden. Darin sahen sie allerdings „überzeugende Beweise“ für messbare Auswirkungen digitaler Medien auf das Gehirn. Das betreffe etwa, wie Menschen Gefühle regulieren und Belohnungen verarbeiten. Es brauche jedoch mehr Forschung, um die Effekte genauer zu verstehen. Das Ziel müsse sein, „eine gesunde Gehirnentwicklung bei Jugendlichen zu unterstützen und gleichzeitig die Vorteile digitaler Technologien für Bildung und soziale Kontakte zu bewahren“. 

 Unterm Strich lässt sich die Forschungslage also nicht als „dramatisch“ beschreiben, wie die Ministerin behauptet, sondern als vorsichtig. Die Forderung nach einem Social-Media-Verbot lässt sich aus der Forschungslage nicht schlüssig ableiten. 

 Zu diesem Schluss kam auch die Gelehrtengesellschaft Leopoldina. Die Expert*innen nennen die Forschungslage „unbefriedigend“; die Frage, wie soziale Medien auf das Gehirn einwirken, sei „bislang noch kaum neurowissenschaftlich untersucht“. Dennoch plädieren sie für Vorsicht statt Nachsicht. Sie fordern ein Social-Media-Verbot, stützen sich dabei aber nicht auf die Forschungslage, sondern auf das „Vorsorgeprinzip“ als „ethischen Standard zum Umgang mit Unsicherheit“. 

 Ein wichtiger Prüfstein von staatlichem Handeln ist der Grundsatz der Verhältnismäßigkeit. Ein Social-Media-Verbot muss demnach einen legitimen Zweck verfolgen; es muss geeignet, erforderlich und angemessen sein. Sinnvoll diskutieren lässt sich das nur, wenn klar ist, welches Ziel das Social-Media-Verbot genau verfolgt. 

 Zum möglichen Ziel eines Verbots stiftet die Familienministerin vor dem Bundestag eher Verwirrung als Klarheit. Verstreut über ihre Rede nennt sie mindestens acht Gefahren für junge Menschen im Netz: 

 Keine der genannten Gefahren beschränkt sich auf soziale Medien. Zum Beispiel gibt es süchtig machende Designs auch in Spielen; Filme und Serien können die Konzentration betreffen; die Anbahnung sexueller Kontakt durch Erwachsene, Grooming genannt, geschieht auch via Messenger. Viele der Gefahren betreffen zudem nicht nur junge Menschen, sondern alle. 

 Das wirft die Frage auf, warum die Ministerin ausgerechnet ein Social-Media-Verbot für Minderjährige als geeignete Maßnahme befürwortet. Eine klare Verbindung zwischen den genannten Gefahren und dem geforderten Verbot zieht sie nicht. Stattdessen spricht sie von einem „Gesamtkonzept“, zu dem auch die Regulierung von Plattformen gehören soll, Medienbildung und Prävention. 

 In diesem Gesamtkonzept stechen ein Social-Media-Verbot und Alterskontrollen allerdings besonders hervor: Es sind die einzigen Maßnahmen, für die es neue Gesetze bräuchte; zugleich greifen sie am tiefsten in Grundrechte ein. Umso mehr fällt ins Auge, dass die Ministerin anstelle einer Begründung eine Leerstelle lässt. 

 Als einen Grund für strengere Regeln führt die Familienministerin „Technikfolgenabschätzung“ an. So nennt man es, wenn Forschende die Chancen und Risiken einer neuen Technologie ausleuchten – bestenfalls, bevor sich die Technologie verbreitet. 

 Bei sozialen Medien hat das nicht gut geklappt, wie aus Priens Rede hervorgeht. Sie sagt: „Offensichtlich war uns das im Kontext der Einführung von Social Media für Kinder und Jugendliche nicht in dem Maße bewusst, wie es uns hätte bewusst sein müssen.“ Das ist schlüssig: Während ganze Generationen mit sozialen Medien aufwachsen, ist die Forschungslage zu den negativen Folgen unklar. 

 Nicht schlüssig ist es jedoch, deshalb ein Social-Media-Verbot und Alterskontrollen zu fordern. Die Ministerin argumentiert eher gegen sich selbst, wenn sie sagt: „Technikfolgenabschätzung ist ein wichtiges Instrument, wenn es um die Inverkehrbringung von neuen Technologien geht.“ Denn auch Alterskontrollen sind eine Technologie mit riskanten Folgen. Und ohne sie ließen sich Altersgrenzen für soziale Medien nicht wie gefordert wirksam durchsetzen. Im Gespräch sind digitale Ausweiskontrollen und biometrische Gesichtsscans für Millionen Menschen im Netz. 

 Genau davor warnen mehr als 400 Forschende aus 29 Ländern eindringlich und fordern einen Stopp entsprechender Gesetzesvorhaben. Die Einführung von Alterskontrollen ohne weitere Forschung sei „gefährlich und gesellschaftlich nicht hinnehmbar“, schreiben sie in einem offenen Brief. Auf dem Spiel stünden „Sicherheit, Privatsphäre, Gleichberechtigung“ und „Autonomie“ aller Menschen. 

 Auch das Institut für Technikfolgen-Abschätzung der Österreichischen Akademie der Wissenschaften hat untersucht, wie sich ein Social-Media-Verbot durchsetzen ließe. Demnach könne Altersfeststellung im Internet „grundsätzlich Sinn machen“, es brauche aber eine breite gesellschaftliche Debatte. Weiter warnt die Studie vor der Gefahr, „dass trotz weitreichender Einschnitte für alle Internetnutzer:innen das Ziel, nämlich das eines besseren Schutzes von Minderjährigen, nicht erreicht wird“. 

 Im Auftrag der australischen Regierung haben Gutachter*innen Systeme für Alterskontrollen untersucht – mit teils alarmierenden Funden. Die Gutachter*innen berichten von „besorgniserregenden Hinweisen“, dass zumindest manche Anbieter von Alterskontrollen in übermäßigem Eifer Werkzeuge entwickeln, damit Aufsichtsbehörden und Polizei auf erhobene Daten zugreifen können. „Dies könnte zu einem erhöhten Risiko von Datenschutzverletzungen führen, da Daten unnötig und unverhältnismäßig gesammelt und gespeichert werden.“ 

 Das Fazit der Ministerin am Ende ihrer Rede lautet: „Lassen Sie uns gemeinsam auf empirischer Grundlage und auf Grundlage der Empfehlungen der Expertenkommission der Bundesregierung ein Gesamtkonzept entwickeln“. Aus zwei Gründen ist diese Aussage nicht schlüssig. 

 Ein Social-Media-Verbot mit Alterskontrollen: Die Forderung der Familienministerin passt nicht zu den Grundlagen, auf die sie sich selbst beruft. 

 Parallel zu den Mühen von Politik und Fachleuten auf Deutschland-Ebene prüft auch die EU-Kommission strengere Regeln für junge Menschen im Netz. Auch sie hat eine eigene Expert*innen-Gruppe einberufen, die ebenso bis zum Sommer Ergebnisse vorlegen soll. 

 Die Arbeit von netzpolitik.org finanziert sich zu fast 100% aus den Spenden unserer Leser:innen.
Werde Teil dieser einzigartigen Community und unterstütze auch Du unseren gemeinwohlorientierten, werbe- und trackingfreien Journalismus jetzt mit einer Spende. 



Digitale Brieftasche: EU-Kommission will Amazon dein Gesicht geben



2026-03-10


 Wer eine Flasche Wein kaufen möchte, muss dafür im Laden unter Umständen den Personalausweis zücken. Erst nach einem prüfenden Blick des Kassierers auf das Geburtsdatum können Kund:innen dann bezahlen – oder nicht. 

 Weit mehr Daten könnten schon bald bei der geplanten EUDI-Wallet ausgetauscht werden, warnt die Nichtregierungsorganisation epicenter.works in einer Stellungnahme. Wer die digitale Brieftasche künftig einsetzt, könnte dann sogar gezwungen sein, die eigenen biometrischen Gesichtsdaten an Unternehmen weiterzugeben. 

 Verantwortlich dafür sind Änderungen der Europäischen Kommission, so die österreichische Nichtregierungsorganisation. Die Kommission höhle im Nachhinein die rechtlich vorgegebenen Schutzgarantien aus, auf die sich EU-Parlament und der Rat geeinigt hatten. 

 Mit der „European Digital Identity Wallet“ sollen sich künftig Bürger:innen und Organisationen online und offline ausweisen können. Die Bundesregierung hat ihren Start in Deutschland zum 2. Januar 2027 angekündigt. 

 Konkret bezieht sich die Kritik von epicenter.works auf drei aktuelle Konsultationsentwürfe von sogenannten Durchführungsrechtsakten. Diese Rechtsvorschriften regeln die praktische Umsetzung von EU-Verordnungen. Insgesamt 40 von ihnen will die Kommission erlassen, bevor die digitale Brieftasche verfügbar ist. 

 Als besonders problematisch bewertet epicenter.works die Regelung, wonach „relying parties“ (zu deutsch: „vertrauenswürdige Parteien“) je nach Mitgliedstaat sogenannte Registrierungszertifikate nicht verpflichtend, sondern nur optional erhalten sollen. 

 Vertrauenswürdige Parteien können Unternehmen und öffentliche Einrichtungen sein. Sie müssen sich laut eIDAS-Verordnung, die der europäischen Wallet zugrundeliegt, vorab in einem EU-Mitgliedstaat registrieren. Dabei müssen sie darlegen, welche Daten sie zu welchem Zweck von den Nutzer:innen anfordern werden. 

 Diese Datenbeschränkung lässt sich technisch mit Registrierungszertifikaten kontrollieren. Sie dienen als eine Art Datenausweis, mit dem sich die vertrauenswürdigen Parteien gegenüber den Wallets legitimieren und die Abfragekategorien beschränken. Registrieren sich Nutzer:innen etwa mit Hilfe der Wallet bei einem sozialen Netzwerk, soll das so erst gar keine Gesundheitsdaten abfragen können. 

 Die eIDAS-Verordnung sieht solche Registrierungszertifikate zwar nicht explizit vor. Allerdings könne eine Wallet ohne diese technisch nicht ohne weiteres überprüfen, ob Informationsanfragen angemessen sind, schreibt epicenter.works. Und das widerspreche Artikel 5b Abs. 3 der Verordnung, wonach vertrauenswürdige Parteien nur jene Daten abfragen dürfen, die sie auch bei ihrer Registrierung angegeben haben. 

 Die Nichtregierungsorganisation plädiert daher für technische Kontrolle statt nur für Vertrauen. Andernfalls könnten etwa Unternehmen die vorgesehenen Schutzmaßnahmen relativ leicht umgehen, indem sie einen Mitgliedstaat als Niederlassungsort wählen, der keine Registrierungszertifikate ausstellt. „Unternehmen aus Ländern wie Irland könnten Schutzmechanismen der Wallet umgehen, so dass illegale Anfragen nach zu vielen Informationen möglich werden“, sagt Thomas Lohninger von epicenter.works. 

 Es ist nicht das erste Mal, dass die Kommission die rechtlichen Vorgaben aus Sicht zivilgesellschaftlicher Organisationen untergraben will. 

 Bereits im November 2024 hatte die Kommission versucht, die Registrierung von vertrauenswürdigen Parteien freiwillig zu machen. Damals hatte sie die zweite Charge an Durchführungsrechtsakten veröffentlicht. Nachdem mehrere Organisationen gefordert hatten, die dort aufgemachten „Schlupflöcher“ zu schließen, korrigierte die Kommission vorübergehend ihre Position, nur um wenige Wochen später zu ihrer ursprünglichen Forderung zurückzukehren. 

 „Dieses inkonsequente Vorgehen der […] EU-Kommission in einer so wichtigen Angelegenheit ist unprofessionell“, schreibt epicenter.works in der aktuellen Stellungnahme, „und es untergräbt das Vertrauen der Öffentlichkeit in das künftige eIDAS-Ökosystem erheblich.“ Die Nichtregierungsorganisation fordert die Kommission erneut dazu auf, „die Registrierung von vertrauenswürdigen Parteien verbindlich vorzuschreiben“. Nur so sei ein einheitliches Schutzniveau in der gesamten EU zu gewährleisten. 

 Die wichtigsten Fragen und Antworten zur digitalen Brieftasche 

  

 Die eIDAS-Verordnung sieht außerdem vor, dass sich Wallet-Nutzer:innen im Alltag auch mit selbstgewählten Pseudonymen gegenüber Unternehmen und Behörden ausweisen können, sofern aus rechtlicher Sicht keine weiteren Daten erforderlich sind. So sollen sie ihre Identität und ihre persönlichen Daten vor übermäßigen Zugriff schützen. Dieses Recht auf Pseudonymität greife die Kommission auf zweierlei Art an, kritisiert epicenter.works. 

 Zum einen unterscheide die Kommission nicht klar zwischen Anwendungsfällen der Wallet, in denen die vertrauenswürdige Partei gesetzlich dazu verpflichtet ist, Nutzer:innen zu identifizieren, und solchen, in denen eine solche Verpflichtung nicht besteht. Dabei sei diese Unterscheidung essentiell, um die Rechte der Nutzer:innen zu wahren. 

 Zum anderen beschränke die Kommission den Gebrauch von Pseudonymen auf Authentifizerungsmaßnahmen – also etwa auf die Verwendung von pseudonymen Logins bei Webdiensten. „Die Kommission legt die eIDAS-Verordnung sehr einseitig aus“, schreibt epicenter.works. „Und sie übersieht dabei, dass die vertrauenswürdigen Parteien dazu verpflichtet sind, Pseudonyme generell zu akzeptieren, unabhängig von der Authentifizierungsfunktion der Wallet.“Damit könnten Unternehmen die rechtliche Identität von Nutzer:innen abfragen, ohne dass dies erforderlich ist. 

 Gerade vor dem Hintergrund der aktuellen Debatte um Alterskontrollen sei diese Verengung fahrlässig: „Soziale Medienplattformen, Pornografie-Websites, Glücksspiel- und andere Online-Anbieter werden derzeit als potenzielle vertrauende Parteien diskutiert“, mahnt epicenter.works. „Diese Anbieter seien möglicherweise sehr daran interessiert, Identitätsdaten von Nutzer:innen zu erhalten, verfügen jedoch über keine Rechtsgrundlage, um eine solche Identifizierung zu verlangen.“ 

 Die übermittelten Informationen könnten sogar biometrische Gesichtsdaten enthalten. Die Kommission will diese verpflichtend in jenen Datensatz aufnehmen, der zur Identifizierung von Nutzer:innen verwendet wird. Bislang soll dieses „Minimum-Datenset“ den vollen Name, das Geburtsdatum und den Geburtsort sowie die Nationalität enthalten. 

 Unternehmen wie Amazon könnten damit nicht nur Namen und Anschrift ihrer Kund:innen erhalten, sondern auch eine Bilddatei mit deren Gesicht. Die Kommission nehme hier eine „massive Verschiebung“ vor, kritisiert epicenter.works, die der Gesetzestext explizit nicht vorsehe. Gleichzeitig würde damit „die gesamte Verarbeitung über die EUDI-Wallet unter Artikel 9 der Datenschutzgrundverordnung fallen, was wesentlich strengere Schutzmaßnahmen erfordern würde.“ 

 „Wir sind wirklich entsetzt, welche Änderungen vor dem Start der digitalen Brieftasche nun vorgebracht werden“, sagt Thomas Lohninger. „Verpflichtende Gesichtsbilder würden ganz neue Gefahren durch biometrische Daten bei Online-Plattformen mit sich bringen. Offenbar ist die Akzeptanz in der Industrie für die Politik relevanter als das Vertrauen aus der Bevölkerung.“ 

 epicenter.works fordert die Kommission auf, die entsprechende Stelle aus dem Entwurf ersatzlos zu streichen. Gleichzeitig mahnt sie, dass die Kommission das gesamte Projekt gefährde, indem sie kurz vor dem Start der Wallet derart weitreichende Änderungen an den technischen Spezifikationen vornehme. 

 An die Kritik von epicenter.works knüpfen zehn europäische Organisationen an, die heute gemeinsam einen offenen Brief publiziert haben. Sie richten sich darin unter anderem an die Vizepräsidentin der EU-Kommission, Henna Virkkunen. Initiiert hat das Schreiben die Vereinigung von Bürgerrechtsorganisationen European Digital Rights, zu den Unterzeichnern zählen unter anderem der Chaos Computer Club und die Digitale Gesellschaft aus Deutschland, Homo Digitalis aus Griechenland, IT-Pol aus Dänemark, ApTI aus Rumänien und Vrijschrift.org aus den Niederlanden. 

 Die Organisationen zeigen sich „zutiefst besorgt“ darüber, dass die Kommission die Grundrechte von Millionen EU-Bürger:innen aushöhlen wolle. Die aktuell vorliegenden Entwürfe der Durchführungsrechtsakte „bergen die Gefahr, einige der zentralen Schutzmaßnahmen zu schwächen, die die eIDAS-Verordnung vorsieht.“ Das sei umso dramatischer, weil derzeit auch darüber diskutiert wird, die Wallet für Alterskontrollen zu verwenden. 

 Der offene Brief ruft die Kommission und die Mitgliedsstaaten dazu auf, die Befürchtungen der Zivilgesellschaft ernstzunehmen und die rechtlichen Vorgaben der eIDAS-Verordnung einzuhalten. Die digitale Brieftasche könne nur dann erfolgreich sein, wenn sie einen starken Datenschutz und Rechtssicherheit böte – und zwar in allen EU-Staaten gleichermaßen. 

 Die Arbeit von netzpolitik.org finanziert sich zu fast 100% aus den Spenden unserer Leser:innen.
Werde Teil dieser einzigartigen Community und unterstütze auch Du unseren gemeinwohlorientierten, werbe- und trackingfreien Journalismus jetzt mit einer Spende. 



FAQ zur EUDI-Wallet: Die wichtigsten Fragen und Antworten zur digitalen Brieftasche



2026-03-10


 Die meisten von uns haben nicht nur Bargeld, sondern Plastikkarten von Banken, der Krankenkasse oder der städtischen Bibliothek im Portemonnaie. Das Bundesdigitalministerium (BMDS) will diese Karten nach und nach um digitale Nachweise ergänzen. Schon im Januar 2027 soll bundesweit eine digitale Brieftasche an den Start gehen. Die sogenannte EUDI-Wallet wird dann allen Bürger:innen kostenlos zur Verfügung stehen, ihre Nutzung ist freiwillig. 

 Das soll zum einen die Verwaltungsdigitalisierung voranbringen: Bürger:innen können die Wallet dann dazu nutzen, um sich gegenüber Behörden auszuweisen, etwa wenn sie online Bescheide abrufen möchten. 

 Aber auch gegenüber Unternehmen sollen sich Nutzer:innen künftig mit der Wallet ausweisen können. Sie kann künftig zum Einsatz kommen, wenn diese online ein Bankkonto eröffnen, eine SIM-Karte registrieren oder einen Vertrag elektronisch unterschreiben. 

 Wir beantworten die zentralen Fragen zur geplanten digitalen Brieftasche: Hat das lederne Portemonnaie jetzt ausgedient? Welche Vor- und Nachteile bringt die digitale Brieftasche aus Sicht der Nutzer:innen? Und warum sind Datenschützer:innen und Bürgerrechtler:innen nach wie vor skeptisch? 

 Die EUDI-Wallet (European Digital Identity Wallet) ist eine App auf dem Smartphone, die als digitale Brieftasche für offizielle Identitätsnachweise dient. Statt Personalausweis, Führerschein oder Zeugnisse in Papierform mitzuführen, sollen Bürger:innen diese Dokumente künftig digital speichern und die eigene Identität oder individuelle Berechtigungen EU-weit digital nachweisen können – sowohl online als auch vor Ort. Dabei sollen die Nutzer:innen selbst darüber bestimmen können, welche Daten sie mit wem wann teilen. 

 Die EU-Verordnung, die der Wallet zugrundeliegt, sieht die Einführung der Wallet im Dezember 2026 vor. Das zuständige Bundesministerium für Digitales und Staatsmodernisierung (BMDS) hat aber bereits angekündigt, dass in Deutschland der 2. Januar 2027 der Starttermin sein wird. 

 Geht es nach der EU-Kommission, sollen bis zum Jahr 2030 vier Fünftel aller EU-Bürger:innen die Wallet nutzen. Ihr Quellcode muss mit Einschränkungen unter einer Open-Source-Lizenz veröffentlicht werden muss. Das soll beispielsweise unabhängige Sicherheitsüberprüfungen ermöglichen. 

 Eine digitale Identität ist die Gesamtheit von Daten, die eine Person in einem digitalen System eindeutig identifiziert. Dazu gehören beispielsweise der Name, das Geburtsdatum und der Wohnort. Je nach Kontext zählen aber auch Berufsabschlüsse, die Krankenversicherungsnummer oder die Führerscheinklasse dazu. 

 Die Wallet soll eine staatlich geprüfte digitale Identität mit hoher Vertrauenswürdigkeit bereitstellen. Das bedeutet, dass die Identität auf einer amtlichen Überprüfung der Person beruht. Nach der zugrundeliegenden eIDAS-Verordnung erfüllt sie damit die höchsten Sicherheits- und Vertrauensniveaus und kann daher auch für rechtlich verbindliche Vorgänge eingesetzt werden. 

 Mit der digitalen Brieftasche soll vieles möglich werden, was heute noch Papierkram oder aufwendige Online-Verfahren erfordert. Das Prinzip ist ähnlich wie bei Wallet-Apps, wie sie Apple und Google etwa schon für Bordkarten oder Konzerttickets bereitstellen. Allerdings geht es bei der Wallet zunächst vor allem um amtlich anerkannte Dokumente. Erst im Laufe der Zeit sollen weitere Anwendungsfälle hinzukommen. 

 Daraus ergibt sich dann eine Reihe von Anwendungsszenarien. Drei Beispiele, wie sich die Kommission den Einsatz der EUDI-Wallet konkret vorstellt: 

 Konkret wird es bald in Sachsen: Im vergangenen Oktober startete das Bundesdigitalministerium gemeinsam mit der Sächsischen Staatskanzlei und der Landeshauptstadt Dresden ein größeres Pilotprojekt. Ab Mitte 2026 sollen Dresdner:innen den Dresden-Pass und die Sächsische Ehrenamtskarte in der Wallet hinterlegen können. Beide Nachweise berechtigen unter anderem zu ermäßigten Preisen für Kultur- und Freizeitangebote. Dresden testet damit als erste Kommune Deutschlands die Wallet. 

 Außerdem wird in Sachsen erstmals das zentrale digitale Bürgerkonto, die Bund-ID, in die Wallet eingebunden. Bürger:innen können die Wallet dann dazu nutzen, um sich gegenüber Behörden auszuweisen, etwa wenn sie online Bescheide abrufen möchten. In Kooperation mit der Hochschule für Technik und Wirtschaft Dresden wird zudem ein konkreter Anwendungsfall entwickelt, bei dem Studierende einen Bafög-Antrag mit der Wallet vollständig digital beantragen und den Bescheid dann in der Wallet hinterlegen können. 

 Im April 2024 trat die novellierte EU-Verordnung über elektronische Identifizierung und Vertrauensdienste in Kraft, auch bekannt als eIDAS 2.0 (Verordnung EU 2024/1183). Die Verordnung verpflichtet alle 27 EU-Mitgliedstaaten dazu, ihren Bürger:innen bis Ende 2026 kostenlos eine digitale Wallet anzubieten. 

 eIDAS steht für electronic Identification, Authentication and trust Services. Die Vorgängerversion der Verordnung von 2014 schuf bereits einen Rahmen für digitale Identitäten in der EU, sah allerdings noch keine Pflicht zur Umsetzung vor. Das hat sich mit eIDAS 2.0 geändert. 

 Die konkrete Umsetzung der Verordnung regelt jeder Mitgliedstaat innerhalb des vorgegebenen EU-Rahmens selbst. Die eIDAS-Verordnung gilt in allen EU-Mitgliedstaaten unmittelbar. Allerdings müssen für den Betrieb der nationalen Wallets Landesgesetze geändert werden. In Deutschland sind das vermutlich das Personalausweisrecht, die Registergesetze und das Verwaltungsverfahrensrecht. 

 Die politische Steuerung des Projekts „Nationales EUDI-Wallet-Projekt Deutschland“ liegt beim Bundesministerium für Digitales und Staatsmodernisierung (BMDS). Die Umsetzung erfolgt durch die Bundesagentur für Sprunginnovationen (Sprind) in Zusammenarbeit mit Partnern. So sind etwa die Bundesdruckerei und ihre Tochtergesellschaft D-Trust an der Entwicklung zentraler Komponenten beteiligt – insbesondere am sogenannten PID-Provider-Dienst, der Identitätsdaten aus dem Personalausweis sicher in die Wallet überträgt. 

 Mittelfristig soll das Projekt in eine Tochter-GmbH der Sprind überführt werden, die dann als zentrale verantwortliche Stelle für die Wallet fungiert. Die GmbH ist dann für Betrieb der öffentlichen Infrastruktur rund um die Wallet zuständig und soll langfristig in den Verantwortungsbereich des BMDS wechseln. 

 Neben der staatlichen Wallet können auch private Anbieter eigene Wallets entwickeln, sofern diese nach einem deutschen Zertifizierungsschema zugelassen sind. 

 Private Anbieter sollen eigene Wallets in Deutschland allerdings erst 12 Monate nach Start der staatlichen Wallet anbieten können. Diese Wallets können sie dann mit eigenen Zusatzdiensten versehen. Das können etwa Mitgliedsausweise, Bonussysteme oder Zutrittsberechtigungen für Firmengelände sein. 

 Wer die Wallet nutzt, soll transparent darüber bestimmen können, welche Daten an sogenannte „relying parties“ weitergegeben werden. Diese „vertrauenswürdigen Parteien“ können eine Bank, ein Online-Shop oder eine Behörde sein. 

 Sie müssen sich laut eIDAS-Verordnung, die der europäischen Wallet zugrundeliegt, vorab in dem EU-Mitgliedstaat registrieren, in dem sie ihren Sitz haben. Dabei müssen sie darlegen, welche Daten sie zu welchem Zweck von den Nutzer:innen anfordern werden. Nur diese Daten dürfen sie dann auch aus den Wallets abfragen. 

 Allerdings kritisieren zivilgesellschaftliche Organisationen, dass die EU-Kommission wiederholt versucht habe, bei der technischen Umsetzung der Wallet „Schlupflöcher“ einzubauen. 

 Für die Aufsicht über das eIDAS-Ökosystem wird keine neue zentrale EU-Aufsichtsstelle geschaffen. Stattdessen obliegt sie den einzelnen Mitgliedstaaten. 

 Die eIDAS-Verordnung regelt unter anderem, dass jeder Mitgliedstaat mindestens eine Aufsichtsstelle benennen muss, die die Wallet-Anbieter kontrolliert (Artikel 46a). Bei Verstößen kann sie unter anderem die Bereitstellung der Wallet aussetzen. Einmal im Jahr müssen die nationalen Aufsichtsstellen der EU-Kommission Bericht erstatten. Wer diese Funktion in Deutschland übernimmt, ist derzeit noch offen. Vermutlich wird das Bundesamt für Sicherheit in der Informationstechnik (BSI) diese Aufgabe übernehmen. 

 Aufsichtsstellen für Wallet-Anbieter können die Registrierung einer vertrauenswürdigen Partei und deren Zugang zum Authentifizierungsmechanismus aussetzen oder widerrufen. Das geht allerdings nur dann, wenn ihnen zuvor rechtswidriges Verhalten nachgewiesen wurde. 

 Für alles, was den Umgang mit personenbezogenen Daten betrifft, greift die Datenschutzgrundverordnung. Dafür sind dann die Datenschutzbehörden in Deutschland zuständig. Nutzer:innen sollen verdächtige Datenanfragen außerdem direkt aus der Wallet heraus an die zuständige Datenschutzbehörde melden können. 

 Die Wallet muss laut Artikel 5a der eIDAS-Verordnung besonders hohe Sicherheitsanforderungen erfüllen. Sie muss zudem unter anderem in der Lage sein, Nachweise sicher zu verarbeiten, ein Datenschutz-Dashboard enthalten und Pseudonyme generieren können. 

 Personenbezogene Daten müssen in der Wallet getrennt von allen anderen Daten des Wallet-Anbieters aufbewahrt werden. Keine Partei darf Transaktionen oder Nutzer:innenverhalten verfolgen oder verknüpfen können. Auch darf der Wallet-Anbieter keine Informationen über Transaktionen sammeln, die für den Betrieb nicht erforderlich sind. 

 Eine Zertifizierung gilt für maximal fünf Jahre, alle zwei Jahre muss eine Schwachstellenbeurteilung erfolgen. Wird eine Schwachstelle festgestellt und nicht behoben, wird die Zertifizierung aufgehoben. 

 Der Quellcode von europäischen Wallet-App muss unter einer Open-Source-Lizenz veröffentlicht werden. Allerdings schränkt die eIDAS-Verordnung ein, dass bestimmte, nicht auf dem Gerät installierte Komponenten in „hinreichend begründeten Fällen“ davon ausgenommen sein können, sofern die Mitgliedstaaten das vorsehen. 

 Nein, die Nutzung ist laut EU-Verordnung freiwillig. Niemand ist gezwungen, eine Wallet einzurichten oder zu verwenden. In Deutschland bleibt es möglich, Behördenangelegenheiten persönlich zu erledigen, den physischen Personalausweis zu nutzen oder die bestehende eID-Funktion des Persos und die BundID zu verwenden. 

 Umgekehrt sind aber bestimmte Anbieter dazu verpflichtet, die Wallet zu akzeptieren. So müssen etwa Banken und sehr große Online-Plattformen die EUDI-Wallet als Identifizierungsmittel anerkennen, sobald diese verfügbar ist. In der Verordnung ist ausdrücklich festgehalten, dass keine Person im Zugang zu Diensten benachteiligt werden darf, wenn sie keine Wallet nutzt (Art. 5a Abs. 15). 

 In der aktuellen Debatte um Social-Media-Verbote rückt eine weitere Funktion in den Fokus. CDU und SPD streben ein Social-Media-Verbot bis 14 Jahre an. Alle Nutzer:innen ab 16 Jahren sollen sich gegenüber sozialen Plattformen ausweisen. Dieser Pflicht sollen sie mit der EUDI-Wallet nachkommen können. 

 Mehr als jede:r Zweite in Deutschland ist privat auf Social Media aktiv. Sollten sie alle sich künftig unter anderem mit der Wallet gegenüber den Plattformbetreibern ausweisen müssen, wäre die Freiwilligkeit für einen Großteil der Bevölkerung faktisch dahin. 

 Bevor Nutzer:innen die Wallet nutzen können, müssen sie diese per Smartphone-App einrichten. In Deutschland wird die initiale Identifikation voraussichtlich über die Online-Ausweisfunktion des Personalausweises (eID) erfolgen. Die Identitätsdaten auf dem Online-Ausweis werden per NFC-Chip mit Hilfe des Smartphones eingelesen und in die Wallet-App übertragen. 

 Dokumente, die Nutzer:innen anschließend in ihre Wallet laden, werden verschlüsselt auf dem Smartphone gespeichert. So sollen Unbefugte auch dann keinen Zugriff auf die Daten erhalten können, wenn das Smartphone verloren gehen sollte. 

 Fordert eine Bank, eine Behörde oder ein anderer Dienst nun Identitätsdaten an, entscheiden Nutzer:innen aktiv in der App, welche Daten sie freigeben. Erst dann werden die Daten übermittelt – und zwar bestenfalls nur solche Daten, die auch tatsächlich nötig sind. 

 Allerdings steht die initiale Identifikation mit der eID derzeit noch vor einer Herausforderung: Bisher nutzt nur ein geringer Teil der Bundesbürger:innen den Online-Ausweis, und viele haben ihre PIN nicht mehr, um den Dienst zu aktivieren. Den kostenlosen Dienst, mit dem Bürger:innen eine neue PIN beantragen konnten, hat die damalige Ampel-Regierung Anfang 2024 aus Kostengründen eingestellt. Das BMDS prüft derzeit offenbar, den Dienst übergangsweise wieder kostenfrei anzubieten, sowie alternative Wege, die Wallet zu aktivieren. 

 Die Wallet ist laut Verordnung so konzipiert, dass Datenschutz von Anfang an in die Technik eingebaut wird und kein nachträglicher Zusatz sein soll. 

 Konkret sieht die Verordnung unter anderem folgende Schutzmechanismen vor: 

 Datenschützer:innen und Bürgerrechtler:innen hatten die geplante EUDI-Wallet bereits von Beginn an aus zwei zentralen Gründen kritisiert. Zum einen befürchteten sie, dass die EU-Verordnung eine technische Infrastruktur schafft, die es ermöglicht, EU-Bürger:innen on- wie offline massenhaft zu identifizieren und zu überwachen. Zum anderen könnten öffentliche Stellen und Unternehmen die Wallet dazu verwenden, um Nutzer:innen umfassend auszuspähen. 

 Einige der Risiken, die der Ursprungsentwurf der Verordnung noch barg, wurden im Zuge der Verhandlungen in Brüssel minimiert oder ausgeräumt. Andere bestehen aus Sicht von Bürgerrechtler:innen jedoch fort. 

 So kann etwa das Recht auf Pseudonymität laut Verordnung durch nationales oder EU-Recht eingeschränkt werden. Und der Zero Knowledge Proof findet sich als Forderung nur in den erläuternden Erwägungsgründen der Verordnung und stellt für die EU-Mitgliedstaaten somit keine Verpflichtung dar. 

 Außerdem werden in Brüssel derzeit noch die technischen Anforderungen an die europäische digitale Brieftasche verhandelt. Und dabei versucht die Kommission offensichtlich wieder, wieder und wieder, die rechtlichen Vorgaben auszuhebeln – zulasten des Verbraucher- und des Datenschutzes. 

 Auch der Verbraucherzentrale Bundesverband veröffentlichte im Februar 2025 ein Gutachten und mahnte zugleich Nachbesserungen bei den Entwürfen der sogenannten Durchführungsrechtsakte an. Der Verband kritisierte, „dass die guten Datensicherheits- und Datenschutzaspekte der eIDAS-Verordnung hier nicht hinreichend umgesetzt werden“. 

 Sicherheitsforschende und Verbraucherschützer:innen sehen insbesondere eine Entscheidung der früheren Ampel-Regierung als problematisch an: die Wahl zugunsten der Architektur-Variante, die auf signierte Daten setzt. 

 Grundsätzlich sind bei der digitalen Brieftasche zwei unterschiedliche Wege möglich, um die Echtheit und die Integrität von übermittelten Identitätsdaten zu bestätigen: mit Hilfe sicherer Kanäle („Authenticated Channel“) oder durch das Signieren von Daten („Signed Credentials“). 

 Der sichere Kanal kommt beim elektronischen Personalausweis zum Einsatz. Hier wird die Echtheit der übermittelten Personenidentifizierungsdaten durch eine sichere und vertrauenswürdige Übermittlung gewährleistet. Die technischen Voraussetzungen dafür schafft der im Personalausweis verbaute Chip. 

 Bei den Signed Credentials hingegen werden die übermittelten Daten etwa mit einem Sicherheitsschlüssel versehen. Sie tragen damit auch lange nach der Übermittlung quasi ein Echtheitssiegel. 

 Im Oktober 2024 entschied sich das Bundesinnenministerium für eine Architektur-Variante bei der deutschen Wallet, die auf signierte Daten setzt. Diese Entscheidung hat weitreichende Folgen für die Identifikations- und Authentifizierungsprozesse. 

 Denn dieses „Siegel“ macht die Daten überaus wertvoll für Datenhandel und Identitätsdiebstahl, so die Warnung der Bundesdatenschutzbeauftragten, mehrerer Sicherheitsforscher:innen und zivilgesellschaftlicher Organisationen. 

 Bereits im Juni 2022 wies das BSI auf die Gefahr hin, „dass jede Person, die in den Besitz der Identitätsdaten mit Signatur gelangt, über nachweislich authentische Daten verfügt und dies auch beliebig an Dritte weitergeben kann, ohne dass der Inhaber der Identitätsdaten dies kontrollieren kann“. 

 Und der Verbraucherschutz Bundesverband sprach sich in seinem Gutachten ebenfalls klar gegen signierte Daten aus. 

 Die Sicherheitsforscherin Bianca Kastl, die auch Kolumnistin bei netzpolitik.org ist, befürchtet, dass der Wallet ein ähnliches Schicksal bevorstehe wie der von Sicherheitslücken geplagten elektronischen Patientenakte. 

 Die Arbeit von netzpolitik.org finanziert sich zu fast 100% aus den Spenden unserer Leser:innen.
Werde Teil dieser einzigartigen Community und unterstütze auch Du unseren gemeinwohlorientierten, werbe- und trackingfreien Journalismus jetzt mit einer Spende. 



Zuckerbrot und Peitsche: Digitalminister will Breitband-Regulierung lockern



2026-03-09


 Manchmal vollzieht sich Wandel so langsam, dass man ihn kaum bemerkt. Jahrzehntelang wurde marktmächtigen Netzbetreibern wie der Telekom Deutschland besonders genau auf die Finger geschaut, damit sich in dem einst monopolisierten Bereich so etwas wie Wettbewerb entwickeln kann. Schritt für Schritt wird dieser „asymmetrische“ Ansatz nun abgebaut. 

 Zuletzt war es Digitalminister Karsten Wildberger (CDU), der vergangene Woche einen lange erwarteten Gesetzentwurf vorgelegt hat. Dieser „zielt darauf ab, bürokratische Hürden zu senken, Rahmenbedingungen zu verbessern und den Netzausbau zu beschleunigen“, wie ihn das Bundesministerium für Digitales und Staatsmodernisierung (BMDS) beschreibt. 

 Demnach soll es der Bundesnetzagentur künftig möglich sein, „Zugangsverpflichtungen zu Netzen bzw. Netzelementen aufzuerlegen, die von anderen Unternehmen aufgrund wirtschaftlicher oder physischer Hindernisse nicht repliziert werden können“, heißt es im Entwurf. Die Regelung werde „symmetrisch“ gelten, also „für alle Unternehmen unabhängig von beträchtlicher Marktmacht“, schreibt das Digitalministerium (BMDS) unmissverständlich. 

 Erst kürzlich hat die Bundesnetzagentur bekannt gegeben, in vier deutschen Städten erstmals von asymmetrischer Vorab-Regulierung der bundesweiten Marktführerin abrücken zu wollen. Begründet hat sie dies mit den sinkenden Marktanteilen der Telekom und dem robusten Wettbewerb, der in den Städten herrsche. Eben diese entscheidende Stütze bei der Bewertung des regulatorischen Augenmaßes soll nun entfallen. 

 Das heißt nicht, dass die Telekom künftig im ganzen Land ungehindert schalten und walten kann, wie es ihr gefällt. Selbst wenn der BMDS-Vorschlag in der vorliegenden Form durchginge, sieht das Ministerium ein mehrstufiges Verfahren vor, bevor sie Zugangsverpflichtungen auferlegen kann. 

 Zunächst soll die Netzagentur festlegen, in welchen Gebieten nur ein Glasfasernetz wirtschaftlich tragfähig ist. Dort tätige Betreiber wären dann verpflichtet, in Verhandlungen „über einen offenen Netzzugang zu fairen und angemessenen Bedingungen“ einzutreten. Den Rahmen dafür soll die Regulierungsbehörde abstecken und dabei auch Entgeltmaßstäbe festlegen. Scheitern die Verhandlungen, kann sie den Zugang zum fremden Netz anordnen. 

 Offenkundig will das BMDS damit mehrere Fliegen mit einer Klappe schlagen. Zum einen klagen Wettbewerber der Telekom seit Jahren über sogenannten Doppelausbau. Den Vorwurf, die Telekom würde strategisch die Glasfasernetze ihrer Konkurrenz überbauen, konnte eine eigens eingerichtete Monitoringstelle zwar nicht belegen. Indes ändert dies nichts daran, dass sich der teure Ausbau mehrerer Netze in dünn besiedelten Regionen oft schlicht nicht rechnet – und dort kein Infrastrukturwettbewerb entstehen kann, der weiterhin den Rahmen vorgibt. 

 Zum anderen bereitet sich das BMDS auf die anstehende Migration von althergebrachter Kupferinfrastruktur auf moderne Glasfaserleitungen vor. Bevor DSL-Anschlüsse abgeschaltet werden können, brauche es ein „funktionierendes Zugangsregime zu den korrespondierenden Glasfasernetzen“, heißt es im Gesetzentwurf. Anstatt aufwändiger Einzelverfahren, die laut BMDS in der Praxis bislang keine Anwendung fanden, soll ein bundesweit einheitliches Verfahren samt zentraler Zugangsbedingungen die Kosten senken und zugleich die Wahlmöglichkeiten für Nutzer:innen in Gebieten mit nur einem Netzbetreiber verbessern. 

 Über diese eng miteinander verknüpften Punkte diskutiert die Branche seit Jahren im Gigabitforum. Dort kommen Netzbetreiber, Regulierungsbehörden und Ministerien zusammen, um sich auf den richtigen Rahmen der deutschen Ausbaupolitik zu verständigen. Auf eine gemeinsame, auf Freiwilligkeit basierende Linie konnten sie sich dort jedoch nicht einigen, wie der Gesetzesentwurf ausführt. Existierende Open-Access-Dienstleistungen hätten bestenfalls bilaterale Abkommen ermöglicht. Zu einer branchenweiten Lösung hat es bislang nicht gereicht. 

 Dass nun viele kleinere Netzbetreiber auf die Barrikaden steigen, verwundert nicht. Unter Umständen müssten sie in Regionen, die sie – womöglich exklusiv – mit Glasfaserleitungen ausgebaut haben, ausgerechnet die Telekom in ihre Netze lassen. Ihr Wettbewerbsvorteil, oder gar ihr regionales Glasfasermonopol, wäre dann dahin. 

 So verweisen Betreiberverbände auf den ökonomischen Druck, der freiwillige Open-Access-Modelle attraktiv mache oder warnen vor verunsicherten Investoren. Zudem trage auch die Marktführerin Schuld, indem sie eine aggressive Re-Monopolisierungsstrategie fahre: „Open Access scheitert heute nicht am Angebot, sondern einzig an der Verweigerung der Telekom“, schreibt etwa der Betreiberverband BREKO. 

 Dagegen betont das BMDS, genügend Sicherungen eingebaut zu haben, um ausbauenden Unternehmen Planungssicherheit zu bieten. Der Fokus auf wirtschaftlich unattraktive Gebiete sowie regulierte Zugangsbedingungen sollen sicherstellen, dass Investitionen in Glasfaser weiter fließen und zugleich ein missbräuchlicher Doppelausbau verhindert wird. 

 Wer hierbei mehr vom Zuckerbrot abbekommen wird als von der Peitsche, bleibt vorerst offen: Netzbetreiber und Investoren würden geänderten Rahmenbedingungen mit neuen Kalkulationen begegnen, während die Telekom weiterhin ein ungebrochenes Interesse daran hat, ihre Vormachtstellung auf dem Breitbandmarkt zu erhalten. 

 Als lachender Sieger könnten am Ende vielleicht sogar jene Projekte dastehen, die besonders lange für den Ausbau brauchen. Rund 21 Milliarden Euro haben Bundesregierungen über einen Zeitraum von zehn Jahren inzwischen in den staatlich geförderten Ausbau gesteckt. Trotz des Schneckentempos hat sich vor allem in bislang digital abgehängten Regionen die Breitbandsituation spürbar verbessert – und das, obwohl viele der derzeit knapp 4.000 Ausbauprojekte noch nicht fertiggestellt sind. 

 Für derart geförderte Netze, die mitunter von regionalen Stadtwerken gebaut werden, besteht bereits heute eine Open-Access-Pflicht. Im Idealfall werden Kund:innen dann per Mausklick ihren Anbieter wechseln können, wie dies etwa in Schweden vielerorts möglich ist. Das dürfte vor allem der Telekom die Schweißperlen auf die Stirn treiben, denn das Internet hört bei der sogenannten letzten Meile nicht auf, sondern beginnt aus Sicht von Nutzer:innen dort erst. Taktiken wie absichtlich geschaffene, künstliche Engpässe, die Telekom-Kund:innen über tröpfelnde Daten zu bestimmten Internet-Diensten klagen lassen, könnten dann über Nacht verschwinden. 

 Die Arbeit von netzpolitik.org finanziert sich zu fast 100% aus den Spenden unserer Leser:innen.
Werde Teil dieser einzigartigen Community und unterstütze auch Du unseren gemeinwohlorientierten, werbe- und trackingfreien Journalismus jetzt mit einer Spende. 



Angriffe auf Journalismus, Politik und Militär: Was auf die russische Urheberschaft der Signal-Phishing-Attacken deutet



2026-03-09


 Das niederländische Verteidigungsministerium sagt, dass Russland hinter der seit September 2025 laufenden Phishing-Kampagne gegen hochrangige Personen aus Politik, Militär, Zivilgesellschaft und Journalismus stecken soll. In Deutschland hatte netzpolitik.org zuerst darüber berichtet, dass zahlreiche, vor allem investigative Journalist:innen von dem Angriff betroffen sind. 

 In der Folge warnten BSI und Verfassungsschutz vor den Attacken und nannten diese „wahrscheinlich staatlich gesteuert“. In einer Mitteilung auf der Webseite des niederländischen Verteidigungsministeriums sprechen sowohl die militärischen als auch der zivilen Geheimdienste MIVD und AIVD nun von „russischen Staatshackern“, die hinter dem Angriff auf Signal und WhatsApp stecken würden. In dem Text werden allerdings keine Belege für diese Behauptung geliefert. Netzpolitik.org hat Hinweise, die die Theorie einer russischen Urheberschaft des Angriffs untermauern. 

 Nach Recherchen von netzpolitik.org gibt es mehrere Indizien, die auf eine russische Urheberschaft deuten könnten. Ein Linguist, mit dem netzpolitik.org gesprochen hat, erklärte, dass der erste Phishing-Text, über den wir damals berichtet haben, auf eine Urheberschaft aus dem slawischen Sprachraum hinweisen könnte. So wurden im Text mehrere für Sprecher:innen dieser Sprachen typische Fehler beim Artikelgebrauch gemacht. 

 In eckigen Klammern haben wir markiert, wo die jeweiligen Artikel fehlten: 

 Dear User, this is [the] Signal Security Support ChatBot. We have noticed suspicious activity on your device, which could have led to [a] data leak. We have also detected attempts to gain access to your private data in Signal. To prevent this, you have to pass [a] verification procedure, entering the verification code to [the] Signal Security Support Chatbot.“ 

 Diese Fehler können ein Hinweis auf eine slawische Sprache wie das Russische sein. Das Zuschreiben von Urheberschaft ist jedoch schwierig, da der Angreifer auch mit absichtlich eingebauten Fehlern eine falsche Fährte legen könnte, damit zum Beispiel Russland verdächtigt wird. 

 Ein weiteres Indiz für die Russland-These sind ähnliche Angriffe in anderen Ländern. So berichtete das Resident NGO Threat Lab im Oktober vergangenen Jahres von einem Angriff auf belarussische Oppositionelle und Journalist:innen im Ausland. Die Masche war hier textlich abgewandelt, der Angreifer trat aber auch unter dem Namen „Signal Support“ auf und schürte ebenso Angst, dass es einen Angriff auf den Account gegeben habe. Die Sicherheitsforscher vermuteten damals allerdings belarussische Angreifer hinter der Attacke. 

 Einen weiteren Angriff nach ähnlichem Muster gab es laut Cyberhub.am im Januar 2026 in Armenien, wo mindestens ein armenischer Journalist attackiert worden sein soll. Hier agierte wieder der angebliche „Signal Security Support Chatbot“ und warnte vor einem Angriff auf das Telefon des Opfers. Auch hier gingen die Sicherheitsexperten davon aus, dass der Angegriffene gezielt ausgewählt worden sei. 

 Im Dezember hatte auch der Guardian über Phishing-Attacken auf Mitglieder des britischen Parlaments berichtet. Unter Berufung auf das National Cyber Security Centre (NCSC) des britischen Geheimdienstes GCHQ hatte die dortige Parlamentsbehörde in einem Warnschreiben an die Parlamentarier:innen auf eine russische Urheberschaft verwiesen. 

 Die eindeutige Attribution ist bei Hackerangriffen in der Regel sehr schwierig, da es viele Faktoren gibt, um die Herkunft eines Angriffs zu verschleiern oder falsche Fährten zu legen. Dazu kommen politische Interessen bei der Zuweisung der Urheberschaft und der Drahtzieher, die sich in einer kriegerischen Auseinandersetzung wie dem Angriffskrieg gegen die Ukraine noch verschärfen. Es bleiben statt tatsächlicher Beweise oft nur Anhaltspunkte und Indizien und Überlegungen dahingehend, wem ein erfolgreicher Angriff nutzen würde. 

 Als Redaktion haben wir uns deswegen bis heute mit Thesen zur Attribution des Angriffs zurückgehalten und werden dies auch weiter tun, da es sich hier nur um Indizien handelt. 

 Zahlreiche Journalist:innen im Visier bei Attacke über Signal-Messenger 

  

 Bei dem Phishing-Versuch, der seit September 2025 im Umlauf ist, verschicken die Angreifer eine Nachricht über den Messenger Signal, bei der sie sich als „Signal Support“ ausgeben und behaupten, dass es verdächtige Aktivitäten auf dem Handy sowie den Versuch gegeben habe, auf private Daten zuzugreifen. Deswegen müssten die Betroffenen den Verifikationsprozess von Signal erneut durchlaufen und den Verifikationscode dem vermeintlichen „Signal Security Support ChatBot“ übermitteln. In der Folge versuchen sie, auch die Signal-PIN zu ergattern. Gibt der Angegriffene beide Codes weiter, können die Angreifer den Account übernehmen und dann zukünftige Chats sowie Kontakte, Chatgruppen und Netzwerke auslesen. 

 Die Textnachrichten der Angreifer beim Vorgehen können sich dabei ändern. Mittlerweile sind Nachrichten des falschen „Signal Support“ im Umlauf, die behaupten, dass man den Verifikationscode und die PIN wegen einer Zwei-Faktor-Authentifizierung herausgeben solle. Die Sicherheit und Vertraulichkeit des Messengers Signal ist bei den Attacken nicht selbst betroffen, wenn die Angegriffenen den Versuch einfach „Blockieren und Melden“. 

 Zusammen mit Netzwerk Recherche hat netzpolitik.org Informationen gesammelt, wer wann die Phishing-Attacke erhalten hat. Demnach sind in Deutschland deutlich mehr als 100 Journalist:innen aller Mediengattungen und zahlreicher Medienhäuser betroffen. Unter den Angegriffenen sind viele aus dem investigativen Bereich sowie mehrere sehr prominente Vertreter:innen der Medienbranche. 

 Zudem sind netzpolitik.org Attacken auf Bundestagsabgeordnete und deren Büro-Mitarbeitende sowie auf prominente Vertreter:innen der Zivilgesellschaft bekannt. Laut Bundesamt für Verfassungsschutz sind zudem „hochrangige Ziele aus Politik, Militär und Diplomatie“ betroffen. Eine ähnliche Zielgruppe ist auch in den Niederlanden betroffen. 

 Die Angriffe laufen nach Informationen von netzpolitik.org seit September 2025. Dabei wurden manche Personen auch schon mehrfach von den Angreifern angeschrieben, manche bis zu vier Mal. 

 Die Niederlande geht davon aus, dass die russischen Hacker mit diesen Angriffen „wahrscheinlich Zugang zu sensiblen Informationen erhalten“ haben. Davon ist nach Informationen von netzpolitik.org auszugehen: In mindestens einem Fall hat der Angriff nach unseren Informationen in Deutschland geklappt, in mindestens einem weiteren Fall auch in einem anderen europäischen Land. Es ist davon auszugehen, dass die Dunkelziffer höher ist, da sich Betroffene dafür schämen könnten, Opfer des Angriffs geworden zu sein. 

 Wenn du Ziel dieses Angriffs geworden bist, Zugriff auf deinen Signal-Account auf diese Weise verloren hast oder weitergehende Informationen und Hinweise zu diesem Angriff hast, wende dich vertrauensvoll an uns für weitere Nachforschungen und Recherchen. 

 Update 10. März:
Signal hat sich erstmals öffentlich zu den Phishing-Attacken geäußert. Der Messenger betont, dass durch die Attacke weder die Verschlüsselung noch die Infrastruktur von Signal betroffen sei. 

 Die Arbeit von netzpolitik.org finanziert sich zu fast 100% aus den Spenden unserer Leser:innen.
Werde Teil dieser einzigartigen Community und unterstütze auch Du unseren gemeinwohlorientierten, werbe- und trackingfreien Journalismus jetzt mit einer Spende. 



Verhaltensscanner und Palantir: Was das Wahlergebnis in Baden-Württemberg sicherheitspolitisch bedeutet
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 Bei der Baden-Württemberg-Wahl am Sonntag nahmen sich Grüne und CDU nicht viel. Um die 30 Prozent erreichten beide, die Grünen einen Hauch mehr. Eine stabile Mehrheit, um das Land weiter grün-schwarz zu regieren, andere reale Optionen fehlen. Sicherheitspolitisch heißt das: Jetzt wird vollzogen, was sich bereits ankündigte. 

 Denn in Sicherheitsfragen liegen Grüne und CDU wie beim Wahlergebnis eng beieinander. Beide Spitzenkandidaten, Cem Özdemir von den Grünen und Manuel Hagel von der CDU, wollen Palantir-artige Datenanalysen. Nur will Özdemir aufgrund ethischer Bedenken nicht die Original-Software aus den USA nutzen, sondern lieber mit Partnern aus Europa eine Alternative entwickeln. Am besten sogar eine regionale. Özdemir sagte, er sei mit verschiedenen Unternehmern aus Baden-Württemberg im Gespräch, „die alle sagen: Wir können das.“ 

 Beim Thema Videoüberwachung herrscht noch deutlichere Einigkeit. Beide wollen die Videoüberwachung massiv ausweiten, dahinter soll ein System laufen, das prüft, ob die Abgebildeten sich auffällig benehmen. Bislang gibt es in Baden-Württemberg ein Gesetz, das die Videoüberwachung des öffentlichen Raums einschränkt. Sie ist nur erlaubt, wenn an diesem Ort besonders viel Kriminalität stattfindet. Dieses Gesetz ist beiden Kandidaten ein Dorn im Auge. 

 Schon lange gibt es Bestrebungen, dieses Gesetz aufzuweichen. Die Idee ist, Videoüberwachung – und damit auch KI-gestützte Videoüberwachung – nicht nur an tatsächlichen Kriminalitätsschwerpunkten zuzulassen, sondern auch an „strukturellen“. Was ein struktureller Kriminalitätsschwerpunkt ist, entscheidet dann die Polizei. 

 Es sieht so aus, als stamme die Idee der Entgrenzung der Videoüberwachung aus Mannheim. Dort wird seit 2018 KI-gestützte Verhaltenserkennung getestet und trainiert. Allerdings gab es dazu nie genug Kriminalität, so dass die Polizei mit Schaukämpfen nachhelfen musste – und die Versuche, weitere Areale in die Überwachung einzubeziehen, scheiterten an der Gesetzesgrundlage. 

 Vermutlich arbeiten der heutige Mannheimer Oberbürgermeister Christian Specht und Baden-Württembergs Innenminister Thomas Strobl deshalb seit 2019 daran, das Gesetz aufzuweichen. 2023 stellte ein Referent der Stadt Mannheim ihr Konzept auf dem Städtetag vor. Demnach sollen auch Orte videoüberwacht werden können, an denen die Kriminalität sinkt. 

 Vor wenigen Tagen hat sich der Grünen-Spitzenkandidat Cem Özdemir in der Wahlarena des Mannheimer Morgens dieser Vision angeschlossen: „Da gibt’s in Mannheim ja mit der intelligenten Kamera, finde ich, ein gutes Modell. Allerdings hat mir Ihre Polizeipräsidentin auch gesagt, das darf dann nicht dazu führen, wenn die Kriminalitätsbelastung dank der Kamera zurückgeht, dass man sie dann abbauen muss. Das ist natürlich ein Treppenwitz, das würde ich gerne ändern.“ 

 Wenn jetzt also auch der Grüne für eine Entgrenzung der Videoüberwachung ist, steht der Koalition diesbezüglich nichts mehr im Weg. Manuel Hagel von der CDU will schon länger, dass Kommunen „überall dort, wo sie es für notwendig halten, KI-gestützte Videoüberwachung einsetzen können“. 

 Die Videoüberwachung rund um Areale im städtischen Besitz haben die bisherigen und wohl auch künftigen Koalitionäre dieses Jahr ebenfalls entgrenzt – mit Hilfe des neuen Datenschutzgesetzes. Özdemir-Kumpel Boris Palmer, Tübingens Oberbürgermeister, beruft sich bei der Videoüberwachung seiner Stadt bereits darauf. 

 Es wird in Baden-Württemberg eine Wende geben, die jahrelang vorbereitet wurde. Eine Wende von der verdachtsabhängigen Überwachung zur anlasslosen. Die Videoüberwachung muss dann nicht mehr mit Zahlen untermauert werden. Es geht dann fast wie in Hessen bei der Legitimierung von Videoüberwachung nicht mehr um tatsächliche Straftaten, sondern eher um ein Gefühl. 

 Die Arbeit von netzpolitik.org finanziert sich zu fast 100% aus den Spenden unserer Leser:innen.
Werde Teil dieser einzigartigen Community und unterstütze auch Du unseren gemeinwohlorientierten, werbe- und trackingfreien Journalismus jetzt mit einer Spende. 



Berlin: Widerstand gegen Aushöhlung der Informationsfreiheit und Datenschutzabbau



2026-03-09


 Die Landesregierung plant aktuell, das Datenschutzgesetz und das Informationsfreiheitsgesetz Berlins umzubauen. Dazu hat sich nun die Berliner Datenschutzbeauftragte Meike Kamp positioniert und kritisiert das Vorhaben. 

 Kamp sieht zwar grundsätzlichen Überarbeitungsbedarf bei beiden Gesetzen und stellte auch mehrfach gegenüber dem Berliner Senat dazu zahlreiche Änderungsvorschläge vor. Sie warb dabei auch für die Einführung eines modernen Transparenzgesetzes, um das angejahrte Informationsfreiheitsgesetz abzulösen. Allerdings seien ihre Vorschläge „größtenteils nicht aufgegriffen“ worden. 

 Sie bemängelt nun, dass die Änderungen bei der Informationsfreiheit nicht das eigentlich von der Regierung im Koalitionsvertrag versprochene Mehr an Transparenz brächten, sondern „das Gegenteil“. In einer Stellungnahme (pdf) kritisiert sie auch Schwächen beim Datenschutzgesetz (BlnDSG). Es fehle ihr weiter an Durchsetzungsbefugnissen. 

 Im Ausschuss für Digitalisierung und Datenschutz steht das Thema heute auf der Tagesordnung. Kamp wird ihre Stellungnahme dort vorstellen. 

 Update, 14.18 Uhr: Der Tagesordnungpunkt wurde auf den 23. März vertagt. 

 Dass Kamps Vorschläge für die Überarbeitung des BlnDSG zu großen Teilen nicht aufgegriffen wurden, ist keine Kleinigkeit. Ihre Behörde hat die sachliche Expertise, die offenbar für den Gesetzentwurf zuweilen fehlte. Denn einige ihrer Änderungsvorschläge seien schlicht „europarechtlich geboten“. Mit Blick auf die EU-Datenschutzgrundverordnung (DSGVO) schreibt Kamp: „Es handelt sich dabei nicht um datenschutzpolitische Forderungen“, sondern vielmehr um notwendige Rechtsanpassungen, um Rechtssicherheit herzustellen und Zuständigkeiten zu klären. 

 Dass im Rahmen der geplanten gesetzlichen Änderungen, die eine ganze Reihe von weiteren Gesetzen betreffen, zu wenig auf europarechtliche Vorgaben geachtet wurde, kritisiert Kamp auch noch bei der Videoüberwachung. Hier plant die Landesregierung, auf eine Kennzeichnung zu verzichten, wenn es sich um Kameras bei kritischer Infrastruktur handelt. 

 Das aber ist nach der DSGVO nicht rechtens. „Es wird in keinem Fall möglich sein, pauschal auf Kennzeichnungen zu verzichten“, sagt Kamp. Das ergebe sich „unmittelbar aus der europäischen Datenschutz-Grundverordnung“. Mit nationalen Gesetzen könne das „nur in sehr restriktivem Maße eingeschränkt werden“. 

 In ihrer Stellungnahme weist Kamp auch auf „mangelnde Durchsetzungsbefugnisse“ ihrer Behörde hin. Es fehle im öffentlichen Bereich an „Möglichkeiten, Anordnungen zu vollstrecken oder Geldbußen zu verhängen“. Auch hier werden „europarechtliche Vorgaben“ missachtet, die aus der JI-Richtlinie der EU entstehen: Es fehle ihrer Behörde weiter „die Befugnis, verpflichtende Anordnungen zu treffen“. 

 Das sei problematisch, weil die Berliner Datenschützerin bei den gerade beschlossenen neuen Befugnissen der Polizei kein Gegengewicht sein könne. Das soll sie als unabhängige Datenschutzkontrollinstanz aber eigentlich sein, da viele dieser Überwachungsbefugnisse enorm weit in Grundrechte eingreifen und heimlich stattfinden, etwa beim Einsatz von Staatstrojanern oder bei Palantir-artiger Datenanalyse. Dagegen können sich Betroffene mangels Kenntnis nur schwer zur Wehr setzen. Um den nur schwer möglichen individuellen Rechtsschutz zu kompensieren, soll die Behörde solche Maßnahmen prüfen. 

 Kamp schreibt, dass „die Einbindung meiner Behörde bei neuen Befugnissen der Polizei, etwa zur Prüfung besonderer Protokollierungspflichten bei eingriffsintensiven verdeckten Datenerhebungsmaßnahmen, automatisierter Datenanalyse oder Datenübermittlungen an Drittstaaten […] nicht den beabsichtigten kompensatorischen Effekt entfalten“ könne. 

 Neben den datenschutzrechtlichen Mängeln ist die zeitgleich geplante die Änderung des inzwischen 24 Jahre alten Berliner Informationsfreiheitsgesetzes (IFG) zu einem Politikum geworden. Denn es besteht ein möglicher Zusammenhang zwischen der IFG-Änderung und der Berliner „Fördermittelaffäre“. Der könnte darin begründet sein, dass mit dem Gesetz erlangte Informationen in diesem Skandal eine bedeutende Rolle gespielt haben. 

 Denn das IFG bietet einen rechtlichen Anspruch auf Zugang zu behördlichen Informationen, die herausgegeben werden mussten. Allerdings existieren viele Ausnahmen, die dieses Recht wieder einschränken. Und die Landesregierung will nun noch weitere pauschale und umfangreiche Ausschlüsse in das Gesetz einbauen, die solchen Informationsfluss wie in der Aufdeckung der Fördermittelaffäre stoppen würde. 

 Ein parlamentarischer Untersuchungsausschuss mit dem Namen „Fördergeld“ versucht seit Januar 2026 herauszufinden, ob Berlins Kultursenatorin Sarah Wedl-Wilson (parteilos) und ihr CDU-Amtsvorgänger Joe Chialo bei Fördermitteln zur Antisemitismus-Bekämpfung die haushaltsrechtlichen Vorschriften ignoriert und die Gelder zu freihändig vergeben haben. Es geht um 2,6 Millionen Euro. Die Akten, auf denen die Vorwürfe in der Fördermittelaffäre basieren, hat „Frag den Staat“ mit einer IFG-Anfrage an die Öffentlichkeit gebracht. 

 „Frag den Staat“ fordert mit einem Zusammenschluss von 38 zivilgesellschaftlichen Organisationen von der Berliner Landesregierung, die Aushöhlung des IFG zu stoppen. Wenn Informationsrechte in einer Zeit eingeschränkt würden, in der das Vertrauen in staatliche Institutionen sinkt, sei das „ein fatales Signal“. 

 Auch Kamp kritisiert die IFG-Änderungen: „Im Bereich der Informationsfreiheit droht mit vielen neuen Ausnahmetatbeständen eine Abkehr von der Transparenz öffentlicher Stellen in Berlin.“ Die Berliner Verwaltung dürfe nicht „wieder zu einer Kultur des Amtsgeheimnisses“ zurückkehren. 

 Offenlegung: Die Kampagne gegen Einschränkungen des IFG wird auch vom Chaos Computer Club unterstützt. Die Autorin ist ehrenamtlich Sprecherin des CCC. 

 Die Arbeit von netzpolitik.org finanziert sich zu fast 100% aus den Spenden unserer Leser:innen.
Werde Teil dieser einzigartigen Community und unterstütze auch Du unseren gemeinwohlorientierten, werbe- und trackingfreien Journalismus jetzt mit einer Spende. 



Degitalisierung: Verdrängung



2026-03-08


 Im Jahr 1913 beschrieb ein gewisser Wolfgang Riepl in Bezug auf das Nachrichtenwesen etwas, das fortan als Rieplsches Gesetz bekannt wurde. Er beschrieb das Folgende: 

 Trotz aller solchen Wandlungen ist indessen festzustellen, daß neben den höchstentwickelten Mitteln, Methoden und Formen des Nachrichtenverkehrs in den Kulturstaaten auch die einfachsten Urformen bei verschiedenen Naturvölkern noch heute im Gebrauch sind […]. Andererseits ergibt sich gewissermaßen als ein Grundgesetz der Entwicklung des Nachrichtenwesens, daß die einfachsten Mittel, Formen und Methoden, wenn sie nur einmal eingebürgert und brauchbar befunden worden sind, auch von den vollkommensten und höchst entwickelten niemals wieder gänzlich und dauernd verdrängt und außer Gebrauch gesetzt werden können, sondern sich neben diesen erhalten, nur daß sie genötigt werden, andere Aufgaben und Verwertungsgebiete aufzusuchen. 

 In der Medientheorie wurde es immer wieder als eine Art Gesetzmäßigkeit für die Entwicklung von Medien gesehen, dass verschiedene Medienarten sich immer irgendwie ergänzen würden, aber es nie zu einer vollständigen Verdrängung bestimmter Medienformen kommen würde. Fernsehen verdrängt Radio nicht vollständig, Radio verdrängt Zeitungen nie vollständig. Trotz Internet gibt es nach wie vor Tageszeitungen. Lange Jahre schien Riepl mit dieser Gesetzmäßigkeit etwas uneingeschränkt Gültiges geschaffen zu haben. 

 In dieser Degitalisierung des Jahres 2026 müssen wir uns die Frage stellen, inwieweit interaktive und soziale Arten von Medien und der Erstellung von Inhalten noch in die scheinbar zeitlose Gesetzmäßigkeit Riepls passen. 

 Anfang 2026 wird darüber diskutiert, ganze Arten von Medien – eigentlich als sozial betitelt – vollständig von bestimmten Altersgruppen fernhalten zu wollen. Seit Riepls Feststellung 1913 haben Medien allerhand neue Methoden entwickelt, zumindest im Ringen um Aufmerksamkeit „alte“ Medien zu verdrängen. 25 Prozent der Kinder oder Jugendlichen nutzen laut einer DAK-Studie von 2025 soziale Medien „riskant oder krankhaft oft“. 

 Riepl wurde medienwissenschaftlich zwar schon früher grundsätzlich widerlegt. Medien sind von ihren Verteilungswegen heutzutage nicht mehr so klar voneinander trennbar, denn irgendwie ist inzwischen vieles „over IP“, also alles über das „Internet“. Aber irgendwie scheinen speziell soziale Medien einen so großen Verdrängungseffekt auszuüben, dass etwas getan werden muss. 

 Anlass für die aktuellen Diskussionen um ein Social-Media-Verbot sind eigentlich die Geschäftsmodelle scheinbar „sozialer“ Medien. Geschäftsmodelle, die mit immer mehr manipulativen Designs mehr und mehr Nutzungszeit ihrer Plattformen erreichen und durch die Bindung von User*innen mehr Umsatz durch vorwiegend Werbung erreichen wollen. Diese Dark Patterns sind dabei nicht rein auf „soziale“ Medien beschränkt, sie betreffen auch Shopping-Plattformen wie Ebay oder Temu. 

 Die aktuell propagierte Problemlösung ist dabei aus systemischer Sicht zumindest spannend. Statt zu regulieren, welche Inhalte verbreitet werden, und diese Inhalte möglicherweise besser zu moderieren, wird aktuell versucht, mittels technischer Methoden wie Altersverifikation einfach den Zugang ganz zu verwehren. Medienhistorisch betrachtet ist allerdings doch interessant, wie der Versuch aussieht, schädliche Wirkungen „sozialer“ Medien zu regulieren. 

 Schon kurz nach Riepls Feststellung entstand in der Weimarer Republik 1920 ein Lichtspielgesetz, das auch an die Kinder damals dachte und Kinofilme entsprechend kontrollierte. „Bildstreifen“, die Jugendlichen unter 18 Jahren vorgeführt werden sollten, bedurften einer speziellen Zulassung. Die Sorge damals schon: Die Inhalte könnten „eine schädliche Einwirkung auf die sittliche, geistige oder gesundheitliche Entwicklung oder eine Überreizung der Phantasie der Jugendlichen“ haben. 

 Jugendschutz durch Regulierung von Inhalten wurde dann in der Folge etwa durch die FSK in der Bundesrepublik durchgeführt, die seit mehr als 75 Jahren immer noch Kinofilme prüft und mit Altersempfehlungen versieht. 

 Der Versuch der staatlichen Regulierung von medialen Inhalten ist also nicht neu. Er hat sich über die Jahre auch immer weiter an die mediale Vielfalt angepasst, sei es mit dem Aufkommen von Computerspielen als auch mit dem eher zweifelhaften Versuch, Internetinhalte hinter eine Art digitalen Jugendschutzvorhang zu stellen. Dabei ging es bei allen Versuchen der Regulierung bis zur Zensur von Medien bisher immer um die eigentlichen Inhalte. 

 Bei den Regulierungsversuchen „sozialer“ Medien bedarf es nicht einer Betrachtung der eigentlichen Inhalte, es müsste um den Versuch gehen, die Medien selbst in ihrer Funktionsweise zu regulieren. Die Moderation von Inhalten ist zwar ein Teil des Problems, aber für die Bewertung von Inhalten gibt es ja bereits etablierte Methoden. Das ist medienhistorisch betrachtet dann doch neu und erklärt vielleicht auch ein wenig, warum die Versuche eines Social-Media-Verbots eher ungelenk wirken. 

 Kinos wurden bisher ja selten dazu aufgefordert, „keine bequemen Sessel nutzen zu dürfen, die das Ansehen von Filmen mit mehr als zwei Stunden fördern“. Einfach, weil Kino keine starken manipulativen Patterns verwendet, um den eigentlichen Konsum zu steigern und Menschen kontinuierlich „an den Kinosessel zu fesseln“. Erfahrungen zur Regulierung des Zugangs zu Inhalten sind seit Jahrzehnten mit unterschiedlichem Erfolg vorhanden, Erfahrungen in der Regulierung von Funktionen von Plattformen wie „sozialen“ Medien eben nicht. 

 „Soziale“ Medien erfordern eher eine differenzierte Betrachtung ihrer aufmerksamkeitsbindenden Verhaltensmuster und diversen Dark Patterns. Denn medientheoretisch betrachtet handelt es sich bei „sozialen“ Medien um eine immer extremer werdende Form von Lean-Forward- bzw. Lean-In-Medien. Medien, die auf eine starke aktive Auseinandersetzung mit ihnen abzielen. Im Gegensatz zu einem Kinofilm oder einer Fernsehdokumentation braucht es hier sehr starke aktive Handlungen, um die Inhalte zu konsumieren. Aktive Handlungen wie Likes oder Kommentare, die wiederum zu einer noch stärkeren Personalisierung und damit zu einem weiteren stärkeren Engagement führen. Der Versuch, das mit einer Alterskontrolle regulieren zu wollen, geht am eigentlichen Kern des Problems vorbei. 

 Ganz abgesehen davon, dass Alterskontrolle bislang bei Medien eh nie so ganz vollständig durchgesetzt werden konnte. Erfahrungen aus Australien zeigen, dass Altersschranken für Social Media eher zu mehr Kreativität in der Umgehung der Schranken geführt haben als zu einer wirksamen Regulierung der schädlichen Wirkungen. 

 Schwer zu sagen, ob Wolfgang Riepl 1913 schon absehen konnte, was die heute größte Gefahr der Verdrängung von Medienformen sein würde. Dass diese nicht zwangsläufig in eher technischen Gründen liegt, sondern in der Art und Weise, wie bestimmten Medienformen durch ihre Beschaffenheit anderen Medienformen schlicht und ergreifend alle Aufmerksamkeit entziehen wollen. In einer Aufmerksamkeitsökonomie, bei der soziale Medien mit besonders ausgereiften Methoden Aufmerksamkeit binden, geht es systematisch um Sucht. Oder um es mit Georg Franck zu sagen: „Die Aufmerksamkeit anderer Menschen ist die unwiderstehlichste aller Drogen.“ 

 Unabhängig, ob bei dem Versuch einer Regulierung von Social-Media-Plattformen sinnvolle Maßnahmen ergriffen werden oder nicht, ist Engagement aber auch eine Triebfeder weiterer, sich schädlich verhaltender Formen von Medienkonsum oder Medienerzeugung, nämlich eines Umgangs mit Medien, der gerade mit sogenannter Künstlicher Intelligenz entsteht. Sie seien im Folgenden kurz generative Medien genannt. 

 Der Musiker Adam Neely hat sich Anfang Februar sehr ausführlich und sehenswert mit diversen Aspekten der generativen Musikplattform Suno beschäftigt. Bemerkenswert ist dabei der Fokus der Macher von Suno auf Engagement und interaktive „Musikerfahrungen“. Mikey Shulman, CEO von Suno, schweben eine Art Multiplayer-Mode-Experience von Musik und ziemlich viele andere Buzzwords vor. Shulman entwertet in öffentlichen Aussagen Musik als Kunstform, findet, dass Musikmachen schwer sei, und dass mit generativen KI-Tools musikalische Fähigkeiten, etwa ein Instrument spielen zu können, nicht mehr relevant sein würden. Es würde nur noch um guten Geschmack gehen. 

 Suno selbst möchte aber zu einer Plattform für sogenannte Superfans werden, Fans also, die sich besonders intensiv mit Künstler*innen auseinandersetzen. Am Ende geht es dabei nicht um hohe Kunst, es geht um besonders viel und intensives Engagement. Also genau um die gleichen Patterns, die schon bei Social-Media-Plattformen zu einer gefährlichen Abhängigkeit der Nutzenden führen können. 

 Die Technik hinter generativen Medienplattformen wie Suno ist dabei aber bereits eine extrem weit fortgeschrittene Form von Verdrängungsversuchen bisheriger Medienformen und der bisherigen Urheber, sei es in Filmen, Musik oder Bildern. Generative KI ist voll von Plagiaten, die Hersteller befinden sich in mehreren Klageverfahren, etwa in Auseinandersetzungen mit der GEMA in Deutschland. 

 KI bedroht wegen vermeintlicher Effizienzgewinne eine ganze Reihe von bisher notwendigen Medienberufen, sei es im Lektorat, in der Synchronisierung von Inhalten oder bei Darstellenden. Inhalte werden noch stärker auf besonders hohe wirtschaftliche Chancen oder Passgenauigkeit für ein bestimmtes Genre optimiert, etwa durch die Analyse von Manuskripten durch KI. 

 All das hat nichts mit Empowerment von Menschen zu tun, wie viele Plattformen oftmals behaupten. Es verstärkt Gatekeeping, erhöht den Kostendruck in der eh schon schwankend gut finanzierten Medien- und Kulturbranche und fördert die Gewinne einiger weniger Anbieter und Plattformen. 

 Gehen schon die aktuelle Diskussion und die Lösungsvorschläge um ein Social-Media-Verbot am eigentlichen Kern des Problems vorbei, nämlich der Regulierung von Social-Media-Plattformen selbst, so dürften auf Engagement optimierte generative Medienplattformen aufgrund ähnlicher Geschäftsinteressen das nächste größere Problem werden. 

 Entgegen dem, was Riepl 1913 vermutete, könnte sogar eine weit schlimmere Verdrängung stattfinden. Auf mit Dark Patterns versehenen Plattformen gibt es nur noch eine Vielzahl generativer Medien, wie etwa mit KI generierte Musik oder Videos. Diese nehmen Medienschaffenden, Künstler*innen und damit in Verbindung stehenden Berufsgruppen nicht nur immer mehr die Aufmerksamkeit weg, sie bestehlen sie ihrer Schöpfungen und verdrängen diese sogar, sodass bis auf wenige große Kunstschaffende nur noch die sprichwörtliche brotlose Kunst bleibt. 

 Dann wäre Riepl zwar endgültig widerlegt, wir wären aber auch einer vielfältigen und menschlichen Medien- und Kulturlandschaft beraubt. Gegen diese Gefahren hilft nur Regulierung, keine Verdrängung. 

 Die Arbeit von netzpolitik.org finanziert sich zu fast 100% aus den Spenden unserer Leser:innen.
Werde Teil dieser einzigartigen Community und unterstütze auch Du unseren gemeinwohlorientierten, werbe- und trackingfreien Journalismus jetzt mit einer Spende. 



KW 10: Die Woche, als wir Kritik aus Kirchen hörten



2026-03-07


 Liebe Leser*innen, 

 ich habe es mir zur Aufgabe gemacht, die Debatte um Social-Media-Verbote und Alterskontrollen von allen Seiten zu beleuchten. Falls ihr unsere Seite eng verfolgt, ist euch das vermutlich auch schon aufgefallen. 

 Für mich losgegangen ist das Ganze vor ziemlich genau zwei Jahren, im Februar 2024, als ich einen ausgeruhten Grundlagen-Artikel dazu veröffentlicht hatte, wie Alterskontrollen das Netz umkrempeln sollen. 

 In meinem netzpolitischen Umfeld hatten Kolleg*innen und Bekannte damals gesagt: Da braut sich was zusammen, Alterskontrollen werden das nächste große Ding. Und ich war so: Na gut, dann schau ich mir das auch mal an. Netzpolitik.org ist ja auch ein Frühwarnsystem. 

 Dann ist lange nichts passiert.
Dann hat Australien das Social-Media-Verbot bis 16 Jahre eingeführt.
Und seitdem explodiert die Nachrichtenlage. 

 Manchmal finde ich das richtig spannend. Ein Hype-Thema wie dieses macht sichtbar, wie lebendig die kritische Öffentlichkeit sein kann. Plötzlich erscheinen reflektierte Positionspapiere von Dutzenden Fachorganisationen; Nachrichtenmedien springen auf und bitten uns um Interviews; Hunderte internationale Forscher*innen bringen sich ein, um gemeinsam Politik und Öffentlichkeit zu warnen. 

 Naja, und dann ist da noch die SPD, die vor ein paar Wochen ein fachlich völlig unterirdisches Papier rausgehauen hat, über das ich noch heute den Kopf schüttele. 

 Als Journalist kann (und sollte) ich auch Aspekte einer Debatte ausleuchten, die es so noch nicht in die breitere Öffentlichkeit geschafft haben. Deshalb habe ich mich zum Beispiel bei Glaubensgemeinschaften umgehört, was sie eigentlich von der Idee eines Social-Media-Verbots halten. Immerhin ist Zugang zu sozialen Medien auch eine Frage der Religionsfreiheit. 

 Und siehe da: Ich habe einige sehr lesenswerte Antworten bekommen. Die kleine Recherche hat engagierte Menschen und Organisationen sichtbar gemacht, die ich bisher bei netzpolitischen Themen nicht auf dem Schirm hatte. 

 Während ich mich mit dem Social-Media-Verbot befasse, stellt sich mitunter auch eine gewisse Themen-Müdigkeit ein. Manche Argumente habe ich schon hundertmal gehört. Inzwischen merke ich ziemlich schnell, ob ein Debattenbeitrag fachlich fundiert ist oder oberflächlicher Murks. Vor allem letzteres schlägt mir aufs Gemüt. Lange an einem Thema dran zu bleiben, heißt für mich auch: Ich muss viel Redundanz aushalten und mit meiner eigenen Ungeduld klarkommen. 

 An manchen Tagen ist Journalismus für mich wie eine aufregende Expedition in ein völliges neues Thema mit einem Dauerregen an neuen Erkenntnissen. Manchmal aber ist es eher ein Gang durch allzu bekanntes Terrain, auf der Suche nach neuen Nuancen. Das Gute daran ist: Morgens weiß ich nie genau, ob es der eine oder der andere Tag wird. 

 Bleibt neugierig und habt ein schönes Wochenende
Sebastian 

 Ein einsamer Pinguin bewegt das Netz. Politiker aus aller Welt, die Europäische Union und deutsche Supermarktketten wollen an seinem Ruhm teilhaben. Dabei steht der vermeintlich nihilistische Vogel für eine zunehmend entfremdete Welt. Von Vincent Först –
Artikel lesen 

 Die schwarz-rote Berliner Landeskoalition plant Rückschritte bei der Informationsfreiheit. Auffällig dabei ist, dass in Zukunft Dokumente verweigert werden könnten, wenn es in der Sache Ermittlungsverfahren gibt. Das könnte die öffentliche Aufklärung von Skandalen behindern. Von Markus Reuter –
Artikel lesen 

 Erstmals zeigt eine große Studie, in welchem Ausmaß Menschen in Deutschland Gewalt im digitalen Raum erleben. Erfasst werden dabei auch Taten, die bislang in keiner Statistik auftauchen. Frauen und queere Menschen trifft es besonders häufig. Von Chris Köver –
Artikel lesen 

 2025 hat die Berliner Polizei 62 Mal mit Tasern auf Menschen geschossen. Dabei wurden 58 Menschen verletzt. Die extrem schmerzhafte Waffe wurde oft gegen suizidale Personen eingesetzt. Von Martin Schwarzbeck –
Artikel lesen 

 In Brüssel wird momentan diskutiert, ob sexualisierte Deepfakes verboten werden sollen – und wie. Nach dem Skandal um Grok im Januar gibt es dafür gerade viel politischen Willen und mit dem KI-Omnibus eine rechtliche Möglichkeit. Von Anna Ströbele Romero –
Artikel lesen 

 Regierungen und Parlamente weltweit sollen ihre Pläne für Social-Media-Verbote nicht weiter verfolgen. Das fordern mehr als 400 Forscher*innen aus 29 Ländern in einem offenen Brief. Sie wollen zuerst prüfen, ob Alterskontrollen überhaupt wirksam und sicher sind. Von Sebastian Meineck –
Artikel lesen 

 Der Justiz-Ausschuss des EU-Parlaments hat die Verlängerung der freiwilligen Chatkontrolle abgelehnt. Liberalen und Grünen geht das Gesetz zu weit, Christdemokraten geht es nicht weit genug. Nächste Woche stimmt das Parlament im Plenum darüber ab. Von Andre Meister –
Artikel lesen 

 Berlins Feuerwehrleute fürchten, dass Bodycams bei Rettungseinsätzen das Vertrauensverhältnis zu den Patient*innen zerstören. Dennoch müssen sie welche tragen. Jetzt kam heraus: Die Aufnahmen sind nutzlos. Von Martin Schwarzbeck –
Artikel lesen 

 In ihrer neuen Anti-Terror-Strategie setzt die EU-Kommission stark auf KI-gestützte Datenanalysen und Vorhersagen. Neben dem Blick in die digitale Glaskugel will sie unter anderem auch mehr Uploadfilter einsetzen – und Online-Gaming stärker ins Visier nehmen. Von Tomas Rudl –
Artikel lesen 

 Die EU-Behörde eu-LISA arbeitet weiter daran, Fingerabdrücke und Gesichtsbilder zu vernetzen. Nach Einrichtung einer Superdatenbank werden jetzt noch mehr Systeme angeschlossen. Dazu gibt es einen neuen Fahrplan bis 2030. Von Matthias Monroy –
Artikel lesen 

 Manche Nutzer:innen der Überwachungsbrille filmen sich beim Sex. Das und vieles mehr landet wohl auf den Bildschirmen von Arbeiter:innen in Kenia, die im Auftrag von Meta die „KI“ trainieren. Mehr als 30 von ihnen haben schwedischen Journalist:innen ihre Erfahrungen geschildert. Von Markus Reuter –
Artikel lesen 

 Evangelische und katholische Jugendverbände in Deutschland finden ein Social-Media-Verbot für Minderjährige falsch. Bedenken äußern die Evangelische Kirche Deutschland (EKD) und das Bistum Köln. Von Sebastian Meineck –
Artikel lesen 

 Heute stimmt der Landtag in Sachsen-Anhalt über das neue Polizeigesetz ab, das auch eine automatisierte Datenanalyse über Polizeidatenbanken hinweg erlauben soll. Doch trotz Nachbesserungen bleiben wesentliche Kritikpunkte. Die neuen Datenanalyse-Regeln im Gesetz hätten bei einer Prüfung in Karlsruhe wohl keinen Bestand. Von Constanze –
Artikel lesen 

 In der besetzten Ukraine inhaftieren, foltern und misshandeln russische Soldaten LGBTI-Personen. Es kann schon reichen, eine queere App auf dem Smartphone zu haben, um im Folterkeller zu landen. Um der systematischen Verfolgung zu entgehen, müssen sich Betroffene etwas einfallen lassen. Von Timur Vorkul –
Artikel lesen 

 Wie lassen sich Rechenzentren nachhaltig und ohne globale Abhängigkeiten betreiben? Darüber diskutieren Anfang März Bürger*innen, Forschende und Politiker*innen bei der Bits & Bäume Konferenz 2026 in NRW. Wir haben mit der Mitorganisatorin Anne Mollen über die Ziele der Konferenz gesprochen. Von Laura Jaruszewski –
Artikel lesen 

 Das ZDF-Politbarometer zeigt eine Mehrheit für ein Social-Media-Verbot in Deutschland. Eine Umfrage des Deutschen Instituts für Wirtschaftsforschung spricht gegen Verbote. Ja, was denn nun? Was wir von Umfragen lernen können und was nicht. Von Sebastian Meineck –
Artikel lesen 

 Der Bundesverband der Verbraucherzentralen sucht im Netz nach Fake-Shops, irreführender Gesundheitswerbung und schädlichen Produkten. Doch die Plattformen reagieren nur schleppend und zeigen sich wenig kooperativ – trotz gesetzlicher Pflicht, den Hinweisen der Verbraucherschützer*innen schnell nachzukommen. Von Timur Vorkul –
Artikel lesen 

 Laut Chaos Computer Club sind Verhaltensscanner, die Berlin bald aufbauen will, „gefährlicher Mumpitz“. Er warnt das Bundesland – und auch alle anderen Städte und Länder, die die neue Technologie einsetzen oder einsetzen wollen – davor, autoritäre Staaten als Blaupause zu nutzen. Von Martin Schwarzbeck –
Artikel lesen 

 Das Jahr 2025 hatte es politisch in sich. Doch am Ende erfuhren wir viel Zuspruch. Das tat gut. Und bereits am vorletzten Tag des Jahres konnten wir ein kleines Feuerwerk zünden. Das verdanken wir euch und eurer Unterstützung. Von netzpolitik.org –
Artikel lesen 

 Die Bundesregierung lässt jetzt sogar Buchhandlungen vom Verfassungsschutz überprüfen – ohne klare Rechtsgrundlage und ohne Wissen der Betroffenen. Mehr als 1200 Organisationen und Projekte wurden schon durchleuchtet. Wie das Haber-Verfahren die Zivilgesellschaft einschüchtert. Eine Analyse. Von Markus Reuter –
Artikel lesen 

 Das Bundesverwaltungsgericht hat eine Klage der Bundesdatenschutzbeauftragten gegen den BND abgewiesen. Damit entsteht eine kontrollfreie Zone. Die Behördenchefin nennt diese Situation bei der Geheimdienstkontrolle „absurd“. Menschenrechts- und Geheimdienstexperten sehen nun die Bundesregierung in der Pflicht, eine wirkungsvolle Kontrolle zu schaffen. Von Constanze –
Artikel lesen 

 Bald soll es auch in Berlin Videoüberwachung des öffentlichen Raums geben. Und dazu ein System, das analysiert, ob die gefilmten Menschen artig sind. In anderen Städten sind solche Systeme schon viel länger im Einsatz. Wir haben nachgefragt, was Berlin dort lernen kann. Von Martin Schwarzbeck –
Artikel lesen 

 In der neuen Folge unseres Hintergrund-Podcasts geht es um einen Fall von Nachstellung und die Rolle, die eine Spionage-App dabei spielt. Außerdem erklären wir die Fallstricke sogenannter Verdachtsberichterstattung und wie sie unsere Arbeit beeinflussen. Von Ingo Dachwitz –
Artikel lesen 
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#305 Off The Record: Eine Recherche, die wütend macht
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 [if lt IE 9]>

 Überwachung und digitale Gewalt sind Kernthemen auf netzpolitik.org. Jetzt haben Chris und Martin nachgelegt: Es ist das erste Mal, dass sie die Geschichte einer Person erzählen können, die nachweislich von ihrem Ex-Partner mithilfe eines Spionage-Programms auf ihrem Telefon überwacht wurde. 

 Aiko und Tom waren weniger als ein Jahr zusammen, das Stalking danach dauert länger. Er will nicht loslassen, verfolgt sie, lauert ihr auf. Immer wieder scheint er ganz genau zu wissen, wo sie sich aufhält. Selbst als sie sich auf eine Reise nach China flüchtet. 

 Möglich macht das die Software mSpy, über die Martin und Chris schon länger kritisch berichten. Im Podcast erzählen sie, wie sie auf Aiko gestoßen sind, die bereit war, ihre Geschichte zu erzählen. Wir sprechen über Emotionen bei der Recherche-Arbeit und wie man juristisch sauber über Fälle schreibt, bei denen nicht jeder Verdacht abschließend belegt werden kann. 

 In dieser Folge: Chris Köver, Ingo Dachwitz und Martin Schwarzbeck.
Produktion: Serafin Dinges.
Titelmusik: Trummerschlunk. 

 Hier ist die MP3 zum Download. Wie gewohnt gibt es den Podcast auch im offenen ogg-Format. Ein maschinell erstelltes Transkript gibt es im txt-Format. 

 Unseren Podcast könnt ihr auf vielen Wegen hören. Der einfachste: in dem Player hier auf der Seite auf Play drücken. Ihr findet uns aber ebenso bei Apple Podcasts, Spotify und Deezer oder mit dem Podcatcher eures Vertrauens, die URL lautet dann netzpolitik.org/podcast. 

 Wir freuen uns auch über Kritik, Lob, Ideen und Fragen entweder hier in den Kommentaren oder per E-Mail an podcast@netzpolitik.org. 
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KI-gestützte Videoüberwachung in Berlin: So wehrt man sich gegen Verhaltensscanner



2026-03-07


 Die Berliner Polizei sucht Software für „KI-Videoschutz“. Unternehmen können sich noch bis Ende März auf den Auftrag bewerben. Dann soll es erste Tests damit geben, zunächst nur in Räumen der Polizei. Die Installation eines derartigen Systems am Kottbusser Tor ist noch für dieses Jahr geplant, so eine Sprecherin. 

 Für Berlin ist das eine Zeitenwende. Videoüberwachung des öffentlichen Raums gab es in der Stadt, außerhalb des öffentlichen Nahverkehrs, bislang noch nicht. Und dann soll diese gleich gemeinsam mit einem Verhaltensscanner ausgerollt werden – einer Technologie, die automatisiert analysiert, was Menschen gerade tun und Verdachtssituationen kenntlich macht. Das neue Berliner Polizeigesetz erlaubt zudem, mit den Daten, die dabei von unbedarften Passant*innen gesammelt werden, kommerzielle Überwachungssoftware zu trainieren. 

 Test mit solcher Software laufen bereits andernorts in Deutschland: seit 2018 in Mannheim und seit 2023 in Hamburg. Wir haben uns in beiden Städten umgehört, was Menschen, die dort mit der Technologie zu tun haben, den Berliner*innen raten können, die sie jetzt ungefragt vor die Nase gesetzt bekommen. 

 Zur Videoüberwachung an sich haben wir zudem nach Köln gesehen. Dort filmen 106 Kameras den öffentlichen Raum, die ersten wurden schon 2016 installiert. Und auch aus der Berliner Opposition gab es Hinweise, wie es für überwachungskritische Menschen in der Hauptstadt jetzt weitergehen kann. 

 Philipp Knopp hat von Februar 2025 bis Anfang des Jahres ein Forschungsprojekt zur KI-Videoüberwachung in Hamburg geleitet. Er sagt: 

 „Die experimentelle Verhaltenserkennung verändert die Praxis der Videoüberwachung sehr grundlegend. In Hamburg oder Mannheim geht es nicht mehr nur um Sicherheit und soziale Kontrolle, sondern darum, Daten für das KI-Training zu sammeln und die Technik zu testen. Unsere Analysen zum KI-Diskurs in Hamburg haben gezeigt, dass kritische und abwägende Stimmen seltener gehört werden als die Befürworter. Es braucht aber einen offenen und gleichberechtigten Diskurs über das Zusammenleben in der Stadt. 

 Uns war klar, dass KI-Überwachung auch in anderen deutschen Großstädten zum Thema wird. Für die Zivilgesellschaft und Kommunen ist die Auseinandersetzung damit oft eine Herausforderung. Deshalb haben wir eine Reihe von Tools entwickelt, die man auf unserer Homepage herunterladen kann. Damit kann man Betroffene und mögliche Bündnispartner identifizieren, die KI-Anwendung unter sozialen und ökologischen Gesichtspunkten bewerten oder mit einem Szenariospiel Potenziale für Kooperationen entdecken.“ 

 Tobias Roser ist einer von wenigen Menschen, die in Mannheim auch acht Jahre nach deren Einführung noch gegen die Verhaltensscanner-Technologie protestieren. Er sagt: 

 „Die ständige Überwachung durch Verhaltensscanner und Videosysteme ist ein direkter Angriff auf unsere Freiheit und Privatsphäre. Diese Technologien sind nicht nur invasive Werkzeuge der Kontrolle; sie spiegeln ein tief verwurzeltes Misstrauen gegenüber der Bevölkerung wider. Wir dürfen uns nicht ihnen unterwerfen! 

 Es ist eine mühevolle Herausforderung, den Widerstand gegen die Überwachung über lange Zeit aufrechtzuerhalten. Wenn das erste Momentum nachlässt, ist es leicht, in die Versuchung zu verfallen, aufzugeben oder nachzulassen. Doch wenn die Kameras uns ständig im Visier haben, heißt das nicht, dass wir uns zurückziehen müssen. Vielmehr sollten wir uns zusammenschließen und den Mut aufbringen, langfristige Strategien gegen diese digitale Entmündigung zu entwickeln und zu kämpfen. Diese Überwachung ist eine Fessel, die wir gemeinsam sprengen können. Wir sind keine Objekte, die mechanisch analysiert werden, sondern lebendige Individuen mit unveräußerlichen Rechten.“ 

 Calvin Baus engagiert sich mit der Initiative Kameras stoppen gegen die Videoüberwachung in Köln. Er sagt: 

 „Was man aus Köln lernen kann: Es lohnt sich, juristisch gegen die Videoüberwachung vorzugehen. Es hat zwar einige Jahre gedauert, aber inzwischen haben wir – finanziert mit Spenden – erstinstanzliche Urteile, die der Polizei in zahlreichen videoüberwachten Arealen die Überwachung verbieten. Das Land Nordrhein-Westfalen hat – vertreten durch die Polizei Köln – Berufung eingelegt, aber wir sind froher Hoffnung, dass wir auch da gewinnen. Man darf die mit diesem Unsinn nicht einfach durchkommen lassen. 

 Außerdem haben wir erstritten, dass die Kölner Polizei ihre Kameras mit Blenden physisch blockieren muss, sobald im überwachten Bereich Demonstrationen oder Versammlungen stattfinden, und zwar so dass auch vor und nach der Versammlung die An- und Abreise nicht überwacht wird. Unser Ziel ist immer noch eine Stadt ohne Videoüberwachung und wir sind froh, dass wir mit der Blende das Versammlungsrecht stärken und unserem Ziel damit näher kommen konnten.“ 

 Vasili Franco hat sich in den entsprechenden Landesparlaments-Debatten klar gegen die Einführung der Verhaltensscanner positioniert. Er sagt: 

 „Der allgemeine Trend Polizeigesetze mit immer mehr Überwachungsbefugnissen zu verschärfen, wird selbst zum Sicherheitsrisiko. Es braucht jetzt eine aufmerksame Zivilgesellschaft, die sich den Einfallstoren für einen Überwachungsstaat klar entgegenstellt und überbordenden Maßnahmen auch vor Gerichten Einhalt gebietet.“ 

 Niklas Schrader ist Überwachungskritiker und sitzt für die Linke im Berliner Abgeordnetenhaus. Er sagt: 

 „Nun ist das Ding beschlossen und sie gehen an die Umsetzung. Wir haben dazu viel parlamentarisch gemacht, aber der zivilgesellschaftliche Protest war leider überschaubar. Ich hoffe, das steigert sich jetzt, wenn die Folgen sichtbar werden. 

 Wir sind gerade als Fraktion noch in der Prüfung, ob es aussichtsreich ist, gegen das Gesetz rechtlich vorzugehen. Wenn das so ist, würden wir gemeinsam mit den Grünen ein Normenkontrollverfahren einleiten. Falls sich nach der Wahl die Mehrheitsverhältnisse ändern, werden wir natürlich alles tun, um diesen Unsinn zu beenden.“ 

 Am 20. September wird in Berlin ein neues Landesparlament gewählt. Der Regierende CDU-Bürgermeister Kai Wegner hat seit der letzten Wahl beinah beständig an Zustimmung verloren. Wenn die Zivilgesellschaft es nicht schafft, die KI-Überwachung abzuwenden, bleibt zumindest den Wähler*innen eine Chance. 
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Geheimdienstkontrolle: „Kontrolle darf nicht davon abhängen, ob der Geheimdienst freiwillig kooperiert“



2026-03-06


 Am Mittwoch hat das Bundesverwaltungsgericht eine Klage der Bundesdatenschutzbeauftragten als unzulässig zurückgewiesen. Grund der Klage war eine verweigerte Einsichtnahme durch den Bundesnachrichtendienst, der Anordnungen des BND-Präsidenten nicht kontrollieren lassen wollte. 

 Nach der durch den BND bei einem Kontrolltermin abgelehnten Einsichtnahme hatte die Kontrollbehörde diese Verweigerung formal beanstandet. Das passiert gegenüber dem Bundeskanzleramt, das für den BND zuständig ist und quasi rechtliche Oberhoheit über den Geheimdienst hat. Doch das Bundeskanzleramt wies die Beanstandung zurück. So blieb nur der Klageweg. 

 Louisa Specht-Riemenschneider als aktuelle Bundesbeauftragte für den Datenschutz und die Informationsfreiheit (BfDI) bewertete das Ergebnis der Klage ihrer Behörde, die ihr Vorgänger Ulrich Kelber losgetreten hatte: „Meine Möglichkeiten zur Durchsetzung der Betroffenenrechte sind mit dem heutigen Urteil massiv beschränkt.“ 

 Mit den Betroffenen sind diejenigen gemeint, die beispielsweise durch technische Überwachungsmaßnahmen des BND abgehört oder gehackt werden. Die BfDI soll durch ihre unabhängigen Kontrollen auch ein strukturelles Defizit des Rechtsschutzes ausgleichen. Denn wegen der Geheimhaltung beim BND laufen Auskunfts- und Benachrichtigungspflichten für Betroffene ins Leere oder existieren gar nicht erst. Der individuelle Rechtsschutz ist daher stark eingeschränkt. 

 Doch eine Kontrollbefugnis durch die BfDI als einzige unabhängige Datenschutz-Aufsichtsbehörde kann nichts kompensieren, wenn mangels Informationen aus dem BND faktisch gar keine Kontrolle stattfinden kann. Da die Klage der BfDI keinen Erfolg hatte, existiert jetzt ein Tätigkeitsfeld des BND, das keine Aufsichtsbehörde unabhängig prüft. 

 David Werdermann, Rechtsanwalt und Verfahrenskoordinator der Gesellschaft für Freiheitsrechte (GFF), sagt gegenüber netzpolitik.org, dass die Entscheidung des Bundesverwaltungsgerichts „eine grundlegende Schwäche der deutschen Geheimdienstkontrolle“ offenlege. „Wenn die Bundesdatenschutzbeauftragte den Zugang zu relevanten Informationen beim BND nicht gerichtlich durchsetzen kann, entsteht faktisch ein kontrollfreier Raum“. 

 Werdermann betont: „Der BND verstößt mit der Verweigerung der Akteneinsicht zwar gegen geltendes Recht, das hat jedoch keinerlei Konsequenzen.“ Die Möglichkeit der BfDI, den Rechtsverstoß beim Bundeskanzleramt zu beanstanden, genüge nicht, „denn das Bundeskanzleramt ist keine unabhängige Stelle, sondern Teil der Exekutive und politisch für den BND verantwortlich“. 

 Das sieht auch die BfDI selbst so: „Aus meiner Sicht muss es immer eine Instanz geben, die über strittige Fragen entscheidet. Diese Instanz kann aber nicht das Bundeskanzleramt sein, denn innerhalb der Exekutive bin ich vollständig unabhängig und weisungsfrei.“ 

 Was vor der Entscheidung des Bundesverwaltungsgerichts weder BND noch BfDI öffentlich machten: Es ging um Anordnungen von sogenannten CNE-Maßnahmen für das Hacken von nicht näher spezifizierten informationstechnischen Systemen. Diese Anordnungen gibt der BND-Präsident. CNE steht für Computer Network Exploitation. Als CNE-Operationen werden im Geheimdienstjargon Hacking-Angriffe auf Computersysteme bezeichnet. Der BND nennt das im Beamtendeutsch auch „Aufklärung von Computernetzwerken“ zur „Zugangsgewinnung“ und „Materialerhebung“. 

  

 Reporter ohne Grenzen (RSF) und GFF legten im März 2025 eine Beschwerde beim Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte gegen das aktuelle BND-Gesetz ein. Der Schutz von Medienschaffenden sei im Gesetz nicht hinreichend enthalten. Auch gegen das Hacken mit Staatstrojanern durch den BND geht RSF bereits mit gerichtlichen Schritten vor. 

 Zu dem Urteil erklärt RSF nun gegenüber netzpolitik.org, dass die Kontrolle der Datenschutzbeauftragten besonders wichtig sei, da Medienschaffende „geheime Überwachungsmaßnahmen kaum selbst überprüfen“ könnten. Das Urteil des Bundesverwaltungsgerichts offenbare, wie „wirkungslos“ die Kontrolle der Geheimdienste mitunter sei. RSF fordert, die Bundesregierung müsse hier „nachbessern und die Aufsicht über die Dienste stärken, um eine wirksame Kontrolle zu ermöglichen“. 

 Jurist Werdermann betont: „Gerade im Bereich geheimdienstlicher Überwachung sind starke unabhängige Kontrollen unverzichtbar. Der Staat greift hier besonders tief in Grundrechte ein – deshalb darf die Kontrolle nicht davon abhängen, ob der Geheimdienst freiwillig kooperiert.“ 

 Das fordert auch Lena Rohrbach, Expertin für Menschenrechte im digitalen Zeitalter bei Amnesty International in Deutschland. Sie sieht ebenfalls bei der Bundesregierung nun eine Handlungspflicht. Denn der BND soll wieder mit „weitreichenden neuen Befugnissen“ ausgestattet werden, wie kürzlich bekannt wurde. „Umso wichtiger ist eine Stärkung der Kontrolle, um nicht in eine noch weitere Schieflage zu geraten“, sagt Rohrbach gegenüber netzpolitik.org. „Bei den sich abzeichnenden Reformen der Kontrollarchitektur“ sollte daher die Rolle der BfDI bestätigt und „weiter gestärkt werden“. 

 Rohrbach fordert dabei auch, „die Möglichkeit, Maßnahmen verbindlich anordnen zu können“. Dies sei auch in anderen EU-Ländern der Fall. „Wenn der BND dem oder der BfDI die Kontrolle von Vorgängen verweigert, sollte es eine Möglichkeit geben, diese Konflikte unabhängig gerichtlich entscheiden zu lassen. Diese Möglichkeit sollte daher nun geschaffen werden. Kontrolle kann nicht effektiv erfolgen, wenn sie vom Wohlwollen des Kontrollierten abhängig ist.“ 

 Die BfDI hätte schließlich „langjährige Erfahrung“ bei der Kontrolle der Geheimdienste und „genießt ein Vertrauen in der Bevölkerung in ihrer Schutzfunktion für unwissentlich Betroffene“. Außerdem hätte die BfDI als einzige Kontrollbehörde „einen Gesamtüberblick über die Sicherheitsbehörden“, so Rohrbach.

Die Bundesdatenschutzbeauftragte Louisa Specht-Riemenschneider. - Alle Rechte vorbehalten Johanna Wittig

Tatsächlich hat die Behörde immer wieder bewiesen, dass unabhängige Geheimdienstkontrolleerhebliche Defizite und Verfehlungenaufdecken kann. Allerdings hat der BND die Kontrollen auch immer wieder rechtswidrig beschränkt und eine umfassende Kontrolle verhindert. Specht-Riemenschneider als heutige Behördenchefin und oberste Kontrolleurin bleibt nicht viel mehr, als die Bundesregierung in ihrer Pressemitteilung mit einem Appell direkt anzusprechen: „Ich muss meine Kontrollrechte im Interesse des Grundrechtsschutzes vor Gericht durchsetzen können. Ich appelliere an den Gesetzgeber, mir für Streitigkeiten über meine Kontrollrechte und -pflichten beim BND einen Rechtsweg zu geben.“ 

 Doch bisher war das nicht Teil der bekanntgewordenen Pläne zum Ausbau der Befugnisse des BND. Da ging es um noch mehr Hacking und Überwachung, nicht aber um ausgewogenere Kontrollrechte oder das Austarieren von Betroffenenrechten. Im Gegenteil, die Kontrolle durch die BfDI könnte gestrichen werden, wie Specht-Riemenschneider befürchtet: „Wenn mir dann demnächst die Aufsicht über die Nachrichtendienste komplett entzogen wird, wie es der Gesetzgeber plant, hat das Märchen von der Behinderung der Nachrichtendienste durch das Datenschutzrecht und durch meine Behörde endgültig verfangen.“ 

 Auf LinkedIn wird Specht-Riemenschneider noch deutlicher: „Eine gesetzliche Regelung, die einer unabhängigen Behörde Kontrollpflichten auferlegt und ihr dann die Durchsetzung versagt, ist absurd. So kann ich meine Arbeit nicht machen, meine Pflichten nicht erfüllen. So können wir es mit dem Grundrechtsschutz auch gleich lassen.“ 
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Attacke auf die Zivilgesellschaft: Wenn der Geheimdienst Buchhandlungen ins Visier nimmt
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 Mit Buchhandlungen verbinden viele den Geruch von Papier, gedämpfte Gespräche, Lese-Abende oder die Vorfreude in eine andere Welt einzutauchen. Jüngst hat Kulturstaatsminister Wolfram Weimer (parteilos) mehrere Buchhandlungen vom deutschen Inlandsgeheimdienst, dem Verfassungsschutz, durchleuchten lassen – um zu prüfen, ob sie von „Extremist:innen“ unterwandert sind. 

 In der Folge wurden drei Buchhandlungen nachträglich vom Deutschen Buchhandlungspreis ausgeschlossen, einer renommierten Auszeichnung für inhabergeführte Buchläden. Getroffen hat es „The Golden Shop“ in Bremen, die „Rote Straße“ in Göttingen und den Buchladen „Zur schwankenden Weltkugel“ in Berlin. 

 Das Ergebnis war ein Aufschrei; für sein Vorgehen wurde der Kulturstaatsminister als „Bundescanceler“ und „Kulturkämpfer“ bezeichnet. Ein „Hauch von McCarthy“ wehe durchs Land, schrieb Verleger Jo Lendle vom Hanser Verlag. Gemeint ist der ehemalige US-Senator Joseph McCarthy, der nach dem zweiten Weltkrieg eine prägende Kampagne gegen die angebliche Unterwanderung durch Kommunist:innen vorangetrieben hatte. 

 Auch der Börsenverein des Deutschen Buchhandels hat sich eingeschaltet und Weimer Intransparenz und fragwürdiges Vorgehen vorgeworfen – und „erhebliche Zweifel“ am sogenannten Haber-Verfahren angemeldet. Dieses Haber-Verfahren ist die Grundlage für das Vorgehen des Verfassungsschutzes gegen Buchhandlungen und andere Akteur:innen. 

 In diesem Überblick zeigen wir nicht nur die dünne Rechtsgrundlage des Haber-Verfahrens und welche Grundrechte dadurch betroffen sind, sondern beleuchten dessen fatale politischen und gesellschaftlichen Auswirkungen. Wie kann es sein, dass Minister:innen einfach so den Inlandsgeheimdienst auf Buchläden ansetzen können? Gerade in Verbindung mit der neuen Extremismusklausel zeichnet sich ein Muster ab: die systematische Einschüchterung demokratischer Zivilgesellschaft. 

 Mit dem von der ehemaligen Staatssekretärin Emily Haber im Jahr 2017 vorgelegten Verfahren (Originaldokument) können bundesstaatliche Stellen Organisationen, Personen und Veranstaltungen, die staatlich gefördert werden sollen, mittels einer Anfrage beim Verfassungsschutz untersuchen lassen. Die Idee hinter dem Verfahren ist, dass der Staat keine gegen die sogenannte freiheitlich-demokratische Grundordnung gerichteten Projekte fördern will. 

 Zunächst sollen die jeweiligen Stellen die zu fördernden Organisationen prüfen, und zwar aus ihnen zugänglichen Quellen, wie etwa den jährlichen Verfassungsschutzberichten des Bundes und der Länder. Danach gibt es aber einen zweiten Schritt, wie ein Gutachten des Wissenschaftlichen Dienstes des Bundestages ausführt: 

 Soweit hiernach eine Klärung nicht möglich sein sollte, können die Ressorts ihre Anfragen zu möglichen verfassungsschutzrelevanten Erkenntnissen über Organisationen, Personen und Veranstaltungen […] unmittelbar an das BfV und nachrichtlich an das BMI richten. 

 Die Abkürzungen meinen das Bundesamt für Verfassungsschutz (BfV) und das Bundesinnenministerium (BMI). Der eingeschaltete Verfassungsschutz gibt dann eine Rückmeldung, ob „verfassungsschutzrechtliche Erkenntnisse“ zur Anfrage vorliegen. Falls ja, empfiehlt das Innenministerium, von einer Förderung abzusehen. „Im Einzelfall“ lassen sich weitere Erkenntnisse abfragen. 

 In der Regel dürfte es für den Ausschluss aus einer Förderung genügen, wenn der Verfassungsschutz Erkenntnisse anmeldet. (Update: So auch im Fall der Buchhandlungen, wie die FAZ herausgefunden hat.) Die betroffenen Projekte und Personen selbst werden weder vorab noch nachträglich über die Abfrage beim Verfassungsschutz informiert, heißt es in dem Gutachten weiter. 

 Seit 2020 haben Ministerien 1.200 zivilgesellschaftliche Organisationen und 1.300 Personen mit diesem Haber-Verfahren durchleuchten lassen. Es bleibt die Frage: Dürfen sie das? 

 Familienministerin will Demokratieprojekte mit Verfassungsschutz durchleuchten 

  

 Die Rechtsgrundlage für das Haber-Verfahren ist mehr als dünn. Der frühere Bundesdatenschutzbeauftragte Ulrich Kelber nannte in einer als „Nur für den Dienstgebrauch“ eingestuften datenschutzrechtlichen Bewertung (PDF) aus dem Jahr 2019 das Haber-Verfahren „datenschutzrechtswidrig“. 

 Kelber zufolge fehle eine hinreichende „Rechts- und damit Ermächtigungsgrundlage“ für die Übermittlung personenbezogener Daten von den Ministerien an den Verfassungsschutz. Sie fehle auch für dessen Recherche und für die Übermittlung der Daten an die Ministerien zurück. Betroffen ist hier unter anderem das Grundrecht auf informationelle Selbstbestimmung. 

 Als „grundsätzlich unverhältnismäßig“ bezeichnete der damalige Bundesdatenschutzbeauftragte zudem die tiefergehende nachrichtendienstliche Überprüfung von Personen, wenn das Ergebnis lautete: „Es liegen keine Erkenntnisse vor“. 

 Auch der Wissenschaftliche Dienst des Bundestages schreibt von Zweifeln, ob es für die Datenabfrage seitens der anfragenden Behörde eine Rechtsgrundlage gebe: „Eine solche ergibt sich nicht aus dem BVerfSchG, auch fehlt es an einer spezialgesetzlichen Befugnis entsprechend z. B. der Regelungen im Luftsicherheitsgesetz, Atomgesetz oder Waffengesetz. Es bestehen große Bedenken, dass die Generalklausel des § 3 BDSG hierfür genügt.“ 

 Hinter der Abkürzung „BVerfSchG“ steckt das Gesetz, auf dessen Grundlage der deutsche Inlandsgeheimdienst arbeitet; das „BDSG“ wiederum ist das Bundesdatenschutzgesetz, das es öffentlichen Stellen generell erlaubt, Daten zu verarbeiten, wenn er zur Erfüllung ihrer Aufgaben notwendig ist. 

  

 Es gibt noch mehr Zweifel. So kommt auch ein juristisches Gutachten der Rechtsanwältin Anna Luczak zum Schluss, dass es „keine rechtliche Grundlage für derartige Überprüfungen im Bereich der Demokratieförderung“ gebe. 

 Luczak sieht durch die Überprüfung Eingriffe in die Grundrechte auf informationelle Selbstbestimmung, Meinungsfreiheit, Versammlungs- und Vereinigungsfreiheit sowie Berufsfreiheit und Gleichheitsgrundsatz. Ihre Schlussfolgerung: 

 Die in einer Überprüfung und eventuellen Versagung von Förderung aufgrund von Speicherungen beim Verfassungsschutz liegenden Grundrechtseingriffe sind und wären – gemessen am Verhältnismäßigkeitsgrundsatz – verfassungsrechtlich nicht zu rechtfertigen. 

 Neben der dünnen Rechtsgrundlage gibt es auch eine gesellschaftliche und politische Dimension. Es hat eine öffentliche Wirkung, wer mit dem Haber-Verfahren ins Visier genommen wird und wer nicht. Der Jurist Jannik Jaschinski von der Gesellschaft für Freiheitsrechte (GFF) sagt gegenüber netzpolitik.org: „Die Bundesregierung entdeckt die Förderungspraxis – wie auch jetzt im Fall der Buchhandlungen – als politisches Instrument, mit dem gespielt wird, um zivilgesellschaftliche Akteure einzuengen. Das geschieht auch auf Druck der AfD.“ 

 Jaschinski zufolge bewegen sich Überprüfungen mit dem Haber-Verfahren „weg von tatsächlichen sicherheitspolitischen Überlegungen“. Stattdessen würden zunehmend auch kleine Förderungen ins Visier genommen würden, wie jetzt bei den Buchläden. 

 „Man schustert dabei letztlich Befugnisse über die Zivilgesellschaft dem Verfassungsschutz zu, der nun den Daumen heben oder senken kann.“ Zwar entschieden in letzter Instanz die Ministerien, ein Votum des Verfassungsschutzes dürfte Jaschinski zufolge aber schwer wiegen. 

 Der Jurist warnt: „Im Zusammenspiel mit der neuen Extremismusklausel, die bei der Förderung beispielsweise von Demokratieprojekten angewendet wird, entstehen Einschüchterungseffekte gegen die Zivilgesellschaft.“ Die Extremismusklausel ist ein weiteres wichtiges Instrument in diesem Kontext. 

 Laut dieser neu eingeführten Klausel müssen geförderte Projekte nun sicherstellen, „dass eine Unterstützung extremistischer Strukturen durch die Gewährung materieller Leistungen (hier: Fördermittel des Bundes) oder immaterieller Leistungen vermieden wird“. 

 Einerseits sei die Klausel unbestimmt, warnt Jaschinski. Auf der anderen Seite könnten die geförderten Projekte selbst nicht wissen, ob sie mit Extremist:innen zusammenarbeiten, da die Klausel nicht nur auf einschlägig im Verfassungsschutzbericht benannte Organisationen und Personen abstelle. „Das führt zu einer Verunsicherung und verminderten Handlungsfähigkeit der Zivilgesellschaft“, sagt Jaschinski. 

 Anschaulich machen lässt sich das mit einem Beispiel: Vielleicht möchte sich eine staatlich geförderte Organisation an einem kommunalen Bündnis gegen Rechtsextremismus beteiligen. Verschiedene Akteure und Organisationen aus unterschiedlichen politischen Spektren arbeiten hier zusammen, um trotz politischer Verschiedenartigkeit für die Demokratie einzustehen. Aber was macht es mit den Menschen dieser geförderten Organisation, wenn sie wissen: Ein falscher Bündnispartner könnte ihre Förderung – und damit ihre Existenz – bedrohen? Fahren sie ihr Engagement lieber zurück? Über staatlich geförderten Organisationen hängt somit ein Damoklesschwert. 

 Erschwerend kommt hinzu, dass sich von der Förderung ausgeschlossene Organisationen nur sehr schwer gegen eine negative Entscheidung der Ministerien wehren können. In einem Beitrag von Jaschinski und dem Juristen Klaas Müller im Verfassungsblog heißt es deswegen: 

 Die Ablehnung stützt sich damit allein auf Erkenntnisse, die die Behörde selbst nicht kennt. Es ist zweifelhaft, ob dies als sachgerechter Grund im Sinne des Willkürverbots ausreicht. Denn so kann die Antragstellerin nicht nachvollziehen, ob es gerechtfertigt ist, dass sie in den Datenbanken des Verfassungsschutzes auftaucht, und ob der Umstand konkret einer Förderung entgegensteht. Die betroffenen Organisationen werden weder benachrichtigt noch erhalten sie eine Möglichkeit zur Äußerung. Dieses Vorgehen führt dort zu einem blind spot, wo ein transparentes und überprüfbares Verfahren grundrechtlich wie politisch geboten wäre. 

 Kurzum: Zivilgesellschaftliche Organisationen tappen im Dunkeln darüber, ob sie sich korrekt verhalten oder nicht; ob sie gerade möglicherweise im Visier des Geheimdiensts stehen. Das Projekt FragdenStaat hat deswegen Musterschreiben veröffentlicht, mit denen Organisationen erfragen können, ob sie im Rahmen des Haber-Verfahrens durchleuchtet wurden. 

 Die zunehmenden Einschränkungen demokratischer Zivilgesellschaft fallen in eine Zeit, in der die Demokratie durch das Erstarken von Rechtsextremisten immer stärker unter Druck gerät. Nicht nur die rechtsradikale AfD versucht seit Jahren, die demokratische Zivilgesellschaft unter Generalverdacht zu stellen. Auch Hetzportale und rechte Medien kolportieren seit Langem, dass Deutschland von linken Nichtregierungsorganisationen quasi unterwandert sei und der Staat diese auch noch alimentiere. 

 Auch die Unionsparteien selbst hatten bereits vor etwa einem Jahr ins gleiche Horn gestoßen. Nur wenige Wochen nach den Protesten gegen Friedrich Merz‘ Annäherung an die AfD im Januar 2025 reichte die Union eine Kleine Anfrage im Bundestag ein. In einem umfangreichen Fragenkatalog erkundigte sie sich unter anderem nach der staatlichen Förderung für gemeinnützige NGOs. Die Anfrage wurde innerhalb der Zivilgesellschaft als Einschüchterungsversuch verstanden. Wissenschaftler:innen und Organisationen zeigten sich zutiefst beunruhigt durch das Vorgehen der Unionsfraktion; mehr als eine halbe Million Menschen unterzeichneten einen Appell an die Bundesregierung. 

 Wenn die Zivilgesellschaft unter Extremismus-Verdacht gerät, steht im Hintergrund die Frage nach der Bedrohung der Demokratie. In verschiedenen Umfragen messen Forschende, wie viel Vertrauen Menschen in Deutschland in die Demokratie haben. So schreibt die Körber-Stiftung: 

 Nach dem Zusammenbruch der Ampelregierung im Herbst 2024 und den Neuwahlen im Frühjahr 2025 äußern lediglich 45 Prozent großes oder sehr großes Vertrauen in die Demokratie. Zugleich stieg der Anteil derer mit geringem oder wenig Vertrauen auf 53 Prozent. 

 Eine Studie aus Berlin zeigt wiederum: Das Bild der Linken als Feinde der Demokratie ist wissenschaftlich kaum zu halten. Für den „Berlin Monitor“ haben Forschende untersucht, wo sich Menschen auf dem Spektrum von rechts bis links verorten und wie sie zur Demokratie stehen. Das Ergebnis: „Laut unseren Berechnungen lassen sich 66 Prozent derjenigen, die sich auf der Links-Rechts-Skala als extrem Links einordnen, als solide Demokraten bezeichnen“ – ein höherer Wert als in der politischen Mitte oder dem rechten Spektrum. 

 Ausgerechnet die vermeintlichen linken Staatsfeinde könnten also diejenigen sein, welche die Demokratie und demokratische Werte verteidigen. Der Journalist Erik Peter schreibt zu diesem Thema in der taz: „Das Zerrbild der Linken dient dem bürgerlichen Lager zudem dazu, die eigenen antidemokratischen und autoritären Einstellungen zu verstecken.“ 

 Die Arbeit von netzpolitik.org finanziert sich zu fast 100% aus den Spenden unserer Leser:innen.
Werde Teil dieser einzigartigen Community und unterstütze auch Du unseren gemeinwohlorientierten, werbe- und trackingfreien Journalismus jetzt mit einer Spende. 



Transparenzbericht 4. Quartal 2025: Unsere Einnahmen und Ausgaben – und ganz viel Liebe
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 Ganz viel Liebe. So lautete unser Resümee nach dem Chaos Communication Congress. Denn der Congress ist für viele von uns nicht nur ein inhaltlicher Höhepunkt am Ende eines jeden Jahres. Sondern wir erfahren dort auch regelmäßig enorm viel Zuspruch für unsere Arbeit. 

 Lob ist immer Balsam für die Seele. Doch gerade nach dem vergangenen Jahr tat das doppelt so gut wie sonst. Denn 2025 hatte es in sich. Schon zu Jahresbeginn hatten wir uns gefragt, wie sich das verschärfte politische Klima auf unsere Arbeit auswirken wird. Und dann kam Trump II, die Tech-Bros gingen auf scharfen Rechtskurs, Brüssel gab sich dem KI-Hype hin und Schwarz-Rot schleifte Grundrechte – und die Union die Brandmauer gleich mit. Uff. 

 Umso schöner war es dann am Jahresende, „ganz viel Liebe“ zu erfahren – in den Vorträgen, in den Gängen zwischen den Hallen, vor dem Späti. Immer wieder hörten wir, dass unsere Arbeit wichtig sei und es uns gerade in diesen Zeiten brauche. Und uns erreichte über die Chaos-Post sogar ein Liebesbrief. 

 Wer die Chaos Post nicht kennt: Auf dem Congress gibt es traditionell einen Stand, wo Teilnehmer:innen Postkarten verschicken können. Auf wundersame Weise werden die Karten dann unter den zigtausenden Personen zugestellt. Wie genau das funktioniert? Auch dazu gibt es einen sehenswerten Vortrag. 

 Eine Karte erreichte auf Umwegen auch uns – inklusive einer daran getackerten Bargeldspende. Vielen Dank an den Absender für die schöne Überraschung und Unterstützung! Sie hat mit dazu beigetragen, dass wir am letzten Congress-Tag und am Ende des vierten Quartals ein wahres Liebesfeuerwerk verschießen konnten. 

 Und damit zu den harten Zahlen des vierten Quartals des vergangenen Jahres: 

 Im letzten Quartal des Jahres nehmen wir fast die Hälfte unserer Jahreseinnahmen an Spenden ein. Jedes Jahresende fiebern wir deshalb dem Spendenergebnis aus der Jahresendkampagne entgegen. Dieses Jahr hatten wir buchstäblich auf den letzten Metern die Gewissheit, dass die Finanzierung des nächsten Jahres steht. Am 30. Dezember waren wir auf dem Congress einen Moment strahlend beisammen und atmeten tief durch. Wir sind zutiefst dankbar für eure verlässliche Unterstützung. 

 An Spenden erreichten uns in den Monaten Oktober, November und Dezember 553.472 Euro. Das sind fast 10 Prozent über den geplanten Spendeneinnahmen für dieses Quartal. 

 window.addEventListener("message",function(a){if(void 0!==a.data["datawrapper-height"]){var e=document.querySelectorAll("iframe");for(var t in a.data["datawrapper-height"])for(var r,i=0;r=e[i];i++)if(r.contentWindow===a.source){var d=a.data["datawrapper-height"][t]+"px";r.style.height=d}}}); 

 Insgesamt belaufen sich unsere Einnahmen im vierten Quartal auf 569.211 Euro. Aus dem Verkauf von Merchandising erhielten wir fast 8.200 Euro. Das ist weit mehr, als wir für das gesamte Jahr erwartet hatten. 

 Die sonstigen Erlöse in der Höhe von 7.541 Euro setzen sich aus der Erstattungen des Bundes für den Platz im Rahmen des Freiwilligendienstes, Einnahmen aus der Erwähnung im digitalen Pressespiegel und Krankenkassenerstattungen im Rahmen von Krankmeldungen zusammen. 
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 Bei den Ausgaben liegen die Personalkosten bei 234.739 Euro und damit 5.700 Euro unter den kalkulierten Ausgaben laut unserem Stellenplan. Im gesamten Jahr haben wir 889.153 Euro für Personal ausgegeben und sind 38.300 Euro unter dem Plan geblieben. Wir hatten den Tarifabschluss im öffentlichen Dienst, an dem wir uns orientieren, höher angesetzt als er dann für 2025 eingetroffen ist. Im Verhältnis zu den Gesamtausgaben haben wir etwas mehr als 76 Prozent für Personalkosten ausgegeben. 

 In den Sachkosten haben wir für das vierte Quartal 72.637 Euro aufgewendet, rund 3.300 Euro weniger als wir angenommen hatten. Alle Ausgabenbereiche sind unauffällig. 

 Unser Projekt Reichweite hatten wir in den letzten beiden Quartalsberichten vorgestellt. Wir finanzieren das Projekt über einen Zeitraum von drei Jahren mit 200.000 Euro aus Rücklagen. In 2025 haben wir davon rund 64.800 Euro für den Relaunch unserer Website und eine neue Stelle für die Verbreitung unserer Inhalte in den sozialen Medien ausgegeben. Seit Anfang 2026 arbeiten wir an der Einführung von CiviCRM, einer Open-Source-Software zur Verwaltung von Spendendaten. 

 Unterm Strich haben wir im vierten Quartal für Personalkosten und Sachkosten rund 307.376 Euro verausgabt. Das sind knapp 9.000 Euro weniger, als wir kalkuliert haben. 
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 Im Gesamtjahr 2025 haben wir 1.167.934 Euro an Spenden eingenommen. Das sind 95 Prozent der Gesamteinnahmen und 58.000 Euro mehr als wir für 2025 geplant hatten. Im Vergleich zum Vorjahr legten wir über 6 Prozent an Spendenvolumen zu. Das ist alles andere als selbstverständlich. Wir danken euch von Herzen dafür. Insgesamt haben wir Einnahmen in Höhe von 1.226.378 Euro erzielt. 

 Unsere Gesamtausgaben in Höhe von 1.166.612 Euro liegen mit 17.462 Euro unter den kalkulierten Kosten. Derzeit stehen wir bei einem vorläufigen, positiven Ergebnis von rund 60.000 Euro. Die Buchungen während der Jahresabschlussarbeiten werden das Ergebnis noch verändern, wir werden aber sicher im Plus bleiben. Grund dafür sind vor allem die sehr guten Spendenergebnisse vom Jahresbeginn und in der Spendenkampagne zum Jahresende. Das Jahr ist also wie im dritten Quartalsbericht ersehnt und dank euch so gut ausgegangen, wie es angefangen hat. Fantastisch! 

 Wenn ihr uns unterstützen möchtet, findet ihr hier alle Möglichkeiten. Am besten ist eine monatliche Dauerspende. Damit können wir langfristig planen. 

 Inhaber: netzpolitik.org e.V.
IBAN: DE62430609671149278400
BIC: GENODEM1GLS
Zweck: Spende netzpolitik.org 

 Wir freuen uns auch über Spenden via Paypal. 

 Wir sind glücklich, die besten Unterstützer:innen der Welt zu haben. 

 Unseren Transparenzbericht mit den Zahlen für das 3. Quartal 2025 findet ihr hier. 

 Vielen Dank an euch alle! 

 Die Arbeit von netzpolitik.org finanziert sich zu fast 100% aus den Spenden unserer Leser:innen.
Werde Teil dieser einzigartigen Community und unterstütze auch Du unseren gemeinwohlorientierten, werbe- und trackingfreien Journalismus jetzt mit einer Spende. 



KI-gestützte Videoüberwachung: CCC warnt Berlin vor automatischer Verhaltenserkennung
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 Berlin will bald erstmals Straßen und Plätze mit Videokameras überwachen. Hinter diesen Kameras soll ein System laufen, das automatisch analysiert, was die abgebildeten Menschen gerade tun. Es soll Alarm geben, sobald es eine Tätigkeit erkennt, die für die Polizei von Interesse ist. 

 Der Chaos Computer Club (CCC) warnt vor einem derartigen Ausbau der Verhaltensüberwachung im öffentlichen Raum. „Er bedeutet einen großen Schritt in Richtung automatisierter Dauerbeobachtung“, schreibt er in einer Pressemitteilung. Dabei sei die Technik vor allem eines: „teurer, aber gefährlicher Mumpitz“. 

 „Automatisierte Verhaltensüberwachung ist Sicherheitstheater“, sagt Matthias Marx, CCC-Sprecher, „denn es gewöhnt uns an ständige Überwachung und Analyse unseres Alltags. Wir dürfen autoritäre Staaten und ihren Technologieeinsatz nicht als Blaupause nutzen.“ 

 Laut CCC wird damit der öffentliche Raum zum Testfeld für Technologien, die alle vorbeikommenden Menschen unter Verdacht stellen. An vielen Orten wird bereits mit Verhaltensüberwachung experimentiert. „Da will das notorisch klamme Berlin nicht nachstehen und plant nun ein Millionenprojekt zur Verhaltensüberwachung durch intransparente Software. Dabei war schon der letzte ‚KI‘-Versuch am Berliner Bahnhof Südkreuz peinlich gescheitert“, schreibt der CCC. 

 In Mannheim wird seit 2018 Verhaltensscanner-Software trainiert, 2023 zog Hamburg nach, seit vergangenem Jahr gibt es die Technologie auch in Bremens Tram-Bahnen. Zahlen zum Nutzen der Technologie hat noch keines der Länder vorgelegt. In Mannheim, dem dienstältesten Verhaltensscanner-Freiluftlabor, kann man keinen einzigen Fall nennen, in dem die Technologie eine Ermittlung unterstützt hat. 

 Dennoch will Berlin nun ebenfalls Verhaltensscanner einführen. Das Bundesland ist damit nicht allein. Hessen, Baden-Württemberg und Sachsen-Anhalt haben das Tool ebenfalls bereits erlaubt, Niedersachsen, Schleswig-Holstein und Thüringen arbeiten an einer entsprechenden Änderung ihrer Polizeigesetze. 

 Der CCC schreibt: „Dabei ist völlig unklar, wie Polizei, Hersteller und schließlich auch die ‚KI‘ überhaupt unerwünschtes Verhalten definieren. Es bleibt intransparent, ob längeres Verweilen an einem Ort, Menschenansammlungen, zwischenmenschliche Berührungen oder hektische, ruckartige oder auch nur unregelmäßige Bewegungen als verdächtig eingestuft werden. Es besteht die Gefahr, dass jede Form des Andersseins dazu führt, häufiger als ‚auffällig‘ markiert zu werden.“ 

 Man sollte erwarten, schreibt der CCC, dass sich die Polizei beim Erproben dieser Technologien strikt an Recht und Gesetz halte, schließlich dürfe der öffentliche Raum kein rechtsfreier Raum sein. „Aber vergangene Testprojekte zeigten wiederholt, beispielsweise am Hamburger Hansaplatz: Die Polizei setzt sich locker über Vorgaben hinweg, evaluiert ihre Experimente einfach selbst, schönt die Ergebnisse und zieht eine nachvollziehbare wissenschaftliche Begleitung nicht mal mehr in Betracht. Zuweilen erfahren die zuständigen Datenschutzbehörden erst aus der Presse von diesen digitalen Menschenversuchen.“ 

 In Mannheim und Hamburg werden die Systeme mit den Daten von Menschen trainiert, die sich in den überwachten Arealen aufhalten. Teils wissen die nicht einmal davon, dass sie gerade gefilmt werden. „Das ist eine Zweckentfremdung sensibler Daten und ein schwerer Eingriff in das Grundrecht auf informationelle Selbstbestimmung“, schreibt der CCC. Er fordert, alle Projekte zur automatisierten Verhaltensüberwachung zu beenden, und eine generelle Abkehr von Überwachungsinfrastruktur, die auch von autoritären Staaten genutzt wird. 

 Die Arbeit von netzpolitik.org finanziert sich zu fast 100% aus den Spenden unserer Leser:innen.
Werde Teil dieser einzigartigen Community und unterstütze auch Du unseren gemeinwohlorientierten, werbe- und trackingfreien Journalismus jetzt mit einer Spende. 



Betrug, Fakeshops, Heilungsmythen: Verbraucherschützer melden, Plattformen schweigen



2026-03-06


 Ein Abnehmpflaster, das angeblich „hartnäckiges Bauchfett in nur 3 Wochen“ reduziert. Ein beheizbarer Hoodie, der Verbrennungen verursachen kann. Das Versprechen, dass „alle Krankheiten über den Darm geheilt werden können“. All diese Dinge haben gemeinsam, dass sie auf Online-Plattformen beworben werden und das laut dem Verbraucherzentrale Bundesverband (vzbv) illegal ist. Damit diese Inhalte gelöscht werden, hat der Verein sie an die entsprechenden Plattformen gemeldet. 

 Der Bundesverband der Verbraucherzentralen erfüllt damit eine besondere Funktion. Seit gut einem halben Jahr ist er als offizielle Meldestelle damit beauftragt, illegale Inhalte im Netz zu erkennen und sie an die Plattformen zu melden. Er ist sogenannter „Trusted Flagger“, also vertrauenswürdiger Hinweisgeber, im Bereich Betrug, Täuschung und illegale Produkte. Gemäß dem Gesetz über digitale Dienste (DSA) soll er helfen, Rechte von Nutzenden auf Online-Plattformen praktisch durchzusetzen. Die Plattformen müssen solche Meldungen vorrangig behandeln, Hinweise schnell prüfen und die Inhalte gegebenenfalls löschen. Aufgrund der besonderen Expertise der Meldestelle gelten die Meldungen als genauer und qualitativ hochwertiger als die von durchschnittlichen Nutzenden. 

 Insgesamt 60 Verstöße gegen Verbraucher*innenrecht hat der vzbv im Zeitraum von Juni bis Dezember 2025 gemeldet. Die meisten Meldungen gingen an Instagram, Google und Amazon, aber auch Facebook, eBay, TikTok, AliExpress, Shein, YouTube, Strato und Etsy waren dabei. Rund die Hälfte der gemeldeten Inhalte haben die Plattformen gelöscht, die andere Hälfte blieb online oder es gab keine Rückmeldung. Das geht aus einem Bericht hervor, den der Verein am Donnerstag vorgestellt hat. 

 „Oft kommen die Plattformen ihren Pflichten nur ungenügend nach. Sie reagieren teilweise langsam oder gar nicht, wenn wir illegale Inhalte melden“, sagt Ramona Pop, Vorständin des Vereins. Aus Sicht des vzbv verstoßen die Plattformen damit gegen Vorgaben des DSA. „Es darf nicht sein, dass der Verbraucherzentrale Bundesverband als Trusted Flagger Werbung für Fake Shops oder unsichere Produkte bei den Plattformen meldet und dann keine oder eine sehr späte Rückmeldung bekommt. Die Europäische Kommission und die nationale Koordinierungsstelle müssen für klare Standards in der Zusammenarbeit zwischen Plattformen und Trusted Flaggern sorgen“, so Pop weiter. 

 In Deutschland übernimmt der Digital Services Coordinator bei der Bundesnetzagentur die Aufgabe der nationalen Koordinierungsstelle und überwacht die Umsetzung des DSA durch die Plattformen. 

 Von den 13 betroffenen Plattformen ist Alphabet mit seinen Produkten Google Ads und Google Suche am stärksten negativ aufgefallen. Das Unternehmen hat nicht einen der gemeldeten Inhalte gelöscht und behält sich vor, auf Meldungen des vzbv gar nicht zu reagieren. Wegen dieser und weiterer mutmaßlicher Verstöße gegen den DSA hat der Verein deshalb Beschwerde gegen Alphabet bei der nationalen Koordinierungsstelle eingelegt. Die Beschwerde hat diese an die irische nationale Koordinierungsstelle weitergeleitet, wo sie aktuell bearbeitet wird. 

 „Wir sehen bisher nicht, dass unsere Meldungen im Vergleich zu Meldungen einfacher Nutzender vorrangig bearbeitet werden“, sagt Dennis Romberg gegenüber netzpolitik.org. Er ist Leiter des siebenköpfiges Teams, das neben anderen Aufgaben die Meldungen nach dem DSA recherchiert und vornimmt. „Auch über die Zeit konnten wir keine Verbesserung in der Bearbeitungsdauer feststellen“, sagt Romberg. 

 Die lange Wartezeit auf Rückmeldung ist nur eine der Hürden, mit denen sich das Team in der Anfangsphase als Trusted Flagger konfrontiert sah. Zunächst ging es darum herauszufinden, wie sie die Meldungen auf den jeweiligen Plattformen überhaupt einreichen können. Die Plattformen haben hierzu sehr unterschiedliche Meldewege vorgesehen. Diese seien unübersichtlich, wenig strukturiert oder schlichtweg nicht DSA-konform, heißt es im Bericht. Ein standardisiertes Verfahren würde laut Romberg die Arbeit des Teams extrem erleichtern. 

 Außerdem hat sich ein anderes Problem herauskristallisiert: Selbst wenn einzelne illegale Werbeanzeigen nach einer Meldung gelöscht werden, bleiben Fake-Shops als solche auf Plattformen sichtbar – obwohl sie viele weitere solcher betrügerischen Werbeanzeigen schalten. Jedes einzelne unsichere Produkt oder irreführende Werbung zu melden sei laut vzbv eine Sisyphusarbeit. Stattdessen müssten Plattformen identische Werbeanzeigen löschen und bei kerngleichen Verstößen aus Eigeninitiative tätig werden, fordert der Verein. 

 Lina Ehrig, Leiterin des Teams Digitales und Medien beim vzbv und Mitglied im Beirat der nationalen Koordinierungsstelle, wünscht sich außerdem einen Wandel in der Debatte um Trusted Flagger: „Das Instrument ist in der Debatte bisher als Zensurinstrument diskreditiert worden und hat unter dieser Reduktion gelitten. Für uns ist es hingegen ein starkes Instrument des Verbraucherschutzes“, sagt sie gegenüber netzpolitik.org. 

 Seit Beginn des Jahres hat das Team um Romberg bereits mehr Meldungen abgesetzt als im vergangenen halben Jahr. 

 Laut der Webseite der Bundesnetzagentur sind aktuell drei weitere Trusted Flagger in Deutschland zugelassen: die Meldestelle REspect! der Jugendstiftung Baden-Württemberg, der Bundesverband Onlinehandel e.V. und HateAid. 

 Die Arbeit von netzpolitik.org finanziert sich zu fast 100% aus den Spenden unserer Leser:innen.
Werde Teil dieser einzigartigen Community und unterstütze auch Du unseren gemeinwohlorientierten, werbe- und trackingfreien Journalismus jetzt mit einer Spende. 
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Wenn Briefe aus der Haft kommen
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 Familien von Inhaftierten fühlen sich oft alleingelassen und mitbestraft. Was es wirklich bedeutet, wenn ein nahestehender Mensch im Gefängnis sitzt 

 Sie lebt seit einem Jahr damit, dass ihr Mann im Gefängnis sitzt. „Es war, als hätte man mir den Boden unter den Füßen weggezogen“, erzählt die 24-jährige Amal und möchte nicht mit ihrem richtigen Namen genannt werden. „Das, wofür mein Partner verurteilt wurde, passte so gar nicht zu dem Menschen, den ich kenne und lieb habe.“ Amal ist eine der Unsichtbaren unter uns. Denn Angehörige von Straftätern und Straftäterinnen geraten nur für einen kurzen Moment ins grelle Licht der Öffentlichkeit, etwa wenn ein… 

 Sie wollen den ganzen Artikel downloaden? Mit der PH+-Flatrate haben Sie unbegrenzten Zugriff auf über 2.000 Artikel. Jetzt bestellen 

  

 und Straftäterinnen geraten nur für einen kurzen Moment ins grelle Licht der Öffentlichkeit, etwa wenn ein Verbrechen Schlagzeilen macht. Doch die meisten Familien bleiben mit ihrem Leid im Dunkeln. 

 Wie viele es ganz genau sind, weiß niemand, eine bundesweite Erfassung gibt es nicht. Nur Schätzungen liegen vor: Nach den jüngsten Daten des Statistischen Bundesamtes befanden sich zuletzt mehr als 48000 Menschen in Deutschland in Haft. Hinter jeder dieser Personen steht ein Kreis von Angehörigen – insgesamt rund 200000 Partnerinnen, Partner, Kinder, Eltern und Geschwister. Jede dieser Gruppen erlebt die Folgen der Haft auf ihre eigene Weise. 

 Zwar kann die Verhaftung als Erleichterung empfunden werden, wenn jemand die Familie bereits durch Gewalt, Sucht oder Aggressionen belastet hat. Weitaus häufiger jedoch ist sie ein Schock. In den meisten Fällen hatten die Angehörigen keine Kenntnis von dem Delikt, wie der Kriminologe Helmut Kury in seiner Übersicht über Familien von Inhaftierten festhält. In fast 95 Prozent der Fälle sind es Männer, die inhaftiert werden, und Frauen, die draußen zurückbleiben. Sie stehen plötzlich allein da, oft mit Kindern – und ihre Welt bricht zusammen. Für viele von ihnen ist die Verhaftung der Moment, in dem der Mensch, den sie kannten, symbolisch „stirbt“. „Als er gegangen war, lag seine Kleidung noch da und es roch nach seinem Deo. Das war alles, was von ihm blieb. Man möchte trauern“, erinnert sich Amal. 

 Nicht alle Beziehungen überstehen diesen Schlag. „Ich habe viele solcher Fälle gesehen – bei einer engen Freundin, deren Bruder immer wieder einsaß, und im Warteraum der JVA, wo ich immer wieder in diese hilflosen Gesichter blicke. Und meiner Erfahrung nach entscheidet die Schwere der Tat über die Zukunft eines Paares“, meint die 66-jährige Maria, deren Partner seit dem Frühjahr inhaftiert ist. Nachweislich beendet etwa die Hälfte der Partnerinnen von Männern, die wegen sexueller oder gewalttätiger Delikte verurteilt wurden, die Beziehung sofort oder nach dem Urteil. 

 Wie Frauen, die trotz allem bei ihrem Partner bleiben, die Schuld wahrnehmen und innerlich verarbeiten, ist bislang kaum erforscht. Eine Studie an der University of Kent in Großbritannien aus dem Jahr 2024 beschreibt zwei typische Reaktionsmuster: Manche verleugnen das Geschehene, sie wollen einfach nicht glauben, dass es wahr ist. Andere wiederum versuchen, es zu rationalisieren, etwa als „psychische Ausnahmesituation“. 

 Bei Amals und Marias Partnern handelt es sich um Wirtschaftsdelikte, nicht um Gewalt- oder Sexualstraftaten. Dadurch fiel der innere Konflikt weniger scharf aus. Über ihren Lebensgefährten sagt Maria: „Ich empfinde das Bedürfnis, ihn zu unterstützen, so wie man einen Menschen unterstützt, der krank ist oder nicht handlungsfähig.“ 

 Die Schockphase mit Panik und Heulattacken geht irgendwann vorbei. Doch statt Erleichterung folgt eine neue Herausforderung: das Gefühl einer dauerhaften Distanz bei gleichzeitiger Bindung. „Das ist so eine ganz seltsame Situation – eine Trennung auf Zeit mit Wut, Schmerz und Einsamkeit und gleichzeitig dieses Gefühl, man parkt sich, um sich nach drei, vier, fünf Jahren wieder auf die Beziehung einzulassen“, erklärt Hilde Kugler, Sozialpädagogin und Leiterin von Treffpunkt e.V. in Nürnberg, der ersten spezialisierten Beratungsstelle für Angehörige von Inhaftierten in Deutschland. 

 Schon der Kontakt zu einem Inhaftierten bedeutet für Angehörige eine enorme Belastung. Die Regeln, Formulare und Abläufe schüchtern ein. Während der Ermittlungsphase ist die Situation besonders zermürbend, da die Kommunikation zwischen der inhaftierten Person und der Außenwelt vom Gericht auf ein absolutes Minimum beschränkt oder sogar vollständig unterbunden wird. 

 Erst nach dem Urteil wird der Kontakt etwas regelmäßiger. Normalerweise dürfen Angehörige einmal im Monat für eine Stunde zu Besuch kommen – unter Aufsicht und manchmal durch eine Glasscheibe getrennt. „Es ist jedes Mal ein Horror“, erzählt Amal. „Er ist nah und doch unerreichbar. Die Stunde ist immer viel zu schnell vorbei. Man kann auch nicht offen miteinander reden, wenn drei Beamte im Raum sitzen und alles beobachten.“ 

 Wer den Kontakt länger aufrechterhält, kann nach sechs Monaten einen sogenannten Langzeitbesuch beantragen: ein bis zwei Stunden ohne Überwachung, manchmal mit Küche oder Schlafcouch. Doch auch diese Momente können ein gemeinsames Leben nicht ersetzen. Aus dieser Distanz entsteht das Gefühl, in zwei getrennte Welten abzudriften. Die Frauen müssen weiterleben, sich um die Kinder kümmern, Rechnungen bezahlen und den Alltag organisieren. Der Partner hingegen hört auf, am Leben teilzunehmen – er wird zu jemandem, der Hilfe braucht, der fremdbestimmt ist. 

 „Wir schreiben uns jede Woche. Aber auch da teile ich nicht alles mit, weil ich nicht will, dass sich mein Mann Sorgen macht“, berichtet Amal. Viele Partnerinnen – so zeigen die Studien – verbergen ihre eigenen Gefühle und Ängste vor dem Inhaftierten. Sie fühlen sich verpflichtet, ihn immer wieder aufzubauen: „Warte ab, wir kriegen das hin.“ 

 Nicht nur Entfremdungsprozesse sind die Folge. „Viele der psychischen Belastungen bleiben unbearbeitet“, sagt Selin Arikoglu, Professorin für soziale Arbeit an der Katholischen Hochschule für Sozialwesen Berlin, die seit vielen Jahren zu den Lebenslagen von Familien mit inhaftierten Angehörigen forscht. „Im Gegensatz zu den Inhaftierten, die sofort einen Psychologen oder eine Sozialarbeiterin zur Verfügung haben, ist das bei den Frauen nicht der Fall. Sie sind in dieser Situation auf sich gestellt.“ Auch die wenigen Männer, deren Partnerinnen im Gefängnis sitzen, erleben Ähnliches – und sehen sich oft mit dem zusätzlichen Druck konfrontiert, „männlich“ zu bleiben und keine Gefühle zu zeigen. 

 Wenn sich Partnerinnen oder Partner schließlich an Beratungsstellen wenden, geht es anfangs oft um praktische Dinge: Wie bekomme ich eine Besuchserlaubnis? Was darf man mitnehmen? Wie läuft der Besuch in der JVA ab? Doch hinter all diesen Fragen steckt meist das Bedürfnis, endlich mit jemandem über sich selbst sprechen zu können. „Oft bricht sich dann erst einmal die ganze Verzweiflung Bahn, und man muss den Menschen einfach zuhören und sie weinen lassen“, beschreibt Hild Kugler. 

 Maria findet Rückhalt bei ihren Freunden und ihrer Familie: „Sie stehen voll zu mir.“ Auch Amal wird von ihrer Mutter und den Eltern ihres Mannes unterstützt. Doch nicht alle haben diese Hilfen. Gerade jüngere Partnerinnen ohne Kinder hören von Familie und Freundinnen häufig Fragen wie: „Warum bleibst du bei ihm? Hast du etwa mitgemacht?“ Amals Mutter erzählt: „Auch ich wurde schon gefragt, wie ich zulassen kann, dass meine Tochter noch mit ‚so jemandem‘ zusammen ist.“ 

 Andererseits üben auch die Angehörigen und Freunde des Inhaftierten oft Druck aus – allerdings in die entgegengesetzte Richtung. Von seiner Partnerin wird erwartet, dass sie den Gefangenen unterstützt und loyal bleibt. „Solche Erwartungen können aber auch direkt aus der Haft kommen: ‚Du darfst nicht ins Kino, nicht essen gehen, keine Freundin treffen‘“, zählt Selin Arikoglu Forderungen von Inhaftierten an Familienangehörige auf. „Wenn sich Partnerinnen dennoch distanzieren, mobilisieren einige Inhaftierte Bekannte außerhalb der Haft, um beispielsweise psychisch auf eine Partnerin einzuwirken.“ Das reicht dann von Vorwürfen bis hin zu Drohungen. 

 Dieser wechselseitige Druck zerreißt viele innerlich: Entweder gelten sie vor der Familie, den Freunden oder gar den Kindern des Inhaftierten als Verräterin – oder sie riskieren den Verlust ihres eigenen Umfelds, wenn sich Nachbarn, Freundinnen oder Kollegen abwenden, da sie die Frau als „Komplizin“ betrachten. Einige Frauen, so auch Maria, behalten dennoch die Fähigkeit, ihre Grenzen zu wahren. „Sollte ich auch nur den geringsten Anhaltspunkt bekommen, dass ich nicht als Partnerin gesehen werde, die man liebt, sondern nur als Stütze benutzt werde, wendet sich das Blatt – dann mache ich Schluss.“ 

 Doch viele reagieren, indem sie sich zurückziehen, soziale Kontakte abbrechen und zunehmend isoliert leben. Studien zufolge geht dies häufig mit körperlichen und psychischen Stressreaktionen, Depressionen oder Medikamentenmissbrauch einher. Oft richtet sich ihr gesamter Alltag nach dem Rhythmus der Haft: Sie denken von Besuch zu Besuch. Es ist, als säßen sie selbst im Gefängnis. „Das ist für mich wie Sippenhaft“, sagt Maria bitter. 

 Auch Kinder tragen die Folgen mit – rund 100000 von ihnen haben einen inhaftierten Vater oder eine inhaftierte Mutter. „Wenn ein nahestehender Mensch ins Gefängnis kommt, bedeutet das für alle Beteiligten einen plötzlichen Verlust. Für Kinder ist er jedoch besonders traumatisch“, sagt Hilde Kugler. 

 Elf Jahre alt war Frau W., als ihr Vater wegen Drogenhandels zu siebeneinhalb Jahren Haft verurteilt wurde. Heute ist sie 30 und erzählt von dieser Erfahrung in einem Podcast mit dem bezeichnenden Titel Mitbestraft. Sie und ihr Vater sahen sich alle paar Wochen, meist durch eine Trennscheibe. Einmal waren alle Besuchsräume belegt, und man brachte sie in einen anderen Raum. „Ich konnte meinen Papa endlich anfassen“, erinnert sie sich. „Ich saß auf seinem Schoß und musste einfach nur weinen.“ 

 Um solche Erfahrungen zu vermeiden, versuchen viele Eltern, ihre Kinder vom Gefängnis fernzuhalten, oft mit gutgemeinten Lügen: „Papa ist auf Montage.“ „Mama liegt im Krankenhaus.“ Doch statt zu schonen, bewirkt der Betrug oft das Gegenteil. „Kinder merken alles“, sagt Hannah Fröhlich vom Netzwerk Kinder von Inhaftierten in Berlin. „Sie hören nachts, wie die Mutter ins Telefon weint: ‚Der ist im Knast, ich kann nicht mehr.‘ Gleichzeitig haben sie dieses mulmige Gefühl, wir nennen es Bauchwehgeheimnis: Die Kinder spüren, dass etwas nicht stimmt, haben richtig Bauchweh davon, aber sie dürfen nichts sagen. Als wäre es etwas Beschämendes, vielleicht sogar ihre eigene Schuld.“ 

 Was bleibt, sind Fantasien, die oft schlimmer sind als die Realität. In der kindlichen Vorstellung wird das Gefängnis zum Kerker aus Comics: mit Ratten, Ketten und dunklen Verliesen. Noch belastender ist es, wenn Kinder durch Verschweigen dauerhaft vom Kontakt zum inhaftierten Elternteil ausgeschlossen werden. Professorin Selin Arikoglu berichtet von einem Mädchen, dem jahrelang gesagt wurde, der Vater sei krank: „Irgendwann fand sie heraus, dass er im Gefängnis war. Noch heute ist sie überzeugt, dass man ihr das Recht genommen hat, ihren Vater zu sehen.“ Solche Erfahrungen können das Urvertrauen zerstören und familiäre Beziehungen dauerhaft beschädigen. 

 Wie die europaweite COPING-Studie zeigt, die als wichtigste Untersuchung zu den Folgen elterlicher Haft gilt, kommen Kinder deutlich besser zurecht, wenn offen mit ihnen über die Situation gesprochen wird – vorausgesetzt die Erklärung vermittelt Sicherheit statt Angst. „Man kann sagen, dass Papa oder Mama einen Fehler gemacht hat, jetzt Verantwortung übernimmt und an einem besonderen Ort ist“, erläutert Hannah Fröhlich. „Wichtig ist, dass das Kind weiß: Dort wird für den Elternteil gesorgt, er kann arbeiten, essen und man darf ihn besuchen.“ 

 „Bei uns war das von Anfang an offen“, erzählt Frau W. im Podcast. Noch am Abend der Festnahme setzte sich ihr Onkel zu ihr an den Küchentisch und sagte, dass ihr Vater im Gefängnis sei. Auch außerhalb der Familie konnte sie darüber frei sprechen. „Viel häufiger erleben wir jedoch das Gegenteil“, sagt die Sozialpädagogin Hilde Kugler aus Nürnberg. „Wenn Kindern gesagt wird: ‚Die Inhaftierung ist das große Familiengeheimnis, darüber darfst du niemandem erzählen‘, ziehen sie sich zurück, weil sie Angst haben, sich zu verplappern.“ Wer schweigen muss, entwickelt Schlafstörungen und aggressives Verhalten. Die Isolation wird zur Bestrafung. 

 Frau W. sprach hingegen schon bald mit ihren engsten Freundinnen über ihren Vater, später auch in der Schule. Ihre Befürchtung, gemieden oder ausgegrenzt zu werden, trat nicht ein. Sie hatte Glück – das gelingt nicht immer. Wird eine Tat öffentlich, erfahren Kinder oft Stigmatisierung, wie Hilde Kugler beobachtet: „Manche werden gemobbt, nicht mehr zu Geburtstagen eingeladen, verlieren Freundschaften. Das kann sich in Rückzug, Depressionen oder Selbstverletzungen äußern.“ 

 Was Kinder von außen erleben, ist eine auferlegte Schuld. Bei einer anderen Gruppe kommt sie von innen: bei den Eltern der Inhaftierten. 

 Ein Polizeiwagen im Morgengrauen, Nachbarn spähen hinter den Vorhängen. Ein Jugendlicher wird abgeführt, während Mutter und Vater fassungslos an der Tür stehen. Wer an Eltern von Inhaftierten denkt, hat meist genau dieses Szenario vor Augen – und in diesem Bild steckt bereits eine unausgesprochene Anklage: Die Eltern hätten versagt. Das Bild wirkt so vertraut, weil es ständig in den Medien präsent ist: in den True-Crime-Formaten und Serien wie Adolescence. Das Paradoxe daran ist: Gerade weil solche Fälle selten sind, erscheinen sie als typisch. 

 Tatsächlich ist nur etwa jede zehnte inhaftierte Person jünger als 25, die Mehrzahl ist älter als 30. Die Eltern sind also meist Menschen mittleren oder höheren Alters – wie Anneliese und Karl, beide über 70. Ihr Sohn ist 42, lebt in einer anderen Stadt, hat selbst Kinder – ist längst eigene Wege gegangen. Bis zu dem Tag, an dem ein Anruf der Polizei sie wieder in diese Geschichte hineinzieht. 

 „Während der Ermittlungen wurde auch unsere Garage durchsucht, weil man vermutete, er habe dort irgendetwas Illegales versteckt. Und in so einem kleinen Ort wie unserem spricht sich das natürlich sofort herum“, erzählt der Vater. „Seitdem gehen wir kaum noch zu Vereinsabenden oder Feiern“, fügt die Mutter hinzu. „Wir wollen einfach nicht ständig daran erinnert werden.“ 

 Viele bleiben mit dieser Scham lange allein, obwohl es längst Stellen gibt, die genau dafür da sind, solche Familien aufzufangen. Dazu zählen etwa die Caritas, die Diakonie oder spezialisierte Projekte wie Elterngruppen. „Wir sitzen da, hören uns ihre Geschichten an, haben ein offenes Ohr. Bei uns muss man sich nicht verurteilt fühlen“, sagt Hannah Fröhlich. 

 Für viele ältere Eltern ist es dennoch schwer, sich jemandem anzuvertrauen. Sie haben sich daran gewöhnt, entweder übersehen zu werden oder nur dann Aufmerksamkeit zu bekommen, wenn diese sensationslüsterner Neugier entspringt. Wenn es Geschwister gibt, übernehmen diese häufig die Rolle der „Familienmanagerin“, wie Selin Arikoglu erklärt: Sie organisieren Besuche und halten Kontakt zu Beratungsstellen. Bei Einzelkindern fällt diese Unterstützung weg, so dass für die Eltern oft nur das Internet bleibt. 

 Für Anneliese und Karl wurde schließlich ein Onlineforum für Angehörige zur wichtigsten Stütze. Foren wie dieses, das von einem ehemaligen Inhaftierten gegründet wurde, erfüllen eine doppelte Rolle: Sie sind informelle Gemeinde und Beichtstuhl zugleich. „Man kann dort einfach fragen und schreiben, ohne sich erklären zu müssen“, sagt der Vater. 

 Online treten sie aus der Unsichtbarkeit – Partnerinnen, Partner, Geschwister, Kinder und Eltern mit unterschiedlichen Geschichten, Sorgen und Fragen. Doch sie teilen nicht nur das Leid. Forschende von der Technischen Hochschule Nürnberg haben Beiträge aus einem Onlineforum für Angehörige von Inhaftierten über einen Zeitraum von fünfzehn Jahren mithilfe automatisierter Textanalyse ausgewertet. In allen Berichten über den Alltag zwischen drinnen und draußen, über Besuchsregeln, die Aussicht auf vorzeitige Entlassung, über Schuld, Überforderung und familiäre Konflikte tauchte dabei ein Thema mit Abstand am häufigsten auf – Hoffnung. Auch Amal hält daran fest: „Die Zeiten sind verdammt schwer, aber jeden Tag wird es ein Tag weniger. Das heißt nicht, dass alles vorbei sein wird, wenn mein Mann wieder raus ist – da geht die Arbeit erst los.“ 

 Anlaufstellen für Angehörige von Inhaftierten 

 Treffpunkt e.V., Nürnberg – spezialisierte Beratungsstelle für Angehörige von Inhaftierten mit Online- und Präsenzangeboten: treffpunkt-nbg.de/bai 

 „Beratung für Angehörige von Straffälligen“ der Caritas – bundesweite kostenlose Onlinehilfe: t1p.de/PH2604_cbfavs 

 Netzwerk „Kinder von Inhaftierten“ – der Verband führt eine Datenbank mit fast 300 Hilfsangeboten für Kinder und Familien von Inhaftierten: netzwerk-kvi.de 

 Knastforum – Communityforum für Angehörige von Inhaftierten mit Beiträgen auch von Fachleuten zu Fragen rund um den Strafvollzug: knastforum.de 

 Maria Adams: Prisoners’ Families, Emotions and Space. Policy Press 2022 

 Judith Feige: Kontaktmöglichkeiten zwischen Kindern und inhaftierten Eltern. Eine Befragung zur Praxis im Strafvollzug. Deutsches Institut für Menschenrechte 2024 

 Kamitz, L.C., & Gannon, T.A. (2024). A grounded theory model of relationship decision-making in non-offending partners of individuals accused of sexual offending. Sexual Abuse, 36(1), 76–106 

 Yvonne Schusser: Partnerinnen Inhaftierter. Ressourcen zur Bewältigung einer Lebens- und Beziehungskrise. Dissertation, Universität Hildesheim 2022 

 Arikoglu, S. (2024). Unschuldig! Kinder von (ehemaligen) Inhaftierten aus Sicht eines Praxis-Theorie-Transfers. Sozial Extra, 48, 353–356 
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„Es ist doch nur eine Katze“
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 Sie soll Tiere ohne Schmerzmittel behandeln und wird von Tierhaltern angeschrien: Eine Tierärztin über Gefühlskälte, die sie in ihrem Beruf erlebt 

 „Wofür mache ich das alles?“ Ich war noch Berufsanfängerin, als ich mir diese Frage zum ersten Mal gestellt habe. Damals verdiente ich wenig und arbeitete viel und war müde und überarbeitet, als mich eine Katzenbesitzerin anschrie, weil ich ihre Katze nicht hatte retten können – obwohl ich doch alles gegeben hatte und sie das wusste. Ich weine selten, aber da kamen mir Tränen der Wut und Fassungslosigkeit. Auf Situationen wie diese hatte mich das Studium nicht vorbereitet. 

 Tierärztin zu sein ist fordernd und intensiv, auch emotional: nicht nur aufgrund der vielen verletzten oder kranken Tiere, sondern auch durch die Menschen, die ihre Gefühle mit in den Behandlungsraum bringen. Die meisten sind freundlich und lieben ihre Tiere, aber einer von zehn haut dir verbal voll unter die Gürtellinie oder benimmt sich gegenüber seinem Tier auf eine Art und Weise, die schwer auszuhalten ist. 

 Inzwischen bin ich Teilhaberin einer Kleintierklinik. Wir behandeln rund 200 Tiere pro Tag, auch stationär und im Notdienst. Die Verantwortungslosigkeit und die Gefühlskälte mancher Menschen machen mich oft fassungslos. Betäubung? Braucht mein Tier nicht. Einschläfern? Ich bin Jäger, ich kümmere mich selbst darum. Solche Sätze höre ich. 

 Ich erinnere mich an einen Mann, der mir seine Katze mit einem gebrochenen Bein brachte. Die Katze war jung und gesund, der Bruch leicht zu behandeln. Aber es war ihm zu teuer. Lieber wollte er sie einschläfern lassen, denn: „Es ist doch nur eine Katze.“ Seinen Hund würde er selbstverständlich operieren lassen, erklärte er, die Katze nicht. Und er sagte das in einem Tonfall, als würde er alte Autoreifen entsorgen. Als ich mich weigerte, wurde er wütend. Wir redeten über ein Lebewesen, aber das war ihm scheißegal. 

 Es muss in die Köpfe der Leute, dass man für ein Tier Verantwortung trägt. Auch finanziell. Mir geht es nicht um die, die wenig Geld haben, sondern um die, die einem Tier keinen Wert beimessen. Gerade im Notdienst erlebe ich das häufig: Es werden viele schwerkranke Tiere gebracht, oft viel zu spät. Innerhalb von vier Stunden muss ich manchmal drei Tiere einschläfern, das ist schon belastend genug. Und dann werde ich beschimpft, weil eine Behandlung teurer ist als während der normalen Sprechzeiten. 

 Ich empfinde das auch als abwertend gegenüber meiner Arbeit. Ich frage mich immer: Haben die am Wochenende mal einen Klempner bestellt? Oder einen Schlüsseldienst? Warum muss ich mich rechtfertigen? Warum wird das überhaupt zu meinem Problem gemacht? Ich will mich um das Tier kümmern, nicht um das Geld. Dass ich nicht umsonst untersuchen, operieren, röntgen oder Ultraschall machen kann, das muss doch jedem klar sein. 

 Manchmal zweifle ich am gesunden Menschenverstand. Oder an uns als Gesellschaft. Etwa bei Defektzuchten. Ich sehe Bulldoggen mit verkürzten Nasen und verformten Wirbelsäulen, die ihr Leben lang schwer atmen können. Oder Teacup-Chihuahuas – die so heißen, weil sie in eine Teetasse passen sollen –, deren winzige Körper den übergroßen Kopf kaum halten können. Und dann sitzt die Besitzerin oder der Besitzer bei mir in der Praxis und erwartet, dass ich das Tier heile. Zu erklären, dass es nicht geht und woran es liegt? Schwierig bis aussichtslos. Glauben sie nicht. Manchen stirbt ein Tier und sie kaufen sich direkt das nächste mit den gleichen Beschwerden. Das tut mir in der Seele weh. Genauso wie wenn jemand sein schwerkrankes Haustier bringt und es zum Sterben allein lässt, sich nicht einmal verabschiedet. 

 Die Kälte mancher Menschen zu erleben ist wie eine schwere Decke, die sich auf mich legt und die ich wieder abwerfen muss, sonst könnte ich meine Arbeit nicht mehr machen. Auf dem Nachhauseweg – eine Stunde mit dem Auto – schalte ich manchmal mein Handy aus und versuche mir vorzustellen, was die Leute bewegt hat. Ich kann sie nicht ergründen, aber seitdem ich eine Ersthelferausbildung für psychische Gesundheit gemacht habe, gelingt es mir besser zu verstehen, dass zum Beispiel manche eher Wut als Trauer zeigen oder andere sich an Zahlen und Fakten abarbeiten. 

 Durch die Geburt meiner Tochter vor drei Jahren hat sich meine Einstellung radikal verändert, ich will nicht mehr zehn, zwölf Stunden am Stück arbeiten. Meine knappe Zeit gebe ich den Menschen, die sie zu schätzen wissen. Wer sich grenzüberschreitend verhält, den weise ich respektvoll, aber deutlich darauf hin. Das Tier wird notversorgt und dann muss sich diese Person eine andere Tierärztin suchen. Die Nachfrage ist so groß, dass ich mir meine Kundinnen und Kunden aussuchen kann. 

 Früher hätte ich einem Tierhalter hinterhertelefoniert, um sicherzugehen, dass er ein Medikament richtig dosiert. Ich habe um jedes einzelne Tier gekämpft, mich total engagiert. Wenn mir einer erzählt hat, dass er bei seinem herzkranken Hund die Tabletten abgesetzt hat, weil das doch alles Chemie sei, habe ich ihm noch mal und noch mal erklärt, warum die Tabletten wirklich wichtig sind. Heute versuche ich nicht mehr zu bekehren. Ich erkläre, ich dokumentiere und ich benenne die Folgen. Alles Weitere liegt beim Halter. 

 In den 14 Jahren, die ich inzwischen in meinem Beruf arbeite, sind die Bezahlung und die Arbeitsbedingungen besser geworden, ebenso wie die Erkenntnis über die Belastungen. Auf unseren Personaltoiletten hängt überall die Nummer der Telefonseelsorge und die der Vethilfe, einer Anlaufstelle speziell für Menschen aus tiermedizinischen Berufen. Im vergangenen Jahr haben wir als Klinik angeboten, dass unsere Mitarbeitenden mit einem Coach sprechen können, und wir übernehmen auch die Kosten für psychologische Ersthilfe. 

 „Wofür mache ich das alles?“ Diese Frage stelle ich mir manchmal immer noch, wenn ich mich für einen Wochenenddienst von meiner kleinen Tochter verabschiede, wenn ich beleidigt werde, wenn ich Tiere sehe, die nicht richtig versorgt wurden. Aber ich kann und will nichts anderes tun, als Tierärztin sein, das lasse ich mir von niemandem nehmen, dafür kämpfe ich. 

 Sie wollen mehr zum Thema erfahren? Dann lesen Sie auch den psychologischen Hintergrund in Gefühlskälte erleben im Beruf. 
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Gefühlskälte erleben im Beruf



2026-03-11


 Tierärztinnen helfen Tieren – doch ihr Wohl hängt oft vom Verhalten der Tierhalter ab. Studien zeigen, wie belastend diese Konflikte sein können 

 Ob und mit wie viel Mitgefühl Menschen für Tiere empfinden, interessiert auch die psychologische Forschung. Aktuelle Ergebnisse deuten darauf hin, dass Empathie für Menschen und Empathie für Tiere zwar verwandt, aber nicht gleich sind. Daher kann eine Person zum Beispiel viel Empathie für ihre Mitmenschen aufbringen, aber wenig für Tiere – oder andersherum. 

 Eine Studie ergab, dass das Mitgefühl für ein Tier auch vom Kontext abhängig sein kann: Wenn sie sich zwischen einem Menschen und einem Tier entscheiden müssen – also in einer Konkurrenzsituation –, entscheiden sich mehr Menschen, mit einem anderen Menschen mitzufühlen als mit einem Tier. Ohne die Konkurrenz zum Menschen wählten jedoch mehr das Tier. 

 In der Tiermedizin besteht eine besondere Herausforderung darin, dass die Mediziner zwar das Tier behandeln, aber dessen Wohlergehen vom Halter abhängt. So schreiben es Forschende in einer österreichischen Studie. Ihre 2024 veröffentliche Befragung von unter anderem mehr als 400 Tierärzten und Tierärztinnen in Österreich kam zu dem Ergebnis, dass das Leiden der Tiere und die Kommunikation mit den Tierhaltern mit zu den höchsten Stressfaktoren dieser Arbeit gehören. 

 Bei der Kommunikation fanden die Forschenden sogar eine Korrelation zu etwa Depression, Schlaflosigkeit und Stress. Helfen könnte es etwa, schon im Studium das Bewusstsein für Mental Health zu schärfen und Praktizierende zu unterstützen, sich Zeit für Selbstfürsorge zu nehmen und Stressmanagement zu lernen. 

 Sie wollen mehr zum Thema erfahren? Dann lesen Sie auch den Erfahrungsbericht einer Tierärztin aus Norddeutschland in „Es ist doch nur eine Katze“. 

 Cameron, C.D. u.a. (2022). Empathic choices for animals versus humans: the role of choice context and perceived cost. Journal of Social Psychology, 162(1), 161–177 

 Giacomin, M. u.a. (2023). Exploring narcissism and human- and animal-centered empathy in pet owners. Frontiers in Psychology, 14, 1087049 

 Neubauer, V. u.a. (2024). Stress factors in veterinary medicine – a cross-sectional study among veterinary students and practicing vets in Austria. Frontiers in Veterinary Science, 11, 1389042 
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Im Fokus: Geschichte der Willenskraft
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 Motivation und Willenskraft werden besonders dann zum Thema, wenn Gesellschaften im Umbruch sind. Ein Interview über unseren Willen von 1900 bis heute 

 Herr Held, Sie haben in Ihrer Monografie Angst und Antrieb beschrieben, dass es um 1900 eine Willenspsychologie gab. Was genau sollte das sein? 

 Wenn man in diese Zeit schaut, findet man sehr viele Bücher, die Rat gaben, wie man sein Leben führen sollte. Die Religionen hatten in dieser Zeit im Vergleich zu früher an Bedeutung verloren, Menschen traten massenhaft aus den Kirchen aus. Die Wissenschaft hielt keine ewigen Wahrheiten bereit, also lebenspraktisches Orientierungswissen, sondern nur vorläufige, zum… 

 Sie wollen den ganzen Artikel downloaden? Mit der PH+-Flatrate haben Sie unbegrenzten Zugriff auf über 2.000 Artikel. Jetzt bestellen 

  

 hielt keine ewigen Wahrheiten bereit, also lebenspraktisches Orientierungswissen, sondern nur vorläufige, zum Teil umstrittene Thesen, die immer schneller durch neue ersetzt wurden. 

 Die Menschen sahen sich also zunehmend vor die Aufgabe gestellt, selbst entscheiden zu müssen, was für sie gelten sollte und woran sie sich orientieren sollten. Viele waren genau damit überfordert. Es drohte ein Werteverfall, manche sprachen von Degeneration, weil Alkoholismus und Prostitution zunahmen und man fürchtete, dass sich solche „Schwächen“ und das Sich-gehen-Lassen weitervererben würden. In diese Lücke stieß damals die neu entstehende Willenspsychologie hinein. 

 Was brachte sie hervor? 

 Sie sah den Akt des Entscheidens, Orientierens und Widerstehenkönnens als genuinen Willensakt und begann ihn zu vermessen. Ratgeberautoren, ausschließlich Männer, griffen dieses Wissen auf und verwandelten es in kleine Übungen zur Stärkung des männlich gedachten Willens: Sie empfahlen, täglich im Alltag kleine Schwierigkeiten zu überwinden, wie einen auswendig gelernten Text rückwärts vor sich herzusagen oder kleine Erinnerungsübungen zu absolvieren. Der Wille wurde als eine Art Muskel gedacht, der sich durch wiederholtes Müdemachen nach und nach kräftige und so die Menschen widerstandsfähiger mache. 

 Eine Schwemme an Ratgeberbüchern, unzählige Kirchenaustritte und Werteverfall: Das klingt irgendwie nach 2026. 

 Ja, absolut. Da wiederholt sich etwas. Aber das Konzept hat sich gewandelt. Mittlerweile spricht man in der Forschung nicht mehr von dem Willen als einer Kraft, die sich auf Werte stützt, sondern von Motivation, die jeder für sich steuern kann. Die Willenspsychologie versuchte zu beschreiben, was Menschen stark oder schwach handeln lässt. Die Motivationspsychologie will grundsätzlich erklären, was Menschen antreibt. 

 Was verstehen Sie heute unter Willenskraft? 

 Man kann heute wählen, wie man wollen will. Es gibt keine verbindliche Konzeption. Zwei Perspektiven sind derzeit besonders vorherrschend und häufig auch in sozialen Medien wie Instagram oder TikTok zu finden. Die erste: dass die menschliche Antriebskraft unerschöpflich ist und wir uns stets selbst bekräftigen können. Die zweite: dass der Motivation erschöpfbare Ressourcen zugrunde liegen. 

 Das erste Konzept meint, dass man sich stets mobilisieren kann, auch in einem Zustand der Erschöpfung. Ermüdung ist also kein Argument dafür, dass man nicht trotzdem versuchen könnte weiterzukommen. Die andere Konzeption sieht diese Möglichkeit des Über-die-Erschöpfung-Hinausgehens nicht. In ihr wird dazu aufgerufen, mit der begrenzten Energie, die der Wille im Tagesverlauf bereitstellt, hauszuhalten. 

 Wie schlägt sich das im Leben nieder? 

 Daraus folgen sehr unterschiedliche Umgangsweisen mit sich selbst: Die erste hat den Fluchtpunkt in der absoluten Selbstausbeutung, die andere mahnt zu einer Ökonomisierung, also dazu, Energie zu sparen. Im Englischen gibt es den Begriff der decision fatigue, also dass man davon erschöpft sein kann, zu viele Entscheidungen zu treffen. Deshalb richtet man den Tag am besten so ein, dass man so wenig wie möglich entscheiden muss. Dabei helfen Routinen. 

 Die andere Sichtweise enthält Empfehlungen, seine Umwelt strategisch einzurichten, um sich immer wieder zu mobilisieren und am Ball zu bleiben. Dass man also Ablenkungen aus dem Sichtfeld räumt, sich strategisch belohnt, um auch wenig reizvolle Aufgaben durchzuhalten. Manche stellen sich bewusst unter Beobachtung, etwa durch Apps, die Bewegung oder Ernährung messen und die Ergebnisse mit anderen vergleichen. Solche Strategien der Selbststeuerung scheinen eher mit einer unternehmerischen Haltung zu korrelieren; die andere Konzeption enthält eher eine Kritik am Kapitalismus. Das sind also auch unterschiedliche politische Fluchtlinien. 

 Welchen Einfluss haben solche psychologischen Konzepte auf politische Entscheidungen? 

 Die Psychologie hat nicht die Macht, die sie sich mitunter selbst zuschreibt, aber sie speist ihre Konzepte in die Gesellschaft ein. Wie wirksam diese die Politik beeinflussen, hängt dann wiederum vom Erfolg einzelner Psychologinnen und Psychologen ab, also wie geschickt diese ihre Konzepte lancieren. Das habe ich mir vor allem für die Zeit nach dem Zweiten Weltkrieg angeschaut. 

 Wie stand es da um die Willensforschung? 

 Diese entstand im späten 19. Jahrhundert und entwickelte sich bis in die 1930er Jahre in Deutschland weiter. Dann flüchtete der Vorreiter dieser Forschung – Kurt Lewin – in die USA. Um ihn herum blühte die Motivationsforschung auf, etwa bei dem Harvard-Psychologen David C. McClelland, bevor sie in den 1950er und 1960er Jahren aus den USA wieder zurück nach Deutschland schwappte. Hierzulande wurde sie dann vor allem von dem Psychologen Heinz Heckhausen rezipiert und nach Westdeutschland übertragen. Und in einem Nachkriegsdeutschland, in dem das sogenannte Wirtschaftswunder passierte, war eine Theorie, die zu mehr Leistungsorientierung anhält, natürlich willkommen. Forschung dazu wurde gefördert. Dieser Aufstieg der Motivationspsychologie hatte aber auch mit dem Kalten Krieg zu tun. 

 Inwiefern? 

 Die USA hatten nach dem Zweiten Weltkrieg große Angst davor, im Wettbewerb mit den Sowjets zu unterliegen. Markant ist der sogenannte Sputnik-Schock 1957, als erstmals ein Satellit von der Erde ins All geschickt wurde – von der Sowjetunion. Die Amerikaner bekamen das Gefühl, mit ihrer technologischen Entwicklung massiv ins Hintertreffen geraten zu sein. Das löste einen Bildungsboom aus. Die Bildungssysteme wurden ausgebaut, um mit den Sowjets mithalten zu können. Die Angst der US-Amerikaner produzierte das Bedürfnis, die Motive des anderen, also der sowjetischen Führung zu entschlüsseln. Die Politik erhoffte sich von der Psychologie Aufschluss über den Antrieb des Menschen und finanzierte vermehrt Forschung, die objektiv messbare Ergebnisse hervorbrachte. 

 Wie beeinflusste das die Entwicklung in Westdeutschland? 

 Da gab es etwa zeitgleich – also in den 1950er Jahren – das sogenannte Sitzenbleiberproblem: Mehr Kinder mussten eine Schulklasse wiederholen. Eine Erklärung war, dass sie schulunreif, also zu früh eingeschult worden waren. Eltern kamen deswegen mit ihren Kindern in Erziehungsberatungsstellen, deren bundesweites System Heinz Heckhausen etabliert hatte. Aus dieser Beratungsarbeit entstand in Westdeutschland die Motivationsforschung – zunächst mit dem Ziel, die schulunreifen Kinder schulfit zu machen. Das „Sitzenbleiber-Elend“, wie es genannt wurde, erhielt vor dem Hintergrund des Sputnik-Schocks auch eine ökonomische Dimension. Mehr Sitzenbleiber, weniger Studierende, weniger akademischer Output. 

 Wie wollte man das beheben? 

 Heinz Heckhausen realisierte, dass eine Erziehung, die zur Schulreife führt, einer Erziehung sehr ähnlich ist, die zu Leistungsbereitschaft führt. Deshalb fiel bei ihm beides zusammen. Er griff auf die US-amerikanische Motivationsforschung zurück und empfahl eine therapeutische Nachreifung, ohne dass Kinder eine Klasse wiederholen müssten. Sein Interesse war, dass Menschen die Strecke vom Kindergarten bis zur höheren Schule so schnell wie möglich durchliefen, damit sie so schnell wie möglich für den Arbeitsmarkt bereitstünden. Er kritisierte, dass Menschen zu viel Zeit an den Universitäten verbrächten, und wollte, dass man Kinder möglichst früh einschulte, damit sie zeitig Abschlüsse erreichten. 

 Welchen Einfluss hatte Heckhausen politisch? 

 Eine Person allein hat natürlich nicht übermäßigen Einfluss, aber Heinz Heckhausen hatte in seinem Fachbereich Wirkmacht, konnte bei der Besetzung von Professuren mitreden. Er war zudem in der CDU engagiert. Sein Ideal war, dass man in den unteren Jahrgängen die Bildung für alle öffnet, aber je höher man in der Bildungsebene käme, desto selektiver sollte es sein. Dass es heute Leistungskurse in der Abiturstufe gibt, ist meiner Meinung nach auf seinen Einfluss zurückzuführen. 

 Heinz Heckhausen scheint auch bei der Hochschuldebatte in den 1970ern eine Rolle gespielt zu haben. 

 Ja, in einer Plenardebatte wurde sogar auf ihn verwiesen. Zwei Begriffe standen damals im Fokus: Chancengleichheit war der Begriff, den die SPD verwendete, Chancengerechtigkeit der der CDU. Heinz Heckhausen sprach sich in einem Buch für Chancengerechtigkeit aus und die CDU generell für eine Leistungsgesellschaft, die man verteidigen müsse. Heckhausen meinte, dass Kritik daran – die meist von linker Seite vorgebracht wurde – ideologisch sei, weil sie total verkenne, dass Leistung nicht ideologisch sei, sondern eine Grundlage der menschlichen Natur. 

 Menschen seien also von Natur aus leistungswillig? 

 Genau, motiviert zu sein und sich Ziele zu setzen, die man erreichen kann, ist dem Menschen von Natur aus gegeben, so die Ansicht. Heckhausen formulierte dazu das Passungsprinzip: Man solle sich nicht zu leichte und nicht zu schwere Ziele setzen. Was unternehmerisches Handeln beispielsweise auszeichne, sei das Vermögen, sich Ziele zu setzen, die exakt dem eigenen Anforderungsprofil entsprechen. Jeder, der ein erfolgreiches und glückliches Leben führen möchte, mache das. Aber: Heckhausens Maß „Lebenserfolg“ wurde unter anderem am Einkommen festgemacht. Man hatte also ein erfolgreiches Leben, wenn man ein hohes Einkommen bezog. 

 Psychologie erlebt immer wieder ein Momentum. Wie schauen Sie auf den heutigen Psychoboom? 

 Stimmt, es scheint so zu sein, dass der Wille immer dann zum gesellschaftlichen Thema wird, wenn Orientierungsanker wegbrechen. Dann entstehen Ersatzangebote, und dort stößt vor allem die Psychologie hinein. In den 1970er Jahren gab es auch einen Psychoboom, vieles ist heute ähnlich. Aber was aktuell zu fehlen scheint, ist die Grundsatzkritik daran. Damals gab es neben dieser Psychologie auch die Soziologie, die kritische Psychologie, die Philosophie als weitere Stimmen. 

 Der US-Journalist Tom Wolfe prägte damals den Ausdruck me decade. In einem Artikel macht er sich über die Psychologisierung der Jugendkultur lustig und kritisiert die übersteigerte Fokussierung auf das Ich und das Vergessen der Gesellschaft. Solche Kritik ist heute nicht mehr so dominant, vielmehr scheinen viele die psychologischen Ansichten zu akzeptieren. Aber viele Antworten, die das Fach gibt, sind eben keine gesellschaftlichen. 

 Die Antwort, die von der Psychologie auf Probleme gegeben wird, ist eine, die mit der menschlichen Natur zu tun hat. Fällt sie im Sinne der Motivationspsychologie aus, enthält sie das Versprechen, dass man irgendwie etwas steuern kann. Wenn man also beispielsweise ADHS hat, kann man seine Umwelt und den Tagesablauf entsprechend einrichten. Man kann es vielleicht sogar als eine Stärke umdeuten. Aber es ist eben keine gesellschaftskritische Diagnose, sondern eine individualpsychologische. 

 Was nutzen uns also die Willenstheorien von heute? 

 Es hängt davon ab, wie jeder und jede mit solchen Konzepten umgeht, wie man sie in sein Leben integriert. Wir sollten nicht zu kurzschlüssig ableiten, dass die Leute die heutigen Konzepte kritiklos übernehmen und sich damit kaputtmachen, indem sie sich maßlos selbst ausbeuten. Das kann passieren, diese Fälle gibt es. Aber das würde ich eben nicht allein auf die Psychologie schieben. 

 Auf was dann? 

 Zum Beispiel auf andere Zwänge, wie sie in unserem Wirtschaftssystem bestehen. Psychologie unterschlägt die reale Komplexität von Gesellschaft. In den 1970ern scheiterte beispielsweise der vorhin erwähnte engagierte Psychologe David McClelland in den USA jenseits der Psychologie. Er wollte in die Gesellschaft hineinwirken, in Schulen und Unternehmen und auch in die Politik. Aber er hat sich verschätzt, überschätzt. Er hatte geradezu naiv angenommen, dass sich die komplexesten gesellschaftlichen Zusammenhänge über psychologische Trainingsprogramme lösen ließen. 

 Und das ist typisch für die Psychologie: dass sie versucht, über ihr Forschungsfeld hinaus in die Gesellschaft wirksam zu sein. Es gibt immer wieder Psychologinnen und Psychologen, die denken, ihr individualpsychologisches Konzept könne weitreichendste gesellschaftliche Probleme wie Rassismus, Sexismus oder mangelndes Wirtschaftswachstum lösen. Sie lassen sich von ihren eigenen Konzepten verführen. Aber die Frage nach dem System fehlt. 

 Um 1900 Willenskraft, heute Motivation. Wo geht es künftig hin? 

 Wir sind lange nicht fertig mit der Geschichte des Willens. Sie geht weiter, weil immer wieder neue Theorien dazu entwickelt werden. Die Frage nach dem menschlichen Antrieb wurde einst aus der Philosophie herausgelöst, das war quasi die Geburtsstunde der Psychologie. Deshalb verschwand die Debatte aber nicht innerhalb der Philosophie, sondern sie läuft dort noch immer weiter. 

 Alle möglichen Wissenschaften und die Religionen produzieren Wissen zu der Frage, was uns antreibt. Die Psychologie ist nicht die einzige. Sie ist stark und spielt eine große Rolle, weil sie bedeutsame Versprechen machen kann und Hilfe anbietet. Psychologische Ratgeber können einem mitunter das Leben erleichtern, aber unser Leben ist hochgradig komplex, und daher ist es gut, wenn wir aus unterschiedlichen Bereichen etwas abpflücken und uns unser Weltbild zusammenstellen können. 

 Dr. Lukas Held ist Wissenschaftshistoriker an der Ruhr-Universität Bochum. Er veröffentlichte 2024 eine Monografie über die Verwissenschaftlichung des Willens und die Politik der Selbststeuerung in Deutschland und den USA 

 Lukas Held: Angst und Antrieb. Verwissenschaftlichung des Willens und Politik der Selbststeuerung in Deutschland und den USA, 1874–1974. Konstanz University Press 2024 
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Den Stress wegschwitzen



2026-03-11


 Laufen, wandern, radeln: Bewegung ist ein gutes Mittel gegen Stress. Sie unterstützt uns sogar auf fünf verschiedenen Ebenen beim Herunterkommen 

 Auch wenn es uns zuzeiten nicht so vorkommen mag: „Ihr Körper liebt es, sich zu bewegen.“ Das versichern uns die britischen Psychologinnen Charlotte Mottram, Alison Woodward und Shanti Farrington in ihrem Buch The Psychology of Stress. Mobilität sei nicht nur per se gesund, sondern habe obendrein eine hilfreiche Nebenwirkung: „Bewegung unterstützt die Erholung von Stress.“ Dies geschieht auf mehrerlei Ebenen: 

 „Stress“, so die Autorinnen, „manifestiert sich physisch ebenso stark wie mental.“ Das Herz schlägt schneller, der Blutdruck steigt, die Nebenniere schüttet das Mobilmachungshormon Kortisol aus: Der Körper wappnet sich für eine Situation, die ihm alles abverlangt. Wird akuter Stress aber zu chronischem, kippt das System: Statt Aktivierung erleben wir Erschöpfung, Anspannung, Schmerz. 

 Körperbetätigung ist ein Antidot gegen diese Entwicklung. Vor allem aerobe Sportarten wie Joggen, Trekking, Radfahren wirken blutdrucksenkend. Sie regulieren den Kortisolausstoß und setzen stimmungsaufhellende und schmerzlindernde Endorphine frei. Regelmäßig betrieben, vermindern sie zudem – wie in Studien nachgewiesen – oxidativen Stress, also die Anreicherung von reaktionsfreudigen Sauerstoffmolekülen („freien Radikalen“), die Zellschäden verursachen können. 

 Wiederkehrender Stress verspannt auch die Muskulatur. Bewegung wirkt solchen Verspannungen entgegen. In manchen Körpertherapieverfahren werden die Teilnehmenden ermutigt, gezielt zu erkunden, wie und wo sich der Stress in ihrem Körper manifestiert – um dann genau diese körperlichen Warnzeichen im Alltag zu registrieren und gegenzusteuern, und sei es nur mit ein paar Dehnübungen oder einem zehnminütigen Pausenspaziergang. 

 Den Körper in Bewegung zu setzen wirkt unmittelbar auf unsere Emotionen ein. Der dann freigesetzte Neurotransmitter Dopamin ist ein Überträgerstoff des hirneigenen Belohnungssystems und fördert ein Gefühl von Wohlbefinden und entspannter Freude. 

 Studien bestätigen, dass regelmäßiges körperliches Aktivsein Angst und Niedergeschlagenheit entgegenwirkt. Eine amerikanische Forschungsgruppe um Sammi Chekroud kam 2018 in einer Analyse der Befragungsdaten von mehr als 1,2 Millionen Personen zu dem Ergebnis: Menschen, die sich viel bewegten, protokollierten gegenüber solchen von eher sesshaftem Lebensstil 43 Prozent weniger Tage, an denen sie sich psychisch schlecht fühlten. Wie das Team weiter feststellte, kam es dabei gar nicht so sehr auf das Quantum der Ertüchtigung an. Mehr war nicht immer besser. Auch war es ziemlich einerlei, ob man nun Yoga, Walking oder professionellen Sport machte: Alles half. 

 Neben dem erwähnten biochemischen könnte dieser Effekt auch über einen psychischen Mechanismus vermittelt werden, so die Buchautorinnen: „Bewegung verschiebt unseren Fokus weg von stressauslösenden Gedanken hin zu den Empfindungen in unserem Körper. Sie gestattet uns also, unsere Aufmerksamkeit auf angenehmere Erfahrungen umzulenken.“ 

 „Ein wachsender Korpus von Forschungsarbeiten stützt die Idee, dass ein Stressbewältigungstraining dann am effektivsten ist, wenn es physische und psychische Elemente vereint“, konstatieren Mottram, Woodward und Farrington. Praktiken wie Yoga, Tai-Chi oder Pilates etwa kombinierten körperliche Übungen mit Atmungstechniken und einem mentalen Fokus. Diese integrative Erfahrung von Leib und Seele wirke dem fragmentierten, verengten Empfinden entgegen, wie es für Stress typisch sei. 

 Solche Mind-Body-Techniken aktivieren nach Darstellung der Autorinnen den parasympathischen Strang des vegetativen Nervensystems, das auf Ruhe und Entspannung ausgerichtet ist. Die stressbedingte Überaktivität des sympathischen Strangs, also des Gegenspielers des Parasympathikus, werde dadurch gedämpft. Der Puls beruhigt sich, der Blutdruck sinkt. Praktiziere man solche Übungen regelmäßig, werde das Nervensystem darauf trainiert, sich rascher von Stress zu erholen und „auch im Angesicht von fordernden Situationen emotionale Balance zu wahren“. Überdies habe integratives Training den Vorzug, dass der Körper bewusster eingesetzt und wahrgenommen werde als bei bloßem Fitnesstraining. Dies ermögliche, die ganz persönlichen Trigger, die einen stressen, gezielter ausfindig zu machen. 

 Für die Fähigkeit, Belastungen nicht so nah an sich heranzulassen und sie rascher wieder abzuschütteln, hat sich die Bezeichnung „Resilienz“ eingebürgert. Bewegung unterstützt diese psychische Widerstandskraft. Umso mehr, wenn man sich dabei draußen im Grünen bewegt. Im Jahr 2015 wies ein interdisziplinäres Forschungsteam um Gregory Bratman nach, dass schon ein neunzigminütiger Spaziergang in der Natur die Aktivität in Gehirnregionen senkte, die mit Grübelschleifen und depressiven Gedanken in Verbindung gebracht werden. 

 Zudem, so die Autorinnen, stärke körperliche Ausdauer das Zutrauen in die eigene Leistungsfähigkeit. Und das Wissen darum, in körperlicher Aktivität ein immer zugängliches Mittel gegen Stress in der Hinterhand zu haben, schaffe ein Empfinden von Kontrolle und dem, was die Psychologie „Selbstwirksamkeit“ nennt: Ich bin dem Leben gewachsen. 

 Körperliches Auf-Trab-Bleiben fördert die Stressresilienz aber auch auf ganz handfeste Weise: Herz und Kreislauf werden gestärkt und die Schlafqualität verbessert sich. Erholsamer Schlaf wiederum ist ein Schlüsselfaktor für emotionale Balance. 

 Ein fabelhafter Stresspuffer – und so viel mehr – ist das Gefühl der Verbundenheit mit anderen Menschen. Und körperliches Aktivsein ist eine gute Gelegenheit zu ungezwungenen sozialen Kontakten, sei es in einem Tanzkurs, einem Lauftreff oder einfach beim Wandern im Freundeskreis. Die „kollektive Euphorie“ beim gemeinsamen Schwitzen – gemessen etwa an der Ausschüttung von Endorphinen, Dopamin und Oxytocin – übertrifft das Wohlgefühl beim Solosport. 

 Nebenbei mindert es auch die wahrgenommene Anstrengung. Gemeinsam fällt eben alles leichter. „Wenn Menschen sich zusammen bewegen, profitieren sie nicht nur von dem körperlichen Tun, sondern auch von der geteilten Erfahrung“, schreiben die drei Stressexpertinnen. „Das erzeugt ein Gefühl von Zugehörigkeit, mindert Einsamkeit und sorgt für ein Unterstützungsnetz in fordernden Zeiten.“ 

 Charlotte Mottram, Alison Woodward, Shanti Farrington: The Psychology of Stress. Routledge 2025 
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Was sehen Sie hier, David Rott?



2026-03-11


 Schauspieler David Rott erinnert dieses Bild an einen Nachmittag im Stadion – und an eine längst vergangene Freundschaft. Was der Rückblick ihn lehrt 

 Ein trockener, grauer Nachmittag. Die Luft riecht nach Bratwurst und Bier, unsere Mannschaft hat unentschieden gespielt. Das Bild meines Freundes, wie er über die Absperrung der S-Bahn-Gleise steigt. Ich halte ihn am Arm. Obwohl es noch kühl ist, Anfang April, hat er nur eine dünne Jacke an. Es wird das letzte Mal sein, dass ich ihn sehe. 

 Das Knirschen des Drahtseils unter seinen Füßen. Die Wärme seines Arms durch den Stoff seiner Jacke. Seine vom Stadion aufgeraute Stimme. Alles noch da. Als ob es gestern wäre. 

 Dass er unglücklich war unter der kumpelhaften Oberfläche unserer Freundschaft, fällt mir nun wieder ein. Dass er aufgehört hatte, auf sich zu achten, er, der sonst immer glatt rasiert und gepflegt war, viel auf sein Äußeres gab. Dass ich ihn schon viel früher hätte nicht nur beim Arm nehmen, um ihn von seiner waghalsigen Kletteraktion abzuhalten, sondern in den Arm hätte nehmen sollen, das wünsche ich mir nun. Das habe ich verpasst. Das bleibt in der Vergangenheit. Wie schade. 

 Für mich geht es in diesem Bild um Fürsorge und Freundschaft. 

 Manche Freundschaften dauern über Jahrzehnte an, andere hingegen enden. Manchmal abrupt und schmerzhaft, manchmal schleichend, ohne dass wir es bemerken, und im Nachhinein ist es nur ein Bild, das uns bleibt. Ein Bild, in dem all die Gerüche, Farben und Gefühle dieser Zeit, die wir miteinander verbracht haben, in der wir einander so nah waren, gespeichert sind. 

 Ich bin dankbar für meine Freunde, und daher kümmere ich mich darum, dass sie nicht zu Bildern werden. 

 David Rott ist Schauspieler und Vater von fünf Kindern. Er lebt in Frankfurt am Main. Derzeit ist er als einer von vier Freunden in der Netflix-Serie Alphamännchen zu sehen 

 Bilder erzählen Geschichten und jede Geschichte sagt etwas aus über den Menschen, der sie erzählt. Angelehnt an einen alten projektiven Test, den TAT, zeigen wir einer prominenten Persönlichkeit ein Bild und bitten sie, die Szene zu deuten. Weitere Artikel aus der Rubrik „Ein Bild, zwei Fragen“ finden Sie hier. 
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Traumatherapie ohne Qualifikation



2026-03-11


 Der Titel „Traumatherapeut“ wirkt seriös, ist aber nicht geschützt. Psychotherapeutin Larissa Wolkenstein fordert klare Regeln zum Schutz Betroffener 

 „Traumatherapeutin“ klingt nach geprüfter Expertise – ist es aber nicht. Kürzlich hörte ich einen Podcast, in dem eine selbsternannte Traumatherapeutin prämenstruelle Beschwerden als Folge eines verdeckten sexuellen Traumas deutete. Solche Deutungen klingen fachlich, sind in dieser Allgemeinheit jedoch verkürzt und riskant. Sie verunsichern Menschen mit psychischen Symptomen und befeuern die Suche nach vermeintlich vergessenen Traumata. 

 In der klinischen Praxis sehe ich, dass so „wiederentdeckte Erinnerungen“ entstehen können. Obwohl wir nicht ausschließen können, dass es sich dabei um Scheinerinnerungen handelt, führen diese zu massiven Belastungen bis hin zu Traumafolgestörungen. 

 Empirisch gilt: Die meisten Betroffenen erinnern ein Trauma eher gut – vollständige Amnesien, wie in diesem Podcast als typisch dargestellt, sind die Ausnahme. Zugleich zeigen Studien die Risiken suggestiven Vorgehens. Dennoch wird einer Frau, die solche pauschalen und wissenschaftlich unhaltbaren Aussagen tätigt, nicht nur ein breites Publikum verschafft, sondern ihre Aussagen werden auch relativ unkritisch als Fakten aufgenommen – weil sie sich als Traumatherapeutin bezeichnet. 

 Dieses Beispiel verweist auf ein strukturelles Problem: Viele halten „Traumatherapeutin“ für eine anerkannte Qualifikation und begeben sich vertrauensvoll bei entsprechenden Titelträgerinnen in Behandlung. Die Bezeichnung ist rechtlich jedoch nicht geschützt. Mindeststandards zu Ausbildung, Supervision, Diagnostik oder Behandlung existieren nicht. Wer ohne Approbation „traumatherapeutisch“ arbeitet – etwa als Heilpraktikerin (Psychotherapie) –, unterliegt keiner Kammeraufsicht, die Qualitätssicherung der gesetzlichen Krankenkassen greift nicht, die Methodik wird nicht systematisch kontrolliert. Das öffnet Raum für nicht leitlinienbasierte Verfahren. 

 Ich bin mir unsicher, ob sich jemand, der sich ohne Approbation als Traumatherapeutin bezeichnet, nach dem Paragrafen 5 des Gesetzes gegen den unlauteren Wettbewerb der Irreführung schuldig macht. Doch selbst wenn dieser Paragraf greifen würde, wäre das lediglich ein nachgelagerter Schutz. 

 Was wir brauchen ist hingegen präventive Klarheit – einen Titelschutz. Wer Betroffene mit Traumafolgestörungen psychotherapeutisch behandelt, sollte über eine Approbation und damit über evidenzbasiertes Wissen zu Traumafolgen und deren Behandlung verfügen und leitliniengemäß behandeln. Personen ohne Approbation (Coaches, Beraterinnen, Heilpraktikerinnen) sollten meines Erachtens nicht befugt sein, Traumafolgestörungen zu behandeln, und sich auch nicht als Traumatherapeutin bezeichnen dürfen. 

 Fehlvorstellungen bezüglich Traumaverarbeitung und -behandlung sind nicht selten – umso wichtiger sind solide Ausbildung, Supervision und evidenzbasierte Verfahren. Ein streng regulierter Titel würde Betroffene davor schützen, sich von unwissenschaftlichen Aussagen in die Irre führen zu lassen, und die Qualität ihrer Behandlung sichern. 

 Larissa Wolkenstein ist approbierte Psychologische Psychotherapeutin mit Zusatzqualifikation in „spezieller Psychotraumatherapie (DeGPT)“. Sie forscht an der LMU München und ist therapeutische Leiterin der dortigen Psychotherapeutischen Hochschul- und Traumaambulanz. 
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Isabel Thielmann: Die Ehrlich-Bescheidene



2026-03-11


 Die Psychologin Isabel Thielmann untersucht, warum wir Gutes tun – und warum Ehrlichkeit weniger mit Moralpredigten zu tun hat als mit Persönlichkeit 

 Wenn man in Freiburg mit der Straßenbahn in Richtung Schwarzwald fährt, erscheint linker Hand irgendwann eine Art Riesen-Ufo aus Beton – unverkennbar ein Gebäude aus den 1970er Jahren. 

 Hier liegt das Max-Planck-Institut zur Erforschung von Kriminalität, Sicherheit und Recht, eine Einrichtung von Weltrang. An einer der pilzförmigen Betonsäulen im Inneren grüßt die Büste von Max Planck himself, eine Wendeltreppe windet sich hinauf in die oberen Etagen. In einem relativ bescheidenen Büro im dritten Stock… 

 Sie wollen den ganzen Artikel downloaden? Mit der PH+-Flatrate haben Sie unbegrenzten Zugriff auf über 2.000 Artikel. Jetzt bestellen 

  

 eine Wendeltreppe windet sich hinauf in die oberen Etagen. In einem relativ bescheidenen Büro im dritten Stock arbeitet eine der interessantesten Persönlichkeitspsychologinnen Deutschlands. Isabel Thielmann ist erst 37 und räumt seit einiger Zeit einen Forschungspreis nach dem anderen ab. Die Association for Psychological Science hat sie unlängst als Rising Star geehrt, die Deutsche Gesellschaft für Psychologie mit dem Charlotte-und-Karl-Bühler-Preis. Seit 2022 leitet die Psychologin in Freiburg die Forschungsgruppe Personality, Identity, and Crime. 

 Man könnte glauben: Isabel Thielmann beforscht die Psychologie des Verbrechens. Tatsächlich tut sie in den meisten ihrer Arbeiten aber das genaue Gegenteil: Sie will wissen, wer im Leben Gutes tut. „Ich fand prosoziales Verhalten immer super spannend“, sagt sie. „Wer hilft wem? Wer kooperiert, ohne andere auszubeuten?“ Tatsächlich hat Isabel Thielmann darauf ein paar überraschende Antworten gefunden. Sie kombiniert dafür knifflige Experimente aus der Ökonomie mit relativ neuen Fragebögen aus der Persönlichkeitspsychologie. Wir werden uns für mehr als drei Stunden unterhalten. Und so viel kann man vorwegnehmen: Es dürfte schwerfallen, in der Welt der Wissenschaft einem fröhlicheren und freundlicheren Menschen zu begegnen. Isabel Thielmann lacht gerne und hat einen guten Humor. 

 Sie sei, so sagt sie, sehr behütet aufgewachsen – als Einzelkind in einem akademischen Haushalt in Haiger, einer Kleinstadt in Mittelhessen. In ihrer Jugend offenbart sie zwei seltene Talente: Isabel Thielmann kann sehr schnell laufen und sehr fleißig üben. Beides macht sie bald zu einer der besten Sprinterinnen Deutschlands. Wie oft hat sie als Teenager trainiert? Sie zuckt mit den Achseln. „Meistens fünf-, sechsmal pro Woche. Und dann gab’s am Wochenende noch die Wettkämpfe.“ Sie wird Medaillen bei deutschen Meisterschaften gewinnen und – „mein größter Erfolg“ – deutsche Hochschulmeisterin über 60 Meter und Vizemeisterin über 200 Meter. 

 Aus dieser Zeit stammt eine Sportanekdote, die eine Menge über Isabel Thielmann verrät. Nach dem Abitur wählt sie als ihren Studienort Mannheim, weil es dort „eine sehr gute Sprintgruppe“ gibt. Das Training ist hart. In einer Freitagseinheit, so erzählt sie, muss sie sich nach fünf Tempoläufen übergeben. Ihr Trainer feuert sie an. Die Reaktion der Sportlerin? „Ich hab dann noch fünf weitere Tempoläufe gemacht. Keine Ahnung, wie ich es geschafft habe, danach mit dem Auto die 180 Kilometer zurück nach Haiger zu fahren.“ Diesen Persönlichkeitszug bestätigt auch ihr Doktorvater Benjamin Hilbig von der RPTU Kaiserslautern-Landau. „Isa Thielmann ist Leistungssportlerin. Sie hat eine Ausdauer und einen Willen, sich selbst zu zeigen, was sie kann. So eine Grundhaltung haben nicht viele.“ 

 Doch wie wurde aus der Sprinterin überhaupt eine Psychologin? „Das muss in der neunten oder zehnten Klasse gewesen sein“, sagt Isabel Thielmann. „Ein Deutschlehrer hat uns von Sigmund Freud erzählt und von der Dreiteilung in Es, Ich und Über-Ich. Das fand ich total spannend.“ Sie hält ein Referat dazu und ist sofort begeistert. „Da habe ich den Plan geschmiedet, dass ich Psychologie studieren will.“ 

 Ursprünglich möchte sie Therapeutin werden. Doch nach einem Praktikum in der Psychiatrie merkt sie: Der Beruf ist nichts für sie. „Für meine eigene psychische Gesundheit wäre es vermutlich nicht gut gewesen; ich hätte da zu viele Themen mit nach Hause genommen.“ Mehr Talent hat sie für die Wissenschaft. Für ihre Bachelorarbeit gräbt sie einen Forschungsbefund aus den 1970er Jahren aus. Damals hatte man entdeckt, dass wir bereits Neugeborene mit bestimmten Geschlechterklischees belegen und Mädchen automatisch als kleiner und feingliedriger beschreiben als männliche Babys. „Ich wollte diese Studie replizieren und bin von einem Geburtsvorbereitungskurs zum nächsten gegangen, um Eltern dafür zu rekrutieren“, sagt Isabel Thielmann. 

 Ihre Daten ergaben am Ende: Wir sehen weibliche Babys tatsächlich als zarter und feingliedriger. „Aber der Effekt ist komplett erklärbar durch tatsächliche physische Unterschiede.“ Neugeborene Mädchen erscheinen uns lediglich kleiner, weil sie das im Durchschnitt auch wirklich sind – ganz ohne dazukommende Geschlechterklischees. Der vermeintliche Befund aus den 1970er Jahren beruhte also eher auf unzureichender Methodik. Ihr Text wird – eine seltene Ehre für eine Bachelorarbeit – in einem Wissenschaftsjournal publiziert. 

 Später, während ihrer Masterarbeit weiß Isabel Thielmann bereits, dass sie Wissenschaftlerin werden möchte. Sie arbeitet dafür mit einem damals brandneuen Modell aus der Persönlichkeitsforschung. Es ist bis heute zentral für Isabel Thielmanns Karriere als Wissenschaftlerin. Um sie zu verstehen, muss man ein wenig ausholen. In der Persönlichkeitspsychologie forschen die meisten Fachleute – damals wie heute – mithilfe der Big Five, jenem Modell, das unseren Charakter in fünf handliche Dimensionen unterteilt. 

 Man prüft, wie offen, gewissenhaft, extravertiert, verträglich und emotional stabil jemand ist – schon hat man die wichtigsten Informationen beisammen. Bei den meisten Menschen funktioniert diese Methode ganz wunderbar. Isabel Thielmann konnte aber zeigen, dass die Big Five an manchen Stellen unzureichend sind. Etwa wenn man sich fragt, welche Persönlichkeitsmerkmale mit einer Borderlinesymptomatik einhergehen. Glaubt man Forschung, die auf den Big Five basiert, dann kommt man zu der verzerrten Antwort: Das sind im Durchschnitt keine besonders netten Zeitgenossen. 

 Isabel Thielmann wählt für ihre Masterarbeit einen anderen Weg: In den Nullerjahren haben Fachleute aus Kanada einen kleinen Cousin der Big Five entwickelt, das sogenannte HEXACO-Modell. Dort kommt zu den fünf genannten Eigenschaften noch eine sechste Persönlichkeitsdimension hinzu. Sie nennt sich „Ehrlichkeit–Bescheidenheit“, im Englischen: honesty-humility, weshalb man sie in Fachkreisen auch als „H-Faktor“ bezeichnet. Dieser H-Faktor ist über die Jahre ein zentrales Tool im Werkzeugkoffer von Isabel Thielmann geworden (siehe Kasten). 

 Die folgenden Fragen geben Hinweise auf das, was Fachleute als „Ehrlichkeit–Bescheidenheit“ bezeichnen. Je weniger wir zustimmen, desto eher sind wir ehrlich-bescheiden. Der komplette wissenschaftliche Test ist deutlich ausführlicher, arbeitet aber mit ähnlichen Aussagen. 

 Würden Sie vortäuschen, jemanden zu mögen, damit diese Person Ihnen eine Gefälligkeit erweist? 

 Würden Sie eine Million stehlen, wenn es klar wäre, dass niemand Sie erwischt? 

 Ist es wichtig für Sie, viel Geld zu besitzen? 

 Wollen Sie, dass alle wissen, wie wichtig und angesehen Sie sind? 

 Mit diesem Fragebogen und einem Verhaltensexperiment entdeckt die junge Psychologin: „Menschen mit erhöhter Borderlinesymptomatik sind nicht weniger hilfsbereit, fair oder großzügig als der Rest der Bevölkerung.“ Sie reagieren nur härter, wenn sie sich verletzt oder angegriffen fühlen. Sie können, wie es in der Arbeit heißt, „geben, aber nicht gut vergeben“. Thielmanns Borderlinestudie ist für sie selbst eine Art Aha-Erlebnis: Das HEXACO-Modell funktioniert. Es kann uns Zusammenhänge zeigen, die mit dem herkömmlichen Big-Five-Ansatz verborgen bleiben. 

 Isabel Thielmann entwickelt also schon als Studentin in Mannheim einen besonderen Blick auf unsere menschlichen Eigenschaften. Und dieser Blick bringt sie zu Erkenntnissen, die dem Gros der etablierten Wissenschaft bis dahin entgangen waren. „Am Anfang meiner Karriere“, gesteht sie, „war das HEXACO-Modell noch relativ neu. Deshalb war es zunächst schwieriger, bestimmte Studien publiziert zu bekommen. Die Gutachter waren vor allem mit den Big Five vertraut und hatten diese oft auch selbst in ihrer Forschung eingesetzt. Da habe ich ziemlich viel Gegenwind bekommen.“ 

 Doch für die Sprinterin gilt: Das Rennen will gelaufen sein – egal woher der Wind weht. Für ihre Dissertation folgt sie ihrem Doktorvater Benjamin Hilbig an die Universität Koblenz-Landau. Hilbig sagt heute, Isabel Thielmann habe schon früh Arbeiten geschrieben, die er selbst „nicht hätte besser machen können“. Was sie auszeichnet außer Intelligenz, Fleiß und Durchhaltevermögen? „In der Forschung genügt es auf Dauer nicht, genial in Statistik zu sein oder gute Ideen zu haben“, erklärt Hilbig. „Es kommt auch darauf an, sehr strukturiert denken und schreiben zu können. Ich habe in all den Jahren eigentlich niemanden kennengelernt, der das so gut beherrscht wie Isabel Thielmann.“ 

 Und dann ist da noch die Sache mit der Verträglichkeit. Seine ehemalige Doktorandin, sagt Hilbig, „blüht auf in einem gut funktionierenden Team, und zwar mehr noch, als andere Menschen das tun“. Sie selbst lacht, wenn die Sprache auf dieses Thema kommt. „Ich kann tatsächlich schlecht nein sagen und Konflikte nicht gut aushalten. Aber inzwischen bin ich eine Führungskraft. Da habe ich ein bisschen dazugelernt.“ 

 Auch in ihrer Forschung scheint Isabel Thielmann elektrisiert zu sein von dieser eher sanften Seite unseres Charakters. Das mag biografische Gründe haben. Sie ist noch ein Teenager, als ihre Eltern sich trennen. Die Familie ihres Freundes (und heutigen Ehemannes) wird für sie so etwas wie ein sicherer Hafen. „Das hat mich damals total aufgefangen. Seine Eltern haben gesagt: Du bist jetzt Teil der Familie.“ Auch ihre Trainerin sei damals so etwas wie „eine zweite Mama“ für sie gewesen. So hat Isabel Thielmann in ihrer Jugend auf besondere Weise erfahren, wie viel Stärke aus tiefen Bindungen erwächst. Und dass das Konzept von Familie manchmal über die eigentliche Blutsverwandtschaft hinausgeht. 

 Seit ihrer Dissertation jedenfalls will sie nachweisen, wie unsere Persönlichkeit mit moralisch gutem Verhalten einhergeht. Viele ihrer Aufsätze arbeiten nicht nur mit dem oben erwähnten H-Faktor, sondern auch mit konkreten Experimenten, bei denen die Testpersonen bares Geld gewinnen können. Zum Beispiel im sogenannten Diktatorspiel. Man bekommt als Freiwilliger ein paar Euro in die Hand gedrückt und hat dann die Wahl, einer anderen Testperson etwas davon abzugeben. „Damit können wir sehr direkt die Fairness eines Menschen testen“, sagt sie. Die Sache funktioniert wie im Kindergarten: Faire Kinder teilen ihre Schokolade mit anderen. Die weniger fairen futtern die ganze Tafel allein. Der Trick an der Sache: Zu welcher Gruppe man gehört, lässt sich relativ gut mit dem H-Faktor vorhersagen. Wer in Thielmanns Studien dort die entsprechenden Kästchen angekreuzt hatte, teilte tatsächlich mehr Geld mit anderen. 

 Kann man mit dem H-Faktor auch prophezeien, ob jemand mogelt, sobald sich die Chance dazu bietet? Isabel Thielmann und ihre Kollegen haben dafür unter anderem sechzehn Schummel-Experimente analysiert, bei denen zugleich auch Persönlichkeitsdaten erhoben worden waren. Und siehe da: Der jeweilige H-Faktor korrelierte klar mit dem tatsächlichen Verhalten. Anders gesagt: Ein hoher Score in diesem simplen Papier-und-Bleistift-Test erlaubt Aussagen darüber, wer in einem stillen Moment eher in die Portokasse greift oder bei der Steuererklärung eher flunkert. 

 Thielmanns Leidenschaft für Ehrlichkeit und Bescheidenheit offenbart sich auch in ihren Methoden. „In vielen psychologischen Studien täuscht man die Versuchspersonen.“ Man macht ihnen zum Beispiel vor, es gehe in einem Test um die Wahrnehmung, während man in Wahrheit etwas ganz anderes untersuchen möchte. „Doch in unseren Studien gibt es grundsätzlich keine Täuschung. Da habe ich viel von meinem Doktorvater gelernt und überhaupt aus der Verhaltensökonomie. Dort ist Täuschung ein absolutes No-Go.“ Eigentlich klar: Wer immer wieder belogen wird, verliert auf Dauer das Vertrauen. 

 Genau darum geht es in Thielmanns Forschung auch inhaltlich. Sie weiß: Personen mit höherem H-Faktor kann man eher vertrauen als Personen mit einer geringeren Ausprägung. Doch warum scheinen die Ehrlich-Bescheidenen auch selbst besonders vertrauensselig zu sein? „Dahinter steht etwas, das wir ‚soziale Projektion‘ nennen“, erklärt die Forscherin. „Das ist die Idee, dass ehrlich-bescheidene Menschen sich selbst kooperativ verhalten – und entsprechend auch von anderen erwarten, dass sie kooperativ sind. Sie gehen stillschweigend davon aus: Die anderen sind genau wie ich.“ Erste Belege für diese These liefert Isabel Thielmann schon im Jahr 2014. 

 Doch wie stabil sind moralische oder unmoralische Verhaltensweisen? Was ist dran an dem alten Spruch „Einmal Betrüger – immer Betrüger“? Isabel Thielmann hat das in einer ziemlich eleganten Studie überprüft, bei der sie ihre Versuchspersonen mit einigen Monaten Abstand immer wieder zum Schummeln verführte. Das Ergebnis: Wer beim ersten Mal mogelte, wurde beim zweiten Durchgang häufig erneut zum Schummler – und zwar mit sechs- bis achtfach erhöhter Wahrscheinlichkeit gegenüber denen, die sich beim ersten Mal sauber verhalten hatten. 

 An dieser Stelle begegnet der Psychologin meist der immergleiche Einwand: „Na ja, bei euch im Labor geht es ja nur um Kleckerbeträge! Ob wir ehrlich sind oder nicht – das ändert sich ja wohl mit den Summen, die auf dem Spiel stehen!“ Isabel Thielmann hat die Sache überprüft und dabei eine Überraschung erlebt: „Nur etwas mehr als ein Drittel der Menschen betrügt stärker, sobald es um mehr Geld geht.“ 40 Prozent der Versuchspersonen mogelten in ihrer Studie dagegen nie, auch dann nicht, wenn statt ein paar Cent plötzlich 150 Euro auf dem Tisch lagen. Nur wenige schummelten immer (rund 6 Prozent). Bei den verbleibenden rund 17 Prozent entdeckte die Forscherin sogar eine Art Umkehreffekt: Sie wurden immer ehrlicher, je höher die Summe war, die auf dem Spiel stand. Die Erklärung: Solche „kleinen Sünder“ können sich zwar eine Minimogelei verzeihen, größere Summen dagegen lassen sich nicht mehr vereinbaren mit moralischem Selbstbild und Gewissen. 

 Apropos Gewissen: Neben dem oben erwähnten H-Faktor hat Isabel Thielmann noch einen zweiten Persönlichkeitsfaktor ermittelt, der uns mit einiger Sicherheit zu prosozialem Handeln treibt – nämlich unseren Hang dazu, ein schlechtes Gewissen zu bekommen. Abfragen lässt sich das mit ziemlich einfachen Szenarien wie diesem: Stellen Sie sich vor, Sie haben auf einer Feier bei Freunden versehentlich Rotwein aufs neue Sofa gekippt und den Fleck in einer Art Affekthandlung mit einem Kopfkissen bedeckt. Niemand wird je herausfinden, dass Sie es waren. Frage: Wie fühlen Sie sich am Tag danach? (Siehe auch die Titelgeschichte dieser Ausgabe.) Die Analysen von Isabel Thielmann haben gezeigt: Wer sich in so einer Situation richtig mies und schuldig fühlt, wird sich im Leben wahrscheinlich großzügiger und fairer verhalten als andere. 

 Manchmal jedoch fällt es nicht leicht, ein guter Mensch zu sein. Man stelle sich folgende Situation vor: Seit Jahren arbeitet man für dieselbe Firma, ist stolz auf seinen Job und identifiziert sich mit dem Unternehmen. Aus dieser Rolle zieht man ein Stück seiner Identität. Doch dann erfährt man durch Zufall, dass ein Vorgesetzter über Monate betrogen hat, um die Gewinne des Arbeitgebers zu steigern. Wird man zum Whistleblower und geht damit an die Öffentlichkeit? Oder deckt man den Vorgesetzten, um den Ruf des Arbeitgebers oder der eigenen Abteilung nicht zu ruinieren? Man befindet sich in einem Dilemma: Wenn man lächelt und tut, als wäre alles okay, wird man zum Mittäter. Wenn man die Wahrheit sagt, wird man in den Augen vieler Kollegen zum Verräter. 

 Isabel Thielmann hat genau diese Art von Konflikt im Labor nachgestellt, wenn auch in etwas abgeschwächter Form. Ihre Versuchspersonen bekamen mit, wie andere Teilnehmende bei einer Aufgabe mogelten. Sie konnten diese Mitspieler verpfeifen oder deren Lüge bestätigen – und damit sogar ein paar Euro verdienen. Doch wie viele waren bereit, in so einer Situation die Unwahrheit zu sagen? Überraschenderweise verhielten sich viele Probandinnen und Probanden anders, als man hätte erwarten können. Solange es um ihr eigenes Verhalten ging, sagten die meisten noch konsequent die Wahrheit. Aber um nett zu sein und anderen einen kleinen Gefallen zu tun, waren viele plötzlich bereit, einen Betrug zu decken. Lügen für andere fällt uns offenbar leichter als die Lüge für uns selbst: Die entsprechende Quote stieg in einem von Thielmanns Experimenten um das Dreifache! 

 Wie lässt sich vorhersagen, wofür ein Mensch sich in solch einer Lage entscheidet? Klar: Man könnte einfach nachfragen. Leider zeigt die Forschung, dass solche Selbstauskünfte und tatsächliches Verhalten nicht unbedingt etwas miteinander zu tun haben. Isabel Thielmann hat entdeckt, dass auch beim Lügen für andere der H-Faktor eine entscheidende Rolle spielt. Die Ehrlich-Bescheidenen lügen nicht nur weniger für sich selbst, sondern auch weniger für andere. 

 In einem interessanten Versuch hat Isabel Thielmann die Integrität der Ehrlich-Bescheidenen auf eine noch härtere Probe gestellt. Auch hier ging es darum, für andere die Unwahrheit zu sagen. Diesmal profitierte davon aber kein unbekannter Mitspieler – sondern eine Wohltätigkeitsorganisation, genauer: die Kindernothilfe. Ganz ehrlich: Wer würde in einem Onlineexperiment nicht gelegentlich ein Auge zudrücken, um darbenden Kindern eine kleine Spende zukommen zu lassen? Doch selbst unter diesen Bedingungen blieben die extrem Ehrlich-Bescheidenen standhaft und konsequent bei der Wahrheit. 

 All diese Studien haben auch mögliche Auswirkungen auf die Praxis. Etwa auf die Fragebögen, mit denen die Polizei neues Personal auswählt. In aktuellen Projekten mit mehreren Landespolizeien untersucht Isabel Thielmann zusammen mit ihren Kollegen, inwieweit bestehende Auswahlverfahren dem aktuellen Stand der Forschung entsprechen. Wie kann man sie durch psychologische Tests ergänzen? Die ideale Person in Uniform ist in Thielmanns Augen nicht harmoniesüchtig. „Man sollte vor Konflikten nicht zurückscheuen.“ 

 Dennoch wünscht man sich an der Dienstwaffe jemanden, der auch unter Stress moralisch integer bleibt, sprich: Man braucht jemanden mit niedriger agreeableness und zugleich einem hohen H-Faktor. „Wenig Verträglichkeit, hohe Ehrlichkeit–Bescheidenheit: das sind die Menschen, die man bei der Polizei haben möchte.“ Isabel Thielmanns Expertise könnte helfen, stärker nach so einem Profil zu fahnden. 

 Klar: Es ist nicht leicht, willentlich ein besserer Mensch zu werden. Persönlichkeitsfaktoren wie der H-Faktor sind ziemlich stabil und schwer veränderbar. Dazu kommt ein anderes Problem: Die meisten Menschen sehen gar keinen Anlass, sich zum Guten erziehen zu lassen. Isabel Thielmann hat herausgefunden, dass die meisten ganz zufrieden sind mit ihrem H-Faktor – auch jene, die auf das Wohlergehen ihrer Mitmenschen pfeifen. Sie haben meist eine gute Ausrede parat: Sie sehen die Welt als eine Art Dschungel, einen Kampf jeder gegen jeden. „Und dabei will man auf keinen Fall der Dumme sein.“ 

 Was kann man in Zukunft von Isabel Thielmann erwarten? Welche Vision hat sie für sich selbst? Man lässt den Blick schweifen in ihrem Büro. An der Pinnwand hängen allerhand Postkarten. „Zum Muttertag alles Liebe“ steht dort. Und: You are momazing. Isabel Thielmann hat keine Kinder. Die Karten stammen von jungen Leuten aus ihrem Team. Erst im Juni 2025 wurde ihre Abteilung als eines der besten Forschungsumfelder Deutschlands ausgezeichnet. Hier, so heißt es, herrsche ein „außergewöhnlich inspirierendes, kollegiales und integratives Arbeitsklima“. Auch Thielmanns ehemalige Kolleginnen und Kollegen aus Landau haben ein buntes Abschiedsposter in ihrem Büro hinterlassen. „Unglaublich kollegial“ steht dort zu lesen, „ehrlich und bescheiden“, „so ein positiver und hilfsbereiter Mensch“. 

 Isabel Thielmanns Antwort auf die Frage nach ihrer Zukunft klingt darauf wie ein stimmiges Echo: „Was ich als Allererstes nennen möchte, ist nicht irgendein Forschungsoutput. Ich möchte einen Fingerabdruck hinterlassen bei der Förderung von Nachwuchs. Ich möchte unterstützend sein, ich möchte vielen Menschen die Lust am Forschen vermitteln.“ Es mag ein bisschen kitschig klingen, ist aber die reine Wahrheit: Als Isabel Thielmann diese Sätze sagt, verändert sich ihre Mimik, ihre ganze Körpersprache. Aus ihr spricht eine reine, ungetrübte Freude. Eine Art innerer Begeisterung, die man weder willentlich erzeugen noch jemandem vorspielen kann. Für sie sind die Menschen in ihrem Umfeld tatsächlich wichtiger als ein weiterer Forschungspreis oder der nächste Hit in der Welt der Wissenschaft. 

 Frei von Ehrgeiz ist sie dennoch nicht. „Ich möchte dazu beitragen, individuelle Unterschiede systematisch in Modelle zur Erklärung und Veränderung menschlichen Verhaltens einzubeziehen – von einzelnen Personen bis hin zu ganzen Gesellschaften.“ Dabei, so glaubt Isabel Thielmann, achtet die Forschung bislang noch zu wenig auf unsere individuellen Unterschiede. 

 In einer ihrer Untersuchungen hat sie zum Beispiel entdeckt, dass die Persönlichkeit rund 14 Prozent der Unterschiede in prosozialem Verhalten erklären kann. In der Welt der Forschung sind 14 Prozent eine ganze Menge. Persönlichkeit ist wichtig. Trotzdem ist klar: Sie ist nicht alles. Selbst Engel können sündigen, selbst kleine Teufel Gutes tun. „Unser Verhalt ist fast immer ein Zusammenspiel aus Person und Situation“, sagt Isabel Thielmann.
Diese Studie offenbart: Isabel Thielmann ist eine Forscherin, die freiwillig erzählt, dass ihr eigenes Feld nicht alles ist, was zählt. Bei all ihrem Brennen für die Arbeit, bei allem Ehrgeiz in ihren Forschungszielen muss man sich Isabel Thielmann zugleich als ehrlich-bescheidenen Menschen vorstellen. 

 In unserer Serie erschienen zuletzt: 

 Andreas Maercker – Der Spezialist für Existenzielles. Heft 12/2025 

 Alison Gopnik – Die Pionierin des kindlichen Denkens. Heft 8/2025 

 Guy Bodenmann – Der Paarversteher. Heft 4/2025 

 Michele Gelfand – Die Mitreißende. Heft 12/2024 

 Ernst Fehr – Der Entdecker der Fairness. Heft 8/2024 

 Angelika Eck – Die Wegbegleiterin. Heft 3/2024 

 …und viele mehr. Alle Porträts finden Sie hier. 

 Kibeom Lee, Michael C. Ashton: The H Factor of Personality. Why Some People Are Manipulative, Self-Entitled, Materialistic, and Exploitive – and Why It Matters for Everyone. Wilfrid Laurier University Press 2012 

 Thielmann, I. u.a. (2025). Cheat, cheat, repeat: On the consistency of dishonest behavior in structurally comparable situations. Journal of Personality and Social Psychology, 128(5), 1209–1225 

 Nielsen, Y. A. u.a. (2025). How much can personality predict prosocial behavior? European Journal of Personality, 39(3), 305–322 

 Thielmann, I. u.a. (2024). Cheating to benefit others? On the relation between honesty-humility and prosocial lies. Journal of Personality, 92(3), 870–882 

 Thielmann, I. u.a. (2020). Personality and prosocial behavior: A theoretical framework and meta-analysis. Psychological Bulletin, 146(1), 30–90 
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Die brave Gehilfin



2026-03-11


 Eine Grundschulrektorin mit Burnout findet bei Wolfgang Schmidbauer heraus, dass gesunde Aggressionen Wege zu Klarheit, Kraft und Selbstschutz öffnen 

 Sarah S.* war mit der Diagnose Burnout und der Empfehlung zu einer längeren Therapie aus einer Tagesklinik gekommen. Sie hatte als Rektorin in einer größeren Grundschule mit vielen Kindern aus Einwandererfamilien gearbeitet, die keine ausreichenden Deutschkenntnisse mitbrachten und intensiv betreut werden mussten. Privat hatte Sarah Halt verloren. Ihre Kinder waren ausgezogen; der Ehemann – ebenfalls Lehrer – hatte sie kurz nach ihrer Beförderung verlassen und lebte mit einer anderen Frau. „Da habe ich mich… 
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 – hatte sie kurz nach ihrer Beförderung verlassen und lebte mit einer anderen Frau. „Da habe ich mich in die neue Aufgabe gestürzt!“ 

 Die ersten Gespräche zeigten, wie engagiert und zugleich rücksichtslos gegen sich selbst Sarah mit dieser Situation umgegangen war. Sie gründete einen privaten Verein, der Spenden einwarb und pädagogisch interessierte Laienhelfer gewann, die Nachhilfe gaben, in der Betreuung halfen und im Unterricht unterstützten. „Das Unterrichten hat mir immer Spaß gemacht“, berichtet Sarah. „Ich hätte mich gefreut, eine Helferin in meiner Klasse zu haben. Aber dann gab es Konflikte zwischen den Hauptberuflichen und den Ehrenamtlichen, die haben die Kinder glatt vergessen und sich über irgendeinen Unsinn gestritten, wer beliebter ist und so, als ob es darum ginge! Und dann sind sie zu mir gekommen, haben sich beschwert, haben verlangt, dass ich auch noch in den Unterricht komme, um mir ein Bild zu machen.“ 

 „Sie denken, dass damals Ihre Überlastung angefangen hat?“ 

 „Mit Kindern kann ich gut. Aber wenn zwei Erwachsene kommen und jede der anderen vorwirft, dass sie schuld ist, dann fühle ich mich schlecht. Ich habe die doch nicht gezwungen, ich wollte ihnen helfen. Und dann streiten die sich, und wenn die eine was sagt, denke ich, ich verstehe sie. Dann sagt die andere was, und ich verstehe sie auch. Ich kann das nicht. Ich müsste die doch versöhnen.“ Sarah stockt und tupft sich mit einem Taschentuch die Augen. 

 „Ich war ja nur die Vorgesetzte der Lehrerin. Die Helferin musste ich bei der Stange halten, die würde an der Supermarktkasse mehr verdienen als in unserem Verein. Ich konnte doch nur verlieren. Als dann der Schulrat sagte, dass sich Kolleginnen beschwerten, weil ich eher zu den Freiwilligen hielte, war es aus. Ich kannte mich bisher nicht so. Ich konnte nur noch weinen.“ 

 „Wie hat der Schulrat reagiert?“ 

 Sie grinst ein wenig, mit feuchten Augen. „Der kannte mich in diesem Zustand genauso wenig wie ich mich selbst. Eigentlich noch weniger. Er war schockiert. Er hat gesagt, ich soll mir Hilfe suchen, Urlaub nehmen, mich erholen, er stehe ganz hinter mir, die Schule sei ein Leuchtturmprojekt, diese Phrasen eben!“ 

 „Können Sie sich vorstellen, wieder in den alten Job zurückzukehren?“„Ja und nein. Ich will nicht immer die Böse sein.“ 

 Sarah empfindet sich als böse, wenn sie Führung übernimmt und den Rivalinnen im Klassenzimmer vermittelt, dass sie die Anerkennung teilen und kooperieren müssen. Sie kann der Kollegin nicht nachhaltig klarmachen, dass es nicht ihre Aufgabe ist, mit der Schulhelferin zu rivalisieren, sondern diese pädagogisch einzusetzen. Sie kann die Helferin nicht überzeugen, dass sie die Kinder unterstützen und nicht die Lehrerin in Diskussionen verwickeln solle. 

 Ich erkläre, dass es doch nicht böse ist, Grenzen zu setzen, sondern im Gegenteil verhindert, dass Konflikte eskalieren. Was hindert sie, ihre Rolle als Rektorin auszufüllen? 

 „Ich bin da wahnsinnig empfindlich“, sagt Sarah. „Ich erinnere mich, ich war einmal in einer Gedenkstätte zur Zwangsarbeit, und da war eine große Fotografie, eine Gruppe von Arbeiterinnen, magere Frauen in Lumpen, die haben geschuftet, einen Graben ausgehoben. Drum herum standen Uniformierte. Eine davon machte so eine herrische Geste, wies eine Arbeiterin zurecht, maßregelte sie. Da wurde mir auf einmal schlecht und ich dachte: Wie oft habe ich wohl auch schon eine Schülerin oder eine Kollegin so behandelt?“ 

 Ich denke an die Frage, die ich einmal in einem Seminar gehört habe: Wo gibt es mehr Schuldgefühle – im Zuchthaus oder im Kloster? Was hat bei dieser harmoniebedürftigen Rektorin bewirkt, dass sie sich mit der grausamen Aufseherin identifiziert? Was fällt ihr dazu ein? 

 Sarah berichtet von ihrer Kindheit: Als Erste von drei Schwestern glaubte sie lange, sie sei genauso anstrengend gewesen wie die kleineren. Doch ihre Mutter erzählte später, sie sei „immer ganz brav“ gewesen und habe viel geholfen. Erstgeborene wachsen anfangs wie Einzelkinder auf, von Erwachsenen umgeben, an diesen orientiert. Dann kommen die kleinen Geschwister. Die Erstgeborenen müssen die latente Identifizierung mit den Erwachsenen verstärken, um den Zorn zu beherrschen, der sich gegen die Konkurrenz richtet. 

 Während viele Erstgeborene dadurch „schwierig“ werden, wurde Sarah brav. Sie passte auf die Kleinen auf und unterstützte die Mutter. Sie kam in die Schule, wurde eine gute Schülerin und fand in ihren Lehrerinnen neue Vorbilder, die sie in ihren Beruf begleiteten. Kindern etwas beizubringen und dafür anerkannt zu werden wurde zu ihrem neuen Lebensinhalt – bis sie in eine Situation kam, die ihrer Kindheit glich: Sie musste unter Druck Konflikte zwischen Mitarbeiterinnen schlichten und war ähnlich überfordert wie seinerzeit, wenn sie die kleinen Geschwister beruhigen sollte. 

 Im Lauf der Therapie differenzierte sich das Bild der „braven Gehilfin“ der Mutter. Die Fantasie der KZ-Aufseherin erschütterte sie, weil sie nicht zu ihrem Selbstbild passte. Sie entdeckte jedoch, dass sie als Kind bei kleinen Unfällen ihrer Schwestern und einer blutigen Nase durch eine Rauferei durchaus Schadenfreude empfunden hatte, und akzeptierte diese Gefühle. 

 Allmählich verstand Sarah, worin die Überanstrengung in ihrer Rolle als Rektorin wurzelte: In ihrer inneren Welt gab es keine „gute Aggression“. Wer seinen Ärger zeigte, mit Konsequenzen drohte, war von der KZ-Aufseherin nicht mehr zu unterscheiden. Sie wollte es allen recht machen und arbeitete selbst lieber doppelt, als klare Forderungen zu stellen und Sanktionen auszusprechen. Sie konnte sich nicht vorstellen, dass es hilfreich und nicht böse ist, als Vorgesetzte Bedingungen zu vertreten und durchzusetzen. 

 Der Schulrat hatte sie gar nicht getadelt, sondern nach Hintergründen gefragt. Doch Sarah fühlte sich wie die große Schwester, die von der Mutter getadelt wird, wenn die Kleinen während ihrer Abwesenheit Marmelade auf das Sofa gekippt hatten. 

 Wir sprachen darüber, dass die Rolle der Erstgeborenen früher weniger belastet war als gegenwärtig in der Kleinfamilie. In traditionellen Kulturen findet der größte Teil der Erziehung zwischen den Häusern statt, auf der Straße, in Wiesen und Wäldern, in freien Gruppen, in denen ältere Kinder mit den Kleinen spielen und den großen Schwestern nicht die Mutter im Nacken sitzt. 

 „Meine Seminarrektorin hat mir erzählt, dass sie noch in einer Dorfschule unterrichtet hat, in der es eine einzige Klasse gab. Ich habe sie sehr gemocht, sie war eine warmherzige Frau, wurde nie laut, und trotzdem haben alle gemacht, was sie gesagt hat. Ich konnte mir das erst nicht vorstellen, wenn ein paar Kinder schon lesen können und die anderen es noch lernen sollen. Aber vielleicht funktioniert es gut, wenn die Großen den Kleinen helfen.“ 

 „Ich denke, es geht viel um den Unterschied von Wollen und Müssen. Die Menschen wollen lernen. Unter Druck müssen sie lernen, die Schule steht dazwischen. Auch Rektorinnen spüren das: Wollen sie ihre Schule leiten – oder müssen sie es?“ 

 „Und kann ich das Wollen hier lernen?“, fragte sie lächelnd. 

 „Das Wollen steckt in Ihnen, das können Sie schon“, sagte ich. „Aber vielleicht lernen sie, das Müssen nicht so ernst zu nehmen!“ 

 * Persönliche Daten und alle Einzelheiten, welche die Patientin erkennbar machen könnten, wurden verändert 

 Wolfgang Schmidbauer arbeitet als Autor, Psychoanalytiker und Familientherapeut in München. 2024 erschien von ihm bei Bonifatius Die Erstgeborenen. Wie sie ihre Kindheit den Geschwistern opfern 

 Sie wollen mehr Geschichten aus der Therapiestunde als Buch lesen? Die 50 besten Therapiestunde-Kolumnen, die in den letzten Jahren an dieser Stelle erschienen sind, versammelt das Buch „Wenn Sie wüssten, wie ich wirklich bin“. Therapeuten erzählen aus ihrer Praxis, das bei Beltz erschienen ist (272 S., € 20,–) 
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Wenn Erwartungen und Realität kollidieren



2026-03-11


 Zwischen Erwartung und Wirklichkeit klafft oft eine Lücke. Forschende zeigen, warum das eine ganze Palette von Gefühlen auslösen kann 

 „Auf den Film freue ich mich sehr.“ „Die Party wird wahrscheinlich langweilig.“ Doch der Film erweist sich als dröge und auf der Party amüsieren wir uns bestens – anders als wir zunächst erwartet hatten. In einem Überblick kommen Forschende zu dem Schluss, dass solche Diskrepanzen zwischen Kognitionen viel mehr auslösen können, als bislang gedacht, eine ganze Gefühlspalette nämlich: Angst, Ärger, Schuld, Freude oder Traurigkeit. Welche Gefühle es sind, hängt vom Kontext ab, in dem die Diskrepanz entstanden ist. 

 Mit diesen Diskrepanzen zwischen einer Erwartung und dem, was wir dann erleben, hat sich als einer der ersten Sozialpsychologen der US-Amerikaner Leon Festinger (1919 bis 1989) in seiner Theorie der kognitiven Dissonanz beschäftigt. 

 Er kam damals zu dem Schluss, dass die empfundene Dissonanz mit einer inneren Anspannung einhergeht und wir deshalb versuchen, dieses Unwohlsein schnell aufzulösen, etwa indem wir die unerwartet eingetretene Situation neu bewerten. 

 Auf die Idee zu seinen Forschungen brachte Festinger eine Meldung, dass die Mitglieder einer kleinen Sekte in den USA den Weltuntergang in Form einer großen Flut für einen bestimmten nahen Tag angekündigt hatten. Er fragte sich: Wie würden die Anhängerinnen und Anhänger der Gruppe damit umgehen, wenn die Flut nicht kommt? Festinger schickte einige seiner Mitarbeitenden zu dem Treffpunkt, an dem die Sekte auf den Weltuntergang wartete. Deren Mitglieder lösten die Problematik sehr elegant mit einer Neubewertung der Lage: Sie selbst seien es gewesen, die die Flut durch ihre gewissenhafte Vorsorge verhindert hätten. 

 Harmon-Jones, E. u.a. (2025). Discrete emotions of dissonance. Motivation Science. DOI: 10.1037/mot0000389 
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Warum manche Kinder Regeln schwerer akzeptieren



2026-03-11


 Eine Studie zeigt: Ob Kinder Regeln akzeptieren, hängt auch vom Verhalten und Stress der Eltern ab – und beides beeinflusst sich gegenseitig 

 Gegen Regeln und Routinen aufzubegehren ist Teil der Entwicklung von Kindern. Doch wenn sie gar nicht lernen, Einschränkungen zu akzeptieren, kann das zu Problemen führen. Dieser Prozess ist jedoch komplexer, als es sich anhört, legt nun eine Längsschnittstudie nahe, für die Eltern von drei- und fünfjährigen Kindern Auskunft gegeben hatten. 

 Es zeigte sich: Standen die Eltern in der frühen Kindheit des Nachwuchses unter Stress oder erzogen sie die Kinder sehr streng, hatten Söhne und Töchter im Alter von fünf Jahren Probleme, Regeln und Routinen einzuhalten. Hingegen scheinen Regeln und Routinen, die akzeptiert werden, vor solchen Schwierigkeiten in gewissem Maß zu schützen. Hielten die Kinder sich von Anfang an von sich aus schlecht an Regeln, erhöhte das den Stress der Eltern. 

 Die Daten stammen aus der Future of Families and Child Wellbeing Study und beruhen auf der Befragung von etwa 2500 Müttern mit Kindern. Insgesamt scheint zwischen der compliance der Kinder und dem Verhalten der Eltern ein wechselseitiger Zusammenhang zu bestehen. 

 Selman, S. B., & Dilworth-Bart, J. E. (2025): Reciprocal longitudinal relations between child routines and parenting. Family Relations. DOI: 10.1111/fare.70021 
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Als eine Schimpansin sich im Spiegel erkannte



2026-03-11


 Haben Tiere ein Ich-Bewusstsein? Manche schon, wie Gordon Gallup 1970 in seinem bahnbrechenden Spiegeltest-Experiment demonstrierte 

 Schon mal was vom „Spiegeltest“ gehört? Bestimmt! Die Medien lieben ihn. Regelmäßig wird notiert, welche Tierart soeben den Test bestanden hat oder daran gescheitert ist. Bonobos, Orang-Utans und Gorillas meistern ihn, ebenso Elstern, Raben, Krähen, Tauben und Bergpapageien, Delfine und manche Elefanten. Die meisten Spezies bestehen die Prüfung nicht. An anderen, etwa dem Putzerlippfisch, scheiden sich die Geister. 

 Der Spiegeltest ist eine Versuchsanordnung, um zu überprüfen, ob ein Individuum sich in seinem Spiegelbild selbst erkennt, also sich zumindest rudimentär seiner selbst bewusst ist. Das genial einfache Verfahren hat sich der Biopsychologe Gordon Gallup im Jahr 1970 ausgedacht. 

 An der Tulane University in New Orleans stellte er zwei weiblichen und zwei männlichen Schimpansen einen Spiegel ins Gehege. Zunächst hatten die Tiere ein paar Tage Zeit, sich mit dem fremden Gegenstand vertraut zu machen. Dann wurde allen während einer Narkose unbemerkt eine Farbmarkierung auf die Stirn gemalt. 

 Einige Zeit nach dem Erwachen – die Tiere verhielten sich unauffällig – wurde der Spiegel erneut aufgestellt. Sobald sie ihr Spiegelbild erspähten, wurden die Schimpansen sofort neugierig und betasteten den ungewohnten Fleck ausgiebig, und zwar an ihrem realen Kopf, nicht etwa am Spiegelbild. Je vier Stummelschwanzmakaken und Javaneraffen, die zum Vergleich getestet wurden, ließ das markierte Spiegelbild hingegen kalt. Gallup schloss daraus, dass Schimpansen, nicht aber weniger hoch entwickelte Affen eine Art Ichbewusstsein haben. 

 Zwei Jahre später testete die Psychologin Beulah Amsterdam 88 Menschenkinder im Alter zwischen drei und 24 Monaten mit einer Variante des Spiegeltests (ohne Narkose) und stellte fest, dass sich das Icherkennen im Lauf des zweiten Lebensjahrs herausbildet. 

 2001 Julian Keenan lokalisiert das Icherkennen in der rechten Hirnhälfte 

 1972 Beulah Amsterdam weist nach, dass sich Kinder im zweiten Lebensjahr im Spiegel erkennen 

 1925 Werner Wolff registriert starke Affekte beim Betrachten des eigenen Gesichts 

 1882 Wilhelm Preyer beobachtet, wie Kinder auf ihr Spiegelbild reagieren 

 1735 Carl von Linné deklamiert, dass Selbsterkenntnis den Menschen von anderen Primaten unterscheidet 
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Kunsttherapie: Ausdruck ohne Worte



2026-03-10


 Was ist Kunsttherapie? Eine Patientin und eine Therapeutin teilen ihre Erfahrungen. Außerdem: die wichtigsten Infos zu Ablauf, Kosten, Wissenschaft 

 Jeden Monat stellen wir ein Angebot aus den Bereichen Therapie, Coaching oder Beratung vor. Und Sie können entscheiden, ob das etwas für Sie ist. Dieses Mal: Kunsttherapie 

 Seit sechs Jahren erlebe ich depressive Episoden und bin seitdem in psychotherapeutischer Behandlung. Ein unerfüllter Kinderwunsch, viel Verantwortung und eine hohe Arbeitsbelastung in meinem Beruf als Sozialpädagogin haben dazu geführt, dass ich wieder krank geworden bin. 

 Im Rahmen eines stationären Aufenthalts vor… 

 Sie wollen den ganzen Artikel downloaden? Mit der PH+-Flatrate haben Sie unbegrenzten Zugriff auf über 2.000 Artikel. Jetzt bestellen 

  

 Sozialpädagogin haben dazu geführt, dass ich wieder krank geworden bin. 

 Im Rahmen eines stationären Aufenthalts vor ein paar Jahren hatte ich das erste Mal Kontakt mit Kunsttherapie. Zu Beginn hatte ich viele Vorurteile und war gehemmt. Ich dachte nicht, dass ich kreativ sein könnte, weil mich der Kunstunterricht in der Schule negativ geprägt hat. Ich hatte auch kein Vertrauen in mich und meine Fähigkeiten und bin gleichzeitig sehr perfektionistisch. Anfangs habe ich in der Therapie deshalb mit Ton gearbeitet und eher praktische Objekte getöpfert. 

 Gerade bin ich Patientin in der Tagesklinik und habe hier wieder Kunsttherapie. Die Therapie ist nicht verpflichtend, aber ich gehe zweimal in der Woche ins Atelier. Dort sind wir in einer Gruppe, meist etwa sechs Leute, aber jeder arbeitet für sich. Ich bin positiv überrascht, wie anregend die Therapie ist. Ohne Vorgaben und ohne Druck habe ich mich hier zum ersten Mal getraut, Dinge auszuprobieren, und bin sehr bei der Sache. 

 Mir gefällt, dass ich mich dabei ausdrücken darf, meine Gefühle aber nicht in optimale Worte fassen muss. Überhaupt muss ich mich nicht erklären, kann aber jederzeit mit der Therapeutin sprechen, wenn ich es brauche. Bei der Kunsttherapie hier in der Einrichtung darf jeder sein eigenes Projekt machen, gesprochen wird nur auf Wunsch und nicht aus Zwang. Das hilft mir, mich auf mich und meine Emotionen zu konzentrieren. 

 In meinem Alltag als Sozialarbeiterin bin ich ständig mit Menschen in Kontakt; in der Kunsttherapie kann ich endlich runterkommen und zu mir selbst finden. Das ist nicht immer leicht, weil so auch unangenehme Gedanken und Gefühle hochkommen. Dafür ist aber die Therapeutin da. Sie merkt, wenn es einem nicht gutgeht, und bietet Unterstützung und Gespräche an. Außerdem bringt sie uns neue kreative Techniken bei. So habe ich neben Collagieren auch Malen und kreatives Schreiben ausprobiert. Insbesondere das kreative Schreiben hilft mir, alle Gefühle und Gedanken, die mich belasten, rauszulassen. Je länger ich hier bin, desto mehr merke ich, wie mein Perfektionismus nachlässt. Mir gefällt der intuitive Zugang sehr. Mit der Zeit lerne ich, weniger zu bewerten und einfach zu machen, das tut mir gut. 

 In der Kunsttherapie kann ich meinen Emotionen Raum geben und Ausdruck verleihen. Mir gefällt es, Themen mit verschiedenen Materialien umzusetzen und so unterschiedliche Sichtweisen zu bekommen. Ich habe das Gefühl, je nach Material sieht ein Problem schwerer oder leichter aus. Zum Beispiel habe ich ein Bild gemalt, auf dessen Vorderseite ich viele dunkle Gedanken und Emotionen dargestellt habe. Danach habe ich auf der Rückseite etwas Neues gemalt, ganz intuitiv mit Klecksen und Mustern. Später stand ich weinend vor dem Werk, weil es so guttat zu merken, dass es nicht nur eine Seite gibt – beim Bild und auch bei meinen Problemen. 

 In Zukunft möchte ich auch zu Hause feste Zeiten einplanen, in denen ich kreativ sein kann. Seit ich mich durch die Kunst ausdrücken kann, fühle ich mich wie beflügelt, und der Druck, den ich in meinem Leben habe, lässt ein wenig nach. Aus der Behandlung nehme ich deswegen für mich einen Leitsatz mit: mehr fühlen, weniger denken. 

 Denise Gühlcke ist wegen Depressionen und einer posttraumatischen Belastungsstörung in tagesklinischer Behandlung. Dass sie ihren Namen nennt, ist für sie Teil der Krankheitsakzeptanz. 

 Die Kunsttherapie ist ein freiwilliges Angebot in unserer Tagesklinik. Bei der Aufnahme werden die Patientinnen und Patienten gefragt, ob sie Lust haben mitzumachen. Wir drängen niemanden zur Teilnahme – Kreativität lässt sich nicht erzwingen. Die meisten spüren selbst, ob die Therapie etwas für sie sein könnte. 

 Die Teilnehmenden haben unterschiedliche Krankheitsbilder, diese reichen von Ängsten und Depressionen bis hin zu Persönlichkeitsstörungen, Traumata oder psychosomatischen Beschwerden. Sie haben ganz unterschiedliche Erfahrungen mit Kreativität und wollen ausprobieren, ob das kreative Gestalten sie weiterbringt. Die eine merkt im Verlauf, dass die Therapie genau das Richtige für sie ist, ein anderer findet heraus, dass es nicht das ist, was er braucht oder möchte. In der Kunsttherapie dürfen sie selbstbestimmt kreativ sein, ganz ohne Erwartungsdruck. 

 Kunsttherapie ist ausdruckszentriert. Es geht darum, Gefühle sichtbar zu machen, auch ohne Worte. Die Patienten entscheiden deshalb selbst, ob sie über ihre Kunstwerke und ihre Emotionen sprechen wollen. Das Atelier bietet ihnen dafür einen geschützten Raum, in dem sie mit Farben, Formen und Materialien experimentieren können. Hier gibt es kein Richtig oder Falsch und keine Vorgaben. Der kreative Ausdruck der Emotionen steht im Vordergrund. 

 Je nach Therapieplan kommen die Patienten und Patientinnen ein- bis dreimal pro Woche für 90 bis 120 Minuten ins Atelier. Die Gruppengröße variiert zwischen vier und zehn Personen. Jede Stunde beginnt damit, dass jeder und jede kurz erzählt, wie es ihm oder ihr geht. Danach beginnt die kreative Phase. Viele arbeiten über mehrere Wochen hinweg an einem Werk, manche probieren sich jedes Mal neu aus und testen unterschiedliche Materialien. Wer unentschlossen ist, bekommt von mir Unterstützung bei der Materialwahl. 

 Feste Materialien wie Ton, Holz oder Speckstein geben Halt und brauchen Kraft beim Arbeiten. Fließende Tinten hingegen fordern dazu heraus, Kontrolle abzugeben und Prozesse zuzulassen. Wenn nötig, erkläre ich die Techniken und unterstütze anfangs, manchmal äußere ich auch Ideen oder stelle Gedichte zur Inspiration vor. 

 Die meisten arbeiten ruhig und intuitiv für sich. Ich bewege mich durchs Atelier, bin ansprechbar, aber zurückhaltend. Niemand muss seine Kunst erklären, und ich interpretiere auch keine Werke. Nur wenn ich merke, dass jemand teilnahmslos ist oder mit Emotionen zu kämpfen hat, spreche ich die Person an. Oft hilft es dann, Gefühle zu benennen und bewusst zuzulassen. 

 Etwa zehn Minuten vor Ende der Stunde gebe ich das Signal zum Zusammenpacken. Das Aufräumen gehört genauso dazu wie das Arbeiten. In der Kunsttherapie zählt nicht das fertige Produkt, sondern die Erfahrung. Manche behalten ihre Werke auch gar nicht, sondern überlassen sie mir als symbolischen Abschluss ihres Prozesses. 

 Wibke Arts ist Kunsttherapeutin im Zentrum für Integrative Psychiatrie in Kiel. 

 Was ist das für ein Angebot? 

 Kunsttherapie ist eine Form der Psychotherapie, bei der mit Farben und Materialien Gefühle und innere Konflikte sichtbar gemacht werden. Sie eignet sich besonders für Personen, denen es schwerfällt, sich ausschließlich über Sprache mitzuteilen. Die Therapie wird bei psychischen Erkrankungen unterstützend eingesetzt und zählt zu den künstlerischen Therapieverfahren. Sie hilft den Patientinnen und Patienten, Konflikte und Probleme wahrzunehmen und diese zu kommunizieren. 

 Was kostet die Teilnahme? 

 Im Rahmen einer (teil-)stationären Behandlung wegen einer psychischen Erkrankung in einer Klinik ist Kunsttherapie häufig in den Therapieplan integriert, die Kosten sind darüber abgedeckt. In Deutschland gehört Kunsttherapie ansonsten nicht zu den Regelleistungen der gesetzlichen Krankenkassen. Das Honorar von etwa 60 bis 120 Euro pro Stunde muss deshalb in der Regel selbst getragen werden. Eine Übernahme erfolgt nur in Ausnahmefällen und nach individueller Absprache; Zuschüsse sind möglich. 

 Was sagt die Wissenschaft? 

 Eine Übersicht der Weltgesundheitsorganisation zeigt, dass Kunsttherapie Gesundheit und Wohlbefinden verbessern kann. Es gibt Hinweise auf positive Effekte bei Depressionen, Demenz und Parkinson. Zudem scheinen kunsttherapeutische Interventionen die Lebensqualität zu steigern. Die Erforschung der Wirkung ist noch in den Anfängen, Langzeitfolgen sind kaum untersucht. Kunsttherapie wird häufig begleitend eingesetzt. Auch deshalb ist die Studienqualität gemischt und teils positiv verfälscht. 

 Shukla, A., Choudhari, S. G., Gaidhane, A. M., & Quazi Syed, Z. (2022). Role of Art Therapy in the Promotion of Mental Health: A Critical Review. Cureus , 14/8: e28026 

 Uttley L, Scope A, Stevenson M, Rawdin A, Taylor Buck E, Sutton A, Stevens J, Kaltenthaler E, Dent-Brown K, Wood C. (2015). Systematic review and economic modelling of the clinical effectiveness and cost-effectiveness of art therapy among people with non-psychotic mental health disorders. Health Technology Assessment, 19(18), 1–120, v-vi 

 Deutscher Fachverband für Kunst- und Gestaltungstherapie: Was ist Kunsttherapie? (zuletzt abgerufen am 27.10.2025) 

 Fancourt, D., Finn, S. (2019). What is the evidence on the role of the arts in improving health and well-being? A scoping review. World Health Organization. Regional Office for Europe. https://iris.who.int/handle/10665/329834. Lizenz: CC BY-NC-SA 3.0 IGO 
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Gewalt gegen sich selbst als eine Form des Widerstands



2026-03-10


 Wenn Menschen sich selbst Gewalt antun, irritiert das. Warum Selbstschädigung Machtverhältnisse erschüttert und Familien herausfordert 

 Herr Professor Simon, Sie untersuchen, wie Menschen sich selbst Gewalt antun und wie das auf Gemeinschaften wirkt, auf Staaten, Religionsgemeinschaften, Familien. Warum ist Gewalt gegen sich selbst eine Form des Widerstands? 

 Die Akteure handeln im Widerspruch zu einer Erwartung, die kulturübergreifend eine Konstante zu sein scheint: Menschen wollen ihr Leben erhalten und Schmerz vermeiden. Ihr soziales Umfeld, ob Staat oder Familie, findet keine einfache Antwort auf die Frage, warum Menschen diesem Prinzip zuwiderhandeln und sich selbst schädigen, man denke im historischen Rückblick etwa auch an Kamikazepiloten oder an den Suizid der drei Leitfiguren der RAF. 

 Die üblichen Machtmechanismen werden dabei außer Kraft gesetzt, denn Macht beruht generell auf der Möglichkeit, Menschen Gewalt anzutun. Sie wird nicht immer realisiert, doch die bloße Option dazu verschafft denjenigen, die über die Mittel dazu verfügen, Macht. Deswegen ist die Polizei bewaffnet, rüsten Staaten auf, und in der Schule verhauen die Stärkeren die Schwächeren. Wenn jemand nicht nur keine Furcht vor Schmerz zeigt, sondern sich sogar selbst Gewalt antut, so führt er die üblichen Mechanismen ad absurdum. 

 Was sind typische Formen der Gewalt gegen sich selbst innerhalb von Familien? 

 Essen beziehungsweise nicht genug zu essen spielt in Familien seit jeher eine wichtige Rolle. Wer schon einmal mit einer Familie zu tun hatte, in der ein Kind auf dem Weg ist, sich zu Tode zu hungern, kennt die totale Hilflosigkeit von Eltern. Dabei entsteht eine Diskrepanz, die diese Eltern sonst nicht kennen: Tagsüber im Beruf agieren sie womöglich selbst machtvoll als Vorstandsvorsitzender eines Unternehmens oder als Rektorin einer Schule. Und abends stehen sie völlig ohnmächtig dem kranken Kind und dessen selbstzerstörerischem Essverhalten gegenüber. 

 Es gibt aber auch noch demonstrativere Formen der Selbstschädigung, zum Beispiel Schneiden, also sich selbst mit Rasierklingen oder Ähnlichem zu verletzen. Aber auch eine Sucht – je härter der Stoff, desto mehr – initiiert in Familien die paradoxe Dynamik, dass die Angehörigen mehr an der körperlichen Unversehrtheit des Familienmitglieds interessiert zu sein scheinen als es selbst. 

 Was bedeutet das für die Angehörigen – und gegebenenfalls für Therapeutinnen und Therapeuten? 

 Die Wahrscheinlichkeit, sich in Machtkämpfe zu verwickeln, ist riesig. Man versucht, ihn oder sie zu ihrem Glück zu zwingen. Aber das funktioniert nicht. Folge ist, dass Angehörige wie Therapeuten sich hilflos fühlen und wütend werden. Und das verleitet dann wiederum zur Anwendung von Gewalt. Das ist dann der Zeitpunkt, wo man etwa vor dem Dilemma steht, die essgestörte Tochter zur Zwangsernährung in die Klinik einweisen zu müssen, um ihr Leben zu retten, wohl wissend, dass sie einem das vielleicht später ewig zum Vorwurf machen wird. 

 Solche Machtkämpfe verliert man immer irgendwie. Man kann signalisieren, dass man es zwar langfristig nicht verhindern kann, dass jemand sich das Leben nimmt, doch erfahrene Therapeutinnen und Therapeuten wissen, dass es sich lohnt, ihren suizidalen Patientinnen Fragen zu stellen wie etwa: „Wie werden Ihre Angehörigen, Freundinnen, Kollegen auf Ihren Suizid reagieren?“ „Wer wird zur Beerdigung kommen?“ Oder: „Wann werden die Menschen Sie vergessen…?“ 

 Dr. med. Fritz B. Simon ist Professor für Führung und Organisation am Institut für Familienunternehmen der Universität Witten/Herdecke, systemischer Organisationsberater, Psychiater, Psychoanalytiker und systemischer Familientherapeut 

 Fritz B. Simons Buch Gewalt gegen sich selbst. Paradoxe Formen des Widerstands ist bei Carl-Auer erschienen (93 S., € 14,50) 

 Brauchen Sie Hilfe? Kreisen Ihre Gedanken um Suizid? Sprechen Sie mit jemandem darüber: Die Telefonseelsorge berät Sie anonym. Kostenlos unter 0800/1110111 und 0800/1110222 sowie telefonseelsorge.de 
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Woran erkennt man die Schwere einer Persönlichkeitsstörung?



2026-03-10


 Die aktuelle Version des ICD-11 bewertet Persönlichkeitsstörungen neu. Forschende zeigen, welche vier psychischen Mechanismen ihre Schwere bestimmen 

 In der aktuellen Version des Manuals ICD-11 werden die verschiedenen Formen von Persönlichkeitsstörungen nicht mehr aufgeführt. Warum? 

 Ja, die Diagnosen waren sehr aufwendig, weil die Unterscheidung anhand von Kategorien wie Borderline oder narzisstisch oft nicht gut funktioniert hat. Häufig ist es nicht gelungen, bei Patientinnen und Patienten eine einzelne Störung zu identifizieren, oft ließen sich Symptome – etwa Impulsivität und Angst – mehreren Kategorien zuordnen. Deshalb haben wir in einer empirischen Studie untersucht, welche Mechanismen oder grundlegenden persönlichen und zwischenmenschlichen Schwierigkeiten es geben könnte, die allen Patientinnen mit einer Persönlichkeitsstörung gemeinsam sind. 

 Wie sind Sie dabei vorgegangen? 

 Unsere Studie umfasste eine Kombination aus mehreren wissenschaftlich validierten Fragebögen und halbstrukturierten Interviews mit insgesamt 534 Personen aus der Schweiz und Deutschland, größtenteils Patientinnen und Patienten aus psychiatrischen Kliniken oder ambulanten Therapien. Zum Teil basierten die Fragen auf dem Modell der Objektbeziehung des Psychoanalytikers Otto Kernberg, der sich sein ganzes Leben lang mit der Behandlung und Erforschung von schweren Persönlichkeitsstörungen beschäftigt hat. Die Fragen drehten sich um das Erleben der Identität, um Abwehrmechanismen, den Umgang mit Nähe, Aggressionen, moralischen Werten sowie um das Ausmaß des Narzissmus. 

 Was war das Ergebnis? 

 Wir haben vier zentrale psychische Mechanismen gefunden, anhand derer sich Personen mit Persönlichkeitsstörungen von denen ohne unterscheiden lassen. 

 Als am wichtigsten erwiesen sich die Fähigkeit zur Nähe und zur Entwicklung langfristiger Beziehungen sowie die Fähigkeit, sich in andere hineinzuversetzen. Diese Fähigkeiten sind bei Menschen mit Persönlichkeitsstörungen oft aufgrund traumatischer Erfahrungen beeinträchtigt. Auch bestimmte starke Abwehrmechanismen sind kennzeichnend. Sie werden unter innerem oder zwischenmenschlichem Stress aktiviert, wirken unbewusst und können dysfunktional sein, etwa als Projektion und Verleugnung – im Gegensatz zu funktionaleren Formen wie Humor oder Intellektualisierung. Schließlich zeigt sich bei Menschen mit ausgeprägten Persönlichkeitsstörungen häufig ein fragiles und nur begrenzt kohärentes Selbstbild. Ein weiterer Effekt: Selbstfragebögen scheinen manche Apekte weniger zuverlässig zu erfassen als eine interviewbasierte Einschätzung. 

 Sie sagen, dass es nun möglich sei, einen einzigen, generellen Faktor zu ermitteln, der eine Störung anzeigt. 

 Ja. Vor allem anhand dieser vier Mechanismen – der Nähefähigkeit, der Empathie, der Abwehrmechanismen und der Identität – konnten wir einen allgemeinen Faktor, den sogenannten G-Faktor ermitteln, der aussagt, wie schwer eine Störung der Persönlichkeit ist. Zwischenmenschliche Probleme scheinen ein zentraler Indikator zu sein. Manche Forschende fordern mittlerweile einen neuen Begriff, den der interpersonellen Störung, anstelle der Persönlichkeitsstörung. 

 André Kerber ist Psychologischer Psychotherapeut in eigener Praxis, Dozent und Supervisor und forscht an der Freien Universität Berlin. 

 Caroline Macina, psychoanalytische Psychotherapeutin, arbeitet in eigener Praxis, am Centre Évelyne et Jean Kestemberg und im Maison Verte in Paris. 

 Kerber, A., Macina, C. u.a. (2025). Determining essential dimensions for the clinical approximation of personality disorder severity: multi-method study. The British Journal of Psychiatriy. DOI: 10.1192/bjp.2025.10347 
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Wenn Langeweile das Lernen blockiert



2026-03-10


 Wer den Unterricht langweilig findet, versteht den Stoff schlechter. Eine Studie zeigt, wie stark Langeweile das Lernen beeinträchtigen kann 

 Langeweile im Unterricht hindert die Schülerinnen und Schüler daran zu lernen. Dies zeigte eine Studie, für die mithilfe des experience sampling – das sind mehrfache Erhebungen pro Tag über das Smartphone – insgesamt 95 Neuntklässler und Neuntklässlerinnen über zwei Wochen in acht Unterrichtsstunden Fragen beantworteten. 

 Im Fokus stand das Fach Wirtschaft. Die Lehrkräfte waren angehalten, den Unterricht wie immer abzuhalten. Auf diese Weise erhielten der Psychologe Richard Göllner und die Wirtschaftspädagogin Kristina Kugler knapp 4500 Beobachtungen, wie interessant, verständlich und langweilig die Schüler die Stunden fanden. 

 Jene, die den Unterricht spannend fanden, berichteten von deutlich weniger Langeweile zwischendurch. Langeweile aus Unterforderung resultierte daraus, dass die Personen den Stoff zu einfach fanden. Schätzten die Schülerinnen den Unterricht gegen Ende der Stunde noch immer als uninteressant ein, dann führte das dazu, dass sich auch ihr Verständnis verschlechterte. 

 Göllner, R., & Kögler, K. (2025). Control-value appraisals and the emergence of students’ boredom: An in situ perspective within lessons. British Journal of Educational Psychology. DOI: 10.1111/bjep.70048 
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„Statt Einheitsbrei könnten wir Außergewöhnliches erschaffen“



2026-03-10


 Verkümmern unsere kognitiven Fähigkeiten, wenn wir künstliche Intelligenz nutzen? Über Gefahren und die Chance, das Denken in neue Sphären zu heben 

 Ein Gespräch mit dem Arbeitspsychologen Markus Langer: 

 Herr Langer, wenn ich KI bei Recherchen nutze, habe ich ein schlechtes Gewissen, als würde ich Unlauteres tun. Dabei können wir Journalistinnen und Journalisten ja nicht allwissend sein. Wie sehen Sie das als Experte? 

 Das ist eine interessante Beobachtung, die Sie machen. Tatsächlich erleben viele Menschen ein ähnliches Unbehagen, wenn sie Entscheidungen von KI-Systemen folgen oder diese bei ihrer Arbeit einsetzen. Dieses Gefühl kann verschiedene Ursachen… 

 Sie wollen den ganzen Artikel downloaden? Mit der PH+-Flatrate haben Sie unbegrenzten Zugriff auf über 2.000 Artikel. Jetzt bestellen 

  

 von KI-Systemen folgen oder diese bei ihrer Arbeit einsetzen. Dieses Gefühl kann verschiedene Ursachen haben. Ein wesentlicher Punkt ist ein gewisser Neuheitseffekt. Neue Technologien bringen oft Unsicherheiten und gemischte Gefühle mit sich, die sich jedoch mit der Zeit legen können. Gezielt und überlegt angewendet, ist KI jedoch ein wertvolles Hilfsmittel. Ich persönlich setze sie ein, um mein Englisch in Texten zu verbessern. Oder auch beim Kürzen schriftlicher Arbeiten. 

 Spielt auch die Persönlichkeit eine Rolle dabei, ob und wie jemand KI nutzt? 

 Ja, definitiv. Menschen, die offen für Neues sind, sind eher bereit, neue Technologien auszuprobieren und anzuwenden. Diese Offenheit erleichtert es, sich darauf einzulassen und die positiven Aspekte zu erkennen. Ein weiterer Faktor ist das Grundvertrauen in Technologien. Wer davon ausgeht, dass sie gut funktionieren und Vorteile mit sich bringen, wird sich höchstwahrscheinlich damit beschäftigen. Natürlich kann solch ein Vertrauen auch enttäuscht werden. Deshalb ist eine skeptische und prüfende Haltung nie verkehrt und immer angebracht. Ich finde es wichtig, sich neuen Technologien nicht zu verschließen, aber auch nicht blind allem zu folgen, was verfügbar ist. 

 Und doch bleibt bei mir so ein seltsames Gefühl bestehen, ob es in Ordnung ist, KI zu nutzen. Welche Befürchtungen oder Ängste könnten sich dahinter verbergen? 

 Eine häufige Sorge ist, dass etwas schiefgehen könnte, beispielsweise dass solche Systeme Fehler machen oder falsche Informationen liefern. Ein weiterer Punkt ist, dass Sie möglicherweise glauben, nicht mehr die eigentliche Urheberin oder Autorin zu sein, wenn KI Ihren eigenen Text bearbeitet. Sie befürchten wahrscheinlich, dass Ihre eigene Rolle und das damit verbundene Wissen an Bedeutung verlieren. Wer neue Technologien als Hilfsmittel versteht und die erarbeiteten Inhalte kritisch prüft und diese Tools nicht als Ersatz für eigenes Denken nutzt, der ist auf einem guten Weg, solche Anwendungen sinnvoll einzusetzen. Sie sollten ja die Arbeit unterstützen und bereichern. 

 Dabei gibt es nicht das eine System, sondern eine Vielzahl von Systemen, die unterschiedlich gestaltet sind. Es ist ja immer ein Zusammenspiel von Mensch und System. Und sowohl Menschen als auch Systeme sind jeweils verschieden und arbeiten unterschiedlich. Ein wichtiger und entscheidender Aspekt dabei ist, wie dieses Zusammenspiel funktioniert. 

 Könnten Sie das an einem Beispiel erläutern? 

 Bei der Diagnose von Hautkrebs kann ein intelligentes System automatisiert Fotos vom Körper machen und mögliche Stellen für Hautkrebs identifizieren. Diese Vorgehensweise könnte theoretisch den Menschen das Denken und die komplette Einschätzung abnehmen, was sowohl Vorteile als auch Risiken in sich birgt. Eine andere Nutzung wäre, das System als eine Art Zweitmeinung zu verwenden. Der Arzt würde zunächst die Haut selbst untersuchen und dann das System über die Bilder laufen lassen, um eine Diagnose zu erstellen – und würde somit eine Zweitmeinung erhalten. Diese zwei Herangehensweisen haben komplett unterschiedliche Auswirkungen. 

 Welche wären das? 

 Im ersten Szenario, in dem alles automatisiert vorgegeben wird, besteht die Gefahr, dass bestimmte Fähigkeiten verkümmern, wie beispielsweise die Fähigkeit, eigenständig Diagnosen zu erstellen. Dies wäre eine problematische Entwicklung, da die Abhängigkeit von solchen Systemen zu einer Reduktion der menschlichen Kompetenz führen kann, was wiederum zu mehr Abhängigkeit von solchen Systemen führt – ein Teufelskreis. 

 Im zweiten Szenario hingegen bleibt der Mensch aktiv in den Prozess eingebunden und nutzt das System als Unterstützung. Diese Methode fördert die eigene Problemlöse-fähigkeit: Es wird weiterhin eigenständig gedacht und entschieden, während zusätzlich die Fähigkeiten des Systems einbezogen werden. Allerdings bringt das zweite Szenario natürlich auch weniger Entlastung im Einsatz. 

 KI-Systeme verändern also auf jeden Fall unsere Arbeit? 

 Ihr Einfluss hängt davon ab, wie wir diese Systeme einsetzen. Wenn wir sie als unterstützendes Werkzeug betrachten und in den Arbeitsprozess einbinden, kann sich unsere Kompetenz entwickeln, erweitern und verbessern. Verlassen wir uns jedoch zu sehr auf automatisierte Prozesse, besteht die Gefahr, dass wir Fähigkeiten verlieren, die auch dazu dienen, gut einschätzen zu können, ob KI-Systeme richtig oder falsch liegen. Gleichzeitig ist es wichtig, zu erwähnen, dass die Nutzung von KI als zweite Meinung auch Nachteile haben kann. Entscheidungen könnten manchmal sogar langsamer werden, wenn wir eigene Entscheidungen mit KI-Outputs abgleichen. 

 Kann uns ein intelligentes System also Arbeit abnehmen und uns dadurch die Freiheit geben, Zusammenhänge in einem größeren Kontext zu sehen? 

 Ja, wenn das System Informationen aufbereitet, die ich mir sonst mühsam zusammensuchen müsste und die dabei viel Aufmerksamkeit erfordern, wird es deutlich einfacher. Ein Beispiel hierfür ist die Notaufnahme im Krankenhaus: Ein KI-System analysiert objektive Daten wie die Vitalparameter – also lebenswichtige Gesundheitsindikatoren – und Laborwerte. 

 Der Arzt oder die Ärztin beobachtet zusätzlich den Gesamteindruck des Patienten, bewertet dessen Zustand und erkennt die Symptome. Dieses Zusammenspiel ist wichtig, weil es darum geht, darüber zu entscheiden, welche Aufgaben dem System übergeben werden und welche die Mediziner selbst übernehmen. Das System verarbeitet große Mengen an Daten schnell und präzise, während die Menschen Empathie, Intuition und die Fähigkeit zur ganzheitlichen Betrachtung des Patienten einbringen. 

 Verändern sich durch den Einsatz von intelligenten Systemen auch unsere Aufmerksamkeit und Konzentrationsfähigkeit? 

 Aus meiner eigenen Erfahrung mit ChatGPT merke ich, dass ich stets wachsam sein muss, da sich Fehler und Unstimmigkeiten in die generierten Texte einschleichen können. Gerade bei größeren Texten erfordert das eine hohe Konzentration, um diese zu erkennen und zu korrigieren. 

 Wenn man ein solches System lediglich für einfache Aufgaben wie etwa das Schreiben einer Grußkarte anwendet, bei denen es weniger auf Fakten ankommt, ist das keine echte Herausforderung. Aber bei komplexeren Aufgaben, wie sie unter anderem unsere Studierenden in ihren Abschlussarbeiten bewältigen müssen, sieht die Sache anders aus. Wir haben festgestellt, dass das System gut funktioniert, wenn es für Aufgaben genutzt wird, die Studierende bereits beherrschen, wie zum Beispiel das Schreiben einer Zusammenfassung. Anders sieht es bei Aufgaben aus, die spezifische Fähigkeiten erfordern, wie das Programmieren einer Internetseite zu einem bestimmten Thema. 

 Was konnten Sie dabei beobachten? 

 Studierende sind oft überfordert und unsicher im Umgang mit den Ergebnissen der KI. Sie haben Schwierigkeiten, zu beurteilen, ob die Resultate gut oder schlecht sind, und sind unsicher, wie sie weiter vorgehen sollen. Dies unterstreicht die Notwendigkeit einer grundlegenden Fähigkeit, um effektiv mit den neuen Technologien zu arbeiten. Ihr Einsatz kann sowohl positive als auch negative Auswirkungen auf unsere Aufmerksamkeit und Konzentrationsfähigkeit haben. Eine gezielte Nutzung kann jedoch dazu beitragen, unsere kognitiven Fähigkeiten zu erweitern. 

 Welche Fähigkeiten können denn wachsen und weshalb? 

 Erweitern heißt hierbei, vieles schneller zu machen, auf größere Datengrundlagen zurückgreifen zu können, komplexe Zusammenhänge rasch zu verstehen. Ob und welche kognitiven Fähigkeiten wirklich wachsen können in Zusammenarbeit mit der neuen Technologie, das kommt ganz auf den Einsatzzweck an. Wenn wir beispielsweise ständig wachsam sein müssen, um keine faktisch falschen Infos zu übernehmen, kann durchaus genau diese Wachsamkeit trainiert werden. Dadurch, dass mir das KI-System komplexe Themen schnell und personalisiert aufbereitet, schaffe ich es vielleicht auch, mir in kürzerer Zeit neue Fähigkeiten anzutrainieren. 

 Bleiben wir noch kurz beim Denken: Welche Auswirkungen hat der Einsatz intelligenter Systeme eigentlich auf unsere Kreativität und die Fähigkeit, Probleme zu lösen? 

 Es gibt Untersuchungen, die darauf hinweisen, dass solche Systeme kreative Prozesse unterstützen können. Zum Beispiel produzieren kreative Menschen mithilfe dieser Systeme mehr und arbeiten effektiver. Jeder kann zwar mit einem systemgestützten Tool etwas erstellen, jedoch sind die Ergebnisse oft weniger überzeugend und nicht so gut, wenn kein grundlegendes Verständnis der entsprechenden Materie vorhanden ist. 

 Für mich überraschend war, festzustellen, dass die Nutzung dieser Systeme oft zu eher einheitlichen Ergebnissen führt. Während das System die Produktivität steigert, tendiert es dazu, zu einem Einheitsbrei beizutragen. Künstlerinnen und Künstler hingegen, die neue Ideen haben und gezielt auswählen, welche Ergebnisse für sie wichtig sind, profitieren am meisten von diesen Tools und können etwas wirklich Neues schaffen. 

 Haben Sie dafür ein konkretes Beispiel? 

 Wenn viele Menschen auf die gleiche KI zugreifen, sind die Ergebnisse – zum Beispiel beim Erstellen von Bildern – ähnlicher, als wenn unterschiedliche Herangehensweisen gewählt worden wären. Erst wenn man lernt, die KI sinnvoll und durch die eigene Expertise geprägt zu nutzen, wird es wahrscheinlicher, dass es mehr Unterschiedlichkeit in den Ergebnissen geben wird. 

 Sind also herausragende und innovative Ergebnisse trotz Nutzung intelligenter Systeme seltener? 

 Wir haben beobachtet, dass Studierende, die solche Systeme für ihre wissenschaftliche Arbeit nutzen, durchaus unterschiedliche Ergebnisse erzielen. Aber wie auch bisher waren nur wenige Arbeiten herausragend. KI hilft uns, kreativ zu sein und Probleme zu lösen, und steigert die Produktivität. Allerdings führt sie manchmal dazu, dass die Ergebnisse weniger vielfältig sind und sich ähnlicher anfühlen. 

 Woran mag das liegen? 

 Menschen produzieren Musikstücke, Filme und andere Kunstwerke, aber nicht alles davon ist wirklich herausragend, also richtig gut und beeindruckend. Intelligente Systeme helfen zwar dabei, schnell viele Inhalte zu produzieren, aber aus dieser Vielzahl muss etwas Besonderes entstehen, um erfolgreich zu werden. Wir reagieren nicht auf Dinge, die gleich aussehen oder ähnlich klingen; wir suchen nach dem Besonderen, das uns fasziniert. 

 Wenn wir uns vorstellen, dass in Zukunft viele Texte, Bilder oder Musikstücke mit solchen Systemen erstellt oder bearbeitet werden und die Qualität insgesamt sehr gut ist, könnten wir mit den Inhalten eigentlich zufrieden sein. Doch auch in Zukunft werden uns nur die tatsächlich besonderen Inhalte wirklich begeistern. Kurzum: Es liegt an uns, solche Systeme als Werkzeug zu nutzen, um Außergewöhnliches zu erschaffen und nicht im Einheitsbrei herumzurühren. 

 Verändert der Einsatz von KI auch unser Selbstvertrauen, also das Vertrauen in die eigenen Fähigkeiten? 

 Interessanterweise zeigen unsere Studien, dass Menschen, die ihren eigenen Fähigkeiten weniger vertrauen, eher dazu neigen, sich auf intelligente Systeme zu verlassen – unter dem Motto: „Ich bin mir nicht sicher, also schaue ich mal, wie das System das sieht.“ Ein Beispiel aus einer unserer Untersuchungen verdeutlicht dies: So wurden Ärztinnen und Ärzten Herztonaufnahmen vorgespielt, und sie sollten beurteilen, ob die Töne medizinisch auffällig oder unauffällig waren. Einige dieser Aufnahmen waren durch Hintergrundgeräusche wie piepende Geräte oder Stimmen schwerer zu hören. 

 Menschen haben naturgemäß Schwierigkeiten, Hintergrundrauschen auszublenden, dementsprechend waren sich die Mediziner in diesen Fällen unsicherer und verließen sich stärker auf die Einschätzung des Systems. Tatsächlich war das in diesem Fall auch gut so, weil das System Tonschnipsel besser voneinander trennen und einzeln auswerten kann. 

 Wie ist das mit dem Vertrauen in andere: Werden wir in unserer Kommunikation untereinander künftig misstrauischer werden, was zum Beispiel Kurznachrichten, Abschlussarbeiten oder gar Liebesbriefe betrifft? 

 Einerseits ja, leider. Denn eigentlich könnte ja alles KI-generiert sein. Dass durch den Einsatz von neuen Technologien nichts real sein muss, vielleicht nicht wirklich passiert ist, finde ich schon bedrohlich. Eigentlich muss ich bei jedem Bild, das ich sehe, bei jedem Text, den ich lese, noch einmal nachforschen: Wer steckt dahinter? Dieses ständige Prüfen ist ein Aspekt von Misstrauen – zum Teil ist es aber auch ein gesundes Misstrauen. Denn prüfen, das musste man früher ja auch. Da hieß es: Traue nicht jeder Quelle einfach so, sondern bilde dir eine Meinung aus verschiedenen Quellen. 

 Gibt es auch positive Aspekte? 

 Natürlich: Nur weil jemand einen Liebesbrief mit KI geschrieben hat, heißt das ja nicht, dass ich dieser Person nun misstrauen sollte. Vielleicht hat sich derjenige davon inspirieren lassen und konnte dadurch seine Gefühle besser ausdrücken. Das finde ich nicht schlimm. Jedoch da, wo Fakten zentral sind, ist es oft eine schwierige Frage: Ist das nun KI-generiert oder nicht, ist das wahr oder nicht? Das beschäftigt uns in der Forschung: Wie helfen wir Menschen, zu erkennen, ob Informationen nun wahr oder falsch sind? 

 Durch Aufklärung und den Einsatz von Technologien zur Überprüfung von Inhalten müssen wir sicherstellen, dass Menschen lernen, Informationen kritisch zu hinterfragen und die Authentizität der Quellen zu überprüfen. Die Technologie an sich sollte eigentlich auch so gestaltet sein, einschätzen zu können, ob Outputs wahr oder nicht sind. Zusätzlich sollte es ethische Standards und Regularien für die Erstellung und Verbreitung digitaler Inhalte geben, um Missbrauch zu verhindern. 

 Und noch etwas: Können uns mangelnde Kritikfähigkeit und Zeitdruck bei der Verwendung intelligenter Systeme manipulierbar machen? 

 Das Thema Zeit ist spannend, denn das ist eine entscheidende Ressource im Umgang mit solchen Systemen! Wenn ich keine Zeit habe, werde ich eher geneigt sein, dem System zu glauben und ihm zu vertrauen. Es ist möglicherweise sogar ein Nullsummenspiel: Einerseits sparen wir durch den Einsatz des Systems Zeit, andererseits benötigen wir aber Zeit, um das, was das System produziert, zu prüfen und zu durchdenken. 

 Es ist ein Balanceakt: Während das System uns entlastet und beschleunigt, müssen wir darauf achten, dass wir uns nicht blind auf es verlassen. Nur wenn wir ein gesundes Maß an Skepsis und genug Zeit für die Überprüfung aufbringen, können wir die Vorteile des Systems voll ausschöpfen, ohne in die Falle der Manipulation zu geraten. 

 Markus Langer ist Professor für Arbeits- und Organisationspsychologie an der Universität Freiburg. Er forscht an der Schnittstelle von Psychologie und Informatik. Ein Thema: die Zusammenarbeit mit KI-basierten Systemen menschengerecht zu gestalten. 

 Hickman, L., & Langer, M. (2025). Integrating generative AI into theories of job performance 
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„Mein Geschmack, das bin ich“



2026-03-10


 Gibt es den einen guten Geschmack? Historiker Ulrich Raulff erklärt, warum wir etwas schön finden, und plädiert für ästhetischen Eigensinn 

 Herr Raulff, warum streiten wir so gerne über Geschmack? 

 Der Geschmack ist der Streithammel der Ideen- und Literaturgeschichte. Das liegt in der Natur der Sache. Wir sagen: „Das schmeckt gut!“ Oder: „Das sieht toll aus!“ Wir formulieren unsere Aussagen als ein allgemeines oder objektives Geschmacksurteil. Wir tun so, als sei unser subjektives Urteil ein objektives. Aber das ist es natürlich nicht. 

 Oft wird aber von einem guten oder schlechten Geschmack gesprochen. Gibt es also etwas, das über das individuelle… 
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 aber von einem guten oder schlechten Geschmack gesprochen. Gibt es also etwas, das über das individuelle Empfinden hinausgeht? 

 Geschmack hat immer zwei Seiten. Er ist einerseits höchst individuell, subjektiv und privat und andererseits eine ganz allgemeine Sache. Wir alle sind in unserem ästhetischen Empfinden Kinder unserer Zeit und der Gruppe, der wir angehören oder an der wir uns orientieren. Da arbeiten zum Teil Kräfte, die wir nicht wahrnehmen. Ich wundere mich zum Beispiel darüber, dass mir plötzlich ein bestimmtes Design gefällt, das mir vor einigen Jahren noch abstrus erschien. Wir sind anfällig für das, was um uns herum auf uns einwirkt. Das Interessante ist aber die Abweichung, der Ausbruch. Wie kommt jemand zu einer ganz speziellen, individuellen, für ihn oder sie charakteristischen Wahl? 

 Können wir denn unser Empfinden für Schönheit selbst be-einflussen? 

 Wir sind dem Massengeschmack nicht ausgeliefert, man kann seinen eigenen Geschmack ausbilden, daran arbeiten, ihn verändern, dazulernen. Es ist toll, zu merken: Ich kann meine Identität weiterentwickeln, indem ich meinen Geschmack entwickle. Er ist ein spezifischer ästhetischer Eigensinn und eng mit Intelligenz verbunden. Wie es eine emotionale Intelligenz gibt, so gibt es auch eine ästhetische. Geschmack ist aber auch Gespür, ein hohes Maß an Sensibilität für das Schöne, aber auch für dessen Gegenteil. 

 Es gibt immer wieder gesellschaftlich verbreitete Vorstellungen davon, was als geschmacklos gilt, zum Beispiel in Jogginghose zur Arbeit zu gehen oder sogenannte Trivialliteratur. 

 Davon sollte man sich nicht beeindrucken lassen. Der gute Geschmack ist ein Mythos, der immer weiter verblasst. Der gute und entsprechend auch der schlechte Geschmack waren im Bürgertum des 19. Jahrhunderts bestimmte feste Größen, und diese Vorstellungen haben sich lange gehalten. Heute gibt es keine solchen Standards und Vorschriften mehr. Man kann alles Mögliche gut finden. Ich würde nie wie Karl Lagerfeld sagen, wer in Jogginghose rumlaufe, habe sich selbst aufgegeben. Das ist aus meiner Sicht schlichte Arroganz. 

 Warum zeigen wir so gerne, was uns an Kleidung, Möbeln, Literatur, Kunst, Filmen, Essen gefällt? 

 Das Bedürfnis nach Schönheit ist ein elementarer menschlicher Wunsch, der unabhängig ist von allen Lebensumständen, Kulturen oder historischen Epochen. Und das ist keine Frage von Luxus. Noch unter extrem ungünstigen Bedingungen haben Menschen immer versucht, ihre Umwelt schön zu gestalten. Auch wenn alles in Trümmern liegt, hängen Menschen noch ein Bild auf oder musizieren. Es ist oft das Letzte, was sie aufgeben. Wie jemand dieses Bedürfnis nach Schönheit auslebt, sollte nicht benotet werden. 

 Sehr unmittelbar drücken wir unseren guten Geschmack ja mit unserer Kleidung aus. 

 Unser Bedürfnis nach Schönheit zeigt sich natürlich in der Mode, aber noch stärker in der Art, wie wir unser Zuhause gestalten. Wohnen ist eine der wichtigsten, umfassendsten und rätselhaftesten Tätigkeiten des Menschen. Wir sind eben keine Eichhörnchen, die sich ihre Höhlen einheitlich gestalten. Wir richten uns unsere Wohnungen sehr unterschiedlich ein: nach den Zeiten, dem Angebot, der Geldbörse, aber auch nach unserem ganz eigenen Schönheitsempfinden. Das ist sozusagen die Arbeit am Biotop, und die ist uns allen extrem wichtig. 

 Gleichzeitig rufen Kunstwerke, Kleidermoden, Musik- oder Theaterstücke immer wieder Spott, Ablehnung und sogar Empörung hervor. Warum regen wir uns so gerne über den schlechten Geschmack der anderen auf? 

 Das hat mit unserem innersten Selbst zu tun. Nirgendwo sonst ist der Mensch so sensibel und achtsam in dem, was er mag, und gleichzeitig so ein Stinktier und eine Kratzbürste, die dem anderen den Geschmack abspricht. Das hat schon Johann Joachim Winckelmann, der Geschmackspapst des 18. Jahrhunderts, geschrieben: Es sei schlimmer, dem anderen den guten Geschmack abzusprechen, als die Bildung. Der Geschmack ist die Sonde, mit der wir durch die Welt gehen und gucken, was uns besonders wichtig ist und was nicht. Wir sind dabei so empfindlich und reizbar, weil wir uns mit diesen ästhetischen Wahlen sehr stark identifizieren. Mein Geschmack, das bin ich. Wenn dann einer kommt und sagt, das sei ein ganz billiger Geschmack, bringt mich das auf die Palme. 

 Dabei geht es häufig um materielle Dinge: den angesagten Turnschuh, das neue Smartphone oder ein schickes Auto. Wird der Geschmack vor allem durch ein gutes Marketing bestimmt? 

 Die Philosophen und Philosophinnen sehen das nicht so gern, aber Geschmack hat sehr viel mit materiellen Interessen, mit Habenwollen zu tun, mit Markt, Geschäft und Geld. Wir sind bereit, dafür Opfer zu bringen, zu sparen oder einen Kredit zu überziehen, wir investieren relativ hohe Summen. Der Geschmack ist ein material girl. Auf dem Markt der Dinge wird ausgehandelt, was zu einem bestimmten Augenblick als geschmackvoll gilt. Der Brite Josiah Wedgwood zum Beispiel war im 18. Jahrhundert mit seiner Porzellanmanufaktur auch deshalb so erfolgreich, weil er als einer der ersten modernen Unternehmer begriffen hatte, dass es nicht allein darauf ankam, schöne Dinge zu verkaufen. Man musste der Kundschaft auch Bilder von einem schönen Leben anbieten. Wedgwood schuf dafür Showrooms, in denen er mitsamt seinem Geschirr auch einen Lebensstil verkaufte. 

 Welche Bedeutung hatte Porzellan damals? 

 Porzellan galt als das Gold der Höfe. Lange Zeit wurde es ausschließlich in China hergestellt, in Europa gab es nur die Keramikproduktion. Erst zu Beginn des 18. Jahrhunderts haben Europäer – Stichwort Meißen – herausgefunden, wie man Porzellan herstellt. Daraufhin wollten alle Höfe eigene Porzellanmanufakturen gründen. Sie haben aberwitzige Summen nicht nur in Rüstung und Kanonen gesteckt, sondern auch in ihre Porzellanfabriken. Selbst wenn diese sich auf dem Markt nicht behaupten konnten, wurden sie weiter alimentiert. Es gehörte einfach zu einem anständigen Fürstenhof dazu, nicht nur eine starke Truppe und ein schönes Schloss zu besitzen, sondern auch einen beeindruckenden Geschirrschrank. 

 Sie erforschen, wie sich der Geschmack über die Jahrhunderte verändert hat. Was fasziniert Sie an dem Thema? 

 Mein Buch Wie es euch gefällt ist ein Plädoyer für den ästhetischen Eigensinn. Ich bin der Überzeugung, dass er das Leben sehr bereichern kann. Ich finde es interessant, darüber nachzudenken, wie überhaupt geschmackliche Veränderungen zustande kommen, welchen Anteil einzelne Menschen daran haben. Wenn wir uns fragen: „Warum sind die Möbel, ist die Politik, das Denken oder das Leben plötzlich anders geworden, was ist vorgefallen?“, ist die Antwort oft: Der Geschmack hat sich geändert. Punkt. Aber was heißt das? Ganz klar wird das nie, aber im Laufe der Geschichte gab es Frauen und Männer, die den Stil und das Empfinden ihrer Zeitgenossen stark geprägt haben. Dies sind die großen Tastemaker. Eigenwillige, schöpferische Menschen, die ihrem eigenen Kopf und Gespür vertraut und mit viel Glück, Eigensinn und Selbstvertrauen etwas Neues geschaffen haben, das dann plötzlich ganz vielen Menschen gefiel und mitunter sogar den Geschmack der Nachwelt prägte. 

 Wer sind die prägnantesten Tastemaker? 

 Tastemaker gibt es in allen Bereichen: große Leuchtturmfiguren wie Madame de Pompadour, die im 18. Jahrhundert als Mätresse am Hof König Ludwigs XV. lebte und als größte Geschmacksbildnerin ihrer Zeit gilt. Der englische Unternehmer Josiah Wedgwood, der die Welt der Keramik revolutionierte, die britische Modedesignerin Vivienne Westwood und der französische Modeschöpfer Yves Saint Laurent. Nehmen Sie im Bereich des Wohnens die Arts and Crafts-Bewegung in England oder das Bauhaus in Deutschland. Für die Smartphones unserer Tage Steve Jobs. Oder denken Sie an Menschen, die einen neuen Stuhl erschaffen haben, wie Charles und Ray Eames, und plötzlich wollten alle diesen bestimmten Stuhl haben. 

 Welche Erkenntnis können wir aus den historischen Entwicklungen des Geschmacks ziehen? 

 Geschmacksgeschichte ist eine gute Schule in kultureller Bescheidenheit. Wir überschätzen häufig Kreativität und unterschätzen die Bedeutung der Imitation. Vieles Neue ist nicht aus einem göttlichen Funken oder einer genialen Eingebung entstanden, sondern aus Nachahmungen und Abweichungen. 

 Zum Beispiel? 

 Wie bereits erwähnt, war das chinesische Porzellan jahrhundertelang der Traum aller Europäer. Mitte des 17. Jahrhunderts begannen dann niederländische Keramiker in Delft, das chinesische Porzellan mit seiner blauen Bemalung zu imitieren und wurden damit sehr erfolgreich. Das falsche Porzellan aus den Niederlanden entwickelte sich auch durch die erschwinglichen Preise zu einer echten Gefahr für den chinesischen Markt. Also begannen die Chinesen wiederum, die Farben und Muster von Delft nachzumachen. Daraufhin erfand der britische Keramiker Wedgwood einen ganz neuen Stil und hatte mit seinen klassizistischen Gefäßen einen so enormen Erfolg, dass diese wiederum weltweit kopiert wurden. Dieses Spiel vom Kopieren und Wiederkopieren ist typisch für die großen Entwicklungen im Bereich des Geschmacks. Das meiste, was kreativ neu geschaffen wurde, enthält Züge von Imitation. Wenn Sie an Künstler wie Rembrandt, Beuys oder Gerhard Richter denken: Am Anfang kopierten sie andere und am Schluss folgten sie nur noch sich selbst. 

 Wie groß ist der Einfluss der verschiedenen Kulturen untereinander? 

 Manchmal sind es geringe Veränderungen: Einer kopiert etwas, macht dabei einen Fehler, und es entsteht ein neues Produkt. Sie können das Rad nicht ein zweites Mal erfinden, aber den Bumerang nachbauen und bei der Gelegenheit einen Lastensegler erfinden. Manchmal sind die Anstöße auch welthistorisch prägend und von größter Dimension: Der europäische Geschmack ist so sehr und bis in seine letzten Windungen hinein mit der Kolonialgeschichte verflochten – denken Sie nur an Zucker, Gold oder Diamanten –, dass man immer wieder das Haupt in Scham neigen muss vor dem, was geschehen ist und wem wir unseren Geschmack letzten Endes verdanken: der Sklavenarbeit und dem Leben der Menschen auf anderen Kontinenten. Wir Europäer haben uns überall bedient, mit Gewalt eingekauft und damit unseren Geschmack gebildet und verfeinert. Europäische Geschmacksgeschichte ist die Geschichte einer Räuberzivilisation. 

 Wie würde eine Welt ohne Geschmack aussehen? 

 Was würde aus der Zivilisation, wenn die Menschen aufhörten, sich nach dem Schönen zu sehnen? Wenn sie den Anspruch auf ästhetischen Eigensinn aufgäben? Wenn sie es intelligenten Maschinen überließen, zu entscheiden, was ihnen gefiele? Das mag ich mir nicht vorstellen und ich bezweifle, dass es möglich wäre. Das Verlangen nach Schönheit ist etwas dem Menschsein so Ureigenes, fast eine vitale Funktion. Ohne diesen Sinn würden wir vermutlich nicht sterben, aber wir würden verkümmern. Das Verlangen nach Schönheit ist eine Kraft, die Welten in Bewegung setzt. Sie mag großes Kapital freigesetzt und einige Menschen sinnlos reich gemacht haben, aber im Grunde bewirkt sie vor allem eines: Sie bereichert eines jeden Seele und bewahrt ihn oder sie vor der Verhärtung. 

 Der Historiker Ulrich Raulff leitete das Feuilleton der Frankfurter Allgemeinen Zeitung und dann der Süddeutschen Zeitung. Von 2004 bis 2018 war er Direktor des Deutschen Literaturarchivs in Marbach und von 2018 bis 2025 Präsident des Instituts für Auslandsbeziehungen. 

 Ulrich Raulff: Wie es euch gefällt. Eine Geschichte des Geschmacks. C.H. Beck 2025 

 Nathalie Olah: Bad Taste. Or the Politics of Ugliness. Dialogue 2023 

 Karl Schlögel: Der Duft der Imperien. Chanel N°5 und Rotes Moskau. Hanser 2020 

 Manfred Sommer: Sammeln. Ein philosophischer Versuch. Suhrkamp 2002 

 Hier können Sie interessante Artikel speichern, um sie später zu lesen und wiederzufinden. 
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Keine Angst über Schizophrenie zu sprechen



2026-03-10


 Schizophrenie gilt noch immer als Tabuthema. Eine Betroffene berichtet, warum es ihr half, offen über ihre Erkrankung zu sprechen 

 Sophie Katharina erzählt: 

 „Als die Ärztin in der Klinik von Schizophrenie redete, drangen ihre Worte kaum zu mir durch. Wegen Beruhigungsmitteln war ich nicht so richtig bei mir. Erst später schwankte ich zwischen ,Um Gottes willen, das geht nie mehr weg‘ und Erleichterung, endlich eine Erklärung zu haben. 

 Nach dem Klinikaufenthalt ging es mir besser, aber ich hatte Angst, wieder Kontakt zu Freundinnen aufzunehmen. Während einer Psychose hatte ich eine langjährige Freundschaft per Brief beendet, in anderen Situationen hielt ich mich für Gott. Für all das schämte ich mich. 

 Die beste Freundin meiner Mutter hatte auch schon eine Psychose, wenn auch nicht wegen Schizophrenie. Mit ihr zu telefonieren hilft mir. Sie geht offen mit ihrer Erkrankung um. 

 So fasste ich spontan den Mut, meiner Freundin trotz beendeter Freundschaft eine Geburtstagskarte zu schreiben. Ich freute mich, dass sie sich kurz darauf per WhatsApp bedankte. Ich schrieb ihr von meiner Diagnose und entschuldigte mich für den Brief. Sie sei nicht sauer auf mich, antwortete sie. 

 Seitdem ist der Kontakt wieder abgebrochen. Ich muss akzeptieren, dass sich manches nicht mehr reparieren lässt. Trotzdem bin ich froh, dass ich mich überwunden habe, weil mich die Reaktion der Freundin erleichtert hat. In anderen Fällen konnte ich sogar mit Freundinnen über mein absurdes Verhalten lachen. 

 Je mehr ich über meine Erkrankung spreche, desto mehr merke ich: Schizophrenie ist im Gegensatz zu Depressionen noch immer ein echtes Tabuthema. Ich möchte gern zeigen, dass man mit den richtigen Medikamenten gut damit leben kann.“ 

 Sophie Katharina möchte die Diagnose Schizophrenie enttabuisieren. 
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Systemisches Portrait



2026-03-10


 Was zeichnet Sie aus? Meistens fallen uns zuerst Charaktereigenschaften ein. Bei dieser Übung beschreiben wir uns als Teil unseres sozialen Umfelds 

 Was macht Sie aus? Wenn uns jemand diese Frage stellt, fallen uns oft zuerst unsere Charaktereigenschaften ein: Humor, Ehrgeiz, Bescheidenheit. Beim systemischen Porträt beschreiben Sie sich selbst als Teil des sozialen Netzwerkes, dem Sie angehören. Eine Übung zur Selbsterkenntnis: 

 20 Minuten 

 Farbige Stifte 

 Papier 

 1. Nehmen Sie ein großes Blatt Papier und Stifte zur Hand. In die Mitte schreiben Sie mit Großbuchstaben „ICH“. Sie können dazu auch ein Bild malen, ein Zeichen oder einfach eine Farbe verwenden, die zu Ihnen passt 

 2. Zunächst überlegen Sie sich, in welche verschiedenen Umwelten Sie eingebunden sind. Das kann zum Beispiel Ihre Familie sein, also Ihre Kinder, Partner oder Partnerin, Eltern 

 3. Aber auch Ihr Job, also die Vorgesetzte, Kollegen, Kundinnen und Kunden, zu denen Sie oft Kontakt haben. Nicht zu vergessen natürlich Ihr Freundeskreis, Bekannte aus dem Sportverein oder vielleicht der Kirchengemeinde, in der Sie aktiv sind 

 4. Zeichnen Sie all diese Personen um sich herum ein. Je näher sie Ihnen stehen, desto näher sollten sie der Mitte des Blattes sein. Mithilfe von Pfeilen und Symbolen können Sie die Beziehungen der Personen zu Ihnen und untereinander darstellen 

 5. Ihrer Kreativität sind hier keine Grenzen gesetzt. Arbeiten Sie auch mit verschiedenen Farben. Vielleicht ein kräftiges Rot für den Nachbarn, mit dem Sie sich immer streiten? Und vielleicht wollen Sie Ihr familiäres Umfeld in einem wohligwarmen Braun schraffieren 

 6. Mit welchen Menschen wir Kontakt haben und wie wir zu ihnen stehen, sagt eine Menge über uns aus. So können wir viel über uns lernen, wenn wir den Fokus auf andere lenken 

 Kirsten von Sydow und Ulrike Borst (Hg.): Systemische Therapie in der Praxis. Beltz 2018 
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Unter Menschen



2026-03-09


 Einsamkeit und soziale Ängste belasten viele. Zwei Ratgeber bieten konkrete Schritte, um Kontakt zu finden, Beziehungen zu stärken und Nähe zuzulassen 

 Regelmäßige Freizeitangebote, Mehrgenerationenhäuser, Besuchsdienste – mit diesen und anderen Ansätzen wollen die Bundesregierungen seit 2023 die Einsamkeit der Menschen hierzulande lindern. Aber was tun, wenn man zwar aus der Einsamkeit ausbrechen möchte, jedoch erdrückende Angst vor seinen Mitmenschen empfindet? 

 Zwei aktuelle Ratgeber helfen dabei, Beziehungen zu Menschen in unserem Umfeld aufzubauen und zu festigen. Einer von ihnen richtet sich an Menschen mit einer sozialen Angststörung, besser bekannt als soziale Phobie. Betroffene haben Angst vor der negativen Beurteilung durch ihre Mitmenschen, etwa davor, dass man sie für lächerlich oder unzulänglich hält. Diese Angst kann ihr gesamtes Leben prägen. „Beispielsweise brechen sehr talentierte Menschen das Studium ab, weil sie nicht in der Lage sind, vor Gruppen zu sprechen, oder sie wählen einen Beruf, in dem sie ihre Fähigkeiten nicht ausschöpfen können, weil sie solche Situationen vermeiden wollen“, schreibt Stefan Hofmann in seinem Buch Soziale Ängste loswerden. 

 Hofmann ist Professor an der Philipps-Universität Marburg und ein renommierter Experte auf dem Gebiet der Angststörungen. Er identifiziert ein zentrales Problem der sozialen Phobie: das Vermeidungsverhalten. Betroffene finden immerzu Ausreden und Entschuldigungen, um sich nicht der Aufmerksamkeit und potenziell negativen Bewertung anderer aussetzen zu müssen. Das tun sie sowohl im Berufsleben als auch privat. Dadurch drohen sie zu vereinsamen. 

 Der sozialen Phobie stellt Hofmann primär Ansätze aus der kognitiven Verhaltenstherapie (KVT) entgegen. „Die KVT ist ein psychotherapeutisches Verfahren, das dazu dient, Betroffenen zu helfen, schädliche Denkmuster zu erkennen und zu ändern, um ihr Verhalten zu verbessern“, schreibt der Autor. In den ersten beiden Kapiteln geht Hofmann unter anderem auf die Ursachen der sozialen Phobie ein. In den restlichen sechs widmet er sich der kognitiven Verhaltenstherapie, macht mit fehlangepassten Denkmustern wie dem Katastrophisieren vertraut und bietet Bewältigungsansätze. Im Mittelpunkt steht die Konfrontation: Je öfter man sich den beängstigenden Situationen aussetzt, umso wahrscheinlicher und eher geht die Angst zurück. 

 Wiederholt legt Stefan Hofmann einen holprigen Schreibstil an den Tag, etwa: „Beispielsweise können wir die Konfrontation mit beängstigenden sozialen Signalen mit einer Konfrontation mit gefürchteten Empfindungen der Verängstigung kombinieren, um ‚Gefahr‘ und ‚Sicherheit‘ dieser Empfindungen neu zu definieren.“ Obgleich aus dem Kontext meist ersichtlich ist, was der Autor meint, bleiben einige Stellen verwirrend. Sein Wissensschatz ist es aber wert, über diese Schwächen hinwegzusehen. 

 Laut der Bundesregierung sind mehr als neun Millionen Deutsche vereinsamt. Wer sich dazu zählt, sollte zu Sonia Lippkes und Christiane Smidts Buch greifen. „Wenn Sie dieses Buch im Hinblick auf Ihre eigene Lebenssituation lesen, haben Sie bereits einen großen Schritt getan: Sie sind der Einsamkeit als mögliche Ursache für Ihr Unglücklichsein oder Ihre Unzufriedenheit auf die Schliche gekommen und gestehen sich diese ehrlich ein“, schreiben die Autorinnen. Sie versprechen, dass ihre Leserschaft nach der Lektüre ihres Buches mindestens eine Person gefunden haben wird, von der sie zuverlässige Unterstützung erwarten kann. 

 Im ersten Teil definieren sie Einsamkeit. Mithilfe von „Selbstchecks“ und Übungen geben sie ihren Leserinnen und Lesern die Möglichkeit, in sich hineinzuhorchen und festzustellen, in welchem Ausmaß sie unter diesem Gefühl leiden. 

 Im zweiten Teil verleihen die Autorinnen der Einsamkeit Gesichter: Sie stellen sechs Personen vor, deren Sozialleben aus unterschiedlichen Gründen leidet. Sei es aufgrund von Arbeitslosigkeit und Scham oder aufgrund von Arbeitssucht und Burnout. Dabei gehen Lippke und Smidt tiefer auf die Frage ein, was diese sechs Personen tun können, um das Einsamsein zu überwinden. Die meisten Lesenden werden sich mit einer der sechs Personen identifizieren können und so maßgeschneiderte Vorschläge bekommen. Der dritte Teil bietet Optionen für kleine und größere Krisen auf dem Weg aus dem Alleinsein – viele der Hilfen sind wohlbekannt, darunter das Tagebuchführen und Achtsamkeitsübungen. 

 Nützlicher sind die Informationen dazu, wie wir verhindern können, einsam zu werden: So sensibilisieren die Autorinnen für Lebensphasen und Umbrüche, in denen man temporär auf Nähe oder starken sozialen Halt verzichten muss. Dazu gehört nicht nur das hohe Alter. Bei Jüngeren ist es das Ende der Schul- oder Studienzeit, wenn eine neue Phase beginnt. Bei Menschen in den 40ern oder 50ern ist es die Zeit, in der die Kinder das Haus verlassen, um etwa ihr Studium zu beginnen. Dank solcher Inhalte hilft das Buch, der Vereinsamung gezielt entgegenzuwirken. 

 Obgleich die Autorinnen ihr ambitioniertes Versprechen sicherlich nicht bei jedem Leser oder jeder Leserin einhalten können, bietet ihr Buch gut durchdachte und empathische Konzepte, um Nähe und gesunde Beziehungen zu seinen Mitmenschen aufzubauen. 

 Stefan G. Hofmann: Soziale Ängste loswerden. Einfache Strategien, um wieder gern unter Menschen zu sein. Aus dem Amerikanischen von Stephan Gebauer. Beltz 2024, 249 S., € 22,– 

 Sonia Lippke, Christiane Smidt: Verbunden statt einsam. Wege zu mehr Resonanz mit sich und anderen. Junfermann 2024, 208 S., € 28,– 

 Mit Infos zu unseren Schwerpunktthemen und inhaltlichen Highlights. 

 Ihre Daten nutzen wir, wie es in der Datenschutzerklärung erläutert ist 

  

 Mit Infos zu unseren Schwerpunktthemen und inhaltlichen Highlights. 

 Ihre Daten nutzen wir, wie es in der Datenschutzerklärung erläutert ist 

 Hier können Sie interessante Artikel speichern, um sie später zu lesen und wiederzufinden. 

  

  

 Psychologie Heute ist das führende deutschsprachige Magazin für Psychologie und die benachbarten Wissenschaften. 

 Folgen Sie uns 

 Immer informiert bleiben. 

 Ihre Daten nutzen wir, wie es in der Datenschutzerklärung erläutert ist 

 Inhalte 

 Service 

 Abo & Shop 

 Aktuelles 




„Haushalt ist für Männer meist kein Thema, aber fehlender Sex“



2026-03-09


 Was haben Wäscheberge mit Sex zu tun? So einiges, wenn man Cécile Loetz und Jakob Müller zuhört. Die beiden Psychoanalytiker im Gespräch 

 Fragt man ChatGPT oder die WhatsApp-KI, dann unterhalten sich offenbar sehr viele Menschen mit KIs über das Thema Haushalt und beklagen sich dabei mit Sätzen wie „Mein Mann macht nichts von selbst.“ Wie erleben Sie das in der Psychotherapie? 

 Cécile Loetz: Es gehen mehr Frauen in Therapie als Männer. Deswegen ist mein Eindruck sicher etwas verzerrt, aber was ich zumindest sehe: Bei Frauen, besonders denen mit langjährigen Partnerschaften, ist es immer wieder Thema, wie viel sich ihr Mann einbringt – im… 

 Sie wollen den ganzen Artikel downloaden? Mit der PH+-Flatrate haben Sie unbegrenzten Zugriff auf über 2.000 Artikel. Jetzt bestellen 

  

 denen mit langjährigen Partnerschaften, ist es immer wieder Thema, wie viel sich ihr Mann einbringt – im Haushalt, bei den Kindern, aber auch in Bezug auf Gespräche: Manche wünschen sich, dass sich ihr Partner mehr öffnet oder vielleicht sogar selbst eine Therapie macht. 

 Jakob Müller: Das kann ich bestätigen. In Partnerschaften geht es oft um sehr reale Ungleichgewichte, die Ärger und Frustration auslösen. Männer und Frauen nehmen aber Unterschiedliches als besonders schmerzhaft oder kränkend wahr. Das zeigt sich auch in den Themen, die Männer in der Therapie ansprechen. 

 Worum geht es da? 

 Müller: Der Haushalt ist für Männer meist kein Thema, aber dass Nähe oder Sexualität zu wenig Raum hat oder dass ihre Partnerin keine Lust auf Sex hat. Bei beiden entsteht also das Gefühl: Ich werde vom anderen in wesentlichen Wünschen und Bedürfnissen nicht gesehen. 

 Loetz: Ja, auf Männerseite besteht oft ein größerer Wunsch nach Körperlichkeit und, wenn Kinder da sind, auch Frustration, dass die Partnerin die Kinder gewissermaßen zwischen die Partnerschaft stellt, weil die Kinder zum Beispiel nachts mit im Ehebett schlafen. Der Mann sieht: Die Frau investiert viel in die Kinder, und fragt sich: Wo bleibe ich, wo bleibt unsere Partnerschaft? 

 Müller: Beide haben das Gefühl, alleingelassen zu werden und dass sich der andere der Verantwortung entzieht: Die Frau hat das Gefühl, der Mann lässt sie mit Haushalt und Kindern allein, und der Mann hat das Gefühl im partnerschaftlichen Sinne. 

 Jetzt könnte man ja naiverweise denken: Jemand hat in der Firma zehn Mitarbeitende. Warum sollte diese Person also nicht intellektuell und motorisch in der Lage sein, am Wochenende mal die Waschmaschine zu bedienen? Warum muss zumindest der Haushalt überhaupt zu so einem Thema werden? 

 Müller: Das kann zunächst ganz banal eine Frage von Sozialisation und Erziehung sein – wer hat welche Aufgaben gelernt? Welche Rollen sind damit verbunden? Häufig geht es aber um mehr als das. In vielen Partnerschaften entsteht eine unbewusste Dynamik: Eine Person will etwas oder fordert etwas ein, die andere zieht sich zurück oder erledigt Dinge nur widerwillig, so dass die erste immer mehr hinterherarbeiten muss. Darin spiegelt sich häufig auch Biografisches. 

 Was zum Beispiel? 

 Müller: Je enger die Partnerschaft wird, desto mehr fängt man an, seine eigene Geschichte und Erfahrungen zu übertragen. Da ist zum Beispiel die eigene Mutter: Vielleicht will man sich von ihr abgrenzen, weil sie einen Überanspruch auf einen erhebt. 

 …weil sie oft gesagt hat: „Räum dein Zimmer auf“? 

 Müller: Das muss nicht unbedingt so sein. Und es geht auch weniger um einzelne Sätze als um ein tiefes Bindungsmuster zwischen Mutter und Sohn. Die Mutter könnte ja auch ganz viele Aufgaben übernommen haben. Solch eine Bindung bietet Nähe und Entlastung, erschwert es dem Jungen aber zugleich, sich emotional zu lösen und selbst Verantwortung zu entwickeln. Gegen diese Abhängigkeit rebellieren Männer später einerseits, können sich aber andererseits oft nicht davon befreien. Unbewusst erlebt dann der Mann die Partnerin wie eine Mutterfigur, mit der er sein inneres Thema wiederholt. Er bringt sie in die Position, für seinen Alltag Verantwortung zu übernehmen, entzieht sich ihr zugleich mit Genervtheit. Er rebelliert und will sich Raum nehmen, tut das aber im Konflikt mit der Partnerin, statt sich innerlich von der Mutter abzugrenzen. 

 Inwiefern sind solche Menschen oder Männer, wenn man es pauschalisieren will, „nicht erwachsen“? 

 Müller: Erwachsensein hieße, Übertragungsmuster zu überwinden und Verantwortung für das zu übernehmen, für was man verantwortlich ist. Damit meine ich nicht, dass die Aufteilung in Partnerschaften nicht unterschiedlich sein kann, sondern dieses passive Reagieren: Ich lasse etwas liegen, bis jemand etwas von mir will, und mache es genervt. Dann vergesse ich es, bis wieder jemand kommt. Ich übernehme keine Verantwortung. Erwachsen wäre, sein Leben und die Partnerschaft in die Hand zu nehmen und aktiv zu gestalten, statt in einer verweigernden Haltung zu bleiben. 

 Welche Abwehrhaltungen erleben Sie noch? 

 Loetz: Meistens tatsächlich Rückzug oder Aggression – Rückzug auch im Sinne von „nicht mehr das Gespräch suchen“. Das ist oft verständlich, weil Vorwürfe und Angriffe schwer auszuhalten sind. Trotzdem wäre es eine reifere Reaktion, zu klären, was der andere eigentlich möchte. Viele hören unter „Verantwortung übernehmen“, dass sie noch mehr Aufgaben auf ihre ohnehin schon überbordende To-do-Liste übernehmen sollen. Und nur brav die Forderungen zu erfüllen wäre ja auch irgendwie kindlich. Verantwortung übernehmen kann aber auch heißen: „Ich sehe das Problem, ich schaffe das aber nicht mehr. Wir müssen uns gemeinsam etwas anderes überlegen, sonst bleibt es liegen. Meine Idee wäre… Welche hast du?“ – Das ist eine ganz andere Haltung. 

 Müller: Und natürlich gibt es Partnerschaften, in denen die Aufteilung wirklich unfair ist und sich der Mann wie Mamas Prinz verhält – abends nach Hause kommt, erwartet, dass das Essen auf dem Tisch steht, und danach Computer spielt. 

 Manchmal besteht das Problem ja auch darin, wer die Standards definiert – dürfen die Fenster auch mal dreckig bleiben? 

 Loetz: Problematisch wird es dort, wo Ansprüche entstehen, die kaum zu erfüllen sind. Das überlastet das gesamte Partnerschaftssystem und führt fast zwangsläufig zu Konflikten. Dabei spielen auch gesellschaftliche Gegebenheiten eine große Rolle. Viele leben unter Bedingungen, in denen schlicht nicht alles zu leisten ist: Haushalt, Kinder, Geldverdienen, Freundschaften, Freizeit. Umso wichtiger ist es, Ansprüche bewusst zu überprüfen und zu reduzieren. 

 Welche Rolle spielen dabei die Standards der Mutter oder Schwiegermutter? 

 Müller: Klassisch psychoanalytisch sagt man: Spätestens wenn Kinder kommen, rutscht das Paar in der Generationenfolge eine Ebene weiter. Sie sind jetzt selbst Eltern. Das bedeutet, selbst zu entscheiden, wie sie das Familienleben gestalten wollen, und sich gegenüber der älteren Generation in gewisser Weise abzugrenzen. Für diese ist es allerdings oft nicht leicht, sich auf das „Großelterngleis“ schieben zu lassen. Sie wollen zentral beteiligt bleiben. Oft geben erwachsene Kinder dann den Ansprüchen ihrer Eltern nach, um nicht in Konflikte zu geraten. 

 Nach dem Motto: Die Mutter hat gerade angerufen, ob der Sohn sie an Weihnachten besucht. Der Sohn sagt zu – schließlich hat die Mutter doch niemanden. Nach dem Telefongespräch ist seine Frau fassungslos, weil er das nicht mit ihr besprochen hat. 

 Müller: Man muss ja nichts autoritär durchsetzen, aber Verantwortung zu übernehmen würde bedeuten, aktiv zu gestalten und aktiv Grenzen zu setzen, statt das Wasser dorthin laufen zu lassen, wo der Widerstand am geringsten ist. 

 Haben Frauen dieses Abgrenzungsproblem auch? 

 Loetz: Frauen haben eher Schwierigkeiten, sich innerlich von bestimmten Leistungs- und Anspruchsnormen zu lösen – vor allem im Arbeitsleben, aber nicht nur. Viele übernehmen Maßstäbe, die sie stark unter Druck setzen, selbst Frauen, die sehr erfolgreich sind. Manche bleiben unbewusst unter dem, was sie könnten, weil ihnen die Selbstverständlichkeit fehlt, sich ihre intellektuellen Fähigkeiten zuzutrauen. Auch hier geht es letztlich um Abgrenzung und darum, die eigene Rolle wirklich einzunehmen. 

 Müller: Ich wollte noch zu den Haushaltsaufgaben sagen: Ich habe in der Klinik mit Müttern gearbeitet, die Krisen nach der Geburt hatten. Mich hat überrascht, wie stark der Haushalt zu ihrem Gefühl, „alles“ nicht mehr zu schaffen, beigetragen hat. Natürlich hat das auch damit zu tun, was man verinnerlicht hat – wofür man verantwortlich und wann man „in Ordnung“ ist. Es gibt offensichtlich schon noch die Denkweise: Du bist dann eine richtige Frau, wenn aufgeräumt ist. Dann hast du dein Leben im Griff. Bei Männern meldet sich innerlich nicht so viel, wenn die Fenster schmutzig sind. Sie definieren sich über anderes. 

 Wahrscheinlich ist auch die Situation noch einmal eine besondere, wenn man sich als Frau nach der Geburt nicht im Beruf profilieren kann, der Mann aber arbeiten geht. 

 Loetz: Ich glaube, es ist eine ziemlich unnatürliche Situation, auf einmal den ganzen Tag mit einem Säugling allein und isoliert zu sein. Als Mann ist man mit Sicherheit auch belastet, aber bei der Arbeit unter anderen Leuten zu sein – das fällt für viele Frauen erst mal weg. 

 Müller: Ja, es ist eine besondere Situation, und was auf einer Bindungsebene noch relevant ist: Wenn ein Elternteil vornehmlich mit dem Kind beschäftigt ist, und das muss nicht mal den ganzen Tag sein, ist es für Kinder schwierig, abends umzuswitchen und sich genauso an die Person zu binden, die bei der Arbeit war. Oft ist das der Vater. Vielleicht reagiert das Kind zwar positiv auf ihn, schreit aber nachts trotzdem nach der Mutter. Der Mann fühlt sich mehr und mehr außen vor, und die Frau fühlt sich immer belasteter. Und was natürlich auch noch mit der Geburt passiert: Aus dem Partner wird ein Vater, aus der Partnerin eine Mutter. Das hat auch Auswirkungen auf die Sexualität. 

 Weil man es null erotisch findet, mit der Frau, die eben noch Windeln gewechselt hat, Sex zu haben, oder sogar Ekelgefühle entwickelt? 

 Loetz: Besonders deutlich wird die Veränderung bei der Brust: Der Mann hat sexuelles Begehren, aber seit der Geburt muss er sie mit dem trinkenden Kind teilen. 

 Nun ist die Stillzeit irgendwann vorbei und die Kinder werden selbständiger. Aber am Anfang dieses Gesprächs haben Sie gesagt, dass gerade für Frauen, deren Beziehung schon länger besteht, die Aufteilung im Haushalt ein Thema ist. Warum kommt es mit den Jahren also anscheinend immer mehr zur Verschiebung statt zu mehr Partnerschaftlichkeit? 

 Loetz: Eine schwierige Frage – vielleicht weil sich Muster mit der Zeit verfestigen. Was sich im Alltag einmal eingespielt hat, entlastet zunächst und wird dann schnell selbstverständlich. Unter Belastung greifen viele auf das zurück, was vertraut ist, auch aus der eigenen Herkunftsfamilie. So entstehen Arrangements, die man als junger Erwachsener eigentlich vermeiden wollte, die sich aber über die Jahre einschleifen. Es gibt ja diesen Spruch: „Was immer du tust, du wirst wie deine Mutter – oder dein Vater.“ 

 Ändert sich gar nichts? Der Soziologe Ulrich Beck sprach in Bezug auf Männer von einer „verbalen Aufgeschlossenheit“ bei weitgehender „Verhaltensstarre“. Daneben gibt es natürlich noch Phänomene wie die Tradwife-Bewegung, die die Aufteilung „Frauen machen den Haushalt, Männer arbeiten“ propagiert. 

 Loetz: Das Tradwife-Phänomen bedient wahrscheinlich die Sehnsucht nach Klarheit in der Beziehung. Die andere Seite der Medaille ist der Ansatz „getrennt erziehen“, bei dem auch ganz klar ist, wer sich wann um die Kinder zu kümmern hat. Das Vermischte – „alle machen jetzt ein bisschen alles“ – ist hingegen oft kompliziert. Man muss sehr viel aushandeln. 

 Müller: Die Aussage „Ich bin gerne Hausfrau“ wirkt auf den ersten Blick wie eine Lösung der Partnerschaftsfrage. Tatsächlich verlagert sie die Kosten einseitig auf die Frau – ökonomisch, sozial und langfristig. Viele der Ungleichheiten, von denen wir uns eigentlich verabschieden wollten, werden damit wiederbelebt. Gleichzeitig erleben wir gesellschaftlich eine merkwürdige Mischung: Alte patriarchale Strukturen bestehen fort, während sich zugleich viele Vorstellungen verändert haben. Viele Männer wollen heute mehr Nähe zu ihren Kindern und ihrer Familie. Zugleich haben sie das Gefühl, dafür Privilegien aufgeben zu müssen. 

 Angesichts solcher Debatten: Erleben Sie die Konfliktlage bei gleichgeschlechtlichen Paaren oder solchen mit nonbinären Personen eigentlich ähnlich? 

 Loetz: Ich kenne dazu keine objektiven Zahlen. In meiner Praxis höre ich tatsächlich seltener, dass hier das Thema Haushalt tiefergehende Konflikte erzeugen würde. Konflikte in Bezug auf Sexualität ähnelten sich dagegen sehr – unabhängig von der sexuellen Orientierung. 

 Müller: Ich habe ähnliche Erfahrungen. 

 Wenn es jetzt konkret darum geht, Konflikte in der Partnerschaft zu lösen: Welche müsste man zuerst bearbeiten – die mit den eigenen Eltern? 

 Loetz: Wenn die Mutter anruft und sagt: „Ich bin so allein, kommst du an Weihnachten?“, ergibt es sicherlich Sinn, mit dem Partner oder der Partnerin zu sprechen und dann mit der Mutter. Ansonsten muss man aber nicht jeden Konflikt, den man innerlich mit seinen Eltern hat, auch äußerlich lösen. Es ist vor allem die Frage, wie man selbst sein Leben gestalten will. Die Mutter darf ihre Wünsche ja äußern, aber man muss selbst überlegen, wie man damit umgeht, und gegebenenfalls die Verantwortung, sich nicht allein zu fühlen, an die Mutter zurückgeben. 

 Müller: Ja, es geht nicht so sehr darum, eine Szene bei den Eltern zu machen, sondern sich mit „den inneren Eltern“ auseinanderzusetzen. Man muss die Fragen, die man hat, zuerst an sich adressieren. 

 Was kann, abgesehen von einer Therapie, helfen, sich über Rollen und Verantwortlichkeiten klarer zu werden? Sollte man Freundinnen und Freunde bitten, Eindrücke zu spiegeln? 

 Loetz: Unabhängig von anderen Personen muss man erst mal verstehen, dass Sexualität oder Haushalt ein Symptom einer Partnerschaftsdynamik sind, in der sich bestimmte Rollen eingespielt haben. 

 Müller: Man muss versuchen, die Partnerschaft auf einer Metaebene zu betrachten, sonst werden Kompromisse ausgehandelt, die nicht tragen. Aber die eigenen Rollen und Verantwortlichkeiten zu erkennen – dabei können Freunde vielleicht helfen, vorausgesetzt sie sind nicht selbst Teil der Dynamik oder emotional zu stark involviert. Es sollte möglichst eine neutrale Instanz sein. Und das – das hört sich jetzt richtig blöd an – kann auch ein digitales Gegenüber sein, das hilft, die eigene Situation aus einer anderen Perspektive zu betrachten. 

 Das heißt, die Leute machen schon alles richtig, wenn sie eine KI fragen? 

 Müller: ChatGPT ist ziemlich gut darin, einen in positiver Weise zu bestätigen. Das kann einem bei Freunden aber auch passieren. Wenn man sich überwindet, sich selbst ins Angesicht zu schauen und dem Programm oder dem Freund zu sagen, dass man auch konfrontative Antworten erträgt, kann einen das wirklich weiterbringen. 

 Loetz: Man kann zum Beispiel die Vorwürfe, die man dem Partner macht oder innerlich mit sich herumträgt, einmal festhalten und sie nicht sofort bewerten. Vorwürfe sind oft Ausdruck von etwas, das einen innerlich bewegt oder überfordert. Geht man ihnen mit etwas Abstand nach, lässt sich besser verstehen, woher sie kommen und was sie über die eigene Situation sagen. 

 Dr. Cécile Loetz ist Psychoanalytikerin und in eigener Praxis tätig. Gemeinsam mit Jakob Müller veröffentlicht sie Bücher. Zusammen haben sie auch den Podcast „Rätsel des Unbewussten“ gegründet, für den sie unter anderem im Jahr 2025 den Deutschen Psychodynamik-Preis bekommen haben 

 Dr. Jakob Müller ist Psychoanalytiker und arbeitet am Institut für Psychosoziale Prävention und Psychotherapie am Universitätsklinikum Heidelberg, wo er für seine Habilitation forscht. Ein Schwerpunkt: die Rolle der Väter in der Postpartalzeit und ihre Bedeutung für die kindliche Entwicklung 

 Sie wollen mehr zum Thema erfahren? Dann lesen Sie auch: 

 Warum Konflikte eskalieren, weil wir falsch miteinander reden und wie ein konstruktives Konfliktgespräch gelingen kann in Die 4 Schritte eines konstruktiven Konfliktgesprächs. 

 Zum Weiterlesen und -hören 

 Cécile Loetz, Jakob Müller: „Jetzt bin ich schon wie meine Eltern“. Wie Erziehung über Generationen wirkt. Hanser 2026 

 Rätsel des Unbewußten. Podcast zur Psychoanalyse und Psychotherapie von Cécile Loetz und Jakob Müller: psy-cast.org 

 Hier können Sie interessante Artikel speichern, um sie später zu lesen und wiederzufinden. 

  

  

 Psychologie Heute ist das führende deutschsprachige Magazin für Psychologie und die benachbarten Wissenschaften. 

 Folgen Sie uns 

 Immer informiert bleiben. 

 Ihre Daten nutzen wir, wie es in der Datenschutzerklärung erläutert ist 

 Inhalte 

 Service 

 Abo & Shop 

 Aktuelles 




Die 4 Schritte eines konstruktiven Konfliktgesprächs



2026-03-09


 Konflikte eskalieren oft, weil wir falsch miteinander reden. Vier Schritte zeigen, wie ein konstruktives Konfliktgespräch gelingen kann 

 Für den ersten Versuch, ein Konfliktgespräch zu führen, sollten Sie nicht gleich mit den „ganz großen“ Themen anfangen. Üben Sie lieber mit etwas, das nicht gar so viel Zündstoff bietet. Jeweils eine Person spricht, die andere hört aufmerksam zu und paraphrasiert gegebenenfalls das Gehörte, um sicherzustellen, dass sie das Gegenüber richtig verstanden hat. 

 Was stört mich und in welchen Situationen? 

 Welche Gefühle habe ich in der Situation? Bin ich gestresst, überfordert, enttäuscht,wütend…? 

 Wodurch kommen diese Gedanken und Gefühle zustande? 

 Welche Rolle spielen Erfahrungen aus anderen Beziehungen oder der Kindheit dabei? 

 Was wünsche ich mir? 

 Welche Bedürfnisse habe ich? 

 Wie sieht mein Idealbild der Situation aus? 

 Was wünsche ich mir von der anderen Person genau? (Zum Beispiel global: „Ich wünsche mir morgens mehr Aufmerksamkeit von dir.“ – Konkret: „Ich möchte, dass du mir antwortest, wenn du morgens mit der Zeitung am Tisch sitzt und ich dich frage, ob du Kaffee möchtest.“) 

 Was kann ich selbst dazu beitragen? 

 Was entspricht dem anderen und überfordert mich nicht? 

 Sie wollen mehr zum Thema erfahren? Dann lesen Sie auch: 

 Was Wäscheberge mit Sex zu tun haben, erzählen die beiden Psychoanalytiker Cécile Loetz und Jakob Müller in „Haushalt ist für Männer meist kein Thema, aber fehlender Sex“. 

 Kurzfassung, angelehnt an: Ludwig Schindler, Kurt Hahlweg, Dirk Revenstorf: Partnerschaftsprobleme? So gelingt Ihre Beziehung – Handbuch für Paare. Springer 2020 (6., korrigierte Auflage) 

 Mit Infos zu unseren Schwerpunktthemen und inhaltlichen Highlights. 

 Ihre Daten nutzen wir, wie es in der Datenschutzerklärung erläutert ist 

 Hier können Sie interessante Artikel speichern, um sie später zu lesen und wiederzufinden. 
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Chronischen Schmerzen vorbeugen: was Betroffene tun können
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 Schmerzen sind immer sowohl ein körperliches als auch ein psychisches Phänomen. Was auf Schmerztherapie spezialisierte Psychotherapeutinnen empfehlen 

 Chronische Schmerzen sind selten ein rein körperliches Problem. Gedanken, Erwartungen und Gefühle beeinflussen stark, wie wir Schmerzen wahrnehmen und bewältigen. Die folgenden neun psychologischen Strategien können helfen, die eigene Selbstwirksamkeit zu stärken und den Umgang mit Schmerzen zu verbessern. 

 Versuchen Sie, sich negative Gedanken, Erwartungen, Gefühle in Bezug auf die Schmerzen bewusstzumachen und mit jemandem darüber zu sprechen oder sie aufzuschreiben. 

 Arbeiten Sie mit positiven Sätzen wie „Schwimmen gehen hat mir das letzte Mal geholfen“. Probieren Sie immer mal wieder etwas aus. 

 Schreiben Sie ein Tagebuch, um Zusammenhänge und Veränderlichkeit der Schmerzen zu erkunden. 

 Suchen Sie nach positiven Vorbildern. Wer aus Ihrem Umfeld ist wie und wodurch mit den Schmerzen besser klargekommen? 

 Schulen Sie Ihre Körperwahrnehmung, etwa durch Entspannungsmethoden, Yoga, Meditation, achtsamkeitsbasierte Stressreduktion. 

 Bleiben Sie so weit wie möglich aktiv, lenken Sie sich ab. Aber Vorsicht vor Überforderung. 

 Nehmen Sie Schmerzmittel ganz bewusst ein – nicht so hopplahopp. Damit nutzen Sie auch den Placeboeffekt. 

 Wenn Schmerzen chronisch zu werden drohen: Nehmen Sie möglichst eine interdisziplinäre Schmerztherapie in Anspruch, die auch psychologische Verfahren einsetzt. 

 Selbstwirksame Techniken wie die bewusste Lenkung der Aufmerksamkeit oder die Umbewertung von Situationen lassen sich in einer psychologischen Schmerztherapie erlernen, wie zum Beispiel die Deutsche Gesellschaft für Psychologische Schmerztherapie und -forschung auf ihrer Website zeigt. 

 Sie wollen mehr zum Thema erfahren? Dann lesen Sie auch: 

 Warum wir chronischen Schmerzen nicht hilflos ausgeliefert sind und wie wir sie mit unseren Gedanken, Gefühlen und unserem Handeln ungewollt verstärken, aber auch bewusst abmildern können in Was wir nicht festhalten, kann sich bewegen. 

 Mit Infos zu unseren Schwerpunktthemen und inhaltlichen Highlights. 

 Ihre Daten nutzen wir, wie es in der Datenschutzerklärung erläutert ist 

 Hier können Sie interessante Artikel speichern, um sie später zu lesen und wiederzufinden. 
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Was wir nicht festhalten, kann sich bewegen
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 Ob gelegentliche oder chronische Schmerzen: Mit Gedanken, Gefühlen und unserem Handeln können wir sie ungewollt verstärken – oder bewusst abmildern 

 Stellen Sie sich vor, Sie haben Schmerzen im unteren Rücken. Schmerzen, die Sie kennen und die Sie ärztlich abgeklärt haben. Eine Person stellt sich rechts hinter Sie und flüstert Ihnen zu: „Dahinter steckt vielleicht doch eine schlimme Erkrankung.“ „Der Schmerz wird nicht wieder weggehen.“ „Ich bin den Schmerzen hilflos ausgeliefert.“ Eine weitere Person stellt sich auf die andere Seite hinter Sie und hält dagegen: „Es wird auch wieder besser werden.“ „Ich mache mir erst mal eine Tasse Tee und überlege,… 

 Sie wollen den ganzen Artikel downloaden? Mit der PH+-Flatrate haben Sie unbegrenzten Zugriff auf über 2.000 Artikel. Jetzt bestellen 

  

 und hält dagegen: „Es wird auch wieder besser werden.“ „Ich mache mir erst mal eine Tasse Tee und überlege, was mir guttun könnte.“ „Damit werde ich heute schon klarkommen.“ Wie wirken diese Sätze auf Ihre Stimmung und auf Ihren Rücken? 

 Das ist eine Übung, die Fachkräfte mit Patientinnen und Patienten ausprobieren, die wegen wiederkehrender Schmerzen an einer schmerzpsychologischen Gruppenbehandlung in der Ambulanz für Schmerzpsychologie und der Schmerz-Tagesklinik des Universitätsklinikums Hamburg-Eppendorf teilnehmen. Eine Person befindet sich bei der Übung in der Mitte, und tatsächlich stehen dabei zwei Menschen links und rechts hinter ihr und sprechen ihr auf der einen Seite negative Gedanken zu, auf der anderen Seite positive. Wer in der Mitte steht, hört zu, wie die Sätze „im Hinterkopf Pingpong spielen“. „Die Teilnehmenden entwickeln während der Übung regelrecht Freude daran, die negativen Gedanken immer mehr wegzuschieben, so dass die zuversichtlichen letztlich siegen“, berichtet Regine Klinger, psychologische Leiterin des Bereichs Schmerzmedizin und Schmerzpsychologie der Anästhesiologie an dem Hamburger Universitätsklinikum. 

 Für die Betroffenen, die seit Monaten oder Jahren unter teilweise starken Rücken-, Kopf- oder Unterleibsschmerzen leiden, ist das ein Aha-Erlebnis. „Bei uns lernen die Patientinnen und Patienten, dass sie ihren Schmerzen nicht hilflos ausgeliefert sind“, sagt Psychotherapeutin Klinger. „Sie machen oft erstmals die Erfahrung, dass ihre Gedanken die Beschwerden verstärken oder eben abschwächen können.“ 

 Nicht nur biologische Faktoren (wie Begleiterkrankungen oder genetisch Bedingtes) und soziale Aspekte (wie etwa die Unterstützung durch andere Menschen) haben also Einfluss auf Schmerzen. Auch was wir denken und wie wir unsere Gefühle bewerten hat Anteil daran, wie stark wir die Beschwerden empfinden, ob sie immer wiederkehren und chronisch werden. Das ist eine gute und oft neue Nachricht für alle Menschen mit wiederkommenden Schmerzen. Das betrifft immerhin 27 Prozent der Bevölkerung in Deutschland, also rund 22 Millionen Menschen, die aufgrund von rheumatischen oder Gefäßerkrankungen, Verspannungen, Verletzungen, Operationen, Infektionen oder Fehlbelastungen mit Schmerzen durchs Leben gehen. 

 Wir haben also die Möglichkeit, uns nicht von den Beschwerden vereinnahmen zu lassen. „Ich habe zwar Schmerzen, aber ich bin mehr als meine Schmerzen.“ An diesen Satz hält sich auch Ina Junge, die eigentlich anders heißt. Die 59-Jährige leidet seit vielen Jahren unter chronischen Schmerzen, praktisch überall im Körper. „Das Belastende ist, dass eigentlich immer etwas wehtut“, sagt sie. Junge versucht, Schmerzmittel nur an höchstens fünf Tagen im Monat zu nehmen. Sie weiß, dass Medikamente auf Dauer keine Lösung sind, sie führen zu Nebenwirkungen, die positiven Effekte können sich abschwächen, bei unsachgemäßem Gebrauch können sie abhängig machen. 

 Ina Junge sucht deshalb nach alternativen Wegen. „An guten Tagen habe ich die Kraft, mein Denken und meine Füße in eine andere Richtung zu lenken“, sagt die gelernte Physiotherapeutin, die in der Nähe von Münster wohnt. Sie trifft sich dann zum Beispiel mit einer Freundin, leiht sich in der Bibliothek ein schönes Buch aus oder gönnt sich eine Portion Pommes frites. 

 „Ablenkung kann eine effektive Strategie sein“, bestätigt Psychotherapeutin Klinger. „Wenn man sich auf andere Dinge konzentriert, rückt die Wahrnehmung der Schmerzen in den Hintergrund.“ Und umgekehrt: Je mehr ich auf das Ziehen, Pochen, Stechen, Brennen fokussiert bin, desto stärker wird es. Neben der Aufmerksamkeit spielen auch andere kognitive Faktoren eine Rolle: Wie bewerte ich den Schmerz? Erlebe ich beispielsweise einen Schmerz im Arm als bedrohlich und befürchte einen Herzinfarkt? Oder fällt mir ein, dass ich gestern die Fenster geputzt habe und es sich wohl um eine leichte Überlastung handelt? Habe ich Sorge, dass die Schmerzen andauern? 

 Ängste, Befürchtungen, das Gefühl von Bedrohung verstärken Schmerzen. Hilflosigkeit kann eine Person ebenfalls schmerzempfindlicher machen. Auch Überzeugungen mischen mit bei der Wahrnehmung des Leids: Gehe ich davon aus, dass Schmerzen zum Leben dazugehören, kann ich sie besser tolerieren. Das alles ist in Studien gut untersucht worden. 

 An guten Tagen gelingt es Ina Junge also, sich von ihren Beschwerden abzulenken und zuversichtlich zu sein. An schlechten Tagen dagegen überwältigt sie die Ohnmacht. Das ist für sie das Schwierigste an den Schmerzen: dass sie einen oft so hilflos und ohnmächtig werden lassen. Dass sie so schnell zu Anspannung und Angst führen. Dass sie einen vollkommen aus der Bahn werfen können. 

 Von der Evolution her gesehen sind diese starken Reaktionen durchaus sinnvoll, denn akute Schmerzen sollen warnen, ja schützen und das eigene Leben retten. Deshalb werden Schmerzen auch ziemlich schnell vom Organismus gelernt – schneller als unangenehme Töne zum Beispiel – und können chronisch werden. Dann hat sich der Schmerz regelrecht ins Nervensystem eingegraben, er hat sich verselbständigt und seine ursprüngliche Warnfunktion verloren. Das sogenannte Schmerzgedächtnis hat sich gebildet. Die Betroffenen müssen versuchen, diese gelernte Gedächtnisspur zu überschreiben, also durch neue Strategien, Gedanken und Verhaltensweisen alte Verknüpfungen im Nervensystem abzuschwächen und neue aufzubauen. 

 Positive Erwartungen wie „Ich schaffe das“ oder „Es wird wieder bessere Tage geben“ helfen dabei umzulernen. Negative Erwartungen dagegen sind kontraproduktiv. „Es wird niemals wieder besser“, „Es steckt etwas Schlimmes dahinter“, „Ich halte es nicht mehr aus“ – eine solche Schmerzkatastrophisierung kennen viele Menschen, die Schmerzen erleben. Diese Sätze wirken wie eine kognitive Lupe und vergrößern die Qualen. Die Forschung zeigt: Wie stark Menschen mit Rückenproblemen langfristig eingeschränkt sein werden, lässt sich mit der Neigung zum Katastrophisieren zuverlässiger vorhersagen als durch körperliche Befunde wie Verhärtungen der Muskeln oder eingeschränkte Beweglichkeit. 

 Schmerzkatastrophisierung gilt als der bedeutsamste Risikofaktor dafür, dass ein Schmerz chronisch werden kann. Der Begriff beschreibt das anhaltende Grübeln über den Schmerz, bei dem man bedrohliche Aspekte überschätzt und zugleich die eigenen Fähigkeiten, die Pein zu bewältigen, unterschätzt. 

 Solchen negativen Gedanken bei sich selbst auf die Spur zu kommen ist mindestens genauso wichtig, wie positive Gedanken zu fördern. Denn Experimente haben gezeigt: „Negative Erwartungen verstärken Schmerzen deutlicher und wirken nachhaltiger, als positive Erwartungen Schmerzen lindern können“, berichtet Ulrike Bingel. Sie ist Professorin für klinische Neurowissenschaften und leitet das interdisziplinäre Zentrum für Schmerzmedizin am Universitätsklinikum Essen. Ein ganzer Sonderforschungsbereich mit dem Namen Treatment Expectation – geleitet von Bingel – widmet sich der Frage, wie das Schmerzerleben und die Schmerzbehandlung von Erwartungen geprägt sind. 

 Der Zusammenhang lässt sich neurobiologisch belegen. „In der Bildgebung von Gehirn und Rückenmark kann man sehen, dass positive Erwartungen wie ‚Das wird schon wieder‘ die Schmerzbremse anwerfen und negative wie ‚Das geht nicht wieder weg‘ die Schmerzbremse lockern“, berichtet Bingel. 

 Das heißt: Hirnregionen, die für die Schmerzverarbeitung zuständig sind, sind bei zuversichtlichen Gedanken weniger aktiviert, oder unten im Rückenmark kommen erst gar nicht so viele Schmerzreize an. Bingel spricht von der „körpereigenen Apotheke“, die bei positiven Erwartungen aktiviert wird, denn der Organismus selbst schüttet schmerzlindernde Botenstoffe aus, wie Opioide oder Dopamin. So zeigt die Neurobiologie: Das Gehirn ist nicht nur passiver Empfänger von Schmerzreizen, sondern färbt sie aktiv mit ein. „Neben den aufsteigenden Nervenbahnen vom Gewebe über das Rückenmark bis ins Gehirn existieren auch absteigende Bahnen vom Gehirn zurück ins Rückenmark zu den ersten zentralen Verarbeitungsstationen von Schmerzen“, erklärt Bingel. „Diese absteigenden Bahnen unterliegen einer starken kognitiven Kontrolle, so dass allein durch Gedanken Schmerzen blockiert werden können.“ 

 Von der Macht der Erwartung zeugt der Placeboeffekt, der in der Schmerzmedizin besonders gut untersucht ist: Ein Präparat ohne Wirkstoff kann Schmerzen lindern, also das körpereigene schmerzhemmende System aktivieren – allein durch die Annahme, dass das Scheinmedikament wirkt. Dieser Effekt lässt sich auch für die Therapie mit echten Arzneimitteln nutzen: „Bei einer positiven Einstellung wirkt ein Schmerzmedikament bis zu doppelt so gut“, sagt Bingel. Und umgekehrt: „Negative Erwartungen können den schmerzlindernden Effekt eines potenten Arzneimittels nahezu löschen.“ 

 Ein Projekt des Sonderforschungsbereichs Treatment Expectation widmet sich der Frage, wie eine zuversichtliche Haltung vor einer Hüft-OP das Risiko reduzieren kann, dass sich danach Schmerzen entwickeln, die womöglich chronisch werden. „Wir klären in den Vorgesprächen nicht nur über die Risiken der OP auf, sondern betonen, dass die Patientinnen und Patienten mit der künstlichen Hüfte wieder viel besser gehen können werden als vorher“, berichtet die Schmerzpsychotherapeutin und Forscherin Klinger, die diese Studie des Sonderforschungsbereichs leitet. „Das wirkt katastrophisierenden Gedanken entgegen.“ 

 Die Berliner Kunsthistorikerin Annika Wals, die ihren echten Namen nicht gedruckt wissen möchte, tendiert nicht zur Katastrophisierung. Dazu ist sie zu erfahren darin, mit Schmerzen umzugehen: Seit ihrer Kindheit leidet die 61-Jährige unter schweren Migräneanfällen – und seit ihrem Studium wird sie regelmäßig von einem Hexenschuss heimgesucht. „Der schießt jedes Mal ein wie ein Stromschlag. Obwohl es wahnsinnig wehtut, weiß ich, dass ich mich so gut es geht weiterbewegen muss“, erzählt sie. Als Allererstes nimmt sie jedoch ein Schmerzmittel und legt sich hin, um erst mal zu entspannen. Doch meist schon am kommenden Tag steigt sie aufs Fahrrad, auch wenn es mit der Rückenpein mühsam ist, überhaupt auf den Sattel zu kommen. Vor allem aber schwört sie auf lange Spaziergänge. „Beim Gehen komme ich in einen Rhythmus, in einen Fluss“, sagt sie. „Dann spüre ich meinen ganzen Körper und bin nicht mehr so auf die schmerzende Stelle fixiert.“ 

 Es kann dauern, bis man sich eine solche Strategie erarbeitet hat – und damit nicht in die Falle eines schädlichen Schonungsverhaltens tappt, wie es das sogenannte fear-avoidance model beschreibt: Die Betroffenen verzichten auf körperliche und soziale Aktivitäten, aus der Angst heraus, dass Bewegung und andere Anforderungen die Schmerzen verstärken. Der Rückzug kann eine Abwärtsspirale nach sich ziehen: Muskeln bauen ab, Ablenkung fehlt, die Symptome verschlechtern sich, was wiederum die Ängste verstärkt. Wenn man Aktivitäten zu sehr vermeidet, kann das einer Chronifizierung mehr Vorschub leisten als die eigentliche Intensität der Beschwerden. Wenn man dagegen aktiv bleibt, kann das verhindern, dass aus gelegentlichen Episoden dauerhafte Schmerzen werden. 

 Ungewollt bestärken jedoch viele Behandelnde ihre Patientinnen und Patienten darin, sich zu schonen – eine ungünstige Strategie. „Sie schreiben die Betroffenen zum Beispiel bei Rückenschmerzen oft erst mal krank“, berichtet Kornelia Gees, psychologische Schmerztherapeutin im westfälischen Greven. „Das entlastet die Menschen zwar zunächst, aber sitzen sie zu Hause, gehen nicht zur Arbeit, nicht ins Konzert, nicht zur Geburtstagseinladung oder zum Sport, dann flutet der Schmerz die gesamte mentale Bühne.“ Die volle Aufmerksamkeit kann sich auf die erlebten Qualen richten, schmerzverstärkende Gedanken wie „Ich bin gar nicht mehr belastbar“ und „Ich muss mich aus allem rausziehen“ bekommen oftmals viel Raum. 

 Die psychodynamisch ausgebildete Psychotherapeutin Gees möchte neue Spielräume eröffnen. In der Therapie geht sie dabei nicht weg von den Schmerzen, sondern ganz nah ran. „Zusammen mit der Klientin, dem Klienten richtet sich unsere Aufmerksamkeit auf das Körpererleben, das wir über Worte, Bilder, Szenen in seiner ganzen Fülle erkunden“, beschreibt sie ihr Vorgehen. Erst in diesem genauen Spüren fächere sich auf, was da alles drinsteckt. 

 Dabei können überraschende Assoziationen auftauchen, erzählt Gees und nennt ein Beispiel: Eine Klientin klagte über Schmerzen in der Herzgegend – ohne organischen Befund. Auf einmal kam ihr ein Lied in den Sinn: Geh aus, mein Herz, und suche Freud. Die Patientin musste lachen, ihr wurde es regelrecht leichter ums Herz und sie nahm es als Aufforderung, mal wieder auszugehen. „Wenn wir uns mit dem Körpererleben verbinden, können wir Informationen gewinnen, die bisher nur über den Schmerz Ausdruck fanden“, sagt Gees. „Der Schmerz kann uns wichtige Hinweise auf Ressourcen und notwendige Veränderungen geben.“ Und die Schmerzen selbst werden als veränderbar erlebt. 

 „Was vorher quadratisch, starr, hart und belastend war, wird rund und dann fluide“, beschreibt es die Schmerzpatientin Ina Junge. Dadurch werde der Blick wieder frei für die nächsten Schritte, die sie gehen könne. Vieles hat sie schon ausprobiert, um Einfluss auf die Schmerzen zu nehmen. Als besonders hilfreich hat es sich für sie erwiesen, eine Qigonggruppe zu besuchen und ab und zu im Wald spazieren zu gehen. 

 In beiden Fällen ist sie nicht mehr so stark auf die Schmerzen fokussiert. Beim Qigong richtet sich ihre Aufmerksamkeit auf die Übungen und dabei nach innen auf den gesamten Körper. Im Wald liegt ihr Fokus im Außen, auf dem, was sie sieht und hört – die Bäume, die Vögel, das Blätterrauschen –, „immer verbunden mit einem kleinen Erkenntnisgewinn“. Doch Ina Junge betont, dass es kein Zaubermittel gibt, dass ihr an schlechten Tagen nichts hilft. „Aber ich habe mir einen Methodenkoffer erarbeitet, und immer öfter fällt mir die Zahlenkombination ein, um ihn zu öffnen.“ 

 Sie wollen mehr zum Thema erfahren? Dann lesen Sie auch: 

 Was Psychologen und auf Schmerztherapie spezialisierte Psychotherapeutinnen empfehlen in Chronischen Schmerzen vorbeugen: was Betroffene tun können. 

 Jutta Richter: Schmerzen verlernen. Die erfolgreichen Techniken und Übungen der psychologischen Schmerzbewältigung. Springer 2025 (5. Auflage) 

 Ulrike Bingel, Sven Benson: Dein Körper glaubt dir alles. Wie der Placebo-Effekt die Gesundheit stärkt. Herbig 2025 

 Deutsche Schmerzgesellschaft e.V.: schmerzgesellschaft.de 

 Deutsche Gesellschaft für Psychologische Schmerztherapie und -forschung e.V.: dgpsf.de 

 Hier können Sie interessante Artikel speichern, um sie später zu lesen und wiederzufinden. 
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 Das schlechte Gewissen quält? Die psychologische Forschung zeigt, dass es verschiedene Arten dieses Gefühls gibt und wie wir damit umgehen können 

 Während Sie diese Zeilen lesen, plagt mehr als zehn Prozent der Deutschen ein schlechtes Gewissen. Die allermeisten kennen das Gefühl. Für manche wird es zur Dauerbelastung; dann bleibt es wie das lästige Pfeifen eines Tinnitus. So geht es auch Michael*, einem alleinstehenden Universitätsdozenten mittleren Alters. Seit dem Tod der Eltern ist er die einzige Bezugsperson für seine depressive Schwester. Sie fordert von ihm viel Aufmerksamkeit und mehrere Telefonate täglich. Michael fühlt sich verantwortlich… 

 Sie wollen den ganzen Artikel downloaden? Mit der PH+-Flatrate haben Sie unbegrenzten Zugriff auf über 2.000 Artikel. Jetzt bestellen 

  

 Sie fordert von ihm viel Aufmerksamkeit und mehrere Telefonate täglich. Michael fühlt sich verantwortlich für sie. Doch seit einigen Wochen spürt er, wie seine Kräfte schwinden. Michael bräuchte dringend Urlaub, aber bereits der Wunsch nach einer Auszeit weckt in ihm das schlechte Gewissen. Wie kann er nur so herzlos sein und die Schwester im Stich lassen? 

 Das schlechte Gewissen ist ein seltsames Phänomen und ein noch seltsamerer Begriff, für den es zum Beispiel im Englischen keine exakte Entsprechung gibt: Bad conscience hat eine weit weniger umfassende Bedeutung. Deshalb spielt „das schlechte Gewissen“ in der englischsprachigen Welt der modernen Psychologie keine Rolle. Und doch hat die Forschung viele Erkenntnisse gesammelt, die unseren Umgang damit erheblich erleichtern können. Glaubt man der Wissenschaft, begegnet uns das schlechte Gewissen in mindestens sieben Formen und Gestalten. Jede von ihnen folgt ihren eigenen Gesetzen. Anders gesagt: Wer die Gesichter seines schlechten Gewissens kennt, hat deutlich bessere Chancen, mit sich selbst ins Reine zu kommen. 

 Doch warum gibt es überhaupt so etwas wie ein schlechtes Gewissen? Sigmund Freud hatte dafür eine einleuchtende Erklärung. Der Vater der Psychoanalyse glaubte: Unser Gewissen ist nichts anderes als die verinnerlichte Stimme unserer Eltern und anderer Autoritäten. Die innere Stimme sagt uns, was wir gefälligst tun oder lassen sollen. Dieses „Über-Ich“ stellt hohe Ansprüche; kaum jemand vermag sie zu erfüllen. Und so wird die Spannung zwischen dem, was wir sollen, und dem, was wir tatsächlich tun, „als Schuldgefühl empfunden“, schreibt Freud in seinem Standardwerk Das Ich und das Es aus dem Jahr 1923. 

 Tatsächlich sind viele Formen unseres schlechten Gewissens nichts anderes als Spielarten der Schuld. Michaels schlechtes Gewissen zum Beispiel erwächst aus der Verbindung mit seiner Schwester. Es handelt sich hierbei um eine Beziehungsschuld. 

 Michael ist überzeugt, seiner Schwester unweigerlich zu schaden, sobald er seinen eigenen Bedürfnissen folgt. Von außen sehen wir die Dinge klarer als er. Würden wir ihn verurteilen für ein freies Wochenende oder ein paar sonnige Tage am Strand? Natürlich nicht! Im Gegenteil. Ohne Auszeit wird Michael bald die Puste ausgehen – und wer soll sich dann um die Schwester kümmern? 

 Das schlechte Gewissen, das Michael plagt, heißt im Fachvokabular der Psychologie interpersonal guilt. Es handelt sich um ein Schuldgefühl, das aus dem Zwischenmenschlichen stammt. Solch eine Beziehungsschuld „entsteht durch den Glauben, dass man einer anderen Person auf ungerechtfertigte Weise geschadet oder sich nicht altruistisch verhalten hat“, heißt es in einer italienischen Studie aus dem Jahr 2022. Beziehungsschuld wächst nicht aus moralischem Fehlverhalten, sondern aus einem Bündel edler, aber nicht immer hilfreicher Glaubenssätze. Vor allem drei Gedanken sind verantwortlich für diese Art des schlechten Gewissens: 

 Michael fühlt sich schuldig, weil er gesund blieb, während sich die psychischen Probleme seiner Schwester immer weiter verfestigten. Survivor guilt nennt man das in der Psychologie. Diese Schuld der Überlebenden fühlen jene, die durch Zufall einer Tragödie entkommen sind und denen es besser geht als anderen. Michael fühlt im Kern jene Schuld, die in Kriegsveteranen tobt, die im Gegensatz zu ihren Kameraden den blutigen Kampfeinsatz überlebten. 

 Michael quält zudem eine überzogene Anforderung an die eigene Loyalität. Er glaubt: „Ich muss meiner Schwester jederzeit beistehen, koste es, was es wolle.“ Dieser Glaubenssatz ist ihm heiliger als das eigene Wohlergehen. 

 Außerdem hegt Michael eine überhöhte Erwartung an die eigene Verantwortung. Er glaubt: „Wenn ich nicht alles gebe, kommt es zur Katastrophe.“ Diese Unterform der Beziehungsschuld wird als „allmächtige Verantwortung“ bezeichnet. 

 Nun weiß man aus der Forschung, dass jede Emotion eine bestimmte Funktion erfüllt. Doch wie läuft es bei so einer interpersonal guilt? Wer profitiert von ihr? Ganz einfach: Es ist in erster Linie das Umfeld, dem es dadurch besser geht. Die Gruppe, die Familie, die Eltern, Geschwister, die Kinder, der Sportverein, der Arbeitgeber. Beim Herdentier Homo sapiens helfen Schuldgefühle, die Herde beieinanderzuhalten. Die Schuld „dient der Konfliktvermeidung und trägt zu Stabilität und Gleichheit innerhalb einer Gruppe oder der Familie bei“, konstatiert eine internationale Studie aus dem Jahr 2002. 

 Allerdings hat der emotionale Gruppenklebstoff Folgen für das Wohlbefinden des Einzelnen. Wie bei Michael, dem das schlechte Gewissen mehr und mehr die Luft zum Atmen raubt. Er selbst hält sich für ein hilfloses Opfer der Umstände – und einen Ausweg für unmöglich. 

 Doch wie könnte Michael entdecken, dass es letztlich sein schlechtes Gewissen ist, das ihn in die Zwickmühle treibt? Er könnte seine Schuldgefühle hinterfragen. Zum Beispiel mit dem kurzen Selbsttest (siehe Kasten). Extrem hohe Werte verheißen dabei wenig Gutes. 

 Wie hoch ist meine Beziehungsschuld? Finden Sie es heraus mit unserem Fragebogen-Selbsttest. 

 Die renommierte US-Psychologin Lynn O’Connor fand im Jahr 2002 heraus: Vor allem die Faktoren survivor guilt und allmächtige Verantwortung fallen besonders hoch bei Menschen aus, die an einer Depression leiden. Der Grund: Beide Unterformen der Beziehungsschuld sorgen dafür, dass wir mehr und mehr ins Grübeln geraten und uns Sorgen machen, wie eine Studie der Sapienza-Universität in Rom ergab. Die Forschung zeigt auch: Beziehungsschuld ist ein janusköpfiges Biest. Wer sie – wie Michael – chronisch erlebt, ist einerseits empathischer, aber andererseits auch psychisch belastet. Michael fühlt sich mutlos, sein Selbstwert hat einen Tiefpunkt erreicht. 

 Was könnte er tun, um sich aus der Zwickmühle zu befreien? Man muss gestehen: Selbst im Rahmen einer Therapie gelingt eine Lösung selten von heute auf morgen. Mit einem gut gemeinten „Denk einfach mal an dich selbst“ ist es nicht getan. Beziehungsschuld packt den Menschen mit hartem Klammergriff. Studien listen dennoch Techniken auf, die häufig funktionieren. Michael könnte zum Beispiel die Perspektive wechseln und fragen: „Wäre ich an der Stelle meiner Schwester und sie an meiner – würde ich mir dann nicht wünschen, dass sie glücklich ist?“ Michael könnte auch anfangen, sein Verhalten zu ändern. Dabei empfehlen Fachleute einen behutsamen, langsamen Beginn. Michael könnte sich Unterstützung von außen organisieren – und sich in einem ersten Versuch einen Tag lang freinehmen. Mit jedem Versuch, bei dem die befürchtete Katastrophe ausbleibt, könnte er seinen Spielraum erweitern und die Dosis der freien Tage langsam steigern. 

 Eine andere Form des schlechten Gewissens ereilt uns häufig in der Welt der Arbeit, der Schule und des Studiums. Dort geht es meist darum, Dinge zu tun, auf die man eigentlich keine Lust hat. In der Regel erhöhen Strukturen von außen unsere Disziplin: Stechuhren, Stundenpläne, regelmäßige Klausuren und Prüfungen. 

 Je weniger solche Impulse von außen kommen, desto mehr bleibt der Mensch auf Selbstdisziplin und gute Gewohnheiten angewiesen. So geht es auch Finn. Er hat sich vorgenommen, jeden Tag etwas für sein Studium zu tun. Bevor er mit dem Lernen loslegt, setzt er sich manchmal noch an die Playstation. „Nur für ein paar Minuten“, wie er sich verspricht. Doch wenn er dann zwei oder drei Stunden später den Controller aus der Hand legt, spürt er plötzlich „ein flaues Gefühl“ in seinen Magen kriechen. 

 In der Forschung bezeichnet man diese Form des schlechten Gewissens als self-control guilt, also als Schuldgefühl darüber, sich selbst mal wieder nicht im Griff gehabt zu haben. Am Beispiel von Finn lässt sich ablesen, warum so eine Selbstregulationsschuld im Alltag durchaus helfen kann. An den meisten Tagen setzt Finn sich nämlich wirklich an den Rechner, um das flaue Gefühl in seinem Bauch zu besänftigen. 

 Studien zeigen, dass dieser Trick bei sehr vielen Menschen recht gut funktioniert – allerdings auch seine Schattenseiten mit sich bringt. Zwar ist die Selbstregulationsschuld eine Art inneres Sicherheitsnetz der Selbstdisziplin, doch sie erhöht messbar die Wahrscheinlichkeit, beim nächsten Mal wieder wie Finn vor der Playstation zu versacken. Vermutlich weil wir uns unbewusst sagen: „Ich hab’s mir verdient – schließlich habe ich mich ja beim letzten Mal angestrengt und meine Arbeit doch noch erledigt!“ Diese Form des schlechten Gewissens ist in den Augen der Forschung also ein zweischneidiges Schwert. 

 Studien zeigen aber auch, wie Finn die Geschichte umdrehen und für sich nutzen kann. Er zockt an der Playstation, setzt sich danach an seine Bücher und lernt. Er könnte sich hinterher sagen: „Ich habe die Sache doch noch durchgezogen. Darauf bin ich stolz!“ Ein solcher Stolz erhöht messbar die Chance, dass Finn beim nächsten Mal direkt an seine Arbeit geht, ohne vorher Zeit mit Computerspielen zu verschwenden. Selbstregulationsschuld hilft uns also dann am besten, wenn es uns gelingt, sie hinterher in ein Gefühl von Stolz zu verwandeln. Aber welche Alternative haben wir eigentlich zu diesem komplizierten Tanz der self-control guilt? Die Antwort ist eine andere Form des schlechten Gewissens. 

 Finn hatte etwas getan, das in seinen Augen falsch war. Deshalb empfand er Schuld. Doch manchmal fühlen wir uns auch schlecht für etwas, das noch vor uns liegt. Solch eine Zukunftsschuld gleicht einer dunklen Wolke, die von dem Nahen eines Gewitters kündet. So geht es auch Mia. Sie steht kurz vor ihrem Masterabschluss im Fach Psychologie. Ihr fehlt nur noch ein letztes Praktikum. Hier wird sie bestimmt viel Neues lernen! Doch bald folgt die Ernüchterung. Mia muss dabei lediglich Daten von einem Rechner auf den anderen kopieren. Jeden Tag – vom Morgen bis zum Abend. Mia fühlt sich ausgenutzt. Etwas lernen wird sie hier nicht. 

 Nach wenigen Tagen trifft sie eine Entscheidung: „Ich werde kündigen!“ Und direkt mit diesen Worten ist es auf einmal da: ein unangenehmes Gefühl im Bauchraum. Mias Gedanken fangen an zu kreisen: Wird sie sich hinterher nicht schuldig fühlen? Mia beginnt zu zweifeln. 

 Sie führt Gespräche mit ihrem Umfeld und entdeckt: Fast alle kennen dieses Gefühl! Bei den einen geht es um die bevorstehende Trennung vom Partner, bei den anderen um die Klausur am kommenden Dienstag, für die man womöglich nicht genug gelernt hat. In der Psychologie nennt man diese Form des schlechten Gewissens „antizipierte Schuld“ (anticipated guilt). Aber warum gibt es die „Schuld im Voraus“ überhaupt? 

 Genau wie die meisten anderen Schuldformen ist auch die antizipierte Schuld eine Art Wegweiser. Sie signalisiert uns frühzeitig, dass unser Verhalten negative Konsequenzen haben kann, und motiviert uns dadurch zum Handeln. Studien haben ergeben: Mit einer tüchtigen Portion Zukunftsschuld kann man uns dazu bringen, Knochenmark zu spenden, uns impfen zu lassen oder Biogemüse zu kaufen. Wir tun diese Dinge nicht unbedingt, weil sie uns Freude bereiten, sondern um drohende Konflikte zu vermeiden. 

 Doch was bedeutet das für den Fall von Mia? Soll sie ihrer antizipierten Schuld folgen, sich die Kündigung verkneifen und ihr Copy-and-Paste-Praktikum einfach durchziehen? Tatsächlich weist die Forschung tendenziell in die gegenteilige Richtung. Studien zeigen nämlich, dass wir in der Regel überschätzen, wie schuldig wir uns in der Zukunft fühlen werden. Zukunftsschuld wirkt auf unsere Psyche wie ein Scheinriese: Sie wird in der Regel kleiner und kleiner, je mehr wir uns ihr nähern. Natürlich ereignet sich ein solcher intensity bias nicht immer, dennoch ist er das, womit man rechnen sollte. Genau so läuft es auch bei Mia. Sie fühlt sich tatsächlich ein bisschen schuldig, während sie kündigt, kann mit dem unangenehmen Gefühl aber ziemlich gut umgehen und ist hinterher froh, sich behauptet zu haben. 

 Genau das bringt uns zur Geschichte von Sabine. Sie absolviert gerade ihr Jahresgespräch mit ihrer Abteilungsleitung und zwei weiteren Vorgesetzten. Normalerweise prahlen die Mitarbeitenden dabei mit allem, was sie in den Monaten zuvor geleistet haben. Sabine verwendet darauf aber nur zehn Minuten. Sie nutzt den Termin lieber, um die Meinung der drei Vorgesetzten zu ihren aktuellen Projekten einzuholen. Hinterher nimmt die Abteilungsleiterin sie zur Seite: „So ein Gespräch habe ich noch nie erlebt“, sagt sie. „Warum hast du denn nur so kurz über deine Erfolge gesprochen? Ich finde, du hättest mehr aus dem Termin machen müssen.“ Erst jetzt erwacht in Sabine ein mieses Gefühl. Sie fürchtet, versagt und ihre Chefin enttäuscht zu haben. Was Sabine fühlt, ist eine „fremdinduzierte Schuld“ – also ein schlechtes Gewissen, das man ihr von außen einredet. 

 Eine Studie der Universität Groningen zeigt, dass Sabines Reaktion alles andere als ungewöhnlich ist. Für das Experiment bat man eine Gruppe von Studierenden ins Forschungslabor und gab ihnen die Aufgabe, möglichst schnell und korrekt bestimmte Tastenkombinationen auf einer Computertastatur zu tippen. Lediglich die Nutzung der Shift-Taste sei verboten. Dies würde das Programm abstürzen lassen und alle Daten löschen. Was die Freiwilligen nicht wussten: Die Software war heimlich darauf programmiert, nach exakt 96 Anschlägen einen Absturz zu simulieren – auch wenn die verbotene Taste gar nicht gedrückt worden war. 

 Der Hälfte der Freiwilligen sagte man anschließend, es habe sich um einen technischen Fehler gehandelt. Den anderen gab man eine persönliche Schuld: Sie hätten die verbotene Taste berührt, nun sei die ganze Arbeit für die Katz! Die Beschuldigten reagierten genau, wie Sabine es nach dem Gespräch mit ihrer Chefin getan hatte: Ihre Werte für Schuld und Stress stiegen erheblich, sie mussten bis zum selben Abend im Schnitt mehr als 18-mal häufiger an den Programmabsturz denken als jene Freiwilligen, die an eine technische Ursache glaubten. Merke: Es ist kinderleicht, anderen Menschen ein schlechtes Gewissen einzureden. 

 Sabine löst ihr schlechtes Gewissen auf, indem sie eine Freundin anruft. Dabei merkt sie: Im Grunde hat sie komplett im Einklang mit ihren eigenen Werten gehandelt. Sie lehnt Angeberei ab und mag es, sich offen und kollegial über ihre Arbeit auszutauschen. Aus dem Gedanken „Ich habe einen Fehler gemacht“ wird für Sabine der Gedanke „Ich bin meinen eigenen Werten treu geblieben“. Mit dieser Erkenntnis verfliegt ihr schlechtes Gewissen und weicht sogar einem zarten Gefühl von Stolz. Fazit: Ein schlechtes Gewissen kommt gar nicht so selten von außen. Manchmal ermahnt man uns zu Recht. Doch manchmal lässt sich das Gefühl von Schuld auch auflösen, so wie bei Sabine. Man merkt: Nach meinen eigenen Werten habe ich eigentlich alles richtig gemacht. 

 Doch was passiert, wenn wir – anders als Sabine – nicht gegen fremde Werte verstoßen, sondern unsere eigenen Standards verfehlen? Genau das fragte sich der Sozialpsychologe Edward Tory Higgins in den 1980er Jahren. Dabei entdeckte er, dass unser Selbstbild nicht nur davon geprägt ist, wie wir uns selbst sehen, sondern auch davon, wie wir unserer Meinung nach sein sollten. Higgins nannte dieses moralische Idealbild unser ought self, also unser „Soll-Selbst“. Hinter diesem Soll-Selbst verbergen sich Glaubenssätze wie zum Beispiel: 

 „Ich darf niemals zu spät kommen.“ 

 „Ich darf nicht jammern.“ 

 „Ich sollte dankbar sein.“ 

 In den Augen von Higgins ist ein schlechtes Gewissen nichts anderes als der gefühlte Unterschied zwischen dem, wie wir sein sollten, und dem, wie wir tatsächlich sind. Unsere Ichschuld besteht in der klaffenden Lücke zwischen Anspruch und Wirklichkeit. Higgins nannte diese Kluft unsere self-discrepancy, ein Missverhältnis im Selbst. 

 Higgins’ Kollege Timothy Strauman entdeckte in einer Studie eine merkwürdige Eigenschaft dieser Selbst-Diskrepanz. Er konnte zeigen, dass Selbstbild und Soll-Selbst überaus wandelbar sind. Was uns heute umtreibt (etwa: mangelnde Pünktlichkeit) kann einige Jahre später kein Thema mehr sein. Stattdessen rücken andere Dinge in den Fokus (etwa: mehr Dankbarkeit spüren). 

 Ein Faktor blieb in Straumans Studie jedoch verblüffend konstant: das Gefühl der eigenen Selbst-Diskrepanz. Wer heute glaubt, vom eigenen Soll-Selbst meilenweit entfernt zu sein, wird in einigen Jahren vermutlich noch genau dasselbe über sich denken und fühlen – unabhängig von jeder persönlichen Entwicklung. „Man kann sich die Selbst-Diskrepanz als eine Art Persönlichkeitseigenschaft vorstellen“, heißt es in einer Fachschrift aus dem Jahr 2018. Manchmal ist das schlechte Gewissen eine Ichschuld, eine Art Hintergrundrauschen unseres Charakters. 

 Wie erkennt man, dass man es mit seinen Ansprüchen übertreibt? „Man erkennt es daran, dass ein subjektiver Leidensdruck entsteht“, sagt der klinische Psychologe Pascal Schlechter von der Universität Münster. Häufig sei das dann der Fall, wenn man „im Soll-Selbst sehr starre und festgesetzte Regeln hat, an die man sich halten möchte“. Das kann sich spürbar auf unser Verhalten auswirken: „Man merkt: Irgendwie beschäftigt mich das Thema zu sehr, ich beginne zu grübeln und habe unangenehme Emotionen und ich fange an, mich mehr und mehr zurückzuziehen.“ Unser moralischer Kompass verwandelt sich in eine permanente Quelle von Selbstvorwürfen. 

 Gegensteuern könne man schon mit einer einfachen Erkenntnis, erklärt Pascal Schlechter: „Viele Menschen konzentrieren sich nur auf eine einzige Dimension. Sie sagen zum Beispiel: ,Ich bin beruflich nicht so erfolgreich, wie ich sein sollte.‘ Sie übersehen die Komplexität, die sie ausmacht, die Vielfalt der Eigenschaften, die sie haben.“ Aus therapeutischer Sicht empfiehlt Pascal Schlechter eine einfache Intervention. „Ich würde fragen: ,Wie sind Sie denn als Freund? Als Partner? Wie kreativ sind Sie?‘ Wir können also die Komplexität in unserem Selbstbild fördern und überlegen: Was sind die Eigenschaften, die mich ausmachen, und wie schwerwiegend ist es wirklich, wenn ich in einem Bereich nicht so bin, wie ich vermeintlich sein soll?“ Die zweite Technik bestehe darin, die Ansprüche unseres Soll-Selbst zu überprüfen: „Woher kommen diese Vorstellungen eigentlich? Ist das etwas, das ich wirklich glaube, oder habe ich das nur von anderen übernommen?“ 

 Zugegeben: Viele Attacken des schlechten Gewissens lassen sich keiner der oben genannten Arten zwingend zuordnen: Wir verschütten Rotwein auf den neuen Teppich von Bekannten – und verdrücken uns, ohne es zuzugeben. Wir versetzen einen guten Freund. Wir lästern heimlich über Menschen, die uns nahestehen. Wir haben etwas getan, das nicht okay ist. Wir fühlen uns mies. 

 Genau mit solchen Wald-und-Wiesen-Szenarien eines schlechten Gewissens betreten wir das Königreich der Psychologin June Tangney von der George Mason University im US-Bundesstaat Virginia. Niemand hat die Forschung dazu in den vergangenen 30 Jahren stärker beeinflusst als sie. 

 Tangney entdeckte, dass hinter dem schlechten Gewissen in seiner Standardvariante in Wahrheit zwei gut unterscheidbare Emotionen stecken: die Schuld in einer ganz allgemeinen Form – und die Scham. 

 Bei der Schuld denken wir: „Ich habe einen Fehler gemacht.“ 

 Wenn wir Scham empfinden, denken wir: „Ich bin ein schlechter Mensch.“ 

 Diese Unterscheidung klingt wie akademische Haarspalterei. Tatsächlich haben Schuld und Scham im Sinne Tangneys aber dramatische Konsequenzen für unsere Motivation, für unser Verhalten und dafür, wie wir uns fühlen. 

 „Wer Scham empfindet“, sagt June Tangney, „erlebt sich als beschädigte Person. Das ist extrem schmerzhaft. Typische Reaktionen sind Rückzug, Vermeidung, Verleugnung – und sehr häufig das Externalisieren von Schuld. Man versucht, dieses quälende Selbstgefühl loszuwerden, indem man es nach außen verlagert.“ Anders gesagt: Menschen, die schnell und oft in Wut geraten und ständig die Schuld im Außen suchen, sind in Wahrheit nicht unbedingt böse oder feindselig. Ihre sichtbare Aggression überdeckt lediglich eine heimliche Scham, die zu schmerzhaft ist, um sie lange ertragen oder gar aussprechen zu können. Mehr noch: Wenn uns Scham befällt, wollen wir uns am liebsten verstecken, uns verkriechen, im Erdboden versinken, niemanden mehr sehen. Solche Gedanken sind ebenfalls deutliche Indizien dafür, dass wir uns im Sinne June Tangneys „schämen“. 

 Ganz anders wirken klassische Schuldgefühle. Man weiß: Ich bin im Prinzip okay – aber meine Handlung war falsch. Ich kann darüber nachdenken: Was habe ich eigentlich getan? Wen habe ich verletzt? Was habe ich in dieser Situation übersehen? „Das erzeugt einen starken Drang, die Sache wiedergutzumachen. Man möchte sich entschuldigen, sich bessern und sein Verhalten ändern“, erklärt June Tangney. Das ist ein wichtiger, oft übersehener Gedanke: Wer Schuld empfindet, geht auf die geschädigte Person zu und versucht, die Sache aus der Welt zu schaffen. Schuld hält uns in Bewegung und in Kontakt mit unseren Mitmenschen. 

 Das Denken der Scham dagegen kreist so sehr um unser beschädigtes Selbst, dass keine Energie mehr bleibt für das Leid unserer Mitmenschen. Das belegen die Studien June Tangneys: Für Menschen, die sich schämen, verschwindet die andere Person fast vollständig aus dem Blickfeld. 

 Wichtig: Ob wir nach einem Fehltritt eher mit Schuld oder mit Scham reagieren, ist alles andere als Zufall. Jeder Mensch besitzt eine bestimmte Neigung zu Schuld und Scham (siehe den Test auf der linken Seite). Eine hohe Schuldneigung (guilt proneness) macht uns dabei tendenziell zu rücksichtsvolleren Menschen. Man verhält sich eher friedlich als aggressiv – und tut mit erhöhter Wahrscheinlichkeit auch dort das Richtige, wo niemand zuguckt, der strafen oder applaudieren könnte. 

 Eine hohe Schamneigung (shame proneness) ist dagegen häufig ein Wegweiser Richtung Unglück. June Tangney und andere Fachleute haben in den vergangenen Jahrzehnten eine ganze Reihe von Korrelationen zusammengetragen. Die Ergebnisse der Forschung zeichnen ein trostloses Bild: Wenn sich hinter unserem schlechten Gewissen auf chronische Weise die Scham versteckt, werden wir mit erhöhter Wahrscheinlichkeit depressiv, ängstlich, greifen häufiger zu Drogen und Alkohol. Eine überhöhte Schamneigung schreddert unseren Selbstwert ebenso wie unsere Beziehungen, treibt uns in Grübelgedanken, Rückzug und Vermeidung. 

 Doch wie befreit man sich von dieser schädlichen Form des schlechten Gewissens? „Vor allem durch die Fähigkeit, zwischen Scham und Schuld unterscheiden zu können“, sagt June Tangney. Hat man hinter seinem schlechten Gewissen eine Schamreaktion erkannt, gehe es darum, „Scham in Schuld zu verwandeln“. Wir sagen uns nicht mehr: „Ich bin ein schlechter Mensch.“ Sondern: „Ich habe einen Fehler gemacht – wie kann ich das wieder geraderücken?“ 

 Mehrere Studien haben untersucht, wie diese Verwandlung gelingen kann. Gute Erfolge erzielen dabei Übungen in Selbstmitgefühl (self-compassion). Sie bestehen aus einem dreistufigen Prozess. 

 Man gesteht sich ein: Ich fühle gerade Scham – und das tut weh. 

 Danach macht man sich klar: Diesen Schmerz teile ich mit der ganzen Menschheit. Fast jeder Mensch schämt sich manchmal. Ich bin nicht allein mit diesem Gefühl. 

 Zuletzt stellt man sich eine einfache Frage: Wenn ein Freund oder eine Freundin tun würde, was ich getan habe – würde ich ihn oder sie genauso hart verurteilen, wie ich das gerade bei mir selbst tue? Die Antwort auf diese Frage ist fast immer ein Nein. 

 Es lohnt sich also, genauer hinzusehen, in welcher Form und Gestalt uns das schlechte Gewissen packt. Wenn wir in der Lage sind, seine sieben Gesichter zu unterscheiden, hat das schlechte Gewissen ausgesprochen gute und heilsame Seiten. 

 * Dieser Artikel erzählt die Geschichten von Michael, Finn, Mia und Sabine. Alle vier heißen in Wirklichkeit anders. 

 Sie wollen mehr zum Thema erfahren? Dann lesen Sie auch: 

 Wie stark Religion und Erziehung unser schlechtes Gewissen formen, erklärt die wohl renommierteste Schamforscherin June Tangney in „Aus mir wird nie eine Heilige“. 

 Neige ich zu Scham oder Schuld? Wie hoch ist meine Beziehungsschuld? Finden Sie es heraus mit zwei Fragebogen-Selbsttests Wie stark belastet mich mein schlechtes Gewissen? 

 June P. Tangney, Ronda L. Dearing: Shame and Guilt. Guilford Press 2004 

 Luck, T., & Luck-Sikorski, C. (2022). The wide variety of reasons for feeling guilty in adults: findings from a large cross-sectional web-based survey. BMC Psychology, 10(1), 198 

 Faccini, F. u.a. (2020).Guilt, shame , empathy, self-esteem, and traumas: New data for the validation of the Interpersonal Guilt Rating Scale-15 Self-Report (IGRS-15s). Psychodynamic Psychiatry, 48(1), 79–100 

 Tangney, J. P. u.a. (2007). Moral emotions and moral behavior. Annual Review Of Psychology, 58, 345–372 

 Hier können Sie interessante Artikel speichern, um sie später zu lesen und wiederzufinden. 
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 June Tangney ist die wohl renommierteste Schamforscherin. Im Interview verrät sie, wie stark Religion und Erziehung unser schlechtes Gewissen formen 

 Frau Professorin Tangney, im Deutschen sagen wir: „Ich habe ein schlechtes Gewissen“ – und werfen dabei alle möglichen emotionalen Zustände in einen einzigen großen Topf. Wie ist das im Englischen? 

 Wir haben im Englischen zwar keinen Oberbegriff wie „schlechtes Gewissen“, aber die Verwirrung ist dennoch auch bei uns groß. Viele Menschen benutzen shame und guilt – also Scham und Schuld – vollkommen austauschbar oder sprechen von beidem, als wäre es ein einziges Gefühl. Auch in der Wissenschaft hat man sich… 

 Sie wollen den ganzen Artikel downloaden? Mit der PH+-Flatrate haben Sie unbegrenzten Zugriff auf über 2.000 Artikel. Jetzt bestellen 

  

 oder sprechen von beidem, als wäre es ein einziges Gefühl. Auch in der Wissenschaft hat man sich erstaunlich lange nicht die Mühe gemacht, die Unterschiede wirklich ernst zu nehmen. 

 Sie haben für den Unterschied zwischen Scham und Schuld eine einfache und hilfreiche Formel entwickelt. 

 Bei Schuld liegt der Fokus auf dem Verhalten. Nach dem Motto: „Ich habe etwas Schlechtes getan. Ich habe einen Fehler gemacht. Ich habe jemanden verletzt.“ Bei der Scham verschiebt sich der Fokus auf das Selbst. Wer Scham empfindet, denkt: „Ich bin schlecht. Ich bin fehlerhaft. Mit mir stimmt etwas nicht.“ 

 Viele Menschen glauben, Scham sei moralisch wertvoll. Sie denken: „Ich bin ein guter Mensch, weil ich mich schäme.“ Was antworten Sie darauf? 

 Nun, ich muss zugeben: Das ist eine Vorstellung, die mich persönlich sehr geprägt hat. 

 Inwiefern? 

 Ich bin in einem katholischen Umfeld aufgewachsen – ausgesprochen streng, mit einem sehr strafenden Gott. Mir wurden als Kind viele Geschichten von Heiligen vorgelesen. Doch im Alter von sechs oder sieben Jahren habe ich gemerkt: Aus mir wird nie eine Heilige. Denn wie jedes Kind habe ich mich manchmal schlecht benommen. Aber dann habe ich gedacht: Jesus hat viel gelitten; das bedeutet wohl: Wenn ich ein guter Mensch sein will, sollte ich mich möglichst schlecht fühlen. Meine eigene Forschung hat mir da wirklich die Augen geöffnet. Ich habe gesehen: Dieses ständige Leiden tut wirklich gar nichts für uns. 

 Empfinden Menschen mehr Scham, wenn sie eine katholische Erziehung dieser Art erlebt haben? 

 Ich war mir ziemlich sicher, dass das so ist, und ich habe eine Menge dazu geforscht. Zu meiner Überraschung habe ich keinerlei Belege dafür gefunden. Die Religionszugehörigkeit verrät so gut wie gar nichts darüber, wie viel Scham oder Schuld ein Mensch empfindet. 

 Sie haben viel dazu gearbeitet, wie sehr ein Mensch zu Scham oder Schuld neigt. Wenn es nicht an der Religion liegt – kommen die Unterschiede vielleicht aus der Erziehung? 

 Ich habe dazu mit Kindern aus der fünften Klasse geforscht, mit ihren Eltern und Großeltern. Ich wollte wissen, ob wir unsere Neigung zu Scham und Schuld über mehrere Generationen weitervererben. Und ich hätte mein Haus darauf verwettet, dass wir dabei etwas finden, besonders was die Mütter und Großmütter angeht. Aber wir haben dafür keine klaren Belege entdeckt. Das Einzige, was etwas verrät, ist die Perspektive der Kinder. Manche sind sehr empfindlich gegen Zeichen elterlicher Zurückweisung. 

 Das heißt: Die Kinder fühlen sich zurückgewiesen, obwohl die Eltern das gar nicht so gemeint haben? 

 Kinder und Eltern leben in ganz unterschiedlichen Welten. Wenn man die Eltern fragt: „Was macht ihr eigentlich in der Erziehung?“, und wenn man dann die Kinder befragt – die Übereinstimmungen zwischen diesen Geschichten sind verschwindend gering. Man könnte jetzt denken, dass manche Kinder eben von Geburt an besonders empfindlich sind und deshalb später mehr Scham entwickeln. Aber auch dazu hat man in der Forschung keine starken Belege gesehen. Ich bin jetzt 67 Jahre alt. Woher die Schamneigung kommt – das ist eine Forschungsfrage für die nächste Generation. 

 Apropos: Schämen sich ältere Menschen mehr? 

 Im Gegenteil. Das ist einer der Vorteile des Älterwerdens. Wir haben dazu sehr alte Menschen interviewt, manche davon waren schon über 90. Viele von ihnen sagen: Mich selbst verurteilen? Dafür habe ich keine Zeit mehr! Klar, sie empfinden vielleicht Schuld oder Reue, aber kaum noch Scham. 

 Wenn Sie über den Unterschied zwischen Scham und Schuld reden – wie leicht fällt es Ihnen, anderen diese Story schmackhaft zu machen? 

 Das geht ganz leicht. Man sagt: „Ich höre, dass deine Scham dir viel Leid verursacht. Das klingt wirklich hart. Aber es gibt eine Alternative dazu, die besser ist, moralischer ist, gesünder ist, die weniger weh tut. Willst du mehr darüber erfahren?“ 

 Verstehe. Nach meiner Erfahrung verwenden viele das Wort „Scham“ nicht so, wie Sie das definiert haben. 

 Das mag sein. Als ich noch therapeutisch gearbeitet habe, ist mir das auch gelegentlich begegnet. Damit habe ich mich nie aufgehalten. Es geht mir nicht um das Wort. Auch in den Fragebögen, mit denen ich Scham und Schuld messe, tauchen die Begriffe „Scham“ und „Schuld“ überhaupt nicht auf. 

 Sondern? 

 Bei Scham frage ich sinngemäß: Hast du nach dieser oder jener Handlung das Gefühl, ein schlechter Mensch zu sein? Das versteht jeder. 

 Wenn ich mir die Forschung zu Scham und Schuld ansehe, denke ich: Freud lag ziemlich richtig mit seinem Konzept vom Über-Ich. 

 Freud hatte in vielen Dingen recht. Nicht in allem natürlich. Aber es stimmt schon: Wir haben einen inneren Sinn dafür, was richtig und falsch ist. Diese innere Stimme bringt uns dazu, das Richtige zu tun. Das ist bei den allermeisten Menschen so. Nicht bei allen. Ein kleiner Prozentsatz wird andere Menschen immer ausnutzen. 

 Gibt es Formen des schlechten Gewissens, die Sie in Ihrer Forschung übersehen haben? 

 Ich habe mich als Forscherin eher mit Situationen befasst, in denen Menschen objektive Fehler gemacht haben. Da erweist sich Schuld fast immer als hilfreiche Emotion. Aber ich gebe zu: Es gibt auch Formen von Schuld, die nicht so gut für uns sind. Denken Sie an das Phänomen von survivor guilt. Man fühlt sich schuldig, weil man überlebt hat. Dabei war es einfach nur Glück, einfach nur Zufall. Man hat nichts falsch gemacht. 

 Wie kann man Freunden helfen, die so eine Überlebensschuld entwickelt haben? 

 Viele Betroffene glauben, dass es sich beim Leben um ein Nullsummenspiel handelt. Nach dem Motto: Mein Überleben hat einem anderen Menschen geschadet. Oder nach einem unverschuldeten Unfall verfallen sie ins kontrafaktische Denken: „Hätte ich nur die andere Strecke genommen! Wäre ich doch nur etwas später losgefahren!“ Solche Gedankenmuster sind einerseits ganz normal. Doch andererseits bringen sie einen dazu, Verantwortung zu fühlen, wo man keine Verantwortung hat. Solche Gedanken würde ich in Gesprächen hinterfragen. 

 June Tangney ist Psychologin und eine der meistzitierten Schamforscherinnen der Welt. Sie arbeitete bis zu ihrer Emeritierung 2025 als Professorin an der George Mason University (Virginia). 

 Sie wollen mehr zum Thema erfahren? Dann lesen Sie auch: 

 Warum es nicht nur ein schlechtes Gewissen, sondern aus der psychologischen Forschung mindestens sieben verschiedene Arten dieses miesen Gefühls gibt, und wie sie für unser Leben nützlich sein können in Mit mir ins Reine kommen. 

 Neige ich zu Scham oder Schuld? Wie hoch ist meine Beziehungsschuld? Finden Sie es heraus mit zwei Fragebogen-Selbsttests in Wie stark belastet mich mein schlechtes Gewissen? 

 Hier können Sie interessante Artikel speichern, um sie später zu lesen und wiederzufinden. 
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 Zwei Fragebogen-Selbsttests laden dazu ein, den eigenen Umgang mit Schuld, Scham und Verantwortung in Beziehungen besser kennenzulernen 

 Im Interview verrät die wohl renommierteste Schamforscherin June Tangney, wie stark Religion und Erziehung unser schlechtes Gewissen formen. Mit dem ersten Fragebogen können Sie herausfinden, wie stark Sie zu Scham und Schuld neigen. Unser zweiter Fragebogen widmet sich der Frage „Wie hoch ist meine Beziehungsschuld?“ (interpersonal guilt) – dabei handelt es sich um eine der sieben Arten von Schuldgefühlen, die sich aus der psychologischen Forschung ableiten lassen. 

 Die folgenden Szenarien orientieren sich an einem Test aus der Forschung von June Tangney. Auf einer Skala von eins bis fünf: Wie wahrscheinlich sind die angegebenen Reaktionen bei Ihnen? Eins bedeutet: sehr unwahrscheinlich; fünf bedeutet: sehr wahrscheinlich 

 1. Sie waren mit einem Freund zum Essen verabredet. Um 7 Uhr merken Sie, dass Sie ihn versetzt haben 

 A) Sie denken: „Ich bin rücksichtslos“ 

 B) Sie denken: „Ich möchte das so bald wie möglich wiedergutmachen“ 

 2. Bei der Arbeit machen Sie einen Gegenstand kaputt und vertuschen den Schaden 

 A) Sie denken daran, Ihren Job zu kündigen 

 B) Sie denken: „Ich sollte den Schaden ersetzen“ 

 3. Bei der Arbeit planen Sie ein Projekt erst auf den letzten Drücker. Das Projekt wird ein Reinfall 

 A) Sie fühlen sich inkompetent 

 B) Sie denken: „Ich verdiene eine Bestrafung für mein Fehlverhalten“ 

 4. Sie machen einen Fehler bei der Arbeit; man gibt einem Kollegen die Schuld dafür 

 A) Sie schweigen und meiden den Kontakt zu diesem Kollegen 

 B) Sie sind unglücklich und klären das Missver-ständnis bald auf 

 5. Beim Spielen werfen Sie versehentlich einem Freund einen Ball ins Gesicht 

 A) Sie denken: „Ich bin sogar zu dämlich, um einen Ball zu werfen“ 

 B) Sie entschuldigen sich und kümmern sich um den Freund 

 6. Sie überfahren mit dem Auto ein kleines Tier 

 A) Sie denken: „Ich bin ein schrecklicher Mensch“ 

 B) Sie fühlen sich schlecht, weil Sie nicht besser aufgepasst haben 

 7. Sie schreiben eine Klausur und denken, dass alles super gelaufen ist. Tatsächlich bekommen Sie aber eine schlechte Note 

 A) Sie fühlen sich dumm 

 B) Sie denken: „Ich hätte besser lernen sollen“ 

 8. Sie machen sich hinter seinem Rücken über einen Freund lustig 

 A) Sie fühlen sich schäbig 

 B) Sie nehmen ihre Aussagen zurück und reden über seine guten Seiten 

 9. Sie machen bei einem Arbeitsprojekt einen groben Fehler. Andere haben sich auf Sie verlassen, Ihre Vorgesetzte kritisiert Sie 

 A) Sie würden am liebsten im Erdboden versinken 

 B) Sie denken: „Ich hätte das Problem erkennen und einen besseren Job machen müssen“ 

 10. Sie passen während der Ferien auf den Hund von Freunden auf. Der Hund läuft weg 

 A) Sie denken: „Ich bin unverantwortlich und unfähig“ 

 B) Sie versprechen, beim nächsten Mal besser aufzupassen 

 11. Sie kippen bei einer Party Rotwein auf den neuen cremefarbenen Teppich der Gastgeber. Sie glauben, dass niemand die Sache mitbekommen hat 

 A) Sie wären jetzt am liebsten weit weg 

 B) Sie bleiben bis zum Ende der Feier, um den Fleck zu beseitigen 

 Addieren Sie jeweils die Werte aller A-Antworten und B-Antworten. 

 Antworten A: 

 11 bis 32 Punkte: Ihre Schamneigung ist niedrig oder durchschnittlich. Die allermeisten Menschen fühlen wie Sie. 

 33 bis 55 Punkte: Sie haben vermutlich eine erhöhte Schamneigung. Gut möglich, dass Sie häufig ein schlechtes Gewissen haben und sich dabei stark selbst verurteilen. Es könnte sich lohnen, genauer hinzuschauen und Scham in ein Gefühl von Schuld zu verwandeln: „Ich habe einen Fehler gemacht“ statt „Ich bin ein Fehler“. 

 Antworten B: 

 11 bis 45 Punkte: Sie haben eine niedrige oder mittlere Schuldneigung. Die meisten Menschen fühlen wie Sie. 

 46 bis 55 Punkte: Sie haben eine erhöhte Schuldneigung. Ihr moralischer Kompass ist eher empfindlich. Sie können sehr streng zu sich sein, werden aber auch dann das Richtige tun, wenn niemand dabei zusieht. Man kann Ihnen bedenkenlos die Vereinskasse anvertrauen. 

 Tangney, J. P. u.a. (2000). Test of Self-Conscious Affect–3 (TOSCA-3). George Mason University; Übersetzung des Autors 

  

 Dieser Fragebogen gibt einen ersten, spielerischen Hinweis auf die Größe Ihrer Beziehungsschuld (interpersonal guilt). Auf einer Skala von eins bis fünf: Wie sehr können Sie den folgenden Aussagen zustimmen? Eins bedeutet: „Ich stimme gar nicht zu“; fünf bedeutet: „Ich stimme vollständig zu.“ 

 Ich fühle mich unwohl, wenn ich mehr Erfolg habe als meine Freunde 

 Mir ist es unangenehm, wenn es mir besser geht als anderen 

 Eltern, Kinder und Geschwister sollten stets an erster Stelle stehen 

 Ich fühle mich unwohl, wenn ich kritisch über meine Eltern, Kinder oder Geschwister denke 

 Ich denke viel über meine Eltern, Kinder, Geschwister nach 

 Wenn etwas schiefgeht, frage ich mich oft: Wie hätte ich das verhindern können? 

 Die allermeisten Menschen kommen auf 2 bis 20 Punkte. Bei einer höheren Punktzahl empfinden Sie vermutlich Beziehungsschuld überdurchschnittlich stark. Es kann sich lohnen, einen genaueren Blick auf Ihre Muster zu werfen: Wo hält die Rücksicht auf andere Sie fundamental davon ab, Ihren eigenen Weg zu gehen und gut für sich selbst zu sorgen? 

 Die Aussagen sind inspiriert vom Interpersonal Guilt Questionnaire: O’Connor u.a. (1997). Interpersonal guilt: the development of a new measure. Journal of Clinical Psychology, 53(1), 73–89 

 Sie wollen mehr zum Thema erfahren? Dann lesen Sie auch: 

 Warum es nicht nur ein schlechtes Gewissen, sondern aus der psychologischen Forschung mindestens sieben verschiedene Arten dieses miesen Gefühls gibt, die für unser Leben nützlich sein können in Mit mir ins Reine kommen. 

 Wie stark Religion und Erziehung unser schlechtes Gewissen formen erklärt die wohl renommierteste Schamforscherin June Tangney in „Aus mir wird nie eine Heilige“. 

 Mit Infos zu unseren Schwerpunktthemen und inhaltlichen Highlights. 

 Ihre Daten nutzen wir, wie es in der Datenschutzerklärung erläutert ist 
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Wir fragen uns, um wessen Sicherheit es hier eigentlich geht?
 Frieden sieht anders aus! Wir sagen Nein zum Krieg gegen uns!
Wir wehren uns und bilden starke Bande gegen Faschismus, Patriarchat und Krieg! 

 Organisiert euch in feministischen Gruppen und sagt dem Patriarchat dem Kampf an! 

 Raus auf die Straße zum Feministischen Kampftag am 08. März! 

 
Weitere Informationen siehe Link mit Übersicht 
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